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EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)





Wochendruckausgabe 157 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.11.2019
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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)

Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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PROTEST/008: Musikszene - Opposition zum Äußersten gezwungen ... (Initiative Freiheit)

Appell alle JournalistInnen, KünstlerInnen, PolitikerInnen - An die
Regierungsverantwortlichen der Republik Türkei



Sehr geehrte Damen und Herren,

wir richten hier nochmals einen dringenden Appell an die Menschlichkeit, um
das Leben des türkischen Musikers Ibrahim Gökcek zu retten.

KünstlerInnen, Abgeordnete, JournalistInnen, MenschenrechtlerInnen,
Interessierte!

Hört seine Stimme!

 Ibrahim Gökcek will leben!

 322 TAGE HUNGERSTREIK !


Wir veröffentlichen einen aus dem Türkischen übersetzten Brief von Ibrahim
Gökcek...

- zunächst noch unser Aufruf:

Die Verantwortlichen in der Türkei brauchen nur zusagen, dass Grup Yorum
ein Konzert veranstalten kann, um den Hungerstreik zu beenden und die
Proteste zu stoppen!

Tausende Menschen, KünstlerInnen, Intellektuelle, Abgeordnete aus der
Türkei und international unterstützen die Forderung von Grup Yorum und
Ibrahim Gökcek. Es werden täglich mehr Stimmen, die Ibrahim's Leben
schützen wollen.

Der Aufruf geht nicht an Ibrahim, den Widerstand zu beenden, er richtet
sich an die tauben Ohren der türkischen Regierung!

Bassist Ibrahim Gökcek ist dem Tod nah und die AKP-Regierung wird
aufgerufen, endlich einzulenken und nicht ein weiteres Oppositionsmitglied
auf dem Gewissen zu haben.

HELIN BÖLEK - MUSTAFA KOCAK - .......?! STOP!

Es ist ein Grundrecht, künstlerischen Aktivitäten nachzugehen, als eine
international bekannte und populäre Band, die seit Jahrzehnten Lieder der
Opposition macht, bei Konzerten öffentlich aufzutreten!

Worauf wartet die türkische Regierung? Warum will sie Ibrahim sterben
lassen?

Justizminister der Türkei:

@abdulhamitgul @adalet_bakanlik

E-Mail: info@adalet.gov.tr

Innenminister der Türkei:

@suleymansoylu @TC_icisleri

E-Mail: basin@icisleri.gov.tr

 * 

Ibrahim's Brief:

In einem Zimmer in den Slums von Istanbul schau ich nach draußen. Wenn ich
rausgehen würde, würde ich den Bosporus sehen. Leider liege ich im Bett.
Mein Gewicht liegt nunmehr bei 40 Kg. Meine Beine haben nicht mehr die
Kraft, meinen Körper zu tragen. Vorerst kann ich mir den Bosporus nur
vorstellen.

Ich stehe auf der Bühne. Meine Gitarre mit meinem Lieblingsgürtel - der
Gürtel mit den Sternen - hängt an meinem Nacken. Vor mir sind
Hunderttausende von Menschen, haben ihre Fäuste in der Höhe und singen
"Bella Ciao". Meine Hand, die auf die Seiten schlägt, ist wie die
geschickteste Hand. Meine Beine sind gesund. Ich könnte einmal um Istanbul
herumrennen.

Diese beiden Sachen, die ich Euch erzählt habe, sind die echt? Der Grund
ist, dass ich in der Türkei lebe und hier Musik in einer politischen Band
mache. Deswegen ist meine Geschichte ein Teil der großen Geschichte meines
Landes. Es sind jetzt 310 Tage, seit ich aufhörte zu essen. "Ich erkläre es
mal so: Ich versuche mich mit meinem Hunger auszudrücken" oder aber "Sie
nahmen mir meine Bassgitarre weg, jetzt habe ich aus meinem Körper ein
Instrument gemacht".

Ich bin Ibrahim Gökcek. Ich spiele seit 15 Jahren Bassgitarre bei Grup
Yorum. Die Geschichte von Grup Yorum, die von vier Studenten vor 35 Jahren
gegründet wurde, ist genauso holprig wie die Geschichte der Türkei. Diese
Geschichte hat uns an einen Punkt gebracht, an dem wir uns, um Konzerte
geben zu können, zu Tode hungern müssen.

Ein Mitglied unserer Band, meine liebe Genossin Helin Bölek ist am 3. April
am 288 Tag ihres Todesfastens gefallen. Ihre Fahne trage jetzt ich.

Sie werden sich jetzt fragen, wofür Mitglieder einer Musikgruppe sterben.
Warum entscheidet man sich für eine beängstigende Methode wie das
Todesfasten.

Helins 28-jähriges Leben erzählt uns alles, ebenso wie die Tatsache, dass
mein Körper von Tag zu Tag schmilzt. Wir sind in eine Zeit hineingeboren,
in der man nach 1980 für Rechte und Freiheiten kämpfen musste. Wir haben 23
Alben herausgebracht, in denen wir die Bevölkerung den sozialistischen
Ideen näherbrachten. Nunmehr wurden über zwei Millionen Alben von uns
verkauft. Wir haben die Lieder der Unterdrückten aus Anatolien und aus der
ganzen Welt gesungen. Wir haben genau dasselbe erlebt wie diejenigen, die
von einer Freien und Demokratischen Welt träumen. Wir sangen die Lieder der
Oppositionellen und derer, die für ihre Rechte kämpfen. Wir wurden in
Gewahrsam genommen, verhaftet, unsere Konzerte wurden verboten, die Polizei
hat Razzien auf unser Kulturzentrum ausgeübt, unsere Instrumente wurden
zerstört. Zum ersten Mal wurde gegen uns unter der AKP-regierten Türkei
Kopfgeld ausgesetzt und wir wurden auf "Listen gesuchter Terroristen"
gestellt.

Aufgrund dessen verweigere ich das Essen, was euch nach meinen
Einschätzungen seltsam erscheint. Denn obwohl man auf mich ein Kopfgeld
angesetzt hat, fühle ich mich nicht wie ein Terrorist.

Der Grund warum wir auf diese Terrorliste gestellt wurden ist, dass wir in
unseren Liedern über die Bergarbeiter singen, die sieben Etagen unter der
Erde arbeiten müssen und wegen ihrer Arbeitsbedingungen sterben
mussten/getötet wurden, weil wir über Revolutionäre singen, die unter
Folter getötet werden, wir singen über die Bauern denen man die Ländereien
zerstört, über Intellektuelle, die verbrannt werden, wir singen über die
Menschen deren Häuser in den 'Gecekondus' (Barrackenvierteln) zerstört
werden, wir singen über das kurdische Volk, das unterdrückt wird, wir
erzählen in unseren Liedern über jene, die Widerstand leisten - und dies zu
tun, wird in der Türkei als Terrorismus eingestuft.

Dadurch, dass der Sozialismus in den letzten 30 Jahren in Verruf gebracht
wurde, konnte sich keiner vorstellen, dass jemand diese Art von Kunst
ausübt. Sie haben sich aber geirrt. Wir haben in der Geschichte der Türkei
als MusikerInnen dass größte Konzert veranstaltet, bei dem auch Tickets
verkauft wurden. Wir haben an diesem Tag mit 55.000 Stimmen
Revolutionslieder gesungen. Auch ich habe auf der Bühne mit meiner
Bassgitarre diesen 55.000-stimmigen Chor begleitet. Bei unserem letzten "Es
lebe die unabhängige Türkei"-Konzert waren knapp eine Million Menschen
dabei. 4 Jahre hintereinander haben wir die Bühne mit verschiedenen
Oppositionellen und KünstlerInnen geteilt. Einmal ist sogar Joan Baez mit
uns aufgetreten. Sie hielt dem Publikum unsere Gitarre entgegen, die von
der Polizei zerschmettert wurde.

Bei jeder Regierung war es so, dass Grup Yorum Repressionen ausgesetzt
wurde. Aber als 2016 die AKP-Regierung den Notstand ausrief und die
Repressionen gegenüber JournalistInnen, Oppositionellen, AkademikerInnen
immer größer wurden, ist uns klar geworden (oder wussten wir), dass uns
eine grauenhafte Zeit erwartet.

Als wir eines Morgens aufwachten, sahen wir sechs unserer Mitglieder auf
der Terrorliste. In dieser Liste war auch ich; der Gitarrist, der vor 5
Jahren ein Konzert vor einer Million Menschen gab, war plötzlich ein
gesuchter Terrorist, auf den man Kopfgeld ausgesetzt hat. Je tiefer die
Krise der AKP-Regierung wurde, desto stärker wurden die Angriffe, die
breite Kreise der Bevölkerung trafen. Nachdem die Liste veröffentlicht
wurde, griff man in zwei Jahren neunmal unser Kulturzentrum an.
Hintereinander wurden unsere Mitglieder verhaftet. Es kam sogar der Moment,
wo keine Grup Yorum Mitglieder mehr draußen waren. Ab jetzt mussten wir
nicht nur die Verbote durchbrechen, wir mussten sogar Leute finden, die bei
den Konzerten etc. spielten. Sodann haben wir mit unseren SchülerInnen aus
den 'Volkschören' Internetkonzerte veranstaltet. Auf der anderen Seite
haben wir Presseerklärungen und Unterschriftensammlungen gegen die
Repressionen gemacht. Leider nahmen die Repressionen kein Ende. Im Februar
2019 wurde auch ich während einer Razzia festgenommen. Im Mai 2019 haben
wir mit einem Hungerstreik begonnen. Unsere Forderungen waren,


	Aufhebung der Konzertverbote

	Beendigung der Razzien auf unser Kulturzentrum

	Freilassung aller unserer Mitglieder und Einstellung aller gegen sie laufenden Verfahren,

	sowie die Löschung unserer Namen aus der Terrorliste.



Später haben Helin und ich unseren Hungerstreik ins Todesfasten
umgewandelt. Das hieß, dass wir solange nicht aufhören werden zu hungern,
bis man unsere Forderungen akzeptierte, selbst wenn wir dabei sterben
würden.

Während unsere Verfahren noch andauerten wurden Helin und ich freigelassen.
Doch die Regierung ignoriert unsere Stimme, obwohl die Menschen auf unserer
Seite stehen und trotz der Anstrengungen verschiedener Oppositioneller,
Abgeordneter und KünstlerInnen. Sie sollen uns ein Konzert versprechen und
ich höre sofort auf mit dem Todesfasten. Dieses Versprechen gaben sie ihr
nicht. Ihre Beerdigung nach ihrem letzten Willen durchzuführen, haben sie
auch verhindert.

Jetzt liegt Helin in Istanbul in einem Friedhof unter der Erde. Über ihr
hängt ein Brautkleid. Das Zimmer neben mir ist jetzt leer und ich denke in
dem Bett, in dem ich seit einer bestimmten Zeit bin, darüber nach und weiß
nicht, wo meine Reise hingeht, und ob dieser Krieg, der in meinem Körper
stattfindet, mit dem Tod zu Ende geht oder ob das Leben gewinnen wird. Das
stärkste, was ich über diesen Krieg weiß und sagen kann ist, dass ich mich
an das Leben festklammern werde und meinen Weg zum Tode weiterführen werde,
bis man unsere Forderungen akzeptiert.

Ibrahim Gökcek

 * 

Quelle:

Initiative Freiheit
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KOHLEALARM/719: Klimakampf und Kohlefront - korrekte Demoanmeldung ... (Kampagne "Ende Gelände")

Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 4. Mai 2020

Ende Gelände-Kundgebung am Kohlekraftwerk Datteln 4 am 17. Mai 2020



Recklinghausen - Das Aktionsbündnis Ende Gelände kündigt für Sonntag, den
17. Mai eine Kundgebung am Steinkohlekraftwerk Datteln 4 an. Damit
protestiert das Bündnis drei Tage vor der Aktionärsversammlung des
Betreibers Uniper gegen die Inbetriebnahme des Kohlekraftwerks. Das Bündnis
meldete dazu heute beim Polizeipräsidium Recklinghausen eine Versammlung
mit 60 Personen an.

Ende Gelände trägt der Corona-Pandemie durch ein umfassendes
Infektionsschutzkonzept Rechnung. Die teilnehmenden Personen werden einen
Abstand von mindestens drei Metern zueinander halten, die An- und Abreise
erfolgt einzeln. "Wir werden diesmal nur 60 sein, aber wir stehen für die
Mehrheit der Menschen in Deutschland. Dieses Kraftwerk ist ungewollt, es
darf nie ans Netz gehen. Auch und gerade in der Corona-Krise müssen wir das
Klima und unsere Zukunft schützen", sagt Versammlungsanmelder Daniel
Hofinger. Eine für Mai geplante Aktion mit mehreren Tausend Teilnehmenden
hatte Ende Gelände zu Beginn der Corona-Pandemie abgesagt.

Mit der Aktion macht Ende Gelände auf die ausbeuterischen Lieferketten der
Steinkohle aufmerksam. "Uniper importiert Blutkohle, um klimaschädlichen
Strom zu produzieren, den niemand braucht", sagt Ende Gelände-Sprecherin
Kim Solievna. Die Kohle wird unter anderem aus der russischen Region
Kuzbass importiert, wo sich Lungen- und Krebserkrankungen häufen und
Menschen ihr Zuhause und ihre Lebensgrundlage durch Umsiedlungen für den
Kohleabbau verlieren.


Weiterführende Informationen:

Nach einer repräsentativen Umfrage des Meinungsforschungsinstituts Kantar
lehnt eine Mehrheit von 68% der Befragten Datteln 4 ab: 

https://act.gp/u1d4

Anfahrt:

Die Kundgebung findet am 17. Mai 2020 von 12.00 bis 13.30 Uhr.
Versammlungsort ist die Straße "Zur Seilscheibe" in 45711 Datteln: 

https://tinyurl.com/yd6wkgtc

www.ende-gelaende.org

Twitter: @Ende__Gelaende

Facebook: baggerstoppen

Instagramm: ende__gelaende

Flickr: endegelaende

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org
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NEWSLETTER/204: Bremer Friedensforum 6 vom 6. Mai 2020

Newsletter Bremer Friedensforum 6 vom 6. Mai 2020
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1. Offener Brief an Bremische Bundestags-Abgeordnete: Widersetzen
Sie sich dem Kauf von 45 F-18-Jets

Bremen. Im Auftrag des Bremer Friedensforums, der IALANA Bremen, der IPPNW
Bremen, der DFG-VK Bremen und für #aufstehen Bremen hat der Bremer Anwalt
Volkert Ohm einen Offenen Brief an die Bremischen Bundestagsabgeordneten
Achelwilm, Ryglewski, Schmidt, Motschmann, Kappert-Gonther und Magnitz
geschickt. In diesem Schreiben werden die Abgeordneten gebeten, sich dem
Kauf von 45 F-18-Jets für die nukleare Teilhabe im Rahmen künftiger
Haushaltsberatungen zu widersetzen, im Bundestag erneut auf eine Umsetzung
des Beschlusses vom 23. März 2010 zum Abzug der US-Atomwaffen von deutschem
Boden zu drängen und sich in ihrer Fraktion und auch interfraktionell für
einen Beitritt Deutschlands zum UN-Atomwaffenverbotsvertrag einzusetzen.

Die Bremer Organisationen sehen ihren Brief als Unterstützung für die
bereits von ICAN (Friedensnobelpreis 2017) eingeleiteten Aktivitäten wegen
der geplanten Bomberbeschaffung.

Brief online: [1]


2. Abrüstungsorganisationen unterstützen Forderung nach Abzug der
US-Atomwaffen

Bremen/Berlin. Rolf Mützenich, Fraktionsvorsitzender der SPD, erntet
gewaltigen Widerspruch - auch in seiner eigenen Partei - für seinen
Vorstoß, die Stationierung der US-Atomwaffen in Deutschland zu beenden.
Außenminister Maas hintergeht seinen Parteivorsitzenden Borjans und seinen
Fraktionsvorsitzenden Mützenich und warnte im Nachrichtenmagazin "Der
Spiegel" vor einer Schwächung der Nato. Jetzt geht es darum, angesichts der
Auseinandersetzungen innerhalb der SPD und der Koalition über die
US-Atombomber weiter Druck zu entwickeln.

Siehe: [2]

Die Abrüstungsorganisationen ICAN und IPPNW fordern den
SPD-Bundestagsfraktionsvorstand um Rolf Mützenich auf, sich gegen neue
Kampfflugzeuge für die in Deutschland stationierten US-Atomwaffen
einzusetzen. Das Geld sollte besser für die Unterstützung der Bürger*innen
in der Corona-Krise genutzt werden. Über 10.000 Menschen haben diese
Forderung unter der ICAN-Petition "Atombomber? Nein, Danke!" auf der
Petitionsplattform WeAct unterschrieben.

Link zur Petition:

https://weact.campact.de/petitions/atombomber-nein-danke


3. Kathrin Vogler, MdB: SPD-Fraktion muss Forderung nach
Atomwaffenabzug bekräftigen

Berlin. "Im SPD-Streit um das wichtige Thema der atomaren Abrüstung müssen
sich Partei und Fraktion gegenüber der Regierung durchsetzen", erklärt
Kathrin Vogler, Außenpolitikexpertin der LINKEN im Bundestag und
Mitinitiatorin des fraktionsübergreifenden Parlamentskreises
Atomwaffenverbot. "Mützenichs Initiative ist richtig. Die drohenden
Milliardenkosten für neue Atombomber mitten in der schwersten
Nachkriegskrise sind ein guter Anlass, mutige Schritte in Richtung atomare
Abrüstung zu gehen. Die SPD-Fraktion muss in ihrer heutigen Sitzung vor
allem den Druck auf ihren blassen Außenminister erhöhen, der bislang ihren
Vorstoß für einen Abzug der US-Atombomben aus Deutschland blockiert. Die
SPD kann nur an außenpolitischem Profil gewinnen, wenn sie sich dagegen
entscheidet, an der Seite der Atomwaffennarren die Existenz der Menschheit
zu gefährden und stattdessen die Seite der Vernunft für atomare Abrüstung
stärkt. Selbst FDP-Außenminister Westerwelle wusste: Ohne den Abzug der
Massenmordgeräte aus Deutschland kann es kein glaubwürdiges Engagement für
eine atomwaffenfreie Welt geben. Die Unterzeichnung des Atomwaffen
verbotsvertrags wäre ein weiteres Signal dafür."

Link: [3]


4. Erklärung von 90 Bremer Pastorinnen und Pastoren gegen
bewaffnete Drohnen

Bremen. Vor sieben Jahren wandten sich bereits 71 Bremer Pastorinnen und
Pastoren gegen das Vorhaben, in die Bundeswehr "Drohnen als
Offensivwaffentechnik" einzuführen. Inzwischen wird dieser Plan vom
Bundesverteidigungsministerium erneut verfolgt. Schon im Juni soll der
Bundestag darüber befinden. Bremer Pastorinnen und Pastoren, inzwischen
neunzig", geben die damalige Erklärung erneut zur Kenntnis an
Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer. Im Anschreiben an die
Ministerin heißt es, dass die Geistlichen es für unverantwortlich halten,
"dass auf die im Koalitionsvertrag vereinbarte 'breite gesellschaftliche
Debatte' und 'ausführliche verfassungsrechtliche und ethische Würdigung'
verzichtet werden soll." "Die Corona-Pandemie", so heißt es im Schreiben
weiter, "verlangt viele Verschiebungen", so auch die Entscheidung in dieser
schwerwiegenden Frage.

Siehe auch: [4]


5. Bremer Friedensforum: Ab sofort wieder regelmäßige
Friedensmahnwachen auf dem Bremer Marktplatz

Bremen. Die Mahnwache für Frieden und Abrüstung findet - unter Beachtung
der Corona-bedingten Auflagen - wieder jeden Donnerstag von 17 bis 18 Uhr
auf dem Bremer Marktplatz statt. Das Bremer Friedensforum steht in engem
Kontakt zum Ordnungsamt. In der fast 40-jährigen Geschichte der Mahnwache
hat es nie zuvor eine so lange Pause gegeben. Die "Mahnwächterinnen" und
"Mahnwächter" betonen anlässlich der Wiederaufnahme die Wichtigkeit der
Mahnwache gerade in der aktuellen Situation. Sie weisen darauf hin, dass
Corona deutlich mache, wofür in Zukunft Geld ausgegeben werden müsse. "Geld
für Gesundheit statt für Kriegsflugzeuge, heißt eine unserer aktuellen
Forderungen", so Mahnwachen-Organisatorin Barbara Heller. Angesichts der
aktuellen Herausforderungen dürfe es kein 'Weiter so' bei der Aufrüstung
geben. Mit der Losung "Corona kann töten, Sanktionen töten immer"
verurteilen die Demonstrierenden zugleich die Beibehaltung der
bundesdeutschen Sanktionspolitik, die weltweit Hunderttausende schutzlos
dem Corona-Virus aussetzt.


6. Vor 40 Jahren am 6. Mai 1980 in Bremen: Protest gegen die
öffentliche Rekrutenvereidigung

Bremen. Am 6. Mai 1980 - vor vierzig Jahren - wurden im Bremer Weserstadion
1700 Rekruten aus norddeutschen Kasernen öffentlich vereidigt. Der Protest
von mehr als zehntausend Menschen bildete einen Meilenstein für die
Entwicklung der großen Friedensbewegung gegen die Stationierung neuer
Atomraketen in den 1980er Jahren. Auch 40 Jahre danach bleiben die
Forderungen des damaligen Aufrufes: "Nie wieder Krieg! Wir wollen uns
niemals an den Anblick von Gewehren gewöhnen!" aktuell.

Mehr: [5]


7. Anzeige am 8. Mai in der Süddeutschen Zeitung


Tag der Befreiung: Nein zur Sprache der Gewalt, Ja zu einer Kultur des
Friedens

Berlin/München. 75 Jahre nach Kriegsende ist der Frieden wieder bedroht.
Vieles ist unsicher geworden, neue Gefahren sind hinzugekommen. Die schnell
zusammengewachsene Welt zeigt neue Formen der Gewalt und Verletzlichkeit.
Die soziale Spaltung wird tiefer, die vom Menschen gemachte Klimakrise, die
Zerstörung der Ernährungsgrundlagen und der Kampf um Rohstoffe kommen
hinzu. Auch die weltweite Ausbreitung der Corona-Pandemie wird genutzt,
autoritäre Strukturen zu schaffen und Ungleichheit zu zementieren.
Nationalisten versuchen, die Unsicherheit für ihre miese Propaganda zu
nutzen. Auch in Europa ist der Frieden brüchig.

Mehr: [6]

Am 8. Mai 2020 erscheint eine ganzseitige Anzeige mit über 2.100
Unterzeichner*innen in der Süddeutschen Zeitung (SZ) [7].


8. Götz Aly in der Berliner Zeitung

Berlin/Bremen. Lesenswerter Kommentar von Historiker Götz Aly in der
Berliner Zeitung: Es war die Sowjetarmee, die die Deutschen von den
Nationalsozialisten befreit hat. Die deutsche Politik kann sich nicht
überwinden, Russland zu danken. Das ist eine Schande.[8]


9. Online-Kultur- und Diskussionsveranstaltung 8. Mai - Tag der
Befreiung: Was sonst!?

Bremen. In einer Online-Kultur- und Diskussionsveranstaltung reden wir am
Freitag, 8. Mai, ab 19 Uhr darüber, was 75 Jahre nach der Befreiung vom
Faschismus und dem Ende des Krieges getan werden muss.

Programm: Statement: ver.di-Vertreter*in , Musik: Die Grenzgänger,
Begrüßung: Olaf Zimmer (MdBB), Rede: Prof. Jörg Wollenberg

Veranstalter*innen: Attac Bremen, DIE LINKE Land Bremen, Bremer
Friedensforum, GEW Bremen/junge GEW Bremen, Verdi Jugend
Niedersachsen-Bremen, VVN-BdA Bremen

https://www.facebook.com/events/2922012237913311

10. KZ Gedenkstätte Bahrsplate: 75. Jahrestag der Befreiung vom
Faschismus und Krieg

Bremen-Nord. Am Samstag, den 9. Mai 2020 um 11 Uhr führt die Initiative
Nordbremer Bürger gegen den Krieg mit 30 FriedensaktivistInnen die
Gedenkkundgebung zum 75. Jahrestag der Befreiung auf der KZ Gedenkstätte
Bahrsplate in Blumenthal durch. Eingeladen hat die Friedensinitiative den
Gewerkschafter, Antifaschisten und Liedersänger Achim Bigus, der IG Metall
Vertrauenskörperleiter bei VW Osnabrück ist. Vor seiner Rede zum Thema
"Was bedeutet heute noch der Tag der Befreiung am 8./9. Mai 1945 für die
Gegenwart und Zukunft?" werden in Erinnerung an die Verfolgten und Opfer
des Naziregimes Gestecke und Rote Rosen am Stein der Hoffnung niedergelegt.
Karin Schumann aus Thüringen wird zwei Gedichte vortragen, alle Gedichte
schreibt sie selbst. Gemeinsam werden die KundgebungsteilnehmerInnen das
"Solidaritätslied" von Bertolt Brecht/Hans Eisler und das
"Moorsoldatenlied" singen. Wegen der Coronavirus-Pandemie konnten sechs
Wochen keine Spenden für die Nothilfe "Haiti" gesammelt werden. Wir sammeln
auf der Bahrsplate Spenden für die "Globale Gesundheit" im Rahmen der
Coronavirus Pandemie. Die Veranstaltung auf der Bahrsplate ist nicht nur
die 910. Friedenskundgebung, sondern inzwischen auch die 11.
Gedenkkundgebung auf der Bahrsplate.

Bitte vergesst die Mund-Nasenmasken nicht, Abstand zueinander zwei Meter!


11. Friedenskundgebung und Demo an Europas größtem
Truppenübungsplatz 

Bergen/Hannover. Samstag, 9. Mai: Unter dem Titel "Nie wieder Faschismus -
Nie wieder Krieg!" lädt die Friedensaktion Lüneburger Heide zu einer
Kundgebung in Bergen sowie einer Demo und Führung an der Gedenkstätte
Rampe-Bergen ein. Beginn 12 Uhr, Bergen, Friedensplatz, Demo ca. 1,5 km
zur Rampe-Bergen. Die Aktion soll bis max. 16 Uhr gehen.

Der Truppenübungsplatz wurde von den Nazis gegen den Widerstand der
Bevölkerung eingerichtet. Hier wurde zwischen Bad Fallingbostel und Bergen
der Panzerüberfall auf die Sowjetunion trainiert. Hier verreckten ca.
120.000 gefangene Rotarmisten hinter Stacheldraht in den Lagern Oerbke/Bad
Fallingbostel, Wierzendorf und Belsen-Hörsten sowie über 50.000
KZ-Häftlinge in Bergen-Belsen. Später startete von hier aus die British
Army nicht nur in Kriege ums Öl. Hier sollte und soll auch weiterhin in
großem Maßstab für die Defender-Manöver Krieg ausprobiert werden. In der
Nähe ist der größte Bundeswehr-Heeresstandort Munster mit zwei kleinen
Truppenübungsplätzen, Panzertruppenschule und der Touristenattraktion
Panzermuseum, die Rüstungsfabriken Rheinmetall Unterlüß und ringsum viele
weitere militärische Einrichtungen. Die Landkreise Heidekreis und Celle
sind die am stärksten militarisierte Region Deutschlands.

Die Organisator*innen teilen mit: Wir haben dem Ordnungsamt des Landkreises
Celle angezeigt, dass wir dafür sorgen, dass alle 1,5 Meter Abstand
voneinander halten und Mund-Nase-Maske tragen.


12. Offener Brief zur Behebung der unzureichenden Zustände im
Lager Lindenstraße

Bremen. An die 100 Personen, die wegen Corona weit auseinanderstanden,
demonstrierten kürzlich in Bremen vor dem Hauptbahnhof für eine
menschenwürdige Aufnahme von Geflüchteten in Bremen und die Schließung des
Landesaufnahmestelle (LASt) Lindenstraße. Die Hauptforderung der
Protestierenden ist die Schließung der Unterkunft in der Lindenstraße, die
die Kapazität von 700 Personen hat und nach Aussage von Senatorin Anja
Stahmann zurzeit mit 380 Menschen, nach anderen Angaben mit mindestens 600
belegt ist. Nach einem heute veröffentlichten Offenen Brief von 18
Organisationen aus dem Land Bremen, darunter das Bremer Friedensforum,
stellt diese Unterkunft für die durch Flucht belasteten und häufig
traumatisierten Menschen eine schwere Belastung dar. Die Räume sind oben
offen, was andauernde Lärmbelastung, auch nachts, bedeutet, die
Frischluftversorgung ist mangelhaft, das Essen ist unausgewogen, es gibt
keine Schutzräume für Kinder und Frauen, und die soziale wie psychische
Versorgung ist durch Unterbesetzung unzureichend.Die wegen der Pandemie
unter strengen Auflagen genehmigte Demonstration von Bremer Bürger*innen
und direkt Betroffenen verlief ruhig. Die zahlreichen Einsatzwagen der
Polizei wurden nicht gebraucht.

Siehe auch: [9]


13. Infektionsschutz für alle - Corona-Straße schließen

Bremen. Mit einem Aufruf appellieren 139 Unterzeichnende aktuell an alle
politisch Verantwortlichen in Bremen: "Schließen Sie die LASt Lindenstraße,
die von den Bewohner*innen zu Recht Corona-Straße genannt wird. Nehmen Sie
Angebote von leerstehenden Hotels und Pensionen in Anspruch. Beenden Sie
die unhaltbaren Zustände in der Lindenstraße und den 
2-Klassen-Infektionsschutz." In vielen Unterkünften für geflüchtete Menschen ist kein
effektiver Infektionsschutz möglich.
Wir fordern: #ShutDownLindenstrasse in #Bremen

Erklärung im Wortlaut:

https://t.co/nM0qonWiVa?amp=1


14. Offener Brief an die Regierung der Vereinigten Staaten und
die Vereinten Nationen

Die globale Ausbreitung von COVID-19 hat die illegale und unmoralische
Praxis der einseitigen und zwingenden Maßnahmen (wirtschaftliche
Sanktionen) durch die Regierung der Vereinigten Staaten gegen mehr als
dreißig Nationen aufgedeckt. Die Regierung der Vereinigten Staaten nutzt
nun die durch die Pandemie verursachte öffentliche Ablenkung, um ihre
militärischen Aktionen gegen die Zielnationen zu verstärken. Der
ökonomische Krieg gegen diese Nationen hat bereits vor dem Ausbruch der
COVID-19 Pandemie unvorstellbares Leid über die Bewohner der Zielnationen
gebracht.

Mit der Zerstörung durch die globale Pandemie, wird es für die Zielnationen
- insbesondere Venezuela, Kuba, Iran, Syrien und Zimbabwe - angesichts der
fortlaufenden globalen Notlage ungeheuer schwierig, die Leben ihrer Bürger
zu schützen und zu retten. Diese Sanktionen stellen ein Verbrechen gegen
die Menschlichkeit dar.

Offener Brief: [10]


15. Geopolitik: Grünes Narrativ

Berlin. Mit einem langen Papier meldet sich die Grüne Bundestagsabgeordnete
Franziska Brandtner zu Wort. Sie wolle damit "Grüne Antworten auf die
geopolitischen neuen Zeiten", rührt damit aber, wenig überraschend, wer ihr
bisheriges Wirken kennt, lediglich in der immer gleichen argumentativen
Soße: "Wir erleben die Rückkehr des geopolitischen Wettbewerbs.
Revisionistische Kräfte, wie China und Russland, versuchen die Welt neu zu
ordnen. [...] Europa muss als geopolitischer Akteur erwachsen werden. [...]
Wenn wir nicht zusammenstehen, dann werden wir Schachbrettfiguren, im Spiel
der Großmächte. [...] Der Rückzug der USA zwingt uns Europäer dazu, zur
Macht zu werden, wenn wir nicht in neue Abhängigkeiten geraten wollen.
[...] Die Trump-Administration behandelt Europa zunehmend als Vasall, wenn
nicht als Rivale, anstatt als Verbündeten. Um den internationalen
Herausforderungen gerecht zu werden, muss Europa erwachsen werden und die
Arbeitsteilung in der transatlantischen Allianz neu sortieren. Wenn wir
wollen, dass Trump uns auf Augenhöhe behandelt, dann müssen wir uns auf
Augenhöhe bewegen. Das bedeutet auch unseren eigenen Kontinent geopolitisch
ordnen zu können, unsere Militärfähigkeiten optimieren und ein
eigenständiger Akteur zu werden, der trotz Eigenständigkeit eng mit den USA
verbunden bleibt und wo möglich an einem Strang zieht." (jw)

Mehr: [11]

Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V. zu dem Papier:

https://www.imi-online.de/2020/04/27/geopolitik-gruenes-narrativ/


16. Aufrüstung in der Ostsee 

Hamburg. Horst Leps hat im letzten Jahr für den "Zusammenarbeitsausschuss
der Friedensbewegung Schleswig-Holstein" an einem Text zur Aufrüstung in
der Ostsee gearbeitet.

Auf https://ostsee-aufruestung.blogspot.com/ sind jetzt
vorläufig-endgültige Fassungen zum Downloaden abgespeichert. In ihnen
beschreibt Horst Leps die Bemühungen hauptsächlich der "Deutschen Marine",
aber auch anderer westlicher Marinen, die Ostsee und angrenzende Gebiete in
eine Kampfzone gegen Russland zu verwandeln. Der Kampf um die inzwischen
weit bekannte "Lücke von Suwalki" kann nach allem, was öffentlich zu finden
ist, der Beginn eines Atomkrieges in Europa sein. Die Vorbereitung für die
Kriegsführung in der Ostsee und den angrenzenden Räumen findet zwar in
aller Öffentlichkeit statt, wird aber wenig öffentlich diskutiert. Die
Ostsee selbst bleibt in öffentlichen Diskussionen meist außen vor, auch in
der Friedensbewegung.

Der Aufruf "Ostsee - Meer des Friedens" sollte weiter unterstützt
werden:

https://worldbeyondwar.org/de/call-for-the-baltic-sea-a-sea-of-peace/


17. Welttag der Pressefreiheit - Freiheit für Julian Assange

Berlin. Vor 27 Jahren, im Dezember 1993, wurde von den Vereinten Nationen
der Welttag der Pressefreiheit am 3. Mai eingeführt, um weltweit die
Pressefreiheit zu schützen als auch den Journalisten zu gedenken, die bei
ihrer Arbeit ihr Leben verloren haben. Julian Assange - der preisgekrönte
australische, investigative Journalist und Mitgründer von Wikileaks, der
jahrelang als politischer Gefangener wegen der Veröffentlichung von
US-Kriegsverbrechen verfolgt wurde und seit dem 11. April 2019 im
Hochsicherheitstrakt von Belmarsh (GB) gefangen gehalten wird, könnte der
nächste Journalist sein, der wegen seiner Arbeit sein Leben verliert.
Zahlreiche Menschenrechtsorganisationen und Friedensaktivisten weltweit,
rufen in einem gemeinsamen Offenen Brief an die Vereinten Nationen, das
Europäische Parlament und die Regierung der Bundesrepublik Deutschland als
Vorsitzende des UN-Sicherheitsrates, die Weltgemeinschaft auf, Julian
Assange unter den Schutz der Vereinten Nationen zu stellen. Darüber hinaus
fordern sie die sofortige und bedingungslose Freilassung von Julian
Assange, die Verurteilung der US-Kriegsverbrechen und die weltweite
Durchsetzung der Presse- und Meinungsfreiheit.

Offener Brief: [12]


18. Zeitung gegen den Krieg

Bremen. In diesen Zeiten von Kriegsvorbereitung und Militarisierung bietet
die neue "Zeitung gegen den Krieg" wichtigen Lesestoff. Das Bremer
Friedensforum gehört zu den unterstützenden Organisationen der ZgK.

Download Ausgabe 46: [13]


19 A. Lesermeinung zum Weser-Kurier-Artikel vom 20. April 2020:
"US-Kampfjets: Kramp-Karrenbauer hat Interesse an Kauf"

Rote Karte für Apologethen der "nuklearen Teilhabe": Aufrüsten statt
Abrüsten - so stellt sich die Politik von Frau Kramp-Karrenbauer dar. Jetzt
will sie zur Sicherung der "nuklearen Teilhabe" in den USA für ca. 20
Milliarden Euro Bomber und Kampfflugzeuge kaufen. Was bedeutet "nukleare
Teilhabe" in der Nato? In Büchel (Eifel) lagern etwa 20 amerikanische
Atombomben. Diese unterliegen der Befehlsgewalt von amerikanischen
Offizieren. Diese handeln im Interesse amerikanischer Weltmachtstrategien.
Regelmäßig üben deutsche Piloten den Abwurf dieser Atombomben auf
europäische Ziele. Hier stellt sich die Frage, ob die Befürworter einer
solchen Absicht skrupellose Hasadeure sind? Der Abwurf von US-Atombomben
auf Hiroshima und Nagasaki sollte Mahnung genug sein. Frau 
Kramp-Karrenbauer und Heiko Maas, auch er befürwortet die "nukleare Teilhabe",
haben für diesen Irrsinn die Rote Karte verdient! Die Verschwendung von
Steuergeld für den möglichen Atomtod ist auch angesichts der großen
finanziellen Erfordernisse zur Bewältigung der Folgen der Corona-Krise
konsequent abzulehnen! (H. O.)


19 B. Lesermeinung zum Weser-Kurier-Artikel vom 20. April 2020:
"US-Kampfjets: Kramp-Karrenbauer hat Interesse an Kauf"

Es ist nicht das erste Mal, daß die Verteidigungsministerin mit
provozierenden Forderungen an die Öffentlichkeit tritt, trotzdem bin ich
zutiefst schockiert zu hören, daß von Frau Kramp-Karrenbauer gerade jetzt,
mitten in der weltweiten Coronakrise fünfundvierzig Kampfjets für die
Bundeswehr gefordert werden. Plant sie etwa schon weitere Kriege, während
überall auf der Welt verzweifelt umdie Rettung von Menschenleben gekämpft
wird? Wenn wir etwas aus den letzten Wochen gelernt haben sollten, dann ist
es das, daß ein weltweites solidarisches Miteinander durch nichts zu
ersetzen ist. Sehen wir nicht gerade an der Situation auf den griechischen
Inseln und in den eigenen Erstaufnahmestellen für Geflüchtete welche
furchtbaren Folgen Kriege für die Menschen haben? Die Einsparungen im
Gesundheits- und Sozialsektor sind für viele Menschen sind zu einer
Bedrohung für das eigene Leben geworden; es fehlt überall in den Kliniken
an Personal und Ausstattung. Wo auch in Deutschland hunderttausende von
Menschen durch die mit der Pandemie einhergehenden Schließungen
existentiell bedroht sind, können wir unsere Steuergelder wahrlich besser
anlegen, als sie in neue Waffensysteme zu investieren. Darum kann ich über
die Überlegungen der Verteidigungsministerin nur den Kopf schütteln.
Verantwortungsvolle Regierungspolitik sieht für mich anders aus! (P.
S.)


19 C. Leserbrief zum Weser-Kurier vom 18. April 2020:
"Zwangsverzicht auf Machtdemonstration"

Der Artikel blendet den eigentlichen Anlass für die russischen
Feierlichkeiten am 9. Mai völlig aus: nämlich den Überfall der deutschen
Wehrmacht auf die Sowjetunion 1941. Mit dem von ihm begonnenen Krieg hat
Deutschland gegenüber dem russischen Volk eine geschichtliche Schuld auf
sich geladen, zu der es sich bis heute weder ideell noch materiell
glaubwürdig bekannt hat: mehr als 25 Mio. zivile und militärische
Todesopfer, also etwa die Hälfte aller Kriegstoten des 2. Weltkrieges, 2
Mio. systematisch dem Verhungern preisgegebene sowjetische Kriegsgefangene
allein innerhalb von wenigen Monaten, Zerstörung, Ausbeutung und Terror in
jeder nur erdenklichen Form. Ist es dem Artikel gar nichts wert, vor allem
daran zu erinnern und so deutlich zu machen, dass man in Russland die
unsäglichen Schrecken und Opfer des Krieges nicht vergessen kann? Und
können sich die Autoren nicht vorstellen, dass NATO-Großmanöver wie das
(kürzlich nur wegen Corona abgebrochene) "Defender 2020" eingedenk der
furchtbaren Vergangenheit kaum geeignet sind, der russischen Bevölkerung
ein Gefühl der Sicherheit zu vermitteln? Wäre nicht gegenüber Russland, wie
gegenüber anderen Völkern und Ländern auch, eine Erinnerungskultur
notwendig, die dazu beiträgt, dass sich das vom russischen Volk erlittene
unermessliche Leid nie mehr wiederholt und damit auch Deutschland zukünftig
von den apokalyptischen Folgen eines neuen Krieges verschont bleibt?
(L. P.)


20. Bremer Friedensforum im Netz

Bremen. Mehr Informationen bringt die Internetseite des Bremer
Friedensforums: 

http://www.bremerfriedensforum.de

Wir empfehlen auch die täglich mehrfach aktualisierte Facebook-Seite des
Bremer Friedensforums. Friedenspolitische News aus Bremen gibt es auch auf
Twitter.

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum

https://twitter.com/ekkehardlentz1


21. KEIN Terminkalender wegen #coronavirus/

Termine aus der Friedensbewegung:


http://www.friedenskooperative.de/termine.htm

Weitere Informationen aus der Friedensbewegung:

www.friedensratschlag.de


22. In eigener Sache

Bleiben Sie bitte dem Bremer Friedensforum gewogen und sparen Sie nicht mit
Vorschlägen, Ergänzungen, Texten und anderen Reaktionen an:
info@bremerfriedensforum.de. Bei dieser Gelegenheit möchten wir auch gern
darauf hinweisen, dass das Bremer Friedensforum auf ehrenamtlicher Basis
arbeitet.

Und: Friedensarbeit kostet auch Geld! Im Unterschied zu Rüstungsproduzenten
erhalten wir keine staatliche Unterstützung aus Steuergeldern, sondern
finanzieren unsere Arbeit ausschließlich aus Spenden.

[1] https://www.bremerfriedensforum.de/1253/aktuelles/Offener-Brief-an-Bremische-Bundestags-Abgeordnete-Widersetzen-Sie-sich-dem-Kauf-von-45-F-18-Jets/

[2] https://www.sueddeutsche.de/politik/atomwaffen-usa-deutschland-abzug-muetzenich-spd-cdu-1.4895069

[3] https://www.kathrin-vogler.de/start/aktuell/details/news/spd-fraktion-muss-forderung-nach-atomwaffenabzug-bekraeftigen

[4] https://www.bremerfriedensforum.de/1252/aktuelles/Erklaerung-von-90-Bremer-Pastorinnen-und-Pastoren-gegen-bewaffnete-Drohnen/

[5] https://www.bremerfriedensforum.de/1254/aktuelles/6-Mai-1980-in-Bremen-Vor-40-Jahren-Protest-gegen-die-oeffentliche-Rekrutenvereidigung-Engagement-fuer-Frieden-und-Abruestung-bleibt-aktuell/

[6] https://abruesten.jetzt/2020/04/zum-8-mai-tag-der-befreiung-nein-zur-sprache-der-gewalt-ja-zu-einer-kultur-des-friedens/

[7] https://abruesten.jetzt/wp-content/uploads/2020/05/8-Mai-TagDerFreiung_SZ_08_05_20.pdf

[8] https://www.berliner-zeitung.de/politik-gesellschaft/das-dankesfest-am-89-mai-wie-aber-feiern-li.81632

[9] https://www.bremerfriedensforum.de/1248/aktuelles/Demo-fuer-menschenwuerdige-Aufnahme-von-Gefluechteten-in-Bremen/

[10] https://uspeacecouncil.org/offener-brief-an-die-regierung-der-vereinigten-staaten-und-die-vereinten-nationen/

[11] https://www.franziska-brantner.de/2020/04/16/gruene-vernetzte-aussenpolitik-fuer-eine-welt-in-unordnung/

[12] https://free-whistleblower.jimdofree.com/julian-assange/offener-brief-welttag-der-pressefreiheit-2020/

[13] https://www.zeitung-gegen-den-krieg.de/wp-content/uploads/2020/03/zgk_46-01-08-1.pdf

 * 

Quelle:

Newsletter Bremer Friedensforum 6 vom 6. Mai 2020

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum
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STANDPUNKT/463: 75 Jahre Kriegsende - Der Prozess der Befreiung der Menschheit muss noch weitergehen (IPPNW)

IPPNW-Pressemitteilung vom 7. Mai 2020

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Der Prozess der Befreiung der Menschheit muss noch weitergehen

75 Jahre Kriegsende



Die ärztliche Friedensorganisation erinnert anlässlich des 75. Jahrestages
des Ende des Zweiten Weltkrieges an Rückfälle in Rassismus, Militarismus
sowie die anhaltende skrupellose Ausbeutung von Menschen. "Bis heute
dominiert in der Politik der Glauben an militärische Stärke und die Macht
der Gewalt. Der Prozess der Befreiung der Menschheit ist noch nicht
beendet", erklärt die Co-Vorsitzende Susanne Grabenhorst. Auch Ärzt*innen
seien an den deutschen Verbrechen gegen die Menschlichkeit beteiligt
gewesen. "Die Rolle der Medizin im Nationalsozialismus ist uns eine
Mahnung", so Grabenhorst.[1]

Am 8. Mai endete der Zweite Weltkrieg in Europa; es war der Tag der
Befreiung vom Alptraum einer Ära des Unrechts. Das ideologische, in sich
geschlossene System, das eine Gruppe von Menschen über alle anderen erhob
und sich das Recht zu ihrer Vernichtung herausnahm, wurde von vielen
getragen und von vielen toleriert, aber glücklicherweise auch von einigen
bekämpft. Von diesem System und dem von ihm ausgelösten Weltkrieg wurde die
Menschheit am 8. Mai 1945 befreit.

Die militärische Niederlage Nazideutschlands war ein wesentlicher Schritt
zur Beendigung des organisierten Tötens von Menschen, die als
"minderwertig" oder "wertlos" definiert wurden. Der Jahrestag des 8. Mai
ist Mahnung und Aufforderung, sich einzusetzen für die Gleichwertigkeit
aller Menschen und ihr Recht auf ein Leben in Frieden auf einem bewohnbaren
Planeten.

"Die große Hoffnung, es werde nach 1945 keine großen Kriege mehr geben und
ganz bestimmt keine Atomwaffen-Aufrüstung hat sich nicht erfüllt. Die 49,3
Milliarden Dollar, die Deutschland 2019 für die militärische Rüstung
ausgegeben hat, wären dringend notwendig für weltweit Millionen Menschen in
Hunger, Krankheit und Not und aktuell zur Verhütung und Behandlung von
Covid-19 und deren Folgen", erklärt IPPNW-Ehrenvorstandsmitglied Dr. Ulrich
Gottstein, der im Zweiten Weltkrieg selbst als Soldat gekämpft hat.

"Wir erinnern uns an die Vernichtung, die von Deutschland ausging, aber
auch an die Menschen, die sich widersetzten, und wünschen uns ihren Mut in
vergleichbaren Situationen. Wir sehen uns verpflichtet zum Einsatz für
Menschen, die vor Unrechtsstrukturen fliehen und bei uns Asyl suchen, und
setzen uns ein gegen die Vernichtung des Lebens durch Atomwaffen und den
Klimawandel", so die 26-jährige Claudia Böhm, jüngstes
IPPNW-Vorstandsmitglied.


Anmerkung:

[1] 50 Jahre nach dem Nürnberger Ärzteprozess« organisierte die IPPNW im
Jahr 1996 einen internationalen Kongress "Medizin und Gewissen" in
Nürnberg, der den Bogen spannte von einer kritischen Auseinandersetzung mit
den Verstrickungen der deutschen Medizin in das nationalsozialistische
Unrechtssystem bis hin zu den ethischen Herausforderungen an die
gegenwärtige Medizin. Der Kongress mit über 1.600 Besuchern trug dazu bei,
das Gedenken an die Schuld der deutschen Ärzteschaft wach zu halten.

Weitere Informationen:

www.medizinundgewissen.de/kongressarchiv/kongress-1996.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Mai 2020

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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STANDPUNKT/462: 8. Mai - Den Irrsinn der Aufrüstung endlich beenden (NaturFreunde)

NaturFreunde Deutschlands - 7. Mai 2020

8. Mai: Den Irrsinn der Aufrüstung endlich beenden!

Michael Müller: "Wir brauchen eine aktive Friedens- und Entspannungspolitik"



Berlin, 7. Mai 2020 - 75 Jahre nach Kriegsende in Europa warnt Michael
Müller, Bundesvorsitzender der NaturFreunde Deutschlands, vor der weltweit
zunehmenden Militarisierung und einem zweiten Jahrhundert der Extreme:

Am 8. Mai 1945 endete der Zweite Weltkrieg in Europa, der deutsche
Faschismus war besiegt. In anderen Regionen der Welt ging der Krieg noch
weiter und in Japan kam es zum gnadenlosen Abwurf der ersten Atombomben.
Heute, 75 Jahre später, müssen wir alles tun, damit es nicht zu einem
zweiten Jahrhundert der Extreme kommt.

Wieder ist der Frieden bedroht, weltweit nimmt die Militarisierung zu.
Allein in Deutschland wurden die Rüstungsausgaben im letzten Jahr um zehn
Prozent erhöht. Unser Land ist in der Rangliste der weltweiten
Rüstungsausgaben nun auf Platz sieben vorgerückt.

Wir NaturFreunde schämen uns für diesen Irrsinn, zumal in wichtigen
sozialen und ökologischen Bereichen das Geld fehlt. Höhere Investitionen
dort wären auch ein Beitrag für den Frieden. Unser aller Bestreben muss
sein, die großen sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen Konflikte der
Welt zu zivilisieren und zu Verständigung, Entspannung und Frieden zu
kommen.

Die Lehre aus dem 8. Mai kann nur eine aktive Friedens- und
Entspannungspolitik sein. Es gilt nun an die Charta von Paris von 1990
anzuknüpfen. Europa muss zu einer gesamteuropäischen Friedenszone werden.
Und der Irrsinn der Aufrüstung muss endlich beendet werden.

Eine andere Lehre ist die klare Abgrenzung von den neuen völkischen
Nationalisten, die nichts aus der Geschichte gelernt haben. Sie werden
stärker. Und nun verschiebt auch noch die weltweite Pandemie die
Kräfteverhältnisse. Die Demokratie gerät unter Druck.

Die NaturFreunde Deutschlands haben eine starke Tradition in der
Friedenspolitik. Als einziger Umwelt- und Freizeitverband waren wir
zwischen 1933 und 1945 verboten und haben für unseren Widerstand gegen
Krieg und Hitler einen hohen Blutzoll zahlen müssen. Auch heute stehen wir
für Abrüstung, Frieden und Verständigung.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 07.05.2020

Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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STANDPUNKT/461: Drohende Attacken machen keinen Frieden (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Drohende Attacken machen keinen Frieden

Von Onno Oncken, 6. Mai 2020



Unsere Sicherheit wird uns weitere Milliarden kosten, während
Entwicklungshilfe gerade in Krisen wie die, die der Covid-19 Virus
ausgelöst hat, hintenüberfällt. Um das zu erkennen, braucht man
momentan noch nicht einmal in ein Entwicklungsland schauen sondern
nach Europa (Griechenland).

In Deutschland kümmert sich die Regierung derzeit um ein
Rüstungsgeschäft, bei dem es um die nukleare Teilhabe im Rahmen des
NATO Paktes geht und man gefragt werden möchte, ob jetzt die neue
Atombombe eingesetzt wird, um es einmal zu zuspitzen.

Es ist mittlerweile weithin bekannt, wo in Deutschland die Amerikaner
ihre Bomben stationiert haben und modernisieren wollen. Dass es laut
Umfragen eine große Mehrheit der Bevölkerung in der Bundesrepublik
ablehnt und es seit 2010 einen Beschluss zur Abrüstung jener
Flugkörper gibt, sollte man Frau Karrenbauer und Herrn Maaß vielleicht
noch einmal sagen!

Nukleare Teilhabe kostet die westliche Welt mehr als nur Geld: Waffen
kosten den Geist der Wissenschaftler und rauben den Kindern die
Hoffnung. Es kommen Friedensaktivisten hinter Gitter obwohl allein die
Androhung von Atomwaffen laut Gutachten des Internationalen
Gerichtshofs (IGH) in Den Haag seit 1996 völkerrechtswidrig ist ...

Der Abbau von Uran ist der Anfang vom Ende, in den USA leiden
beispielsweise die Diné (Navaro) seit Jahrzehnten darunter, da die
Sicherheitsvorkehrungen der Minen und Mühlen nicht ausreichen und das
Trinkwasser kontaminieren. Auch in Europa, nämlich in Stráz pod
Ralzkem in Tschechien, wurde in den 70ern für 15.000 Tonnen Uran ein
riesiges Reservoir mit rund 400.000.000 Kubikmeter Wasser teils
radioaktiv verseucht, zusätzlich wurden dafür Millionen von Tonnen an
Chemikalien in den Untergrund gepumpt. Indizien dieser Altlasten der
70er Jahre sind dort auch an der Oberfläche noch zu sehen, die
verseuchten Pumpen und Maschinen stehen weiterhin dort auf gesperrtem
Gebiet herum; Die Anti-Atom-Bewegung Nuclear Heritage [1] besuchte die
Menschen vor Ort mehrmals und auch ich bin einmal mitgefahren, um mir
ein Bild davon zu machen.

Die Zusammenkunft der Mayors for Peace dieses Jahr dürfte einer
Depression ähneln, da ihre "Vision 2020" einen Großteil der Staaten
scheinbar unbeeindruckt lässt und man das Ziel einer atomwaffenfreien
Welt zwar verbal unterstützt, es aber auch zu oft in die fernere
Zukunft verfrachtet. In einer Antwort auf meine Anfrage zu den neuen
Kampfflugzeugen, die angeschafft werden sollen, meint Gisela Manderla,
MdB CDU: "Die Bereitschaft und Fähigkeit, gemeinsam militärisch zu
handeln bilden den Markenkern der Nato, der uns mit der europäischen
Integration seit 70 Jahren Frieden in Europa ermöglicht."

Weil sich die sicherheitspolitische Lage angeblich zuspitzt, kann
Deutschland sich sein Mitspracherecht hier vermeintlich nur durch die
US-Atomwaffen-Modernisierung in Deutschland sichern. Die SPD brüstet
sich in dieser Frage nur mit einem noch schnell hingelegten Papier und
besteht auf eine gewissenhafte Diskussion, während die Medien
scheinbar schon hochkochen, welch schwierige Entscheidung die
Verteidigungsministerin nun treffen muss.

Aktuell schrieb der Deutschlandfunk dazu, dass die Sozialdemokraten am
Wochenende den Abzug forderten, es jedoch auch Widerspruch aus den
eigenen Reihen gab. Die CDU bezeichnet die Position als naiv obwohl,
wie schon erwähnt, 2010 alle Parteien zusammen genau das beschlossen
haben und: "Der SPD-Vorstoß folgt auf eine Debatte innerhalb der
Großen Koalition über den Ersatz für die überalterte Tornado-Flotte
der Luftwaffe." (DLF).

Die NATO scheint in der Diskussion hierbei als Feigenblatt für die
seit Trump etwas angespannteren Internationalen Handelsbeziehungen
gebraucht zu werden. Tatsache ist aber, dass andere Staaten innerhalb
der Nato auf Atomwaffen verzichten, während ihre Mitgliedschaft nicht
in Frage gestellt wird.

Vielleicht ist die regelmäßige Zuspitzung in der Frage um Nordkorea
nach den Kriegen in Afghanistan und dem Irak gemeint. Wenn man sich
allerdings vor Augen hält, wie stark die militärischen Aktivitäten
dieses Staates überwacht werden und man den Raketen-Müll dort ins Meer
gehen sieht, dann ist es trotzdem schändlich und bedrohlich, dass in
Japan heute die US-Atomwaffen stationiert, bzw. zwischengelagert sind.
Warum nicht mit gutem Beispiel vorangehen und die Ächtung der
Atomwaffen durch die UN vorantreiben? Schließlich ist der
Atomwaffenverbotsvertrag bereits von 36 Staaten ratifiziert worden,

Klar es geht um die Sicherheit. Büchel ist mit Sicherheit ein
mögliches Angriffsziel, denn wo Atomwaffen stationiert sind, blinken
seit dem Kalten Krieg die Satelliten über ihnen auf. Stanislaw Petrov
hat die Welt vor einem 3. Weltkrieg bewahrt und konnte sich dabei
nicht auf die Überwachung durch Computer und ein von
Sonnenspiegelungen gestörtes Frühwarnsystem verlassen. Das Radar als
letzte Kontrollinstanz ließ ihn zögern, sonst wäre 1983 der Atomkrieg
ausgebrochen [2].

Mit neuen Atomwaffen tauchen neue Probleme auf, wie zum Beispiel, das
"discrimination problem". Die Amerikaner können die Trident U-Boote
sowohl mit taktischen als auch strategischen Raketen oder mit beiden
bestücken. Diese sind für den Gegner vor dem Einschlag nicht
unterscheidbar [3].

Das bringt uns zu den Menschen, denen durch Haft der Mund verboten
wird, in Deutschland wurden Amerikaner wiederholt nicht belangt, wenn
sie auf einen deutsch-amerikanischen Atomwaffenstützpunkt eindringen.
Anders hingegen die Strafen in den USA, dort wirft man zum Beispiel
Martha Hennessy, einer Urenkelin der von der Stadt New York geehrten
Dorothy Day und eine der Kings Bay 7 [4], vor, sich verschworen zu
haben um in die Trident-Basis eindringen zu können um dort
gewaltfreie, aber sehr symbolstarke Protestaktionen im Geiste von
Martin Luther King gegen Atomwaffen durchzuführen. Ihnen drohen bis zu
20 Jahre Haft, das nächste Verfahren wird Ende Mai geführt!


Drohende Attacken machen keinen Frieden

In Deutschland kommen dieses Jahr noch sechs weitere Fälle gegen
Friedensaktivisten vor Gericht. Insgesamt laufen noch 38
Strafverfahren, eines dieser Verfahren brachte die junge Clara T.
wegen "Go-In-Aktion" für eine Woche ins Gefängnis (Pressenza:
Atomwaffengegnerin 7 Tage in Haft [5]).

Die Anklagen lauten Eindringen in einen militärischen Sperrbezirk,
Fotografieren der Anlage, Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte,
Nichtbefolgen von Auflagen der Demonstration.

Von BUND, Greenpeace, ICAN, IPPNW, Medico International, Nuclear Free
Future Foundation und dem Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen
gibt es einen offenen Brief an Frau Merkel im Netz [6].

In diesem Appell für die Abrüstung und gegen die Neuanschaffung von
kompatiblen Trägersystemen in Form von Kampfjets wird auch die
russische Seite kritisiert, aber wer die Rüstungsspirale zuerst in
Gang gesetzt hat, möchte ich hier jetzt nicht erörtern. Wir erinnern
uns, dass es bei dieser Problematik vor allem um die Nichterneuerung
des INF (Intermediate-Range Nuclear Forces Treaty) ging. Kritisch ist
auch die neue Ausrichtung der Strategie des Nato-Oberbefehlshabers zu
sehen, der die neuen Bomben nicht nur als Abschreckung versteht, was
auch im Brief erwähnt wurde. Verträge wie das New-Start- und das Open
Skies-Abkommen wanken.

Deutschland wurde auf der Sicherheitskonferenz in München schon
vorgeführt, als gäbe es das von uns so hochgehaltene Mitspracherecht
nicht. Wenn es um Sicherheit geht, braucht es verlässliche Partner und
ob die NATO als Nachkriegsorganisation, in der Deutschland immer schon
kritisch beäugt wurde, heute noch unseren Erwartungen von Demokratie
entspricht, ist fraglich. Frau Merkel sollte sich in diesem Sinne noch
einmal die Umfragen zu Atomwaffen ansehen. Deutschland wird mit
Sicherheit nicht aus der NATO rausgeschmissen, egal wie wir uns
entscheiden. Nicht egal sind unsere Milliarden und ob wir den Weg
Richtung Frieden einschlagen.

Petitionen zum Thema:

Atombomber? Nein Danke! [7]

Sign Global Petition to Dismiss Charges Against Anti-Nuclear
Plowshares Activists Facing 25 Years [8]


Über den Autor

Onno Oncken, ehrenamtlicher Umweltschützer und Friedensaktivist aus
Ostfriesland, geboren 1981.


Anmerkungen:

[1] http://nuclear-heritage.net/

[2] https://www.spiegel.de/geschichte/stanislaw-petrow-der-mann-der-die-welt-rettete-ist-tot-a-1168721.html

[3] https://nukewatch.org/new-and-updated-item/the-low-yield-nuclear-warhead-a-dangerous-weapon-based-on-bad-strategic-thinking/).

[4] https://kingsbayplowshares7.org/

[5] https://www.pressenza.com/de/2019/03/atomwaffengegnerin-7-tage-in-haft/

[6] https://www.greenpeace.de/sites/www.greenpeace.de/files/publications/offener_brief_nukleare_abruestung.pdf

[7] https://weact.campact.de/petitions/atombomber-nein-danke

[8] https://actionnetwork.org/petitions/sign-global-petition-to-dismiss-charges-against-anti-nuclear-plowshares-activists-facing-25-years?source=direct_link&
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STANDPUNKT/460: COVID-19-Krise - Innehalten und Zukunft nachhaltig gestalten (aufstehen Leipzig)

aufstehen Leipzig - Pressemitteilung vom 4. Mai 2020

COVID-19-Krise: Innehalten und Zukunft nachhaltig gestalten!

Aufstehen für sozial verträgliche und ökologisch sinnvolle Maßnahmen,
um allen Menschen ein gutes Leben zu ermöglichen.



Leipzig, 04.05.2020 - Die Bürgerbewegung Aufstehen-Leipzig setzt auf kurz-
und langfristige Maßnahmen, um die COVID-19-Krise und deren Folgen zu
bewältigen. Denn was derzeit passiert, verändert auch unsere Zukunft. Wir
nehmen diese Krise als Anlass, eine bessere Zukunft für alle Menschen zu
gestalten. Die Regierung hat viel zu spät auf das Virus reagiert und nimmt
auch jetzt ihre Verantwortung nicht wahr: Millionen Schutzmasken und
medizinische Geräte fehlen dem Pflegepersonal, um die an Covid-19
Erkrankten angemessen zu betreuen. Sie und viele andere Berufsgruppen
gefährden ihre Gesundheit. Sie müssen vom Staat mit Gefahrenzulagen
unterstützt werden.

Doch die Regierung verhängt immer mehr Verordnungen, die unsere Grundrechte
massiv einschränken und sozial- und wirtschaftspolitisch dauerhaften
Schaden anrichten. Wir finden: Es reicht! Genug der Bevormundung! Genug der
Ungleichbehandlung! Jetzt solidarisch helfen!


	Aktiven, menschenwürdigen Schutz zugunsten der Risikogruppen

	Existenzen sichern: Sofortige Auszahlung eines einmaligen Betrages zur Linderung kuter Notlagen, Grundeinkommen bis zum Ende der Krise

	Solidarität mit dem Personal der lebensnotwendigen Infrastruktur

	Demokratisch-freiheitliche Grundrechte sichern

	Transparente, sachliche Information

	Internationale Solidarität



Die Einschränkung der Grundrechte rechtfertigt die Regierung mit dem Schutz
der Gesundheit - zynisch in Anbetracht des antisozialen, profitorientierten
Wirtschaftssystems, das seit Jahrzehnten Mensch und Umwelt schädigt! Wie es
nach Covid-19 weitergehen soll: Sozial gerecht und solidarisch,
wirtschaftlich ökologisch und nachhaltig!


	Soziale Grundrechte ins Grundgesetz aufnehmen

	Einrichtungen der Daseinsvorsorge unter öffentliche Kontrolle stellen

	Investitionsprogramm für sozial-ökologische Wende durchführen

	Stopp von Hilfen für Unternehmen, die 2020 Dividenden ausschütten

	Finanzsystem regulieren, Bargeld schützen

	Völkerrecht einhalten, Aufrüstung stoppen

	Solidarisches und demokratisches Europa aufbauen



Diskutieren Sie die Forderungen und ihre Umsetzung mit uns auf:

https://aufstehen-le.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Mai 2020

aufstehen Leipzig

E-Mail: presse@aufstehen-le.de
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AUSSICHTEN/8977: Und morgen, den 08. Mai 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 08.05.2020 bis zum 09.05.2020 +++






[image: Jean-Luc 8977 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Morgens rufen Nebel wach,

über Tag, da ist es heiter,

Wind aus Westen, der weht schwach,

Jean, der Frosch, fällt von der Leiter.
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STANDPUNKT/089: Wer das Recht spricht (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 7. Mai 2020

german-foreign-policy.com

Wer das Recht spricht

Bundesverfassungsgericht widerspricht EuGH-Urteil und stellt Maßnahmen
zur Stabilisierung der EU in Frage.



KARLSRUHE - Mit Entsetzen haben Ökonomen und Politiker außerhalb
Deutschlands auf das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zu den
Staatsanleihekäufen der Europäischen Zentralbank (EZB) reagiert. Das
Gericht hatte am Dienstag die Anleihekäufe als "teilweise
verfassungswidrig" eingestuft und dabei ein Urteil des Europäischen
Gerichtshofs (EuGH) für unrechtmäßig erklärt - obwohl dessen Rechtsprechung
über nationalem Recht steht. Darüber hinaus hat es die Unabhängigkeit der
EZB attackiert, sie deutschen Vorgaben zu unterwerfen versucht sowie ein
zentrales Instrument zur finanziellen Stabilisierung der EU, den Kauf von
Staatsanleihen durch die EZB, in Frage gestellt. Während Frankreichs
Wirtschafts- und Finanzminister Bruno Le Maire warnt, das Urteil gefährde
die "Stabilität" der EU, wird Enrico Letta, ein ehemaliger
Ministerpräsident Italiens, mit der Äußerung zitiert, der Gerichtsentscheid
bedeute "Die Deutschen zuerst". Tatsächlich erhöht das Urteil den
wirtschaftlichen Druck auf Italien - zu einer Zeit, zu der in dem Land der
Unmut über Deutschland rasch wächst.

"Nicht mehr nachvollziehbar"

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts von diesem Dienstag hat in
zweierlei Hinsicht äußerst weitreichende Bedeutung. Zum einen betrifft es
die Rechtsordnung innerhalb der EU. Das Verfassungsgericht hatte mit
Beschluss vom 18. Juli 2017 dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) mehrere
Fragen zu Maßnahmen der Europäischen Zentralbank (EZB) zur
Vorabentscheidung vorgelegt. Das war nichts Ungewöhnliches: Zu den Aufgaben
des EuGH gehört es unter anderem, die nationalen Gerichte der
Mitgliedstaaten bei der Anwendung von EU-Recht zu unterstützen; das
Bundesverfassungsgericht war mit deutschen Klagen gegen den Kauf von
Staatsanleihen durch die EZB befasst, die EU-Recht zu befolgen hat. Der
EuGH kam der Bitte aus Karlsruhe mit einem Urteil vom 11. Dezember 2018
nach.[1] Darin erklärte er, das von der EZB am 4. März 2015 aufgelegte
Public Sector Purchase Programme (PSPP), das den Kauf von Staatsanleihen
vorsieht, entspreche in jeder Hinsicht den Normen der EU; es gebe an ihm
also nichts zu beanstanden. Das nun wiederum akzeptiert das
Bundesverfassungsgericht nicht. In seinem Urteil vom Dienstag widerspricht
es dem EuGH-Beschluss vom Dezember 2018 in ungewöhnlich scharfen Worten -
"schlechterdings nicht mehr nachvollziehbar" -, und es verpflichtet darüber
hinaus die Bundesbank zu praktischen Konsequenzen, nämlich zur Einstellung
der Mitwirkung am PSPP, sollte die EZB seinen Forderungen nicht
entsprechen. Damit stellt es - präzedenzlos - seine Entscheidungen
gegebenenfalls über diejenigen des EuGH.

Ein Land ist gleicher

Das Karlsruher Urteil ist bei der EU-Kommission umgehend auf offenen
Widerspruch gestoßen. "Wir bekräftigen den Vorrang des EU-Rechts und die
Tatsache, dass die Urteile des Europäischen Gerichtshofs für alle
nationalen Gerichtshöfe bindend sind", teilte EU-Kommissionssprecher Eric
Mamer mit.[2] Dass das Bundesverfassungsgericht nachgeben wird, ist
unwahrscheinlich. Klar ist damit, dass sich von nun an Gerichte anderer
Mitgliedstaaten ihrerseits auf den deutschen Präzedenzfall berufen können,
sollten sie in Widerspruch zum EuGH geraten. Schon jetzt wird damit
gerechnet, dass Gerichte aus Polen und aus Ungarn das tun; gegen beide
Länder hat die EU, nicht zuletzt auf Betreiben der Bundesregierung,
Rechtsstaatsverfahren eröffnet. Freilich läuft es den Vorstellungen Berlins
zuwider, dass Warschau und Budapest gleichfalls nationales Recht über
EU-Recht stellen könnten. Entsprechend erklärt das
Bundesverfassungsgericht, die von ihm praktizierte Aushebelung von EU-Recht
sei nur in engen Grenzen zulässig - und zwar dann, wenn ein "ausbrechender
Rechtsakt" einer EU-Institution vorliege.[3] Karlsruhe ist offensichtlich
der Ansicht, zur Feststellung eines solchen Rechtsakts berechtigt zu sein.
Dafür, dass nach deutscher Auffassung auch Polen oder Ungarn dies
beanspruchen dürften, liegen keine Hinweise vor.

EZB-Unabhängigkeit ausgehöhlt

Weitreichende Bedeutung hat das Urteil auch in ökonomischer Hinsicht. Zwar
lehnt das Bundesverfassungsgericht den Kauf von Staatsanleihen durch die
EZB nicht prinzipiell ab; es verlangt aber, solche Käufe müssten
"verhältnismäßig" sein - insbesondere im Verhältnis zu ihren Folgen für die
Sparer, die Immobilienmärkte und den Bankensektor. Die EZB müsse nun einen
Bericht vorlegen, in dem sie die "Verhältnismäßigkeit" ihrer Schritte
sorgsam begründe. Damit schwingt sich das Bundesverfassungsgericht zum
Befehlsgeber für die offiziell unabhängige EZB auf. Hinzu kommt, dass die
Bundesregierung angekündigt hat, bei der EZB auf die umfassende Prüfung der
Anleihekäufe zu dringen.[4] Dass ausgerechnet Berlin jetzt die
EZB-Unabhängigkeit aushöhlt, die es bislang stets eingefordert hat, ruft in
der Finanzwelt außerhalb Deutschlands konsternierte Reaktionen hervor.
Druckmittel zur Durchsetzung ist Karlsruhes Beschluss, komme die EZB seinen
Forderungen nicht nach, dann müsse sich die Bundesbank von den Käufen von
Staatsanleihen zurückziehen. Damit wäre das EZB-Programm kaum
aufrechtzuhalten. Das Bundesverfassungsgericht hat der EZB für die
Erfüllung seiner Forderungen eine Frist von drei Monaten gesetzt.

"Schmerzstillende Mittel"

Darüber hinaus stellt das Bundesverfassungsgericht mit den
EZB-Anleihekäufen ein Instrument in Frage, das in den vergangenen Jahren
eine zentrale Rolle beim Erhalt der Stabilität der Eurozone gespielt hat.
Die Eurozone leidet unverändert strukturell daran, dass der Euro den
ökonomisch schwächeren Ländern die Möglichkeit nimmt, ihre unzureichende
Schlagkraft vor allem gegenüber der übermächtigen deutschen Exportindustrie
durch Abwertung ihrer Währung auszugleichen. Da Berlin jeden anderen
Ausgleich - etwa durch ein Eurobudget oder durch Eurobonds - unerbittlich
ablehnt, ist die EZB in der Krise mit dem systematischen Kauf von
Staatsanleihen eingesprungen: quasi "als Apotheke für schmerzstillende
Mittel" für die südlichen Eurostaaten, urteilt der emeritierte Direktor am
Max-Planck-Institut für Gesellschaftsforschung Wolfgang Streeck - damit
"der Schmerz" in jenen Ländern "so weit gelindert werden" kann, "dass ihre
politische Klasse 'proeuropäisch' bleib[t]".[5] Karlsruhe stellt dieses
Modell nun in Frage. Insbesondere begrenzt das Urteil vom Dienstag "die
Spielräume ... für den Kauf italienischer Staatsanleihen", urteilt Clemens
Fuest, Präsident des Münchner ifo-Instituts.[6]

"Die Deutschen zuerst!"

Während das EZB-Direktorium seit Dienstag Abend Krisenvideokonferenzen
abhält, äußern sich zahlreiche Ökonomen und Politiker jenseits der
deutschen Grenzen entsetzt. Das Karlsruher Urteil sei eine "Kriegserklärung
an den EuGH", urteilt der Ökonom Guntram Wolff, Leiter des Brüsseler
Think-Tanks Bruegel.[7] Die Londoner Financial Times prangert in einer
redaktionellen Stellungnahme an, die EZB sei "von fehlgeleitetem, aber
unbarmherzigem juristischen Druck aus Deutschland zur Geisel genommen"
worden.[8] Das Karlsruher Urteil sei "kein stabilisierendes Element",
erklärt mit höflicher Untertreibung Frankreichs Wirtschafts- und
Finanzminister Bruno Le Maire.[9] Scharfe Kritik wird vor allem in Italien
laut, dessen ökonomische Stabilität von dem Karlsruher Urteil ernsthaft
gefährdet wird. "Es kommt keinem Verfassungsgericht zu, zu entscheiden, was
die EZB machen kann oder nicht", erklärte Ministerpräsident Giuseppe Conte
gestern in einem Interview; "auch Deutschland" habe die Unabhängigkeit der
Bank anerkannt.[10] In italienischen Finanzkreisen heißt es, das
Bundesverfassungsgericht habe "von Conte bis Prodi alle" im Land gegen sich
aufgebracht; Italiens ehemaliger Premierminister Enrico Letta wird mit der
Feststellung zitiert: "Die Deutschen haben "Die Deutschen zuerst!"
gesagt."[11]

Als "Feind" eingestuft

Das Urteil erhöht den ökonomischen Druck auf Italien zu einer Zeit, zu der
im Land ohnehin der Unmut über Deutschland rasch wächst. Auslöser waren
zuletzt die Weigerung, Italien in der Covid-19-Pandemie zu Hilfe zu kommen,
die Schließung der Grenzen sowie die Verhinderung jeder Art von
"Coronabonds", mit denen sich Rom über die Krise retten wollte.[12] Eine
Umfrage zeigte vor kurzem, dass knapp die Hälfte der Bevölkerung
Deutschland als "Feind" einstuft - mehr als jedes andere Land.[13] Heftiger
Unmut über die Bundesrepublik hat dabei auch linksliberale, traditionell
Deutschland und der EU gegenüber positiv eingestellte Milieus in den
italienischen Eliten erreicht.[14]


Anmerkungen:

[1] Beschlüsse der EZB zum Staatsanleihekaufprogramm kompetenzwidrig.
Bundesverfassungsgericht: Pressemitteilung Nr. 32/2020 vom 5. Mai 2020.

[2] Eszter Zalan: German court questions bond-buying and EU legal regime.
euobserver.com 06.05.2020.

[3] Corinna Budras: Auf dem Höhepunkt des Argwohns. Frankfurter Allgemeine
Zeitung 06.05.2020.

[4] Staatsanleihenkäufe der EZB teilweise verfassungswidrig. Frankfurter
Allgemeine Zeitung 06.05.2020.

[5] Die Zeitbombe ist der Verfall Italiens. Frankfurter Allgemeine Zeitung
06.05.2020.

[6] Christian Siedenbiedel: EZB-Urteil lässt die Märkte kalt. Frankfurter
Allgemeine Zeitung 06.05.2020.
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[8] A misguided court judgment in Germany. ft.com 05.05.2020.
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[10] Maddalena Oliva, Marco Travaglio: Coronavirus, Conte al Fatto: "Se gli
italiani continuano così, il contagio non risale. Ma la crisi sarà
dolorosa". ilfattoquotidiano.it 06.05.2020.

[11] Laura Naka Antonelli: Bce è indipendente: da Conte a Prodi tutti
contro Karlsruhe. Letta: Germania ha detto "prima i tedeschi".
finanzaonline.com 06.05.2020.

[12] S. dazu Wer die Regeln setzt

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8233/

und Germany First (II)
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[13] S. dazu Die Verdächtigungskampagne

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8250/

[14] S. dazu Die Solidarität der EU (II)
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ITALIEN/319: COVID-19 in Italien - Überraschung, Schreck, Verlauf ... 7.5.2020 (SB)



In Italien könnte es nach Lage der Dinge und Einschätzung vieler
Beobachter in Kürze zu einer Regierungskrise respektive -umbildung
kommen. Wie die Nachrichtenagentur ANSA am heutigen Donnerstag
anmerkte, wirkten die Versuche von Ministerpräsident Giuseppe Conte,
die Regierungsmehrheit zusammenzuhalten und Matteo Renzi, den Chef der
mitregierenden Partei Italia Viva (IV - Lebendiges Italien), von
dessen "Dynamik der Konfrontation" abzubringen, auf seine Partner
irritierend. Klar sei doch, daß "das einzige Ziel der Renzianer darin
besteht, Conte zu zermürben".

Anlaß zum Streit bietet diesmal der Vorschlag der Senatorin und
Landwirtschaftsministerin Teresa Bellanova von Renzis IV, den rund
670.000 in der Landwirtschaft illegal arbeitenden migrantischen
Erntehelfern Ausweispapiere auszustellen. Für den Fall, daß der
Ministerpräsident dieser Forderung nicht nachkomme, hat Bellanova
ihren Rücktritt angekündigt, was Conte die Mehrheit im Senat kosten
und damit das Ende seiner Regierung bedeuten würde. Dieser eigentlich 
sogar progressive Ansatz "paßt" nicht in das übrige politische Konzept 
Renzis, der Berlusconi in die Regierung holen will, sich aber auch von 
Neuwahlen einen Stimmenzuwachs verspricht.

Laut ANSA habe Renzi mit drohendem Unterton darauf verwiesen, daß
Conte auf alle Stimmen der 17 seiner Partei (IV) angehörenden
Senatorinnen und Senatoren angewiesen ist. Für den kommenden Samstag
habe er eine Versammlung aller Abgeordneten und Senatoren der IV
einberufen, um das weitere Vorgehen in dieser Frage zu beraten.

Viele Konfliktthemen bieten sich an. "Von der Regularisierung der
Migranten bis zur Fußballmeisterschaft gibt es Streit um alles, vom
Noteinkommen bis zu Maßnahmen für Unternehmen", so Renzi.
Finanzminister Roberto Gualtieri habe außerdem die von Conte
abgelehnten Kredite des Europäischen Stabilitätsmechanismus (MES) zur
Annahme empfohlen. Hinzukomme, so ANSA, das prognostizierte Absinken
des BIP auf 9,5 Prozent sowie die ablehnende Haltung des
Industriellenverbandes Confindustria in der Frage der
"Arbeitszeitverkürzung bei gleichen Löhnen".

Nach Einschätzung der römischen Tageszeitung "La Repubblica" tendiere
alles dahin, daß Ministerpräsident Conte am Samstag das Mißtrauen
ausgesprochen werde, was das Ende der von ihm angeführte Regierung
bedeuten würde.

7. Mai 2020
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PARTEIEN/401: Brexit - die Wunde entzündet sich ... (SB)

Brexit - die Wunde entzündet sich ...



Zwischen der Europäischen Union und dem Vereinigten Königreich laufen
die Verhandlungen über die Gestalt ihrer künftigen Beziehungen
miserabel. Schuld daran ist nicht in erster Linie das Corona-Virus, an
dem in den letzten Wochen sowohl die beiden Chefunterhändler, der
Franzose Michel Barnier und der Engländer David Frost, leicht und der
britische Premierminister Boris Johnson schwer erkrankten. Nein,
Ursache der fehlenden Einigung ist die Verhandlungsstrategie der
Briten, die weiterhin mit der Drohung eines für beide Seiten
schädlichen "No-Deals" die ehemaligen EU-Partner zu einem großzügigen
Freihandelsabkommen nach den Vorstellungen der harten "Brexiteers"
zwingen zu können glauben.

Ende April hat sich Barnier enttäuscht über den bisherigen Verlauf der
Gespräche gezeigt, die zur Vermeidung der Covid-19-Ansteckungsgefahr
inzwischen lediglich per Telefonkonferenz abgehalten werden. Weil die
Corona-Pandemie und die damit einhergehenden Einschränkungen des
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Lebens in Europa alle bis
Anfang 2020 gültigen ökonomischen Perspektiven über den Haufen
geworfen hat, war in den verschiedenen Hauptstädten auf dem Kontinent
vielfach die Idee einer Verlängerung der Übergangsphase, in der sich
das Vereinigte Königreich weiterhin an die EU-Regeln halten muß,
ventiliert worden - um ein oder maximal zwei Jahre vielleicht (Formal
ging nach 47 Jahren die Mitgliedschaft von Großbritannien und
Nordirland in der EU am 31. Januar zu Ende). Noch als Boris Johnson im
Londoner Krankenhaus lag, hatte David Frost derartigen Anregungen eine
kategorische Absage erteilt. Die Übergangsphase laufe am 31. Dezember
aus; "Sollte die EU um eine Verlängerung bitten, werden wir mit Nein
antworten", so der britische Verhandlungsleiter am 16. April per
Twitter.

Kaum war Johnson wieder außer Lebensgefahr und auf dem Weg der
Genesung, da brach der Streit um die irische Grenze, die seit 2016 die
ganze Brexit-Problematik extrem kompliziert macht, wieder voll los.
Ende April zog London seine frühere Zusage, die EU dürfe auch ab dem
1. Januar 2021 ein Büro in Belfast unterhalten, dessen Mitarbeiter die
Einhaltung die vereinbarten Waren- und Lebensmittelstandards an den
nordirischen Flug- und Seehäfen kontrollieren und den Handel zwischen
Nordirland und Großbritannien überwachen können, um die Einführung
einer "harten" Grenze mit Zollhäuschen zwischen der Republik Irland
und dem Norden der grünen Insel zu vermeiden, einfach zurück. Damit
wurden Befürchtungen, die im Februar nach der Entlassung des
bisherigen Nordirlandministers Julian Smith und des Justizministers
Geoffrey Cox aufgetaucht waren, nämlich daß Johnson seine Ende 2019
gemachten Zusicherungen gegenüber dem irischen Premierminister Leo
Varadkar bezüglich der unbedingten Beibehaltung der "unsichtbaren"
irischen Grenze und Londons Einhaltung seiner Verpflichtungen nach dem
Karfreitagsabkommen von 1998, mit dem der Bürgerkrieg in Nordirland zu
Ende ging, über Bord werfen werde, wieder zur Wirklichkeit.

Das Szenario entspricht den Wünschen der harten Brexiteers, die
inzwischen Johnsons konservative Partei dominieren. Die englischen
Chauvinisten sind nicht nur Deutschland, Frankreich und Spanien
gegenüber feindlich eingestellt, sie halten den Friedensvertrag, den
damals der Sozialdemokrat Tony Blair im Namen Ihrer Majestät Königin
Elizabeth II mit Dublin, der Untergrundorganisation
Irisch-Republikanische Armee (IRA) sowie allen nordirischen
Gruppierungen mit Ausnahme der pro-britischen,
protestantisch-fundamentalistischen Democratic Unionist Party (DUP)
ausgehandelt hat, für eine schändliche Kapitulation gegenüber den
"Terroristen" und einen Verrat am britischen Soldatentum. Kein Wunder
also, daß seit vier Jahren die DUP, die inzwischen die stärkste
protestantische Kraft in Belfast ist, und die konservative Regierung
in London, den Brexit nutzen, um die friedliche Überwindung der
Teilung Irlands, wie sie im Karfreitagsabkommen vorgesehen war, zu
blockieren bzw. in ihr Gegenteil zu verkehren.

Durch die Corona-Krise und die damit einhergehende Frage nach den
besten Methoden zur Bekämpfung der Seuche hat die Grenzproblematik in
Irland eine neue Dringlichkeit erhalten. Die Regierung in Dublin hat
bereits Anfang März angefangen, die Schulen zu schließen und
Großveranstaltungen abzublasen. Johnson, der die Pandemie zunächst auf
die leichte Schulter nahm, hat ähnliche Maßnahmen eine Woche bis zehn
Tage später ergriffen. Durch die unterschiedliche Handhabung ist die
Republik Irland bisher relativ glimpflich durch die Krise gekommen,
wenngleich die Ausbreitung der Lungenkrankheit in den Alten- und
Pflegeheimen kein gutes Zeugnis ausstellt. Das Vereinigte Königreich
dagegen hat sich zum Land in Europa mit den meisten Corona-Toten
entwickelt. Während andere europäische Staaten bereits mit ersten
Lockerungen beginnen, muß London damit noch warten, da sich die Rate
der Infektionszunahme nicht abflacht. Weil sich die
Gesundheitsbehörden in Nordirland nach den Vorgaben aus London
gerichtet haben und nicht dem Beispiel Dublins gefolgt sind, liegt
auch die Pro-Kopf-Zahl der Infizierten und der Todesopfer in den sechs
nordöstlichen Grafschaften höher als in den restlichen 26.

Während alle Epidemiologen empfehlen, die Insel Irland als Einheit zu
behandeln, lehnt die DUP in der Corona-Krise eine Zusammenarbeit mit
Dublin ab, die über den reinen Informationaustausch hinausgeht. Das
entspricht dem Verhalten Londons gegenüber der EU. Im Februar hat
London die Einladung aus Brüssel zur Teilnahme an einer
pan-europäischen Aktion zum Großeinkauf von Beatmungsgeräten,
Schutzkleidern für Krankenhauspersonal und Atemschutzmasken auf dem
Weltmark aus ideologischen Gründen ausgeschlagen. Als dieser Umstand
Ende März, Anfang April, als in den britischen Krankenhäusern der
Mangel an diesem Material extrem groß war, in der britischen
Öffentlichkeit bekannt wurde, kam es zu einer heftigen politischen
Kontroverse.

Demnächst wollen die irischen und britischen Regierungen ihrer Bürger
zum Herunterladen jeweils einer eigenen, landesspezifischen
Smartphone- App veranlassen, um die Verbreitung des Corona-Virus
sichtbar und bekämpfbar zu machen. Während sich Dublin wie die anderen
EU-Regierungen für die dezentralisierte Version von Google/Android und
Apple/iOS entschieden hat, bei der die Daten auf dem Telefon des
Besitzers gespeichert bleiben, favorisiert London eine Variante, die
der Zentralregierung und vor allem dessen Geheimdiensten den
Datenzugriff ermöglichen. An der Entwicklung der britischen
Covid-19-App sind zudem Personen und Unternehmen beteiligt, die
Johnson und seinem wichtigsten Politberater Dominic Cummings
nahestehen. Die Rede ist vom britischen Start-Up-Unternehmen Faculty
und dem US-Software-Anbieter Palantir Technologies, dessen wichtigster
Anteilseigner bekanntlich der Hedge-Fond-Manager und Donald-Trump-
Vertraute Peter Thiel ist. Man darf gespannt sein, für welche der
beiden Apps sich die Menschen in Nordirland entscheiden werden.

Jedenfalls dürften die Träume der europhobischen Brexiteers von einem
Freihandelsabkommen mit der EU nach Art Kanadas bald platzen. Ihnen
steht eine harte Landung auf dem Boden der Realität bevor. Wie die
Europa-Korrespondentin Naomi O'Leary am 6. Mai in der Irish Times
berichtete, ist man in Brüssels "vom Brexit-Drama mit dem Vereinigten
Königreich zunehmend abgestumpft". Im Juli übernimmt Deutschland die
halbjährliche EU-Ratspräsidentschaft. Bis Ende 2020 dürfte die
Regierung Angela Merkels praktisch nur noch mit der Überwindung der
Corona-Krise und der Wiederbelebung der Wirtschaft Deutschlands und
der EU befaßt sein und somit wenig oder gar keinen Platz haben, um die
Sonderwünsche des "kranken Manns von Europa" zu berücksichtigten.
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AGRAR/1740: "Starkes EU-Agrarbudget und mehr Mittel für Investitionen" (DBV)

Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 7. Mai 2020

"Starkes EU-Agrarbudget und mehr Mittel für Investitionen"

Mehrjähriger Finanzrahmen: Rukwied wendet sich an Kommissionspräsidentin
von der Leyen



Vor dem Hintergrund einer neuen Vorlage des Mehrjährigen Finanzrahmens
2021-2027 fordert der Präsident des Deutschen Bauernverbandes (DBV)
und des Europäischen Bauernverbandes (COPA), Joachim Rukwied, von der
Europäischen Kommission einen stabilen EU-Agrarhaushalt und eine
Beteiligung der Land- und Forstwirtschaft an den Maßnahmen zum
Wiederaufbau nach der Corona-Krise. Gegenüber Kommissionspräsidentin
Ursula von der Leyen mahnt Rukwied an, das Agrarbudget zügig zu
verabschieden: "Außergewöhnliche Umstände brauchen außergewöhnliche
Maßnahmen. Um die Landwirtschaft zu stabilisieren und damit die
Ernährungssicherung für ganz Europa sicherzustellen, brauchen die
Bauern finanzielle Planungssicherheit. Wir bekräftigen daher die
Forderung nach einem starken und angemessenen Budget für die
Gemeinsame Agrarpolitik innerhalb des nächsten Mehrjährigen
Finanzrahmens."

Beim geplanten Wiederaufbauprogramm der EU fordert Rukwied die
Einbeziehung der Land- und Forstwirtschaft, "um einen Anreiz für
dringend benötigte Investitionen im Agrarsektor zu geben". Als
Präsident des Europäischen Bauernverbandes COPA vertritt Joachim
Rukwied rund 60 europäische Bauernverbände und damit mehr als 10
Millionen landwirtschaftliche Betriebe in der Europäischen Union.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Mai 2020

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Mai 2020 
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/461: Iran-Report Nr. 5 - Mai 2020

Iran-Report der Heinrich-Böll-Stiftung - Nr. 5 - Mai 2020

Eine Zusammenfassung aktueller Ereignisse im Iran

von Bahman Nirumand



Iran steht an einem Scheideweg. Nach dem Austritt der USA und der
Wiedereinführung von Wirtschaftssanktionen droht das Atomabkommen zu
scheitern. Der erhoffte wirtschaftliche Aufschwung, die Öffnung nach
außen und vor allem auch die Liberalisierung der theokratischen
Staatsordnung sind in weite Ferne gerückt. Über den Kurs des Landes,
auch über die Rolle Irans in der Region, ist sich die Staatsführung
nicht einig. Wie der Machtkampf, der schon seit geraumer Zeit
zwischen Konservativen und Reformern tobt, ausgehen wird, ist
ungewiss. Der Iran-Report wertet Nachrichten verschiedener Quellen
aus. Auch um die von den Mächtigen in Iran verfügten Behinderungen
und Einschränkungen der journalistischen Arbeit auszugleichen. Der
Iran-Report produziert keine Schlagzeilen, sondern er erhellt die
Meldungen, das Nichtgesagte dahinter.

INNENPOLITIK

• Keine einheitliche Strategie im Kampf gegen Corona-Virus

• Chamenei zögert bei Freigabe von Geldern zur Überwindung der Corona-Krise 

• Lockerung der Einschränkungen 

• Gesundheitsminister: Details sollen nicht öffentlich gemacht werden 

• Lockerung in drei Phasen 

• Abgeordneter Azizi: Das Virus kann nur militärisch bezwungen werden 

• Forschungszentrum des Parlaments kritisiert Kampfstrategie gegen die Epidemie 

• Militärparade ohne Panzer und Raketen 

• Streit um die Öffnung der Moscheen 

• Warnung vor voreilige Lockerungen 

• Revolutionsgarden präsentieren ein Gerät zur Erkennung des Corona-Virus 

• Mehr als 700 Personen wegen Einnahme von Methanol gestorben 

• Häftlinge im Gefängnis getötet 

• Beurlaubte Gefangene sollen begnadigt werden 

• Korruption im iranischen Gesundheitssystem 

• Rohani leugnet neu entdeckten Korruptionsfall


KEINE EINHEITLICHE STRATEGIE IM KAMPF GEGEN CORONA-VIRUS

Die Organisation Iranischer Ingenieure, die der Reformbewegung
angehört, forderte am 28. März in einem offenen Brief an Präsident
Hassan Rohani entschieden gegen die Missachtung der einschränkenden
Vorschriften vorzugehen. Sie übte scharfe Kritik an ideologisch
rückwärtsgerichteten Gruppen und Verschwörungstheorien. Das
Corona-Virus sei eine Bedrohung gegen die gesamte Menschheit. Es sei
bedauerlich, dass manche versuchten, hinter dem Virus Verschwörungen
gegen Iran zu sehen. Es sei nicht zulässig, dass einige rückständige
Gruppen gegen die Sperrung religiöser Einrichtungen vorgingen, Lügen
verbreiteten und die Ärzte und das Pflegepersonal verunglimpften.
"Diese Ultras müssen entlarvt und zur Verantwortung gezogen werden,"
schreiben die Autoren.

Zudem forderte die Organisation, dass Namen von Personen, die an den
Vertuschungen der Daten über das Ausmaß der Krankheit beteiligt
waren, öffentlich gemacht und die Verantwortlichen zur Rechenschaft
gezogen werden. Die Regierung hat den Vorwurf der Vertuschung stets
zurückgewiesen. Doch einige Mitarbeiter des Gesundheitsministeriums
haben in den vergangenen Tagen darauf hingewiesen, dass die
Verantwortlichen den Ernst der Lage zu spät erkannt hätten. Gerade in
ersten Tagen und Wochen nach dem Ausbruch der Epidemie wurde die
Existenz der gefährlichen Krankheit entweder geleugnet oder
verharmlost. Zudem hatten sich konservative Geistliche gegen die
Sperrung der Moscheen und die Aussetzung der Freitagsgebete gestellt.

Die Autoren des offenen Briefs, der in der Zeitung Etemad
veröffentlicht wurde, kritisieren auch, dass das Hilfsangebot von
Ärzte ohne Grenzen zurückgewiesen wurde. Die Ausweisung der Ärzte sei
eine "Schande" gewesen, sie habe dem Ansehen des Landes in der Welt
schwer geschadet, schreiben sie.

Ärzte ohne Grenzen hatten alle Vorbereitungen für den Aufbau eines
Feldkrankenhauses mit fünfzig Betten in Isfahan getroffen, doch ihnen
wurde in letzter Minute die Erlaubnis entzogen. Als Begründung war
angeführt worden, unter den Ärzten könnten auch Spione sein.

Grund für die verworrene Situation war und ist der Umstand, dass
verschiedene, miteinander rivalisierende Instanzen und Kräfte an
Entscheidungen des Krisenstabs mitwirken und dass die Regierung nicht
genügend Macht hat, dies zu verhindern. Am 31. März erklärte Rohani:
"Wir haben die Einschränkungen sozialer Kontakte bis zum 8. April
verlängert. Weitere Schritte werden wir nach dem neuen Bericht des
Gesundheitsministeriums am 5. April entscheiden." Die Corona-Krise
sei nach dem Iran-Irak-Krieg (1980 - 1988) und den harten Sanktionen
die dritte Krise, die das Land in den vergangenen 40 Jahren erlebt
habe.

Die zweiwöchigen Neujahrsfeiertage dauerten in Iran bis zum 4. April.
"Wir wissen mehr, wenn nach den Ferien der normale Alltag wieder
einkehrt," sagte der Präsident. "Ich muss hier noch einmal
klarstellen, dass wir nicht sagen können, wann die Krise endgültig
beendet sein wird. Es könnte Monate dauern, sogar bis zum Ende des
Jahres (21. März 2021).

Am 1. April gab der Sprecher des Gesundheitsministeriums, Kianusch
Dschahanpur, die neuesten Daten über das Ausmaß der Epidemie bekannt.
Demnach gab es bis dahin 47.593 Infizierte und 3.036 Tote. Zum Glück
zeigten die neuen Zahlen einen Abwärtstrend, und zwar ausnahmslos in
allen Provinzen, erklärte Rohani.


CHAMENEI ZÖGERT BEI FREIGABE VON GELDERN ZUR ÜBERWINDUNG
DER CORONA-KRISE

Endlich, nach elf Tagen des Zögerns, erteilte Revolutionsführer Ali
Chamenei seine Zustimmung, eine Milliarde Euro aus dem für nationale
Entwicklung eingerichteten Fonds zur Unterstützung des Kampfes gegen
das Corona-Virus einzusetzen. Angesichts der tiefen wirtschaftlichen
Krise, in der sich das Land ohnehin wegen Sanktionen, der
weitverbreiteten Korruption und Misswirtschaft befindet, sind die
wirtschaftlichen Folgen der Corona-Krise mit den der Regierung zur
Verfügungen stehenden Finanzmitteln nicht zu bewältigen. Umso
schwerer fällt es den Verantwortlichen, harte Maßnahmen und
Einschränkungen anzuordnen, um eine Ausbreitung der Epidemie zu
verhindern. Daher hatte Rohani bereits Mitte März angekündigt, dass
er bei Chamenei die Freigabe von Geldern aus dem Fond beantragen
werde.

Der Fonds gehört dem iranischen Staat. Er wurde bereits vor
Jahrzehnten eingerichtet, um die wirtschaftliche Entwicklung des
Landes voranzutreiben, mit dem Ziel, das Land von den Öleinnahmen
unabhängig zu machen. Dies soll, vor allem nach Meinung von Chamenei,
durch die Unterstützung der Privatwirtschaft erreicht werden. Über
welche Summen der Fonds verfügt und welche Investitionen er
vorgenommen hat, sind der Öffentlichkeit nichts bekannt. Nur einmal
vor Jahren hatte der Leiter des Fonds, Safdar Hosseini, erklärt,
innerhalb von drei Jahren sei eine Summe von 65 Milliarden Dollar in
den Fonds eingegangen. Eigentlich ist für Entscheidungen, die den
Fonds betreffen, das Parlament zuständig, aber auch hier hat Chamenei
den Schlüssel selbst in die Hand genommen. Bislang ist es
gelegentlich vorgekommen, dass die Regierung bei Katastrophen, zum
Beispiel beim großen Erdbeben 2003 in Bam, Unterstützung aus dem
Fonds erhalten hat. Ansonsten blieben größere Summen den Militärs,
vor allem den Revolutionsgarden, vorbehalten. Aber alle Transaktionen
des Fonds finden ohne Kenntnis der Öffentlichkeit statt.

Es war erstaunlich, dass Chamenei elf Tage lang zögerte, bis er eine
Summe von einer Milliarde Euro für den Kampf gegen das Corona-Virus
genehmigte, was natürlich in Anbetracht der katastrophalen Lage nicht
mehr bewirken kann als ein Tropfen auf dem heißen Stein. Über die
Gründe des Zögerns von Chamenei wird in Iran viel spekuliert.


LOCKERUNG DER EINSCHRÄNKUNGEN

Am 5. April kündigte der Krisenstab unter Vorsitz Rohanis an, dass ab
dem 11. April alle Geschäfte in den Provinzen geöffnet werden können.
In der Hauptstadt Teheran werde die Lockerung erste eine Woche
später, das heißt ab dem 18. April erlaubt. Das gelte jedoch nicht
für jene Einrichtungen, wie Schwimmbäder, Sportstadien oder Kinos, in
denen wegen der größeren Ansammlung von Menschen die
Ansteckungsgefahr größer sei. Angeordnet wurde auch, dass statt
bisher ein Drittel, zwei Drittel der Beamten und staatlichen
Angestellten ihre Arbeit wieder aufnehmen könnten. Die Moscheen
sollen weiterhin geschlossen bleiben, ebenso sollen Freitagsgebete
verboten bleiben. Mit dem Corona-Virus Infizierte sollen unter allen
Umständen zu Hause bleiben. Kein Infizierter dürfe zur Arbeit gehen.

Einen Tag zuvor hatte Gesundheitsminister Said Namaki in einem
Schreiben an Rohani die geplanten Lockerungen kritisiert. Jede
Entscheidung, den staatlichen, nichtstaatlichen kulturellen und
religiösen freie Hand zu lassen, werde schwere Folgen für die
Gesundheit und die Wirtschaft haben, schrieb der Minister.
"Unbedachte Maßnahmen werden verheerende, nicht wieder gutzumachende
Folgen haben."

Demgegenüber schickte das Industrieministerium ein Rundschreiben an
alle Produktionsstätten, mit der Aufforderung, ihre Arbeit wieder
voll aufzunehmen. Dennoch wies Rohani Gerüchte über
Meinungsverschiedenheiten innerhalb der Regierung zurück. "Es stimmt
nicht, dass es zwischen dem Gesundheitsministerium und dem
Industrie- und Handwerksministerium Unstimmigkeiten gebe," sagte er.

Aliresa Sali, verantwortlich für den Kampf gegen Corona in der
Hauptstadt Teheran, sagte: "Wir sind nicht nur nicht in der Lage, die
Epidemie zu kontrollieren, sie bereitet sich immer weiter aus." Die
Krankheit habe nun den Stand einer Pandemie erreicht. Die
Schwankungen der jüngsten Zeit in Teheran seien Folge der verordneten
Einschränkungen.

Auch Justizchef Ebrahim Raisi meinte, es sei ein Gebot der Vernunft,
die Gesundheit der Menschen der Wiederbelebung der Wirtschaft
vorzuziehen. Diese Äußerung könnte als Widerspruch gegen die von
Rohani geplanten Lockerungen gedeutet werden. Zudem sagte Raisi, die
offiziellen Angaben dürften nicht widersprüchlich sein, sonst
erzeugten sie Verwirrung in der Bevölkerung. Vermutlich hatte Raisi
bei dieser Aussage die Widersprüche zwischen dem Gesundheits- und dem
Industrieministerium im Blick. Die Regierung verteidigte am 6. April
die Lockerungen. Regierungssprecher Ali Rabii sagte: "Es gibt keine
kurzfristige Perspektive für ein Ende der Corona-Krise, da sie noch
ein weiteres Jahr dauern könnte. Wir können doch nicht ein Jahr lang
alle Behörden, Banken und Geschäfte dicht machen." Es gebe Millionen
Arbeitnehmer, Handwerker, Geschäftsleute, die von der Krise
heimgesucht worden seien.


GESUNDHEITSMINISTER: DETAILS SOLLEN NICHT ÖFFENTLICH
GEMACHT WERDEN 

Gesundheitsminister Said Namaki sagte am 7. April im Parlament,
Details über die Verbreitung des Corona-Virus, das bislang 3.700
Menschen getötet hat, sollen in einer nicht-öffentlichen Sitzung
besprochen werden. Verschiedene Gruppen hätten über die Herkunft des
Virus in Iran geforscht, doch die Details sollten nicht öffentlich
gemacht werden.

Der Beginn der Verbreitung des Virus sei in der Provinz Gilan ganz
anderes gewesen als der in der Stadt Ghom, sagte der Minister. "Wir
haben alle Details untersucht." In Ghom sei zunächst über Fälle der
Erkältung und Influenza berichtet worden. "Danach gab es zwei Fälle
mit verdächtigen Symptomen. Das waren vermutlich die ersten
Infizierungen mit dem Corona-Virus gewesen. Wir haben die Fälle
öffentlich bekanntgegeben, obwohl manche der Meinung waren, dass die
Bekanntgabe kurz vor den Parlamentswahlen nicht richtig sei. Doch ich
habe darauf bestanden, der Bevölkerung die Wahrheit zu sagen." (Die
Parlamentswahlen fanden am 21. Februar statt). Damals hatte
Revolutionsführer Ali Chamenei erklärt, die Veröffentlichung der
Nachrichten über das Virus sei mit der Absicht geschehen, unter der
Bevölkerung Resignation zu verbreiten und sie von der Teilnahme an
den Wahlen abzuhalten.

"Wir versuchen in der gegenwärtigen Phase uns Überblick über die
Krankheit zu verschaffen," fuhr der Minister fort. "Es ist falsch zu
glauben, wir hätten bereits alles unter Kontrolle und könnten das
Virus bezwingen."


LOCKERUNG IN DREI PHASEN

Am 8. April kündigte Rohani, trotz der Warnung des
Gesundheitsministeriums, an, die Einschränkungen in drei Phasen zu
lockern. "Natürlich wollen wir keine weiteren Corona-Opfer.
Gleichzeitig wollen wir die Menschen auch nicht verhungern lassen,"
sagte er im staatlichen Fernsehen.

Geplant sei, zunächst in den Provinzen die Arbeit in den Bereichen
der Wirtschaft, in denen die Ansteckungsgefahr gering sei, wieder
aufzunehmen. Dasselbe solle dann in der zweiten Phasen in der
Hauptstadt Teheran geschehen. In der dritten Phase sollen dann die
risikoreicheren Bereiche wie Sportveranstaltungen, Moscheebesuche und
Freitagsgebete freigegeben werden. All dies solle "unter besonders
strengen hygienischen Auflagen" geschehen. Rohani sprach sich nach
wie vor gegen Quarantäne aus. Kritiker warfen ihm vor, er bevorzuge
wirtschaftliche Interessen gegenüber Menschenleben. Doch er
verteidigte seinen Plan und sagte: "Aber wer deckt dann ihre
Grundbedürfnisse wie Brot, Wasser, Elektrizität und Benzin?"
Zahlreiche Menschen hätten seit Monaten keine Arbeit und müssten ohne
Einkommen leben. Er als Präsident könne dies nicht länger hinnehmen.

Mit dem Beginn der ersten Phase nahm der Verkehr in allen Städten
rapide zu. Der Geschäftsführer der Teheraner U-Bahn-Gesellschaft,
Farnusch Nobacht, gab bekannt, dass die Zahl der U-Bahn-Passagiere
gleich am ersten Tag um 40 Prozent zugenommen habe. Es seien 300.000
Passagiere befördert worden. Vor dem Ausbruch der Epidemie lag die
Zahl der Passagiere bei 1,8 Millionen täglich.


ABGEORDNETER AZIZI: DAS VIRUS KANN NUR MILITÄRISCH
BEZWUNGEN WERDEN 

Abdolresa Azizi, Leiter des Ausschusses für Soziales im islamischen
Parlament, forderte am 13. April vor der Vollversammlung, man müsse
das gesamte Land für drei Monate stilllegen, um das Virus
"militärisch" bezwingen zu können. "Ich bin Arzt. Wir können nicht
mal streng, mal nachgiebig handeln. Wir müssen genauso vorgehen wie
die Chinesen in Wuhan, um die Kette der Krankheit brechen zu können,"
sagte er. "China ist in Wuhan militärisch vorgegangen. Niemand durfte
das Haus verlassen. Nahrungsmittel wurden zu den Leuten ins Haus
gebracht. Auch wir müssen die Menschen mit Nahrungsmitteln versorgen.
Dann können wir ihnen auch vorschreiben, ihre Häuser nicht zu
verlassen. Wir können ihnen nicht sagen, bleibt zu Hause, ohne sie
mit Nahrungsmittel zu versorgen." "Die Chinesen haben militärisch
gehandelt und deshalb Erfolg gehabt. Wenn wir so handeln, können wir
gleichzeitig die negativen sozialen, psychischen, wirtschaftlichen
und gesundheitlichen Folgen der Krankheit vermeiden," sagte Azizi. Er
wolle seien Vorschlag als Antrag dem Parlament vorlegen.

Indes beauftragte Revolutionsführer Chamenei die Streitkräfte,
ebenfalls einen Krisenstab zum Kampf gegen das Corona-Virus zu
gründen. Den Vorsitz übernahm General Mohammad Bagheri,
Oberbefehlshaber der iranischen Streitkräfte. Dieser Auftrag gab den
Militärs die Gelegenheit, sich immer weiter in die Arbeit des
Krisenstabs unter der Leitung von Präsident Rohani einzumischen.

Am 19. April kritisiert der iranische Ärzteverband die "parallel
aktiven Entscheidungszentren." Das verhindere die Durchsetzung
medizinischer und hygienischer Maßnahmen, hieß es in der Erklärung
des Verbands.


FORSCHUNGSZENTRUM DES PARLAMENTS KRITISIERT KAMPFSTRATEGIE
GEGEN DIE EPIDEMIE

Erhebliche Zweifel hat das Forschungszentrum des Parlaments an der
Kampfstrategie gegen das Corona-Virus geäußert. Das Krisenzentrum
habe weder die in China erfolgreich erprobte Methode einer
vollständigen Quarantäne, noch die in Südkorea ebenso erfolgreich
praktizierte Selektierung der Infizierten angewendet. Insgesamt sei
das Vorgehen der Regierung in der ersten Phase "sehr schwach"
gewesen. Zugleich betonten die Autoren des Berichts, derzeit sei das
Angebot medizinischer Dienstleistungen "akzeptabel."

"Wie es scheint," heißt es in dem Bericht weiter, "entwickeln sich
Viren wie Corona saisonal. Daher wird erwartet, dass die Krankheit in
der kommenden Kälteperiode noch einmal wuchtig Aufschwung nehmen
wird. Das erfordert, dass das Gesundheitssystem ausgebaut und
erforderliche Präventivmaßnahmen getroffen werden müssen."

Brisant ist eine Fußnote in dem 46-seitigen Bericht, in der die
Angaben der Regierung als falsch bezeichnet werden. Die Zahl der
Infizierten sei wahrscheinlich achtmal bis zehnmal so hoch, die der
Toten zweimal. Denn die vom Gesundheitsministerium durchgeführten
Tests seien zu gering, um die Zahl der Infizierten bestimmen zu
können. Auch die angegebene Zahl der Toten sei nicht korrekt, denn
gezählt würden nur Kranke, die in den Krankenhäusern gestorben seien,
nicht aber jene, die zu Hause ihr Leben verloren hätte. Es sei also
anzunehmen, dass mindestens doppelt so viele Menschen an dem Virus
gestorben seien.


MILITÄRPARADE OHNE PANZER UND RAKETEN

In diesem Jahr fand die Militärparade am 17. April, dem Tag der
Armee, ohne Panzer und Raketen statt. Stattdessen präsentierten die
Streitkräfte ihre Fähigkeiten im Kampf gegen das Corona-Virus.
"Unsere tapferen Streitkräfte haben bis jetzt gegen einen sichtbaren
Feind gekämpft, jetzt aber kämpfen sie gegen einen unsichtbaren,"
hieß es in einer Videobotschaft von Präsident Rohani. Er nahm aus
Sicherheitsgründen nicht direkt an der Parade teil.

Eine solche Parade hatte es in der iranischen Geschichte noch nie
gegeben. Sowohl die Soldaten als auch die Offiziere und selbst die
Generäle trugen Schutzmasken. "Die Gesundheitsfront ist die neue
Kriegsfront, und unsere Streitkräfte sind nun das Backup-Team unserer
Ärzte und Krankenschwestern," zitiert dpa den Präsidenten.


STREIT UM DIE ÖFFNUNG DER MOSCHEEN

Je näher der Fastenmonat Ramadan (23. April - 23. Mai)
rückte, desto heftiger wurde der Druck auf die Verantwortlichen, die
Moscheen wieder zu öffnen. Insbesondere die Pilgerstädten Ghom und
Maschad, die vor allem in der Fastenzeit von hunderttausenden
Gläubigen, auch aus dem Ausland, besucht werden, drängten darauf, die
seit Wochen andauernde Quarantäne aufzuheben.

Am 17. April erklärte Ahmad Marwi, Verwalter des Imam Resa Mausoleums
in Maschad, das Gesundheitsministerium habe gemeinsam mit den Leitern
religiöser Institutionen einen Plan zur Wiedereröffnung der
Pilgerstätten erstellt. "Die erforderlichen Vorbereitungen sind
getroffen worden, die Moscheen können die Gläubigen unter Einhaltung
von Vorschriften wieder empfangen," schrieb er auf Instagram. "Die
Schließung des Mausoleums hat uns schwere Tage beschert. Voller
Sehnsucht warten wir darauf, die Gläubigen wieder begrüßen zu
können." Selbstverständlich stehe die Gesundheit der Menschen an
oberster Stelle, fügte Marwi hinzu.

Ahmad Alamolhodda, Beauftragter des Revolutionsführers für das
Mausoleum in Maschad und Chefprediger der Pilgerstadt, erklärte nach
den ersten Lockerungen der Maßnahmen mit Blick auf den Fastenmonat:
"Es ist inakzeptabel, dass alle kommerziellen Unternehmen geöffnet
sind, die Mausoleen und Moscheen aber nicht. Wir haben Ramadan, den
Monat Gottes, und da kann man Gläubigen für ihre Rituale nicht die
Tore der heiligen Stätte blockieren."

Demgegenüber sagte Präsident Rohani: "Mit dem Beginn des Ramadans ist
es natürlich der innigste Wunsch der Gläubigen, dass die heiligen
Stätten wieder geöffnet werden." Daher lege die Regierung großen Wert
darauf, so bald wie möglich, den Zugang zu diesen Stätten zu
ermöglichen. Doch es sei für die Regierung ebenso wichtig, dass die
Vorschriften, die zum Schutz der Gesundheit der Menschen festgelegt
worden seien, eingehalten werden. "Wir müssen leider noch eine Weile
mit dem Corona-Virus zusammenleben," betonte der Präsident. Er habe
das Gesundheitsministerium gebeten, zu untersuchen, ob und wann es
möglich sei, die Tore der Moscheen zu öffnen. Doch
Gesundheitsminister Namaki warnte: "Wir haben zwar erste Erfolge im
Kampf gegen das Corona-Virus erzielt. Trotzdem sollten wir aufpassen,
in den letzten Spielminuten keine bitteren Tore zu kassieren."

Am 25. April sagte Rohani: "Wir haben mit Blick auf die Verbreitung
des Corona-Virus das Land in drei Gebiete eingeteilt, in weiße
Gebiete für Corona-freie, gelbe für gefährdete und rote für sehr
gefährdete Gebiete. In allen weißen Gebieten können religiöse Stätte
wieder ihre Tore öffnen und Freitagsgebete stattfinden, allerdings
unter strenger Einhaltung der Vorschriften." Rohani betonte, niemand
solle glaube, dass mit den ersten Lockerungen der Einschränkungen das
Corona-Virus gebannte sei.

Am 26. April erklärte der Sekretär des Krisenstabs, Hossein Ghassemi:
"Während des Fastenmonats Ramadan sind jegliche religiöse
Veranstaltungen verboten. Diese Maßnahme ist zum Schutz der
Gesundheit der Menschen notwendig. Widerhandlungen werden gerichtlich
verfolgt." Dies gelte für alle Moscheen, Mausoleen und Schreine. Die
ultrarechte Tageszeitung Kayhan, die als Sprachrohr des
Revolutionsführers gilt, kritisierte die Maßnahme und schrieb: "In
den letzten Tagen wurde verschiedenen Berufsverbänden erlaubt, ihre
Arbeit wieder aufzunehmen. Selbst Einkaufspassagen, Basare und Parks
durften wieder geöffnet werden. Die Öffnung der Moscheen und
Mausoleen gehört zu den innigsten Forderungen der Menschen in unserem
Land. Moscheen und Mausoleen lassen sich doch besser kontrollieren
als Basare und Einkaufszentren."

Die Zeitung Dschomhuri Eslami mahnte hingegen zur Vorsicht. Der
Präsident und andere Verantwortliche stünden unter dem Druck
religiöser Instanzen, die eine Öffnung der Moscheen unbedingt
durchsetzen wollten. Doch die Regierung sollte keine voreiligen
Entscheidungen treffen. Das Wohl und die Gesundheit der Menschen
hätten in allen Phasen Vorrang. Die vorzeitige Aufhebung der
Einschränkungen für Basare, Einkaufszentren und den öffentlichen
Verkehr war, trotz wirtschaftlicher Zwänge, ein Fehler. Diesen Fehler
sollte man in Bezug auf religiöse Stätte nicht wiederholen, zumal
hier wirtschaftliche Aspekte kaum eine Rolle spielten.

Offenbar hat der Druck der Rechten Wirkung gezeigt. Am 2. Mai
erklärte Präsident Rohani, Untersuchungen des Krisenstabs zeigten,
dass 82 Prozent der Bevölkerung die Vorschriften befolgt hätten und
132 Städte als weißen Gebiete (Corona-frei) eingestuft werden
könnten. "In allen diesen Städten und Provinzen können die Moscheen
geöffnet und Freitagsgebete veranstaltet werden. Auch die Schulen
könnten in "weniger gefährdeten Gebieten" wieder ihre Arbeit
aufnehmen.

In den vergangenen 24 Stunden seien wesentlich weniger Infizierte in
Krankenhäusern behandelt worden, sagte Rohani weiter. "Allerdings
sind wir vom Ziel noch weit entfernt. Wir müssen uns auch auf
schlechtere Zeiten vorbereiten, müssen skeptisch sein und sagen, die
Epidemie kann sich noch bis zum Sommer hinziehen oder erneut
ausbrechen." Der Präsident behauptete, in der ersten Phase seien 78
Millionen Menschen und in der zweiten Phase 20 Millionen Menschen
"ausgesiebt" worden. Er sagte jedoch nicht, auf welchem Weg dies
gelungen sei. Den offiziellen Angaben des Gesundheitsministeriums
zufolge wurden von den 82 Millionen Bewohner des Landes weniger als
eine halbe Million getestet.


WARNUNG VOR VOREILIGE LOCKERUNGEN

Aliresa Sali, Koordinator der Aktivitäten gegen das Corona-Virus in
der Hauptstadt Teheran, sagte am 23. April es sei eine "falsche
Botschaft," den Eindruck zu erwecken, das Corona-Virus stehe unter
Kontrolle und die Verbreitung der Seuche sei langsamer geworden. Ohne
Zweifel werde die Zunahme des Verkehrs zwischen den Provinzen die
Verbreitung des Virus verstärken und beschleunigen.

Sali, der zugleich Dekan der medizinischen Fakultät der Schahid
Beheschti Universität in Teheran ist, sagte, obwohl die Krankheit in
einigen Städten abnehme, sollte niemand glauben, dass sie bald
verschwinden werde. Er betonte, dass etwaige Lockerungen mit aller
Vorsicht und unter strenger Einhaltung der Vorschriften erfolgen
sollten.

Dem schlossen sich rund 70 Ärzte an. In einem Brief an
Gesundheitsminister Said Namaki forderten sie mehr Transparenz. Die
Empfehlungen von Gesundheitsexperten müssten "mit Macht" durchgesetzt
werden. Bestimmte notwendige Maßnahmen wie die Quarantäne von
Städten, in denen das Virus sich rasch verbreitet, das Verbot
sozialer Kontakte und die Einhaltung des vorgeschriebenen Abstands
sollten unbedingt befolgt und Geschädigte finanziell unterstützt
werden. "Weichen Sie von Ihrer Position nicht zurück, verteidigen Sie
mit Macht die Ratschläge der Experten gegen mächtige Minderheiten,"
schreiben die Ärzte. Die Öffentlichkeit müsse über die genaue Zahl
der Toten und Infizierten informiert werden, und darüber, wie diese
Zahlen zustande kommen seien. Es mache keinen Sinn, die Informationen
allein in der nicht-öffentlichen Sitzung des Parlaments mitzuteilen.
Die Bevölkerung müsse sicher sein, dass sie über alle Details
informiert werde. Dies schaffe Vertrauen und diene dazu, dass
Menschen eher bereit sein werden, die von der Regierung beschlossenen
Maßnahmen zu befolgen.

Weiter forderten die Ärzte, dass bei der Behandlung von
Corona-Infizierten keinen Unterschied zwischen den Bewohnern des
Landes gemacht werden dürfe. Sowohl aus humanistischen und
medizinischen als auch aus epidemiologischen Gründen müssten auch
nicht-iranische, insbesondere die afghanischen Bewohner, unabhängig
von ihrem Aufenthaltsstatus, medizinisch versorgt werden.

Schließlich forderten die Ärzte, dass die Einstellungsbedingungen des
medizinischen Personals, das sich in diesen schweren Zeiten voll
einsetzt und dabei seine Gesundheit riskiert, vereinfacht und
verbessert werden. Wirtschaftsunternehmen sollte aus den
Krankenhäusern ausgeschlossen und das Gesundheitssystem unter der
Führung des Gesundheitsministeriums vereinheitlichte werde. Die
Unterzeichner kritisierten betrügerische Personen und Gruppen, die
die religiösen Überzeugungen der Menschen missbrauchen und
Aberglauben verbreiten, um ihnen vermeintliche Heilmittel anzubieten.


REVOLUTIONSGARDEN PRÄSENTIEREN EIN GERÄT ZUR ERKENNUNG DES
CORONA-VIRUS

Der Oberbefehlshabe der Revolutionsgarden, General Hossein Salami,
kündigte voller Stolz an, die Garden hätten ein Gerät erfunden, mit
dem das Corona-Virus in einem Umkreis von 100 Metern erkannt werden
könne. "Durch die Erzeugung eines Magnetfelds kann das Gerät jeden
Fall einer Corona-Virus-Infektion in einem Umkreis von 100 Metern in
der Umgebung erkennen," sagte er am 19. April im staatlichen
Fernsehen. Das Gerät könne mit nahezu hundertprozentiger Sicherheit
korrekte Ergebnisse liefern. Es sei in Iran erfunden und komplett
gebaut worden. Das Gerät erübrige eine Blutuntersuchung, denn "der
intelligente Detektor" sei in der Lage "diejenigen, die mit Covid-19
infiziert seien, aus der Ferne zu erkennen."

Wenige Tage später berichtete der General, "Dutzende Länder" hätten
Iran gebeten, ihnen das Gerät zur Verfügung zu stellen. Dazu sei Iran
gerne bereit. Der Sprecher der Garden, Ramazan Sharif, teilte
freudestrahlend mit, "bald werden der Produktionsprozess, die
technischen Merkmale und Fähigkeiten des Geräts" der Presse bekannt
gegeben. Mit dieser Ankündigung machten sich der General und mit ihm
die Garden lächerlich. In den sozialen Netzwerken kursierten Witze
über sie.

Der bekannte iranische Physiker, Resa Mansuri, schrieb dazu, es hätte
keinen Sinn diese "Gaunerei," diesen "Betrug," verheimlichen zu
wollen. "Die Welt wird uns auslachen." "Ich habe Angst, mich weiter
dazu zu äußern. Wo bleiben die Scham und das Ehrgefühl unseres
Militärs? Das Virus erkennen? In einem Umkreis von 100 Metern?
Innerhalb von fünf Sekunden? Wieso in fünf Sekunden? Es ist
unglaublich. Ich muss versuchen, die Lüge zu tarnen. Ich habe Angst,
ich bin besorgt um das Schicksal meines Landes." "Ja, auch die
Wissenschaftler haben Angst, auch sie müssen die Lügen tarnen, denn
wir haben keine Institution, die pseudowissenschaftliche Gaunereien
verbieten könnte,", sagte Mansuri weiter, der auch eine Zeit lang
Vizewissenschaftsminister war. Die Pflicht eines jeden
Wissenschaftlers sei es, die Wahrheit zu sagen, vor allem den
Machthabern. "Seid aber beruhigt. Das Corona-Virus hat auch sein
Positives für die Entwicklung und gesellschaftliche Umwälzung in
Iran. Es belebt nicht nur die Solidarität in unserem Land, die wie
damals während des Iran-Irak-Kriegs (1980-1988) existiert, es
entlarvt auch die Dummheit der Machthaber. Habt keine Angst. In Iran
sind gesellschaftliche Umwälzungen im Gange. Wir brauchen nichts zu
vertuschen. Wir können lachen. Alle sollten lachen. Auch die Welt
lacht über diese Machthaber. Nur sie sind diejenigen, die nichts
davon merken."


MEHR ALS 700 PERSONEN WEGEN EINNAHME VON METHANOL
GESTORBEN

Hossein Hassanian, Berater des Gesundheitsministeriums, gab laut dpa
am 27. April bekannt, dass mehr als 700 Menschen nach der Einnahme
des vermeintlichen Heilmittels Methanol gestorben seien. Da etwa 200
von ihnen nicht im Krankenhaus behandelt worden seien, gehe das
Gesundheitsministerium davon aus, dass die Zahl der Toten sogar höher
als 700 sei. Zuvor hatte der Sprecher des Ministeriums die Zahl der
Opfer seit dem 20. Februar mit 525 angegeben.

Mit dem Aufkommen der Corona-Krankheit stieg der Alkoholkonsum rapide
an, weil viele glaubten, damit ließe sich das Virus unwirksam machen.

Laut der nationalen Gerichtsmedizin seien vom 20. Februar bis 7.
April 728 Personen an Alkoholvergiftung gestorben. Damit habe sich
die Zahl der Alkoholvergiftungen innerhalb der vergangenen 12 Monate
verzehnfacht.

Seit dem 20. Februar habe es in Iran mehr als 5.000
Alkoholvergiftungen gegeben, rund 90 von ihnen seien erblindet oder
hätten Sehschäden erlitten, sagte der Sprecher des
Gesundheitsministeriums Kianusch Dschahanpur.

Seit der Gründung der Islamischen Republik ist der Alkoholkonsum
verboten. Allein Christen und Juden sind von dem Verbot ausgenommen.
Aber auch sie dürfen nur im privaten Rahmen trinken. Verboten ist
demnach ebenfalls die Produktion von alkoholischen Getränken. Dennoch
wird in Iran weit mehr Alkohol konsumiert als zu den Zeiten vor der
Revolution. Die Getränke werden entweder aus dem Ausland
eingeschmuggelt oder im Verborgenen privat hergestellt. Die Folge
war, dass besonders in den ersten Jahren nach der Revolution
zahlreiche Menschen wegen des Konsums gepanschten Alkohols
erblindeten.


HÄFTLINGE IM GEFÄNGNIS GETÖTET

Einem Bericht der Menschenrechtsorganisation Amnesty International
vom 9. April zufolge wurden bei Protesten in iranischen Gefängnissen
35 Häftlinge von Sicherheitskräften getötet. In den ersten Tagen des
April habe es in acht Gefängnissen des Landes Rebellionen gegeben.
Die Häftlinge hätten gegen mangelnde gesundheitliche
Sicherheitsmaßnahmen protestiert. Sicherheits- und Ordnungskräfte
seien mit scharfer Munition und Tränengas gegen die Rebellierenden
vorgegangen. Diese Reaktion bezeichnete Diana Eltahawy,
stellvertretende Regionaldirektorin der AI für den Nahen Osten und
Nordafrika, als "abscheulich." Die Behörden seien nicht bereit
gewesen, auf die berechtigten Forderungen der Häftlinge einzugehen.
Stattdessen sei die Rebellion mit brutaler Gewalt niedergeschlagen
und einige Gefangene seien getötet worden. Die AI beruft sich auf
"verlässliche Quellen."

Eltahawy forderte eine unabhängige Untersuchung und die Freilassung
politischer Häftlinge. Zudem sollen Menschen, die sich in der
Untersuchungshaft befinden sowie jene, die zu den Risikogruppen
gehören, aus der Haft entlassen werden.

Am 31. März wurden in den sozialen Medien Videoaufnehmen in Umlauf
gebracht, auf denen das Hauptgefängnis der Stadt Ahwas, in der
Provinz Chusistan, im Südwesten Irans zu sehen war. Aus diesem stieg
Rauch auf. Offenbar hatte es dort gebrannt. Es waren auch Schüsse zu
hören. Berichten zufolge hatten die Gefangenen aus Angst vor dem
Ausbruch des Corona-Virus rebelliert. Heydar Abbassadeh,
Oberbefehlshaber der Streitkräfte in Chusistan, sagte der Agentur
Irna, in dem Gefängnis sei nun Ruhe eingekehrt. Einige Gefangene
hätten in vier Trakten versucht, Unruhe zu stiften. Sie hätten
Müllcontainer in Brand gesteckt. Doch Militäreinheiten seien
rechtzeitig zur Stelle gewesen und hätten die Rebellion unter
Kontrolle gebracht und wieder Ruhe geschaffen. Keinem Gefangenen sei
die Flucht gelungen. Es habe keine Verletzte gegeben. Alle Insassen
seien wohlauf, sagte Abbassadeh. Nach dem Grund der Rebellion
gefragt, gab er ausweichende Antworten. "Leider haben eine geringe
Zahl von Gefangenen falsche Informationen verbreitet und versucht
damit andere Gefangene zur Unruhe anzustiften."

Bereits Ende März waren Medienberichten zufolge Gefangene aus den
Gefängnissen geflohen. Aus dem Gefängnis von Saghes, in der Provinz
Kurdistan im Westen Irans, hatte es laut Medien eine Massenflucht
gegeben. Justizchef Ebrahim Raisi ordnete eine schärfere Kontrolle
der Gefängnisse an. Er wies den Oberstaatsanwalt an, Sonderkomitees
einzurichten, um die Schuldigen zu bestrafen und die Flüchtigen
wieder in die Gefängnisse zurückzubringen. Bislang seien zwölf
Gefangene wieder festgenommen worden, hieß es.

Grund der Flucht waren die schlechten hygienischen Verhältnisse in
den Gefängnissen. Die Gefangenen hatten Hafturlaub gefordert, was
ihnen verweigert wurde. Iran hatte infolge der Corona-Krise rund
hunderttausend Gefangenen Hafturlaub erteilt, doch rund 50.000
weitere Gefangene befinden sich noch in den Gefängnissen. Laut
Angaben der Justiz handelt es sich bei diesen Gefangenen um
Schwerverbrecher oder um sogenannte Sicherheitsfälle, womit
politische Gefangene gemeint sind.

Sadegh Hosseini, Kommandeur der Revolutionsgarden in der Provinz
Kurdistan, sagte, "möglicherweise" seien die Gefangenen aus Furcht
vor dem Corona-Virus geflohen. Die Zahl der Geflohenen aus dem
Gefängnis in Saghes wird offiziell mit 76 angegeben. Laut
Staatsanwaltschaft waren von den zwölf Rückkehrern zwei freiwillig
zurückgekommen, zehn seien auf der Flucht festgenommen worden.

Laut AP vom 30. März gab es auch in einem Gefängnis in der Stadt
Schiras, im Süden des Landes, Aufruhr. Die Gefangenen hätten
Überwachungskameras zerstört und weitere Schäden angerichtet, heißt
es in dem Bericht. Laut dem Gouverneur der Provinz, Enayatollah
Rahimi, habe es keine Verletzten gegeben und niemand sei geflohen.


BEURLAUBTE GEFANGENE SOLLEN BEGNADIGT WERDEN

Justizsprecher Gholam-Hossein Esmaili gab am 18. April bekannt, dass
die Justiz geplant habe, Gefangene, die sich wegen der Corona-Krise
im Hafturlaub befinden, zu begnadigen. "Auf Anweisung des Justizchefs
werden in diesem Zusammenhang 500 Komitees der Justizbehörde ab
morgen (19. April) das Thema untersuchen," sagte er im staatlichen
Fernsehen. Bis zum 29. April soll entschieden werden, wer unter den
Häftlingen begnadigt werde. Für andere könne es eine Strafmilderung
geben. Der Hafturlaub war zweimal verlängert worden. Ende April wird
er zu Ende sein.

Unter den Beurlaubten befinden sich einige Doppelstaater, wie die
iranisch-britische Staatbürgerin Nazanin Zaghari-Ratcliffe. Die
Mitarbeiterin der Thomas Reuters Stiftung befindet sich derzeit im
Haus ihrer Eltern in Teheran. Sie war 2016, während sie nach einem
Besuch in Teheran Iran verlassen wollte, verhaftet und zu fünf Jahren
Gefängnis verurteilt worden. Vielleicht wird sie unter denen sein,
die begnadigt werden. Ihre Verurteilung hatte zu großen
Unstimmigkeiten zwischen Teheran und London geführt. Zahlreiche
politische Häftlinge, unter ihnen die 56-jährige Anwältin Nasrin
Sotudeh, bekamen keinen Hafturlaub.


KORRUPTION IM IRANISCHEN GESUNDHEITSSYSTEM

Eine Gruppe von ehemaligen Mitarbeitern des Gesundheitsministeriums
hat gemeinsam mit einigen Professoren Gesundheitsminister Said Namaki
in einem offenen Brief aufgefordert, gegen die weit verbreitete
Korruption im Gesundheitssystem vorzugehen. Die wichtigste Quellen
der Korruption seien die Lizenzen, die zur Produktion von
Medikamenten und medizinischen Geräten unrechtmäßig an Mitarbeiter
des Gesundheitsministeriums oder an deren Angehörige vergeben wurden,
heißt es in dem Brief. Um den Vorwurf des Interessenkonflikts
auszuschließen, seien mache dieser Lizenzen im Namen von Firmen
ausgestellt worden, die nie existiert hätten. Zudem warnen die
Autoren vor den Folgen der Genehmigung von Medikamenten, die die
Tests in den Laboren nicht bestanden hätten. Solche Medikamente
häuften sich gerade in Zeiten der Corona-Krise.

Zu den Unterzeichnern des offenen Briefs gehören der ehemalige
Gesundheitsminister Mohammad Hossein Tarighat Onfared, der ehemalige
Berater des Gesundheitsministeriums Kasem Aschofteh und Prof.
Mohammad Dschawad Eghbal, ehemaliger Rektor der Fakultät für
Zahnmedizin an der Schahid Beheschti Universität in Teheran.


ROHANI LEUGNET NEU ENTDECKTEN KORRUPTIONSFALL

Präsident Hassan Rohani wies am 15. April einen Bericht des
Rechnungshofs zurück, wonach 2,8 Milliarden Dollar Devisen
verschwunden sein sollen. In dem Bericht, der am 14. April
veröffentlicht wurde und im ganzen Land Entsetzen auslöste, hieß es,
vom März 2018 bis März 2019 (iranisches Jahr) seien Devisen zur
Einfuhr von Waren in Höhe von 31 Milliarden Dollar an Importeure
vergeben worden. Doch der Wert der eingeführten Waren sei um 2,8
Milliarden Dollar niedriger. Das bedeute, dass diese Summe einfach
verschwunden sei.

Der Bericht sei "zu hundert Prozent falsch," sagte Rohani. Offenbar
hätten die Autoren keinerlei Kenntnis von den Gesetzen und
Verordnungen. "Das ist für uns eine Schande, dass eine Institution
(Rechnungshof) sich über etwas äußert, wovon sie keine Ahnung hat,"
sagte der Präsident. "Wenn wir schon kontrollieren, müssen wir alle
Institutionen kontrollieren und uns nicht allein auf eine Institution
konzentrieren. Auch die Justiz, das Parlament und die militärischen,
revolutionären und kulturellen Organisationen haben Anteil an dem
Haushalt. Der Rechnungshof sollte auch diese Institutionen unter die
Lupe nehmen." Der Rechnungshof hat die Aufgabe, das Haushaltsgesetz
und dessen Umsetzung durch die Regierung zu kontrollieren.

Rohani kritisierte auch die Überprüfungsmethode des Rechnungshofs.
Eine Kontrollinstanz müsse mit der Regierung sprechen, bevor sie
einen Bericht veröffentlicht, sagte er. Er forderte alle Abteilungen
der Regierung auf, "gebührend" zu dem Bericht Stellung zu nehmen.

Als 2018, nach dem Ausstieg der USA aus dem Atomabkommen, der Wert
des Dollars auf dem freien Markt rasant anstieg, beschloss die
Regierung, weitaus billigere Devisen für Importeure zur Verfügung zu
stellen, um die Versorgung des Landes mit existentiell wichtigen
Waren zu gewährleisten. Doch diese Maßnahme wurde zu einer
unerschöpflichen Quelle der Korruption. Wer gute Beziehungen zu den
Verantwortlichen hatte oder diese reichlich bestechen konnte, erhielt
billige Dollars, mit denen man höchst lukrative Geschäfte machen
konnte. In dem Bericht des Rechnungshofes wird zudem erwähnt, dass
mit den Devisen keineswegs nur existenziell wichtige Waren importiert
wurden, sondern ebenso Waren wie Zahnseide, Puppen, Spielzeuge,
Küchengeräte und dergleichen mehr; darunter Waren, die im eigenen
Land produziert wurden, aber teurer waren als die eingeführten Waren.

 * 


KULTUR

• Printpresse in Quarantäne geschickt

• Fünf Jahre Haft für den Journalisten Samimi


PRINTPRESSE IN QUARANTÄNE GESCHICKT

Laut einer Verordnung des Corona-Krisenstabs vom 30. März, sollten
sämtliche Zeitungen und Zeitschriften ihr Erscheinen bis
einschließlich 8. April einstellen. "Zur effektiven Umsetzung des vom
Gesundheitsministerium verabschiedeten Plans zur Reduzierung sozialer
Kontakte sollen bis zum 8. April keine Zeitungen mehr gedruckt werden
und diese nur noch online erscheinen," lautete die Verordnung.

Damit war die von der Regierung unabhängige Presse praktisch
ausgeschaltet. Denn nur wenige Zeitungen haben die Möglichkeit,
online zu erscheinen. Diese gehören fast ausschließlich zum rechten
Lager.


FÜNF JAHRE HAFT FÜR DEN JOURNALISTEN SAMIMI

Der Verein für die Verteidigung der Pressefreiheit hat das Urteil
gegen den Journalisten Kaywan Samimi kritisiert. Das Urteil sei
rechtswidrig und verstoße gegen die Verfassung, hieß es in einer
Erklärung des Vereins vom 23. April. "Samimi ist Chefredakteur der
Zeitung Farda, die eine Lizenz des Kulturministeriums besitzt. Sie
erscheint mit Zustimmung des Informationsministeriums und der Justiz.
Ihm wird vorgeworfen, eine Partei gegründet zu haben, die nach
Meinung des Richters illegal sei, obwohl die Partei vor 22 Jahren
legal gegründet wurde."

Nach Samimis Darstellung hat das Revolutionsgericht das Urteil ohne
seine Anwesenheit gefällt. Das Gericht hatte ihn zudem beschuldigt,
politische Gefangene verteidigt und am 1. Mai 2019 an einer
Demonstration teilgenommen zu haben.

Tatsächlich hatte Samimi im Mai vorigen Jahres an einer Demonstration
der Werktätigen und Gewerkschaften vor dem Parlament in Teheran
teilgenommen. Er ist Vorsitzender des Vereins für Pressefreiheit.

Samimi hatte 2009 an den Protesten gegen die umstrittene Wiederwahl
von Präsident Mahmud Ahmadinedschad teilgenommen. Er wurde damals
festgenommen und zu sechs Jahren Gefängnis verurteilt.

Der Verein kritisierte die "unkorrekte" Prozessführung und forderte
eine Revision des Urteils. Es sei erstaunlich, dass die Justiz selbst
in Zeiten, in denen das ganze Land gegen die Corona-Krankheit kämpft,
nicht dazu bereit sei, die Verfolgung von Andersdenkenden
einzustellen, schreiben die Autoren der Erklärung.

Laut einem Bericht von Reporter ohne Grenzen (ROG) ist der Druck auf
Journalisten in Iran in jüngster Zeit weiter erhöht worden. Bezüglich
der Pressefreiheit steht Iran an 173. Stelle von insgesamt 180
Staaten, so eine Untersuchung von ROG.

 * 


WIRTSCHAFT

• Deutschland gibt Aktivierung von Instex bekannt

• Hilfe aus dem Ausland

• Atomprogramm trotz Corona weiterentwickelt

• USA lehnen Kreditvergabe des IWF an Iran ab

• Hohe Verluste der Tourismusindustrie


DEUTSCHLAND GIBT AKTIVIERUNG VON INSTEX BEKANNT

Die Sprecherin des Auswärtigen Amtes in Berlin, Maria Adebahr, gab am
1. April bekannt, dass Frankreich, Deutschland und Großbritannien das
erste Geschäft mit Iran über die Finanzersatzgesellschaft Instex
abgewickelt hätten. Dabei sei es um die Lieferung von medizinischen
Geräten und Medikamenten gegangen. "Es gibt ungefähr 50 Anfragen in
der Pipeline," sagte sie. Seitens der USA, die den Handel mit Iran
sanktioniert haben, habe es keine Reaktionen gegeben.

Instex ist eine Ersatzgesellschaft, eine Tauschbörse, die von den
drei europäischen Staaten, Deutschaland, Frankreich und
Großbritannien, gegründet wurde, um trotz US-Sanktionen mit Iran
Handel treiben zu können. Zugleich soll damit das Atomabkommen
gerettet werden. In einem ersten Schritt sollen humanitäre Güter nach
Iran exportiert werden, danach hofft man, andere Waren hinzunehmen zu
können. Die Tauschbörse wurde 2019 gegründet nachdem die USA im Mai
2018 aus dem Atomabkommen mit Iran ausgestiegen waren.

Die tatsächliche Aktivierung von Instex hatte sich lange verzögert.
Eigentlich sollte der Handel im Sommer vergangenen Jahres beginnen.
Das forderte die Kritik Irans heraus und veranlasste das Land,
Schritt für Schritt seine im Atomabkommen eingegangenen Pflichten
auszusetzen. Auch jetzt zeigte Iran keine große Begeisterung. Wenn
die Behauptung der USA zutreffe, dass humanitäre Güter aus den
Sanktionen ausgeschlossen seien, lasse es sich nicht nachvollziehen,
warum nun die Lieferung von medizinischen Geräten über Instex
abgewickelt werden müsse, twitterte Kianusch Dschahanpur, Sprecher
des Gesundheitsministeriums, am 1. April. Teheran fordert die
Europäer immer wieder auf, auf die USA Druck auszuüben, um die
Sanktionen zu lockern. Ob nun die Europäer mit Hilfe von Instex das
Problem lösen können, ist höchst fraglich. Sie haben ein Jahr
gebraucht, um das erste Geschäft mit Iran abzuwickeln und dies
umfasste schließlich medizinische Geräte. Eine Erweiterung des
Handels mit Iran um andere Güter scheint vorerst aufgrund der
US-Sanktionen kaum möglich.

Angesichts der bestehenden Lage spielt Instex eher eine symbolische
Rolle, die Tauschbörse ist mehr oder weniger ein Signal an die USA.
Es soll zeigen, dass die Europäer ihre Entscheidungen unabhängig von
den Vereinigten Staaten treffen. Man wird mit Instex weder die
Probleme Irans lösen, noch den Stand des Handels von 2017 erreichen
können. 2017, also bevor die USA aus dem Abkommen ausgetreten waren,
lag der Handel zwischen Iran und der EU bei 11 Milliarden Dollar. Die
jüngste Lieferung über Instex hatte ein Volumen von 500.000 Dollar.


HILFE AUS DEM AUSLAND

Die USA haben Iran abermals vorgeworfen, Hilfe aus dem Ausland
abzulehnen und damit der eigenen Bevölkerung zu schaden. Auf der
Webseite des US-Außenministeriums wurde Außenminister Mike Pompeo mit
den Worten zitiert: "Die iranische Führung lehnt die Hilfsangebote
der Vereinigten Staaten ab. Zugleich behauptet das Regime,
US-Sanktionen versperrten dem Land den Zugang zu medizinischen
Geräten. Das ist eine Lüge." Dabei verweist Pompeo auf die
Organisation Ärzte ohne Grenzen, die ein gut ausgerüstetes
Feldkrankenhaus mit 50 Betten in Iran einrichten wollte, jedoch von
iranischen Behörden zurückgewiesen wurde.

Tatsächlich wurde das Hilfsangebot von Ärzte ohne Grenzen abgelehnt,
weil einige Hardliner den Verdacht äußerten, unter den Ärzten seien
Spione. Doch was die Hilfen aus den USA betrifft, enthalten die
Äußerungen Pompeos nur die halbe Wahrheit. Die USA haben Iran nie
konkrete Hilfsangebote gemacht, sondern immer nur verbal ihre
Bereitschaft dazu wiederholt. Iran hat Hilfen aus dem Ausland auch
nicht grundsätzlich abgelehnt, sondern nur Hilfen aus den USA und
Israel. Die Ablehnung des Angebots von Ärzte ohne Grenzen ist eine
Ausnahme. Als die Corona-Krise ihren ersten Höhepunkt in Iran
erreichte, erklärte die Regierung, das Land benötige dringend Hilfe
aus dem Ausland. So hat Teheran beim Internationalen Währungsfonds
eine Unterstützung in Höhe von fünf Milliarden Dollar beantragt.

Die Hilfen, die Iran bislang aus dem Ausland erhalten hat, sind
überschaubar. Gemessen an dem Bedarf des Landes sind sie sehr gering.
Die 27 Staaten der EU haben 20 Millionen Euro angekündigt, doch es
ist nicht klar, wie das Geld trotz US-Sanktionen in iranische Hände
gelangen soll. Zudem haben die drei Staaten Frankreich, Deutschland
und Großbritannien eine Unterstützung von fünf Millionen Euro
versprochen. Zugleich haben sie über Instex medizinische Geräte im
Wert 500.000 Dollar nach Iran geschickt.

Auch Japan hat eine Unterstützung im Wert von 2,5 Milliarden Yen (230
Millionen Dollar) angekündigt. Unter den Nachbarstaaten war
Aserbaidschan, der erste Staat, der Iran mit fünf Millionen Dollar
unterstützen will. Unter den arabischen Staaten war Kuwait, der erste
Staat, der zehn Millionen Dollar Spende versprochen hat, gefolgt von
Katar, das medizinische Geräte und Medikamente nach Iran geschickt
hat. Die größten Hilfen an Iran leistete China.


ATOMPROGRAMM TROTZ CORONA WEITERENTWICKELT

Akbar Salehi, Vorsitzender der iranischen Atomenergieorganisation,
kündigte am 8. April an, dass eine neue Generation von Zentrifugen in
der Urananreicherungsanlage Natans eingesetzt werden soll. Zudem habe
die Organisation Projekte zur Herstellung von medizinischen Geräten
entwickelt. Auch Präsident Hassan Rohani erklärte, dass Irans
Atomprogramm inzwischen weit "fortgeschrittener sei als in der Zeit
vor dem Atomabkommen." Er betonte aber, Iran habe vorerst nicht einen
Ausstieg aus dem Atomabkommen geplant.

Gemäß einer UN-Resolution, die nach dem Atomabkommen von 2015
verabschiedet wurde, endet im Oktober dieses Jahres das gegen Iran
gerichtete Embargo für konventionelle Waffen. Nun wollen die USA
alles versuchen, um eine Verlängerung des Embargos durchzusetzen.
Dies wäre nur möglich, wenn ein Mitglied des Abkommens feststellt,
dass Iran in den vergangenen fünf Jahren gegen das Abkommen verstoßen
habe. Die USA versuchen auf die drei europäischen Mitgliedstaaten
Druck auszuüben, damit diese Iran wegen Verstoß gegen die
UN-Resolution den UN-Sicherheitsrat anrufen. "Wenn wir das nicht
schaffen, dass jemand anders handelt, werden die USA jede Möglichkeit
prüfen, wie wir das tun könnten," sagte Außenminister Mike Pompeo am
29. April. Die EU-Staaten scheinen jedoch vorerst nicht dazu bereit
zu sein. Auch die beiden anderen Mitgliedstaaten, Russland und China,
werden höchstwahrscheinlich gegen einen möglichen Antrag der USA ihr
Veto einlegen.

Der Ausweg, der für die USA bliebe, wäre, zu dem Atomabkommen
zurückzukehren, schrieb die New York Times am 27. April. Dann könnte
Washington als Vertragspartner nicht nur versuchen, eine Verlängerung
des Embargos zu erreichen, sondern durch eine konfrontative Politik
und die Aufnahme neuer Sanktionen gegen Iran ein Ende des Abkommens
herbeizuführen. Denn wie Irans Vizeaußenminister Abbas Araghtschi
erklärte, betrachtet Iran die Wiederaufnahme der UN-Sanktionen als
eine rote Linie, die nicht überschritten werden dürfe. Andernfalls
werde Iran seine Atompolitik gänzlich ändern. Das könnte nicht nur
den Austritt aus dem Atomabkommen, sondern auch aus dem
Atomwaffensperrvertrag bedeuten.

Die Agentur Reuters berichtete am 27. April unter Berufung auf einen
Diplomaten, der Mitglied des UN-Sicherheitsrates ist, aber nicht
genannt werden wollte, der Antrag Washingtons, das Embargo zu
verlängern, werde scheitern, sobald er im Sicherheitsrat eingereicht
werde. Die USA bräuchten für ihre Strategie die Zustimmung Russlands
und Chinas. Ein ebenfalls ungenannter europäischer Diplomat sagte
Reuters, es werde für ein Mitglied, das aus dem Abkommen ausgetreten
ist, sehr schwer sein wieder als voll berechtigtes Mitglied aktiv zu
werden.


USA LEHNEN KREDITVERGABE DES IWF AN IRAN AB

Morgan Ortagus, Sprecherin des US-Außenministeriums, sagte in einen
Interview mit der BBC am 7. April, die USA hätten ihre Stellungnahme
zu dem von Iran beim Internationalen Währungsfonds (IWF) beantragten
Kredit dem IWF mitgeteilt und erklärt, dass sie jegliche
Kreditvergabe an Iran ablehnten. Die Ablehnung begründete sie damit,
dass das Geld nicht der iranischen Bevölkerung zugutekommen werde.
"Die Vergangenheit zeigt, dass sie (die iranische Führung) das Geld
entweder in die eigene Tasche stecken oder damit terroristische
Gruppen im Nahen Osten finanzieren."

Iran hatte mit Hinweis auf die kritische Lage, in der sich das Land
befindet, am 12. März einen Kredit in Höhe von fünf Milliarden Dollar
beantragt. Das Geld soll für den Kampf gegen das Corona-Virus
verwendet werden. Zuvor hatte der für die Wirtschaft zuständige
Vizepräsident, Mohammad Nahadian, in einem Interview mit dem
US-Nachrichtensender CNN Gerüchte über die Ablehnung des Antrags
zurückgewiesen und erklärt, der Antrag werde bearbeitet. Viele Länder
hätten den Antrag unterstützt. Die Behauptung der USA, Sanktionen
würden Nahrungsmittel und medizinische Geräte sowie Medikamente nicht
betreffen, sei falsch und irreführend, sagte er. Ferner betonte er,
dass in Iran "völlige Transparenz" über die Corona-Epidemie herrsche.
"Wir handeln nicht mit Leben und Tod von Menschen. Für uns ist das
menschliche Leben genauso viel Wert, wie das Leben der Wirtschaft."

Iran gehört zu den Ländern, die am stärksten vom Corona-Virus
betroffen sind. Anfang März hatten 24 Topdiplomaten, wie die frühere
EU-Außenbeauftragte Frederica Mogherini sowie Topdiplomaten der
Bush-, Clinton- und Obama-Regierung US-Präsident Trump in einem Brief
aufgefordert, die Sanktionen gegen Iran zu lockern und dem Land
humanitäre Hilfe zukommen zu lassen, um tausende Menschenleben zu
retten.

Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif twitterte: "Iran ist
reich an menschlichen und natürlichen Quellen. Wir brauchen keine
Almosen von Trump, der gezwungen ist Beatmungsgeräte von einem Land
zu kaufen, das er mit Sanktionen belegt hat." (gemeint ist Russland).
"Was wir von Trump fordern, ist, dass er nicht den iranischen
Ölexport und benötigte Importe sowie Finanztransaktionen
boykottiert."

Am 8. April forderte Präsident Rohani laut AFP auf einer
Kabinettsitzung den IWF noch einmal eindringlich auf, Irans Antrag zu
bewilligen. "Ich fordere alle internationalen Organisationen auf,
ihre Pflichten zu erfüllen," sagte er. Iran sei Mitglied des IWF und
dürfe anderen Ländern gegenüber nicht benachteiligt werden. "Wenn Sie
in dieser schwierigen Situation ihren Pflichten nicht nachkommen,
wird die Welt sie anders beurteilen." Zu der ablehnenden
Stellungnahme der USA sagte Rohani, die Amerikaner setzten ihre
"falsche Politik und falsche Vorstellungen" fort. "Das Weiße Haus in
Washington wird nicht nur als Wirtschaftsterrorist, sondern von nun
an auch als Gesundheitsterrorist in die Geschichte eingehen."

Am 19. April meldete sich laut dpa der Chef der iranischen
Zentralbank, Abdolnasser Hemmati, zu Wort. Er forderte den IWF auf,
den von den USA ausgeübten Druck zu wiederstehen und Irans Antrag zu
bewilligen, um Iran zu ermöglichen, das Defizit seiner Wirtschaft in
Höhe von 10 Milliarden Dollar zu finanzieren. Iran könne aufgrund
bestehender Sanktionen nicht über das Guthaben der Zentralbank im
Ausland verfügen.


HOHE VERLUSTE DER TOURISMUSINDUSTRIE

Der Direktor der Zentralbank, Abdolnasser Hemmati, notierte am 5.
April auf Instagram: "Die Schäden, die die Corona-Epidemie der
Tourismusindustrie zugefügt hat, sind irreparabel. Wir sind wegen
ernster Probleme des Haushalts in diesem Jahr nicht in der Lage, die
Verluste der Branche vollständig zu ersetzen." Am Vortag hatte er bei
einem Treffen mit Vertretern des Ministeriums für Tourismus,
Kulturerbe und Handwerk erklärt, "die größten Einnahmen in jedem Jahr
erzielen Hotel, Reisegesellschaften, Handwerker und Reisebüros
während den Neujahrsfeiertagen. In diesem Jahr sind die Einnahmen
nahezu gänzlich ausgeblieben. Das ist eine Tatsache, die wir sehr
ernst nehmen. Aber der Glaube, dass der Staat alle Verluste ersetzen
könnte, ist nicht realistisch."

Den Angaben des Vereins der Fluggesellschaften Irans zufolge, wurden
in den ersten zwei Wochen des neuen Jahres 90 Prozent der Flüge
gestrichen. Vereinsvorsitzender Maghsud Asadi Samani sagte, nahezu
sämtliche Fluggesellschaften hätten jetzt alle ihre Aktivitäten
gestoppt. Ein kleiner Rest arbeitet nur noch mit zehn Prozent seiner
Kapazität. Seiner Einschätzung nach liege der Verlust der
Fluggesellschaften bei 3.000 Milliarden Tuman.

Die Stornierung der Flüge hatte Anfang März begonnen. Mitte März gab
Verkehrsminister Mohammad Eslami bekannt, dass Passagiere ohne Gebühr
ihre Flug- oder Zugtickets zurückgeben oder gegen Gutschein
eintauschen könnten.

Ähnlich wie den Fluggesellschaften erging es während der Feiertage
den Hotels und Gaststätten. Zwar sollen sie wie die Handwerker vom
Staat eine finanzielle Unterstützung bekommen. Doch die ist bei
weitem nicht ausreichend, um die Verluste zu ersetzen.

 * 


AUSSENPOLITIK

• Kontroverse Diskussion über Beziehungen zu China 

• Chinas Iran-Politik 

• Neue Drohungen zwischen Teheran und Washington 

• Trump erteilt Schießbefehl 

• Irans Satellitenstart fordert scharfe Kritik heraus 

• Anklage gegen die USA 

• Biden fordert Milderung der Sanktionen 

• Sarif besucht Assad 

• Kritik an Irans Sonderbotschafter in Afghanistan 

• UN erhebt schwere Vorwürfe gegen iranische Justiz 

• Flugverbot für iranische Flugzeuge nach Deutschland 

• Anklage wegen Spionage für Iran 

• Macron fordert sofortige Freilassung von Adelchah 

• Rohani fordert internationale Kooperation im Kampf gegen Pandemie


KONTROVERSE DISKUSSION ÜBER BEZIEHUNGEN ZU CHINA

Eine kritische Äußerung des Sprechers des Gesundheitsministeriums,
Kianusch Dschahanpur, über China sorgte für kontroverse Diskussionen
über die Beziehung Irans zu China. Dschahanpur hatte auf einer
Pressekonferenz am 3. April in Teheran auf die Frage eines türkischen
Journalisten über Irans Umgang mit dem Corona-Virus erklärt, sein
Ministerium habe den Ernst der Lage zu spät erkannt, weil China "mit
der ganzen Welt einen bitteren Spaß" gemacht und falsche Angaben über
das Virus gemacht habe. Damit seien alle Staaten zunächst davon
ausgegangen, dass Corona weniger aggressiv als Influenza sei. "So ist
es aber nicht. Und wir können nicht davon ausgehen, dass die ganze
Geschichte in zwei Monaten vorbei sein wird," sagte der Sprecher.

Als diese Äußerung auf Kritik stieß, legte Dschahanpur noch einmal
nach und schrieb auf Twitter: "Man kann und darf nicht
wissenschaftliche Erkenntnisse mit Politik vermischen.
Wissenschaftliche Institutionen in anderen Staaten waren ausgehend
von den Informationen aus China zu der Ansicht gelangt, dass
Influenza aggressiver sei als Corona. Doch die neuesten
wissenschaftlichen Erkenntnisse zeigen das Gegenteil. (...) Unter
solchen Umständen sollten wir lieber den eigenen Erkenntnissen trauen
als den Angaben aus China."

Wenige Minuten später reagierte der chinesische Botschafter in
Teheran auf die Äußerung Dschahanpurs mit den Worten: "Das
chinesische Gesundheitsministerium veranstaltet täglich eine
Pressekonferenz. Ich schlage vor, erst die Berichte zu lesen, dann zu
urteilen." Daraufhin schrieb Dschahanpur, das iranische
Gesundheitsministerium veranstalte täglich zweimal internationale
Pressekonferenzen. Die Berichte darüber seien für die verehrten
Botschafter, insbesondere für jene aus befreundeten Staaten "sehr
nützlich." Darauf reagierte wiederum Chinas Botschafter und schrieb
spürbar verärgert: "Mein lieber Herr, ich hoffe Sie nehmen die
Tatsachen zur Kenntnis und erweisen den großen Aktivitäten des
chinesischen Volkes gebührende Hochachtung."

Der unfreundliche Ton des Botschafters sowie die heftige Kritik die
Dschahanpur auch von iranischer Seite entgegenschlug, zwangen ihn
dazu, einen Rückzieher zu machen. Das iranische Volk und der
iranische Staat seien jenen Staaten und Völkern dankbar, "die in
diesen Zeiten, in denen das Corona-Virus sich weltweit verbreitet,
unserem Land zur Seite stehen. (...) Auch dies werden wir niemals
vergessen. Die Hilfen, die China in diesen schweren Tagen für uns
geleistet hat, bleiben ewig in Erinnerung."

Zuvor hatte bereits der Sprecher des Teheraner Außenministeriums,
Abbas Mussawi, China hoch gelobt. "Das chinesische Volk und der
chinesische Staat stehen im Kampf gegen das Corona-Virus und bei der
großzügigen Hilfe für andere Staaten an vorderster Front." "Der Mut,
die Sachkenntnis und die Zuverlässigkeit" der Chinesen bei der
Bewältigung der Lungenkrankheit sei "bewundernswert." "Wir waren
China stets für seinen Einsatz in Zeiten der Not dankbar."

Nach dem kurzen Schlagabtausch zwischen dem chinesischen Botschafter
und dem Sprecher des Gesundheitsministeriums erhoben sich Stimmen für
und gegen Dschahanpur. Die Unterstützer übten scharfe Kritik an China
und warfen dem iranischen Außenamtssprecher Anbiederung vor. Die
Gegner warfen Dschahanpur vor, gegen die nationalen Interessen
verstoßen und der Beziehung zwischen Iran und China Schaden zugefügt
zu haben. Sie forderten ihn auf, sich öffentlich zu entschuldigen,
manche forderten sogar seine sofortige Entlassung.

Es gab auch Kritiker, die dem Gesundheitsministerium vorwarfen, den
"bitteren Spaß" von Anbeginn ernst genommen zu haben. Die Äußerungen
Dschahanpurs seien nur ein Vorwand, um das Versagen des eigenen
Ministeriums zu vertuschen, hieß es. "Wie kam es, dass Südkorea zum
Beispiel den Chinesen nicht geglaubt hat, wir aber doch? Zudem kann
es wohl kaum stimmen, dass die Chinesen aus Corona einen 'Spaß'
gemacht hatten, wenn man bedenkt, dass sie drei Monate lang harte
Einschränkungen angeordnet und Milliarden investiert haben, um die
Krankheit zu bezwingen," schrieb die Zeitung Etemad. Der Epidemiologe
Hamid Suri, Professor an der Universität Schahid Beheschti in
Teheran, meinte, in solchen Fällen wäre es besser, wenn Politiker die
Kritik Wissenschaftlern überlassen würden. Wissenschaftler würden als
unabhängige Instanzen wahrgenommen und deren Stellungnahmen hätten
mehr Gewicht. Es sei den Interessen des Staates nicht dienlich, wenn
das Außenministerium oder die Regierung sich für Äußerungen eines
Politikers offiziell entschuldigen müssen. "Wir Wissenschaftler sind
nur für die Gesundheit der Menschen zuständig, während Politiker auch
auf andere Aspekte Rücksicht nehmen müssen," sagte Suri.

"Sobhe Sadegh," Presseorgan der Revolutionsgarden, warnte davor, die
Beziehung zu China zu schädigen. Die Zeitung forderte die Regierung
auf, nicht nur den Schaden wiedergutzumachen, sondern darüber hinaus
zu erforschen, "was dahinterstecken" könnte. China sei ein
"strategischer Partner Irans." Diese Stellungnahme, die vor allem in
weiten Kreisen der Konservativen Zustimmung findet, ist für die
Außenpolitik der Islamischen Republik von entscheidender Bedeutung.

Während die Reformer in Iran mehr zu westlichen Modellen tendieren,
diente das Staatssystem der Volksrepublik China sowohl unter
Präsident Haschemi Rafsandschani (1989-1997) als auch unter Präsident
Mahmud Ahmadinedschad (2005-2013) als Vorbild. Ahmadinedschad gab
damals die Parole aus: "Weg vom Westen, hin zum Osten." Bekanntlich
schwebt Revolutionsführer Chamenei ein ähnliches Modell vor. Dabei
stellt sich die Frage, ob China in all den Jahren tatsächlich ein
"strategischer Partner" Irans war und ob Iran auch jetzt, wo das Land
sich in einer schweren Krise befindet, auf Freundschaft und Beistand
der Chinesen zählen kann. Dieser Frage geht ein Artikel des
persischsprachigen Programms der BBC nach. Im Folgenden bringen wir
eine inhaltliche Zusammenfassung des Artikels:


CHINAS IRAN-POLITIK

Solange Ayatollah Chomeini das Schicksal des Landes bestimmte, vor
allem in der Zeit des achtjährigen Krieges gegen den Nachbarstaats
Irak (1980-1988), war das Bestreben des neu gegründeten Staates
darauf ausgerichtet, sein militärisches Potential zu erhöhen,
insbesondere sein Waffenarsenal aufzustocken. Doch angesichts der
antiwestlichen Außenpolitik des Landes waren die Möglichkeiten,
Waffen aus dem Westen zu importieren, stark eingeschränkt. Ähnlich
verhielt es sich mit Russland. So richtete sich der Blick damals vor
allem auf China. Aber China war eher geneigt, Irak zu unterstützen.
Während des achtjährigen Kriegs lieferte China Waffen im Wert von
rund 1,8 Milliarden Dollar an Iran, während der Wert der exportierten
Waffen nach Irak bei mehr als fünf Milliarden lag.

Bei der Abstimmung des Gouverneursrats der Internationalen
Atombehörde 2006, über die Weiterleitung der Akte Irans an den
UN-Sicherheitsrat, stimmten nur drei Staaten, nämlich Venezuela, Kuba
und Syrien dagegen, fünf Staaten, Algerien, Weißrussland, Indonesien,
Libyen und Südafrika enthielten sich. Demgegenüber stimmten sowohl
Russland als auch China, gemeinsam mit den USA und den Staaten der
EU, dafür. Russland und China, von denen Iran Beistand erwartete,
waren nicht bereit gewesen, Irans Interessen zu berücksichtigen,
obwohl sie sich zuvor gelegentlich gegen die Weiterleitung geäußert
hatten. Auch im UN-Sicherheitsrat stimmten sie für die
Iran-Resolution, mit der harte Sanktionen gegen Iran verhängt wurden.
Danach wurden sämtliche Resolutionen des Sicherheitsrats mit
Zustimmung Russlands und China beschlossen. Sowohl Moskau als auch
Peking hätten mit ihrem Veto die jeweiligen Resolutionen verhindern
können. Doch sie waren nicht einmal dazu bereit gewesen, sich
wenigstens zu enthalten. Zwar hat China die Atomverhandlungen mit
Iran, die schließlich 2015 zu einem Abkommen führten, unterstützt.
Das Abkommen sah die Aufhebung der von den Vereinten Nationen sowie
von den USA und der EU verhängte Sanktionen vor. Doch das Engagement
Chinas bei den Verhandlungen war weit geringer als das der
Amerikaner. Damals wollte US-Präsident Barack Obama unbedingt den
Konflikt mit Iran beenden, während China wenig Interesse an dem
Abkommen zeigte.

Nach der Regierungsübernahme durch Donald Trump und dem Austritt der
USA aus dem Atomabkommen, nahm Washington die Sanktionen gegen Iran
wieder auf. Wenige Wochen danach reiste der außenpolitische Berater
des Revolutionsführers, Aliakbar Welayati, nach Peking und Moskau und
verkündete nach seiner Rückkehr, sowohl Russland als auch China
hätten sich verpflichtet, die US-Sanktionen zu ignorieren. Wörtlich
sagte er: "Russland und China haben versichert, weiterhin unser Öl zu
kaufen, selbst dann, wenn die USA deswegen gegen sie Sanktionen
verhängen sollten." Nichtdestotrotz akzeptierte Peking nach und nach
die US-Sanktionen und reduzierte seinen Ölimport aus Iran drastisch.
2019 lag der Ölimport Chinas aus Iran im Durchschnitt bei 295.000
Barrel pro Tag, im Dezember dahingegen nur noch bei 100.000 Barrel.
Das ist ein Siebtel der Menge, die in der gleichen Zeit im Jahr davor
importiert wurde. Just im Dezember 2019 hatte der amerikanische
Finanzminister erklärt, Washington sei im Gespräch mit Peking, um
sicherzustellen, dass "China kein Öl mehr aus Iran importiert."

Bemerkenswert ist, dass Iran über die Einnahmen aus dem nach China
exportiertem Öl nicht frei verfügen kann. Fast die Hälfte der
Einnahmen wird zur Tilgung der Schulden Irans bei zwei chinesischen
Unternehmen verwendet. Diese Unternehmen hatten insgesamt eine Summe
in Höhe von fünf Milliarden Dollar in die iranische Ölindustrie
investiert. Doch selbst die andere Hälfte kann aufgrund der
US-Sanktionen nicht nach Iran transferiert werden. Daher wird sie für
den Kauf chinesischer Waren verwendet.

Solange Ayatollah Chomeini lebte, war Iran bestrebt seine
Außenpolitik nach der Parole, "Weder Westen, noch Osten"
auszurichten. Doch sein Nachfolger, Ali Chamenei, hat einerseits die
Feindschaft zum Westen, allen voran zu den USA, intensiviert und sich
zugleich nach Osten gewandt - nach Russland und China. Inzwischen ist
China der größte Handelspartner Irans. Iranische Märkte sind
überfüllt mit Billigwaren aus China. Peking spielt derzeit nicht nur
wirtschaftlich eine überragende Rolle in Iran, sondern auch
politisch, vor allem außenpolitisch. Doch die Teheraner Führung macht
sich Illusionen über die Treue und Freundschaft der Chinesen. Die
Erfahrung der letzten Jahrzehnte zeigen deutlich, dass China einzig
und allein eigene wirtschaftliche und politische Interessen verfolgt
und jederzeit dazu bereit ist, die Freundschaft zu Iran zu kündigen,
wenn sollten seine Interessen es erfordern.


NEUE DROHUNGEN ZWISCHEN TEHERAN UND WASHINGTON

Anfang April eskalierten abermals die Konflikte zwischen Teheran und
Washington, obwohl beide Länder sich auf den Kampf gegen das
Corona-Virus konzentrieren mussten. Grund der neuen Eskalation sind
die neuen Ereignisse im Persischen Golf und die Auseinandersetzungen
im Irak.

Als im Januar US-Raketen in der Nähe des Bagdader Flughafens den
iranischen General Ghassem Soleimani, Oberbefehlshaber der Al
Kuds-Brigade, und den hohen irakischen Milizenführer Abu Mahdi al
Muhandis töteten, schworen die mit Iran verbündeten irakischen
Milizen alles daran zu setzen, die amerikanischen Streitkräfte aus
dem Land zu jagen. Seitdem haben zahlreiche Raketen-Angriffe auf
US-Stützpunkte im Irak stattgefunden. Politische Beobachter schätzen,
dass die Milizen-Organisationen in der Lage sind, rund 130.000 Mann
zu mobilisieren. So verfügen sie über starken Einfluss. Der
schiitische Block, das Al-Fattah-Bündnis, bekam bei den
Parlamentswahlen vor zwei Jahren die zweitmeisten Stimmen.

Die Raketenangriffe der Milizen haben die USA bereits gezwungen, drei
ihrer Stützpunkte zu verlassen. Gleichzeitig haben die USA mehrere
Stützpunkte der Milizen angegriffen, was die Milizen keineswegs davon
abhalten konnte, ihren Kampf fortzusetzen. "Wir werden sie (die
US-Truppen) weiter angreifen, wo immer sie sind, denn wir sind der
Meinung, dass sie illegal im Irak sind," erklärte ein Sprecher der
Kataib Hisbollah, die zu den stärksten Milizen gehört. Die USA
vermuten Iran hinter den Angriffen. Es wird befürchtet, dass sie
demnächst einen großen Angriff gegen Kataib Hisbollah starten. Auf
der Website "War in the Rocks" warnen die Analysten Maria Fantappie
und Sam Heller: "Wenn der Zyklus der Gewalt weitergeht (...), wird es
für die USA und Irak in einem Desaster enden."

Am 1. April warnte US-Präsident Donald Trump auf Twitter, sollte Iran
etwas gegen die USA unternehmen, wird Iran dafür "einen hohen Preis"
zahlen. Auf einer Pressekonferenz am selben Tag sagte er, er habe
genaue Informationen bekommen, dass die mit Iran verbündeten Gruppen
im Irak einen Angriff gegen die USA planten. Dafür machte Trump Iran
verantwortlich. "Wir sagen ihnen (den Iranern), tut das nicht. Wenn
sie es tun, wird es für sie sehr schlecht sein," sagte er.

Das Wall Street Journal schrieb unter Berufung auf eigene Quellen,
Washington habe neue Informationen über einen Angriff der Milizen
erhalten. "Wir rechnen mit einem baldigen Ereignis." Zugleich
berichteten Medien über die Reise von General Esmail Ghaani,
Nachfolger von Ghassen Soleimani, mit dem Ziel, die Aktivitäten der
irakischen Milizorganisationen zu koordinieren.

In Washington forderten US-demokratische Abgeordnete den Präsidenten
auf, den Kongress vorab über jede militärische Aktion, etwa gegen
Iran, die zu einem Krieg führen könnte, zu informieren.

Der stellvertretende Militärberater des Revolutionsführers, Yahya
Safawi, nahm zu einem möglichen Angriff der USA Stellung.
"US-Militärs sind sich darüber bewusst, dass ein Angriff in Irak
ihnen kein Nutzen bringen wird. (...) Sicher ist jedenfalls, dass die
Aktivitäten gegen die US-Besatzungsmacht zunehmen werden," schrieb
der General in einem Artikel. "Wir empfehlen den US-Politikern und
-Militärs, sich über die Folgen Gedanken zu machen, bevor sie
militärische Aktionen in Irak starten."

Über die Reise General Ghaanis nach Bagdad wurde in den Medien viel
spekuliert. Wie AP berichtete, war Ghaani am 1. April unter strengen
Sicherheitsvorkehrungen in Bagdad angekommen. Seine Hauptaufgabe sei,
die proiranischen Schiitenmilizen miteinander zu koordinieren, eine
Aufgabe, die General Soleimani bis zu seiner Ermordung bestens
geleistet hatte, hieß es in einigen Berichten. Es gab auch Gerüchte
über ein Attentat auf Ghaani.

Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif reagierte auf Trumps
Drohungen mit den Worten, Iran werde niemals einen Krieg beginnen,
"aber jenen, die dies tun, eine Lektion erteilen." Er empfahl dem
Präsidenten, sich nicht von seinen kriegslustigen Beratern in die
Irre führen lassen.

Deutlich härter äußerte sich der Oberbefehlshaber der iranischen
Streitkräfte, General Mohammad Hossein Bagheri. Sollten die USA den
geringsten Versuch unternehmen, die Sicherheit Irans anzutasten,
müssen sie mit härtesten Reaktionen rechnen," sagte er auf einer
Pressekonferenz am 2. April in Teheran. In den letzten Tagen hätten
die militärischen Aktivitäten der USA in der Region, insbesondere im
Irak, zugenommen. Auch in den Medien seien ähnliche Gerüchte im
Umlauf. Iran habe mit den Vorgängen im Irak nichts zu tun und habe
auch nicht die Absicht, fremde Mächte in dem Land anzugreifen. "Wir
beobachten genau die Aktivitäten der US-Militärs. Zugleich überwachen
unsere Einheiten unsere Wasser-, Luft- und Bodengrenzen. Die
Reaktionen der irakischen Bevölkerung gegen die US-Basen in dem Land
seien nach dem "teuflischen Mord" an Soleimani und Muhandis allzu
natürlich und nachvollziehbar. "All dies hat aber mit unserem Land
nichts zu tun. (...) Die Amerikaner wissen sehr wohl, dass ihre
Präsenz in der Region und im Irak unerwünscht ist," sagte der
General.

Am 16. April teilte laut AFP das US-Verteidigungsministerium mit, elf
iranische Boote der Revolutionsgarden hätten "wiederholt mit hoher
Geschwindigkeit und sehr nahe Bug und Heck von US-Schiffen" gekreuzt.
Ein Boot sei sogar bis auf zehn Meter an einem Kutter der Küstenwache
vorbeigerauscht. Dies habe sich ereignet, als die US-Flotte in
internationalen Gewässern im Norden des Persischen Golfs Übungen mit
Apache-Kampfhubschaubern durchführte. Trotz Warnungen hätten
iranische Motorboote eine Stunde lang ihr Manöver fortgesetzt, danach
seien sie abgezogen. Diese gefährliche Provokation verstoße gegen das
internationale Schifffahrtsrecht, hieß es in der Stellungnahme des
US-Verteidigungsministeriums.

US-Außenminister Mike Pompeo erklärte in einem Interview mit dem
Sender Fox am 17. April: "Wir prüfen derzeit, wie wir am besten auf
das Ereignis reagieren sollen." Die Iraner hätten in der
Vergangenheit schon oft genug gezeigt, dass sie nicht logisch und
nicht in Übereinstimmung mit internationalem Recht handelten. Er sei
sich sicher, dass Präsident Trump ausreichend Maßnahmen treffen
werde, um amerikanische Einheiten zu schützen.


TRUMP ERTEILT SCHIEßBEFEHL

US-Präsident Donald Trump erteilte amerikanischen Soldaten den
Befehl, jedes iranische Boot, das amerikanische Schiffe belästigt,
sofort abzuschießen und zu vernichten. In einem Tweet vom 22. April
schrieb er: "Wir wollen nicht, dass ihre bewaffneten Booten um unsere
Schiffe herumkurven und sich vergnügen. Wir wollen nicht, dass sie
sich unseren Schiffen nähern. Das ist während der Regierungszeit
Obamas oft geschehen. Ich habe zu Beginn meiner Amtszeit
entsprechende Anweisungen erteilt, sie haben sich wohlverhalten und
es gab keine Probleme. Aber gestern habe ich gehört, dass sie wieder
damit angefangen haben."

Abofasl Schekartschi, Sprecher der iranischen Streitkräfte, reagierte
auf die Drohung Trumps mit den Worten: "Die Amerikaner sollten statt
den starken Mann zu spielen, sich um die eigene Bevölkerung kümmern,
um jene zu retten, die mit dem Corona-Virus infiziert sind. (...)Die
USA müssen die Region verlassen und ihre Kräfte, genau wie die
iranischen Streitkräfte, in den Dienst des Volkes stellen."

Die Revolutionsgarden veröffentlichten eine Erklärung, in der es
hieß, "wir empfehlen den USA, auf Abenteuer und Verbreitung von Lügen
zu verzichten. (...) Das dilettantische Verhalten der terroristischen
Marine der USA in den Gewässern des Persischen Golfs bedroht die
Sicherheit und Stabilität der Region. Aus diesem Grund und um dieses
dilettantische, gefährliche Abenteuer amerikanischer Terroristen zu
unterbinden haben wir unsere Kontrollpatrouillen im Persischen Golf
verstärkt."

General Hossein Salami, Oberbefehlshaber der Revolutionsgarden
erklärte am 23. April, Iran werde, im Falle eines Angriffs der USA,
eine "entschiedene, effiziente und rasche Antwort erteilen." Auch er
habe an die Einheiten der Revolutionsgarden den Befehl erteilt, auf
jedes amerikanische Schiff, das sie bedroht, zu schießen. "Die USA
sollten wissen, dass wir unsere nationale Sicherheit und die
Sicherheit unserer Seegrenzen sehr ernst nehmen."

Am 23. April wiederholte Trump seine Drohung. Amerikanische Einheiten
würden sich unter seiner Führung iranische Provokationen nicht
gefallen lassen, sagte er laut dpa im Weißen Haus. Das US-Militär
"wird sie aus dem Wasser schießen." Indes erklärten die
Revolutionsgarden, ihre Anti-Schiffsraketen hätten inzwischen eine
Reichweite von 700 Kilometern erreicht und seien auch in der Lage
Ziele unterhalb der Wasserfläche zu treffen. Diese Raketen seien in
Iran entwickelt worden, sagte Admiral Ali Resa Tangsiri am 20. April
der Presse. Auch "unsere Kriegsboote sind dreimal schneller als die
der Amerikaner."


IRANS SATELLITENSTART FORDERT SCHARFE KRITIK HERAUS

Irans Revolutionsgarden meldeten am 22. April, erfolgreich einen
Militärsatelliten ins Weltall geschossen zu haben. In einer Meldung
von Sepah-News, dem Nachrichtenorgan der Revolutionsgarden, heißt es,
der Satellit Nur-1 (Licht-1) sei von der Wüste im Zentrum Irans
gestartet und in zwei Stufen in eine Umlaufbahn von 425 Kilometern
Höhe gebracht worden. Es war der vierte Versuch dieser Art, nachdem
zuvor drei Versuche gescheitert waren. Die Garden betonten, der
Satellit verfolge keine militärischen Ziele, er solle lediglich Daten
liefern, die der Wissenschaft dienlich seien und zur
Wetterbestimmung, Feststellung von Naturkatastrophen und der
Landwirtschaft Informationen übermitteln. Die Garden feierten den
Abschuss als eine "große Errungenschaft."

Der gelungene Versuch forderte scharfe Kritik, vor allem westlicher
Staaten hervor. Das Auswärtige Amt in Berlin zeigte sich "besorgt."
"Das iranische Raketenprogramm wirkt destabilisierend auf die Region
und ist auch aus Sicht unserer europäischen Interessen inakzeptabel,"
hieß es in einer Stellungnahme des Ministeriums vom 22. April.

Noch schärfer nahmen die USA zu dem Unternehmen Stellung.
Außenminister Mike Pompeo erklärte, Iran habe damit gegen die
Resolution des UN-Sicherheitsrats verstoßen und müsse deswegen zur
Verantwortung gezogen werden. "Jede Nation hat die Pflicht, die
Vereinten Nationen anzurufen, um bewerten zu lassen, ob dieser
Raketenstart mit dem Beschluss des Sicherheitsrats im Einklang
stand." (Gemeint ist die Resolution 2231 des UN-Sicherheitsrats)
"Eigentlich gehe es den Revolutionsgarden um die Weiterentwicklung
des Raketenprogramms, vor allem um den Ausbau ballistischer Raketen."
Es sei eine Provokation, die nicht unwidersprochen hingenommen werden
dürfe. "Diese Aktivitäten Irans zeigen, dass alles, was wir bisher
über das iranische Regime gesagt haben, richtig ist."

Auch Morgan Ortagus, Sprecherin des US-Außenministeriums, betonte in
einem Interview mit der BBC, der Satellitenabschuss verstoße gegen
die UN-Resolution 2231. Die USA werden den UN-Sicherheitsrat anrufen,
damit Staaten, die gegen Resolutionen verstoßen, darauf aufmerksam
gemacht werden, dass solche Verstöße nicht folgenlos blieben.

Kritik kam auch aus Israel. Iran habe eindeutig gegen die
Zusicherungen an die internationale Gemeinschaft verstoßen, hieß es
in einer Stellungnahme des Außenministeriums in Tel Aviv. "Das
iranische Regime konzentriert seine Bemühung weiterhin auf eine
militärische Aggression, anstatt seinen gescheiterten Umgang mit dem
Ausbruch des Corona-Virus zu verbessern, der zehntausende iranischer
Bürger betrifft." Teheran baue sein Raketenprogramm weiter aus, um
ballistische Raketen mit Atomsprengstoff bestücken zu können. Die
Weltgemeinschaft müsse die Sanktionen gegen das Land verschärfen, um
derartige Aktivitäten zu beenden.

Unterstützung für Iran kam aus Moskau. Die UN-Resolution verbiete dem
Land keineswegs, das Weltall für friedliche Zwecke zu nutzen, hieß es
in einer Mitteilung des russischen Außenministeriums. Das Ministerium
warf den USA Verstöße gegen internationales Recht vor. Ihre
Anschuldigungen gegen Iran entbehrten jeder rechtlichen Grundlage.
Zugleich wurde in der Mitteilung die Hoffnung geäußert, dass Iran nie
Atomwaffen produzieren werde.

Irans Außenamtssprecher, Abbas Mussawi, erklärte am 23. April
gegenüber Journalisten in Teheran, Iran habe das Recht, Satelliten
ins Weltall zu schießen. Keine UN-Resolution schränke dieses Recht
ein. Der Hinweis der USA auf die Resolution 2231 sei völlig abwegig.
Er widersprach ebenfalls der Stellungnahme Deutschlands. Er sagte:
"Das Auswärtige Amt in Berlin zeige sich besorgt über den Abschuss
eines Satelliten, der von iranischen Ingenieuren gebaut worden ist,
während Deutschland seinen Beschluss bekannt gegeben hat,
Kampfflugzeuge zu kaufen, die auch mit atomarem Sprengstoff bestückt
werden können. Das ist eine zwiespältige Politik, die bedrohlich ist
für die Region, für Europa und für die ganze Welt."


ANKLAGE GEGEN DIE USA

Vizeaußenminister Abbas Araghtschi forderte laut AFP am 23. April die
Staatengemeinschaft auf, die USA wegen ihrer "grausamen" Sanktionen
in der Zeit, in der Iran vom Corona-Virus heimgesucht worden sei,
anzuklagen. Dies sei ein "eindeutiger Verstoß" gegen die
UN-Resolution 2231. Diese "illegalen, unmenschlichen Sanktionen"
hätten mit dem Ausbruch der Epidemie das Leid der Bevölkerung
erheblich verstärkt. "Es ist das Recht des iranischen Volkes, Zugang
zu seinen finanziellen Ressourcen zu haben, um die Krankheit zu
bekämpfen und ihren wirtschaftlichen Folgen entgegenzuwirken," sagte
Araghtschi.


BIDEN FORDERT MILDERUNG DER SANKTIONEN

Der US-Präsidentschaftskandidat der Demokraten, Joe Biden,
veröffentlichte am 2. April in Washington eine Presseerklärung, in
der es hieß, seiner Ansicht nach sollten angesichts der
Corona-Pandemie die Sanktionen gegen Iran aus humanitären Gründen
gemildert werden. Biden wird aller Voraussicht nach, bei den nächsten
Präsidentschaftswahlen im November, der Herausforderer von Präsident
Donald Trump sein. "In einer weltweiten Krise müssen die Vereinigten
Staaten von Amerika Vorbild sein. Wir müssen der erste sein, der den
Hilfebedürftigen die Hand reicht. Diese Eigenschaft hat uns stets
ausgezeichnet. Auch jetzt, bei dieser tödlichen Epidemie, die keine
Grenzen kennt, müssen die Vereinigten Staaten die Humanität und
Gesundheit als primäres Ziel betrachten und bei der Hilfe für Länder,
wie Iran, die von dem Virus am meisten betroffen sind, an vorderster
Front stehen," schrieb Biden.

Biden war während der Regierungszeit von Barack Obama acht Jahre lang
Vizepräsident. Ihm seien die Vertuschungen der iranischen Regierung
bekannt, die zu rasanten Verbreitung des Corona-Virus geführt hätten.
Dennoch werde von den Vereinigten Staaten erwartet, dass sie an
humanitären Prinzipien festhielten. Die Hilfsangebote Washingtons an
Iran reichten nicht aus. Es müsse sichergestellt werden, dass die
Politik der USA die Virus-Krise in Iran nicht beschleunigt und die
menschliche Katastrophe nicht weiter verschärft. Biden schlug vor,
Lizenzen für Banken und Unternehmen auszustellen, die ihnen erlauben,
Medikamente und medizinisches Gerät an Iran zu verkaufen. Den
Unternehmen soll garantiert werden, dass sie wegen Geschäfte mit Iran
nicht sanktioniert werden. "Um der Verbreitung der Epidemie Einhalt
zu gebieten, müssen alle Staaten miteinander kooperieren," schrieb
Biden weiter.

Biden war an den Atomverhandlungen mit Iran beteiligt. Er hat Trump
mehrmals wegen dem Austritt der USA aus dem Atomabkommen kritisiert
und den Rückzug als "selbsterzeugte Katastrophe" bezeichnet. Dieser
Schritt werde Iran einen Anlass liefern, zu seinem Atomprogramm
zurückkehren. Zudem werde durch den Austritt der Boden für eine
militärische Auseinandersetzung zwischen Iran und den USA bereitet.
Trump dürfe nun nicht den Misserfolg seiner Iran-Politik mit der
Weigerung von Hilfe an Iran wettmachen und damit die Lage noch
komplizierter machen als sie bereits sei.

Auch Irans Präsident Hassan Rohani kritisierte erneut die US-Sanktion
gegen Iran. Es wäre jetzt "die beste Zeit," die Sanktionen zu
lockern, sagte er am 1. April. Mit Blick auf die Corona-Krise meinte
er: "Es war die beste historische Gelegenheit für Amerika. Sie hätten
sich entschuldigen können. Dies ist eine humanitäre Angelegenheit und
niemand hätte sie dafür kritisiert, wenn sie sich zurückgezogen
hätten."

Einen Tag zuvor hatte US-Außenminister Mike Pompeo auf einer
Pressekonferenz in Washington auf die Frage, ob er eine Lockerung der
Sanktionen gegen Iran für möglich halte, geantwortet: "Wir überprüfen
immer wieder unsere Politik. Die Antwort heißt also ja, wir
überprüfen."

Der Druck auf die USA, die Sanktionen gegen Iran zu lockern, ist
groß. Washington betont immer wieder, dass Nahrungsmittel,
Medikamente und medizinische Geräte von den Sanktionen ausgenommen
seien.


SARIF BESUCHT ASSAD

Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif traf am 20. April den
syrischen Präsidenten Bashar al-Assad in Damaskus. Eine Erklärung,
die Assads Büro während des Besuchs veröffentlichte, verurteilte,
dass die amerikanischen Sanktionen trotz der Corona-Krise
aufrechtgehalten werden. Die Pandemie zeige "das Scheitern westlicher
Systeme und ihren Mangel an Moral." Das Büro veröffentlichte auch ein
Foto, auf dem beide Politiker mit Masken zu sehen sind.

Laut AFP vom 20. April übte Assad scharfe Kritik an den USA, die
"trotz dieser außergewöhnlichen humanitären Bedingungen" die
Sanktionen aufrechterhielten. Seine Kritik richtete sich auch gegen
die Türkei, die die Souveränität Syriens missachte. Laut einer
Erklärung der iranischen Regierung kritisierte auch Sarif die USA,
die "in Wahrheit die Agenda verfolgen, die grausamen Sanktionen gegen
Staaten, die sich im Kampf gegen diese Krankheit befinden,"
aufrechtzuerhalten.

In einer Videokonferenz mit seinen russischen und türkischen
Amtskollegen hat Sarif laut dpa vom 22. April die Entwicklung in
Syrien als konstruktiv bezeichnet. Die drei Außenminister kamen
überein, die Syrien-Verhandlungen im Rahmen der Astana Vereinbarungen
fortzusetzen. Zudem beschlossen sie, nach dem Ende der Pandemie ein
Gipfeltreffen in Teheran zu veranstalten.

Nach der Videokonferenz twitterte der türkische Außenminister, Mevlüt
Cavusoglu, ein wichtiges Thema des Gesprächs sei der Kampf gegen das
Corona-Virus in Syrien gewesen. Zudem sei über die Lage in Idlib
sowie östlich des Flusses Euphrat gesprochen worden.


KRITIK AN IRANS SONDERBOTSCHAFTER IN AFGHANISTAN

Der Besuch des iranischen Sonderbotschafters Mohammad Ebrahim
Taherian und sein Treffen mit der afghanischen Führung haben
kritische Reaktionen ausgelöst. Taherian hatte sich mit dem
afghanischen Staatspräsidenten Aschraf Ghani sowie dessen
Konkurrenten Abdullah Abdullah in Kabul getroffen. Bei einem Treffen
mit Mohammad Mohaghegh, dem ehemaligen Vizepräsidenten, erklärte
Taherian, Iran wünsche eine "Einigung und vernünftige Verständigung"
zwischen den rivalisierenden Parteien und "alles, was der Stabilität
und der Entwicklung des Landes dient."

Darauf reagierte Schah Hossein Mortasawi, Kulturberater des
Präsidenten, auf Facebook mit den Worten: "Unsere Nachbarstaaten
sollten uns keine Rezepte für eine Koalitionsregierung empfehlen.
Wenn solche Rezepte die Probleme lösen würden, möchte ich fragen,
warum Ahmadinedschad diesen Ausweg nicht gegenüber Mir Hossein
Mussawi und Mehdi Karrubi angewendet hat."

Gemeint sind die Auseinandersetzungen über das Ergebnis der
Präsidentschaftswahlen von 2009, bei denen Mussawi und Karrubi,
Ahmadinedschad Wahlfälschung vorwarfen. Eine ähnliche Situation gibt
es zurzeit in Afghanistan.


UN ERHEBT SCHWERE VORWÜRFE GEGEN IRANISCHE JUSTIZ

Michelle Bachelet, Hohe Kommissarin für Menschenrechte der Vereinten
Nationen, übte scharfe Kritik gegen die iranische Justiz, die zwei
Männer, die zur Tatzeit im jugendlichen Alter waren, hingerichtet
hat. In einer Erklärung, die am 22. April in Genf veröffentlicht
wurde, nimmt sie Bezug auf die Hinrichtung von Schayan Saidpur in der
Stadt Saghes und Madschid Esmailsadeh in der Stadt Ardebil. "Die
Hinrichtung der beiden Männer, die zur Tatzeit im Jugendalter waren,
verstößt gegen internationale Konventionen," schreibt sie. "Obwohl
mein Büro mehrmals zu der iranischen Justiz Kontakt aufgenommen hat,
werden die Hinrichtung von Jugendlichen in Iran fortgesetzt. Das ist
nicht nur traurig, sondern beschämend."

Bachelet forderte den iranischen Staat auf, internationale
Konventionen zu achten und die Hinrichtung von Jugendlichen zu
beenden. Sie verurteilte zudem den Tod des Gefangenen Danial
Seinalabedin, der im Gefängnis von Miandoab im März dieses Jahres
infolge von schweren Folterungen gestorben war. Auch Seinalabedin war
zur Tatzeit nicht volljährig gewesen. Er hatte im Gefängnis von
Mahabad an Protesten gegen mangelnde hygienische und medizinische
Versorgung teilgenommen. Daraufhin wurde er nach Miandoab gebracht,
dort gequält, gefoltert und getötet. Bachelet forderte die
uneingeschränkte Aufklärung des Falls. Sie befürchtet, dass die
Corona-Krise und die Proteste in den Gefängnissen zu noch mehr
Hinrichtungen führen könnten.

Auch Saidpur hatte an Protesten teilgenommen und war aus dem
Gefängnis geflüchtet. Danach wurde er wieder festgenommen und
hingerichtet. Gegen seine Hinrichtung haben auch zwei
UN-Menschenrechtsexperten protestiert. "Wir sind schockiert darüber,
dass die iranischen Behörden sich erneut den internationalen
Pflichten widersetzt haben, indem sie einen Straftäter im Kindesalter
exekutiert haben," teilten die Experten mit. "Wir haben die iranische
Regierung und die Justiz wiederholt daran erinnert, dass das
internationale Menschenrechtsgesetz klar sagt: Die Durchführung einer
Todesstrafe gegen Straftäter im Kindesalter ist strikt verboten, die
Anwendung ist eine ungeheuerliche Verletzung des Rechts auf Leben."
Saidpur war 17 Jahre alt, als er die Straftat beging. Berichten
zufolge hatten die Behörden seine Familie unter Druck gesetzt, der
Vollstreckung des Todesurteils zuzustimmen.

Auch die Menschenrechtsorganisation Amnesty International übte
scharfe Kritik gegen die Hinrichtungen. In der am 22. April
veröffentlichten Erklärung heißt es, die Hinrichtungen seien weitere
Beweise dafür, dass die Islamische Republik das unantastbare Recht
auf Leben permanent missachte.


FLUGVERBOT FÜR IRANISCHE FLUGZEUGE NACH DEUTSCHLAND

Laut Bundegesundheitsminister Jens Spahn wurden im Rahmen der
Einschränkungsmaßnahmen im Kampf gegen das Corona-Virus Flüge aus
Iran nach Deutschland ab sofort verboten. "Wir legen uns in
Deutschland in der Epidemie Beschränkungen auf, da können wir Flüge
aus diesem Hochkrisengebiet nicht zulassen," sagte der Minister am 1.
April laut dpa. Den Beschluss begründete er damit, dass die Lage in
Iran unübersichtlich und intransparent sei.


ANKLAGE WEGEN SPIONAGE FÜR IRAN

Laut einem Bericht der AFP vom 7. April wurde ein Israeli wegen
Spionage für Iran angeklagt. Er habe "Kontakt zu Mitgliedern des
iranischen Geheimdienstes gehabt," hieß es in einer Mitteilung des
israelischen Geheimdienstes Schin Bet. Er habe arabische Israeli
angeworben. Sie sollten Iran bei der Durchführung von
"Terroranschlägen" unterstützen. Zudem habe er den Auftrag gehabt,
den iranischen Geheimdienst über "strategische Standorte" in Israel
zu informieren. Schließlich wird dem Mann, dessen Identität nicht
bekannt gegeben wird, vorgeworfen, Kontakte zu Chaled Jamani gepflegt
zu haben. Jamani ist Mitglied der Volksfront für die Befreiung
Palästinas im Libanon (PFLP). Die Organisation steht sowohl in den
USA als auch in der EU auf der Liste der terroristischen
Organisationen.

Bei dem Mann, der am 16. März verhaftet wurde, wurden laut Schin Bet
Verschlüsselungsgeräte und eine Festplatte sichergestellt. Er habe
sie vor seiner Festnahme zerstören wollen. Die Ermittlungen hätten
ergeben, dass er die Verschlüsselungsgeräte vom iranischen
Geheimdienst erhalten habe. In der Erklärung von Schin Bet heißt es:
"Die Ergebnisse der Untersuchung zeigen die Tiefe der Verbindungen
zwischen Iran und der PFLP und ihre Bemühungen, Spionage und
terroristische Aktivitäten in Israel durchzuführen."


MACRON FORDERT SOFORTIGE FREILASSUNG VON ADELCHAH

Frankreichs Präsident Emmanuel Macron hat seinen iranischen
Amtskollegen aufgefordert, die iranisch-französische
Wissenschaftlerin, Fariba Adelchah "unverzüglich freizulassen." Die
Anthropologin war im August vergangenen Jahres während eines Besuchs
in Teheran verhaftet worden. Später wurde sie unter dem Vorwurf
"Verschwörung gegen die Nationale Sicherheit Irans" zu fünf Jahren
Gefängnis verurteilt. Der zunächst gegen sie erhobene Vorwurf der
Spionage, der gewöhnlich mit dem Tod bestraft wird, wurde im Januar
fallengelassen.

Macron hatte am Tag zuvor mit Rohani telefoniert. Bei dem Gespräch
ging es, wie die Medien berichteten, um das Atomabkommen und um die
Zweckgesellschaft Instex. Roland Marchal, der Lebensgefährte von
Adelchah, war ebenfalls in iranischer Haft. Er war nach Teheran
gekommen, um Adelchah zu besuchen und wurde daraufhin wegen
Propaganda gegen die Islamische Republik festgenommen. Der Soziologe
Marchal arbeitet am selben Institut in Paris, an dem auch seine
Lebenspartnerin arbeitete. Er wurde nach einer neunmonatigen Haft im
März dieses Jahres im Zuge eines Gefangenenaustauschs freigelassen.
Später berichtete er über seine Erlebnisse im Gefängnis. Er sei
physisch nicht gefoltert worden, sagte er. Er habe seine Gefährtin
nur dreimal treffen können und dies nur für wenige Minuten und unter
strenger Aufsicht.


ROHANI FORDERT INTERNATIONALE KOOPERATION IM KAMPF GEGEN
PANDEMIE

In einem Telefonat mit Frankreichs Präsident Emmanuel Macron forderte
Präsident Rohani laut dpa vom 6. April eine globale Zusammenarbeit im
Kampf gegen das Corona-Virus. "Ohne eine gemeinsame globale
Zusammenarbeit und Austausch unserer Erfahrungen, können wir diese
kritische Phase nicht meistern," sagte Rohani. Iran benötige
besondere Unterstützung, weil das Land einerseits vom Corona-Virus
bedroht werde und andererseits von den US-Sanktionen. Unter diesen
Umständen erwarte Iran von befreundeten Staaten, dass sie auf die USA
Druck ausübten und die Aussetzung der Sanktionen während der
Corona-Krise forderten.

Wie der Élysée-Palast mitteilte, seien Frankreich und seine
europäischen Partner bereit, die humanitäre Zusammenarbeit mit Iran
fortzusetzen. Sie hätten bereits medizinische Geräte geliefert und
werden dies auch weiter tun. Demgegenüber werde von Iran erwartet,
seine im Atomabkommen vorgesehenen Pflichten zu erfüllen.


Der Iran-Report kann kostenfrei auf der Website der Heinrich Böll
Stiftung abonniert werden unter

https://themen.boell.de.
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VORSICHT/024: Viren - und ihre Entdeckung ... (SB)



Mit der Erfindung des Lichtmikroskops von Zacharias Janssen, der seine
Konstruktion 1609 auf der Frankfurter Messe vorgeführt hat und Antoni
van Leeuwenhoek, dem es gelang ein weitaus besseres Mikroskop zu
bauen, mit dem er in der Lage war, eine 270fache Vergrößerung zu
erzielen, begann die Erforschung der Mikroorganismen. Wann genau
Leeuwenhoek das erste Gerät dieser Art gebaut hat, ist nicht sicher,
jedenfalls stammt das erste dokumentierte Ergebnis seiner
mikroskopischen Betrachtung aus dem Jahr 1668, in dem ihm das
Sichtbarmachen von roten Blutkörperchen im Kapillarsystem von Tieren
(Kaninchen, Frosch) gelang.

Es folgten eine Reihe weiterer Untersuchungen und Entdeckungen,
beispielsweise 1675 die Beobachtung und Beschreibung von Bakterien,
die Leeuwenhoek in Bazillen, Kokken und Spirillen unterteilte. Damit
war ein Einblick in eine völlig neue Welt ermöglicht worden, die Welt
der Mikroorganismen. Es dauerte Jahrhunderte der Erforschung, immer
neue Proben wurden von den verschiedensten Stoffen untersucht, von
Blut, Zahnbelag, Wasser, Milch, Haut und unzähligen anderen
Materialien. Mit der Zeit wurden die beobachteten Mikroorganismen
geordnet und immer genauer beschrieben. In den 1800er Jahren vermutete
man dann einen direkten Zusammenhang zwischen dem Ausbruch von
Krankheiten und Seuchen und bestimmten Bakterien.


Ein langer Weg zur Entdeckung der Viren

Zu dieser Zeit befassten sich Wissenschaftler in vielen Ländern der
Welt mit den winzigen Wesen, die unter dem Mikroskop sichtbar wurden.
Dafür gab es einen schwerwiegenden Grund: Krankheiten wie Pest,
Cholera, Milzbrand, Maul- und Klauenseuche, Tollwut und Tuberkulose
breiteten sich aus und forderten abertausende Todesopfer. Sie waren
hoch ansteckend, doch war damals noch nicht sicher, auf welchem Wege
eine Infektion erfolgt oder gar durch welche Bakterien sie ausgelöst
wird.




[image: In jungen Jahren mit zurückgekämmtem Haar und Oberlippenbart - Fotografie: J. & L . Allgeyer, Karlsruhe/Rastatt / Public domain, via Wikimedia Commons]

Porträtfoto von Adold Mayer von 1875

Fotografie: J. & L . Allgeyer, Karlsruhe/Rastatt / Public domain,
via Wikimedia Commons




In Deutschland versuchte der Wissenschaftler Adolf Mayer (1843-1942)
herauszufinden, ob die Tabakmosaikkrankheit durch bestimmte Erreger
übertragen wird. Diese Erkrankung betrifft hauptsächlich
Tabakpflanzen, Tomaten, auch Kürbispflanzen, nicht aber den Menschen.
Doch warum untersuchte man damals ausgerechnet Tabak? Es war die Zeit,
in der viele europäische Länder Kolonien in Afrika, Indien oder
Amerika in Besitz nahmen und dort unter anderem auch Tabakplantagen
aufbauten, auf denen Sklaven hart arbeiten mussten. Der Ausbruch
dieser Krankheit war für die Kolonialherren ein herber Verlust und
sollte möglichst eingedämmt beziehungsweise verhindert werden. Bei
einer erkrankten Tabakpflanze zeigen sich auf den Blättern
mosaikartige helle Flecken, die nicht mehr versorgt werden, was dann
schließlich zum Absterben der Pflanze führt. A. Mayer zerrieb
befallene Blätter und strich den dabei abgesonderten Pflanzensaft auf
gesunde Pflanzen, die kurz darauf ebenfalls die Tabakmosaikkrankheit
(TMK) erlitten. Damit war klar, dass der Pflanzensaft etwas mit der
Übertragung der Krankheit zu tun haben muss.


Dem Viren-Rätsel einen Schritt näher gekommen

In Russland forschte zu dieser Zeit Dimitri Iwanowski (1864-1920) an
dem gleichen Problem. Er benutzte einen besonderen Filter aus
unglasiertem Porzellan, der Bakterien zurückhält, den sogenannten
Chamberlandfilter. Durch ihn filterte er den ausgepressten Saft der
Tabakpflanze. Das Filtrat müsste dann bakteriologisch steril sein, da
sämtliche Bakterien im Filter verblieben sind. Doch wurde das
angeblich sterile Filtrat auf ein gesundes Pflanzenblatt gerieben, so
erkrankte auch diese Tabakpflanze. Die Bakterien konnten also nicht
die gesuchten Erreger sein. Die Vermutung war, dass entweder ganz
winzige, noch unbekannte Bakterien den Filter doch passieren konnten,
oder dass Bakterien Toxine (Gifte) absondern, die durch den Filter
gelangen konnten.




[image: Ein Schwarz-Weiß-Foto zeigt den Wissenschaftler Iwanowski mit Vollbart - Foto: ca. 1910, Public domain, via Wikimedia Commons]

[image: Beijerinck sitzt an einem Labortisch, neben ihm Schalen und ein Mikroskop und an der Wand ein Regal mit vielen kleinen Fläschchen - Foto: 1921, Public domain, via Wikimedia Commons]

Links: Dimitri Iwanowski

Foto: ca. 1910, Public domain, via Wikimedia Commons

Rechts: Martinus Beijerinck in seinem Labor

Foto: 1921, Public domain, via Wikimedia Commons



Der Niederländer Martinus Beijerinck (1851-1931) beschäftigte sich
ebenfalls mit dieser Pflanzenkrankheit und konnte ausschließen, dass
es sich bei dem Pflanzensaftfiltrat um einen Giftstoff handelt. Er
verdünnte es weiter und weiter und doch löste auch das hochverdünnte
Filtrat weiterhin die Tabakmosaikkrankheit aus. Martinus Beijerinck
stellte noch eine Reihe weiterer Untersuchungen an, durch die er
ausschließen konnte, dass es sich um einen pilzlichen oder
bakteriellen Erreger handelt. Seine wichtigste Beobachtung war jedoch,
dass die Vermehrung dieses noch unbekannten Erregers nur in dem
lebenden Pflanzengewebe stattfand und nicht außerhalb der Pflanze
möglich war. Für die weiteren Forschungen war diese Beobachtung von
großer Bedeutung. Heute ist bekannt, dass Viren sich nur in lebenden
Körperzellen vermehren können, damals hatte man davon noch keine
Kenntnis.


Die Unbekannten nehmen Gestalt an

Ende des 19. Jahrhunderts brach in Deutschland eine schlimme Krankheit
aus, die Maul- und Klauenseuche (MKS), an der Rinder und Schweine zu
Hunderttausenden verendeten. Der Infektionsforscher Friedrich Loeffler
(1852-1915) erhielt 1896 den Auftrag, den Erreger dieser Seuche zu
ermitteln und nach Möglichkeit ein Gegenmittel herzustellen. Er war
kein unbekannter Wissenschaftler, sondern ein Schüler des berühmten
Robert Koch, der den Tuberkelbazillus entdeckte.




[image: Ein Schwarz-Weiß-Foto zeigt den Wissenschaftler mit Brille und kräftigem Vollbart - Foto: ca. 1900, Public domain, via Wikimedia Commons]

[image: Ein rötlich-braunes Foto zeigt Paul Frosch mit Fahrrad stehend und mit einem Hut in der Hand - Foto: 1910, Public domain, via Wikimedia Commons]

Links: Friedrich Loeffler

Foto: ca. 1900, Public domain, via Wikimedia Commons

Rechts: Paul Frosch

Foto: 1910, Public domain, via Wikimedia Commons




Friedrich Loeffler gelang es in den 1880er Jahren die Erreger von
Rotz, Rotlauf und Diphterie zu erkennen. Gemeinsam mit dem
Wissenschaftler Paul Frosch (1860-1928) arbeitete er an der
Erforschung des Erregers der Maul- und Klauenseuche. Zur Hilfe kam
ihnen ein weiterer Schüler von Robert Koch, der Japaner Shibasaburo
Kitasato (1853-1931). Er hatte einen noch feineren Filter als den
Chamberland-Filter konstruiert, dessen Poren selbst die allerkleinsten
Partikel abfingen. Durch diesen sogenannten Kitasato-Filter ließen
Loeffler und Frosch Lymphflüssigkeit von erkrankten Tieren fließen.
Nach zweimaligem Filtern war die Flüssigkeit steril. Daraus zogen sie
den Schluss, dass die Erreger kleiner als ein Bakterium sein müssten,
dass es sich dabei aber schon um eine Art Partikel handelte, die im
Filter zurückgeblieben waren. Mit ihren Forschungen waren Loeffler und
Frosch dem Erkennen von Viren einen gewaltigen Schritt nähergekommen.
Die beiden Forscher vermuteten, dass diese noch unbekannten Erreger
vielleicht auch Krankheiten wie Pocken, Kuhpocken, Masern oder
Rinderpest auslösen.


Erste Versuche auf der Insel Riems

Auf der Insel Riems startete Friedrich Loeffler weitere Untersuchungen
an der Lymphflüssigkeit von Tieren, die an der Maul- und Klauenseuche
erkrankt waren. Er wollte verhindern, dass sich der gesuchte Erreger
weit verbreiten konnte, sondern auf dem abgegrenzten Gebiet der Insel
verblieb. 1910 begann er seine Forschungen begonnen und diese wurden ohne
ihn dort fortgeführt, da er mittlerweile zum Direktor des Robert Koch
Instituts ernannt wurde. Doch erst lange nach seinem Tod im Jahr 1938
gelang es den dortigen Wissenschaftlern, einen Impfstoff gegen
diese Tierseuche zu entwickeln.


Neue Mikroskope lassen mehr erkennen

Dann, 1935, gelang es dem amerikanischen Wissenschaftler
Wendell M. Stanley, die Annahme seines russischen Kollegen Dimitri
Iwanowski zu bestätigen, der vermutete, dass es sich bei dem
Erreger um noch viel winzigere Mikroorganismen handeln müsse als Bakterien.
W. M. Stanley entdeckte nach mehr als 50 Jahren aufwendiger Suche sehr,
sehr kleine Partikel, die er aus dem Extrakt von Tabakpflanzen
isolieren konnte.




[image: Ein Schwarz-Weiß-Foto zeigt das runde, glatte Gesicht eines Mannes mittleren Alters mit randloser Brille - Foto: 1946, Public domain, via Wikimedia Commons]

Wendell M. Stanley

Foto: 1946, Public domain, via Wikimedia Commons




Dabei handelte es sich um winzige Kristallnadeln, die eben gerade noch
unter dem Lichtmikroskop erkennbar waren.
Das Auffallende daran: sie vermehrten sich nicht, blieben aber
hochinfektiös. Vermutlich nannte W. M. Stanley sie deswegen "virus",
das lateinische Wort für "Gift". Damals konnte er noch nicht erkennen,
dass diese Kristallnadeln aus vielen einzelnen Viren bestehen.




[image: Das Bild zeigt eine große Zahl länglicher Gebilde, die sich zu kleineren Haufen zusammenfügen - Foto: 2006, by T. Moravec / Public domain, via Wikimedia Commons]

Winzige Kristallnadeln unter dem Mikroskop erkennbar

Foto: 2006, by T. Moravec / Public domain, via Wikimedia Commons




Die Entwicklung des Mikroskops schritt voran. 1940 wurde das erste
Elektronenmikroskop gebaut, mit dem Viren zu erkennen sind. In den
nächsten Jahren ließen sich hiermit weitere dieser Winzlinge
nachweisen. Bis heute wurden die Erkenntnisse über die Viren und ihre
Vermehrung vertieft, was auch dank immer neuer und weiter entwickelter
Mikroskope (Rasterelektronenmikroskop, Rastertunnelmikroskop,
Röntgenmikroskop etc.) möglich wurde.

Bedenkt man, dass die Forscher und Wissenschaftler der vergangenen
Jahrhunderte, die alle gemeinsam auf diesem Forschungsgebiet
arbeiteten, ihr Wissen nur mittels Briefwechsel oder
Veröffentlichungen in Fachjournalen bekanntmachen konnten, kann man
sich vorstellen, wie engagiert und interessiert sie gewesen sein
müssen, um die Anregungen und Ergebnisse der anderen weiter zu denken,
zu bestätigen oder zu widerlegen. Weder Telefon oder Internet sorgten
für einen schnellen Informationsaustausch, der den Wissenschaftlern in
unserer Zeit die Arbeit erleichtert. Sollte es also jetzt nicht noch
viel besser möglich sein, dass Wissenschaftler weltweit gemeinsam an
der Erforschung der Viruserkrankungen arbeiten?

Die Forschung auf diesem Gebiet ist noch lange nicht beendet, immer
wieder werden neue Viren oder Veränderungen von bekannten Viren
entdeckt. Jede neue Viruserkrankung stellt Mediziner und
Wissenschaftler vor die Aufgabe, Impfstoffe zu entwickeln, um den
Ausbruch und die Ausbreitung dieser Krankheiten zu verhindern.



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:


https://www.rki.de/DE/Content/Institut/Geschichte/Bildband_Salon/1921-1930.html

https://www.lichtmikroskop.net/geschichte/antoni-van-leeuwenhoek.php

https://www.lichtmikroskop.net/geschichte/zacharias-janssen.php

https://www.planet-wissen.de/natur/mikroorganismen/viren/pwiedieentdeckungderviren100.html
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GLEICHHEIT/7065: Ein zeitgemäßer "Fidelio" für Millionen Online-Besucher

World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Ein zeitgemäßer "Fidelio" für Millionen Online-Besucher

Von Bernd Reinhardt

4. Mai 2020



Bis zum 11. Juli kann man auf der Arte-Mediathek Beethovens [1] Oper
"Fidelio" aus dem Theater an der Wien verfolgen, wo sie 1805, noch unter
dem Namen "Leonore", uraufgeführt wurde. Erst ab 1814, nachdem der
Komponist große Teile der Oper änderte, wurde sie ein Erfolg. Der aktuellen
Inszenierung von Christoph Waltz mit den Wiener Symphonikern unter Leitung
von Manfred Honeck liegt Beethovens zweite Fassung von 1806 zugrunde.

Im tiefsten Keller des Staatsgefängnisses bei Sevilla liegt seit zwei
Jahren ein Oppositioneller, streng getrennt von anderen Staatsgefangenen.
Florestan (Eric Cutler) war dabei, Machtmissbrauch unter der
Gefängnisaufsicht von Don Pizarro (Gábor Bretz) ans Licht zu bringen. Bevor
der zuständige Minister Don Fernando informiert werden kann, wird Florestan
heimlich verhaftet. Für die Außenwelt, einschließlich seiner Frau Leonore
(Nicole Chevalier), ist er verschollen.

Sie ahnt etwas. Als Mann verkleidet, bewirbt sie sich am Staatsgefängnis
und wird als Gehilfe des Kerkermeisters Rocco (Christof Fischesser)
angestellt. Seine Tochter Marzelline (Mélissa Petit) verliebt sich zum
Ärger des bisherigen Verehrers Jaquino (Benjamin Hulett) in den jungen
ernsthaften "Fidelio". Marzelline träumt von Heirat, einem gemeinsamen
Glück. Jaquino, der Ansprüche auf sie erhob, ist fassungslos.

Als Minister Don Fernando ankündigt, den Gerüchten über willkürliche
Verhaftungen unter Pizarro nachzugehen, soll Florestan schnell aus dem Weg
geräumt werden. Da Rocco sich weigert, muss Pizarro den Mord ausführen.
Vorher soll Rocco in der Ecke des Verlieses ein Grab schaufeln. Fidelio,
sein Gehilfe, ist voll Mitleid angesichts des halbverhungerten Gefangenen,
dem Rocco die Verpflegung kürzen musste. Fidelio reicht ihm Wasser und Brot
und erkennt Florestan. Als Pizarro kommt, wirft Leonore sich schützend vor
ihn, gibt sich als Florestans Frau zu erkennen und zieht eine Pistole.

Trompetensignale kündigen den Minister an. Rocco entreißt Fidelio die Waffe
und verschwindet mit Pizarro. Leonore bricht hoffnungslos zusammen. Wenig
später sind Racherufe einer aufgebrachten Volksmenge zu hören. Leonore ist
voll Angst. Doch Rocco führt den Minister, umringt vom Volk, zum Kerker.
Der ordnet die sofortige Freilassung aller unschuldigen Gefangenen an. Das
Ende ist Jubel. Leonore nimmt Florestan die Ketten ab, während das Volk
singt: "Wer ein holdes Weib errungen, stimm' in unsern Jubel ein! Nie wird
es zu hoch besungen, Retterin des Gatten sein."

Für den anfänglichen Misserfolg der Oper mögen künstlerische Gründe eine
Rolle gespielt haben. Die vier verschiedenen Ouvertüren weisen auf
Beethovens Ringen mit einer dem Stoff angemessenen Form. Generell gehörte
es zu Beethovens Arbeitsweise, viel zu ändern und zu verwerfen. Der
Musikwissenschaftler Hans-Joachim Hinrichsen bezeichnet ihn in seinem neu
erschienenen Buch "Ludwig van Beethoven - Musik für eine neue Zeit" als
"Formexperimentator schlechthin".

Die später berühmt gewordene und häufig gespielte Leonoren-Ouvertüre
von 1806 ist ein selbstständiges Stück, dessen Dramatik den späteren
Erschaffer des Musikdramas Richard Wagner tief beeindruckte. In der Oper
finden sich heitere Elemente des traditionellen Singspiels
(Marzelline/Jaquino), erinnernd an Mozart, die mit hoch
dramatisch-tragischen Szenen zu kollidieren scheinen, schließlich das
oratorienhafte Pathos der Chöre. In gewisser Weise entsprachen Beethovens
Formexperimente den gesellschaftlichen Brüchen und Kollisionen seiner Zeit.

Der Ausbruch der französischen Revolution hatte Begeisterung geweckt, aber
auch die alten, feudalen Kräfte mobilisiert. Nach dem Tod des Reformkaisers
Joseph II. Anfang 1790 rollte eine Welle der Reaktion über Wien, die
fortschrittliche Künstler wie Mozart isolierte. Dessen "Zauberflöte"
(1791), eine Gesellschaftskritik in Form einer Zauberoper, erschien 14
Jahre vor Beethovens "Leonore". 1792 marschierten auch österreichische
Truppen gegen Frankreich.

Als sechs Jahre später der französische Dramatiker und Jurist Jean Nicolas
Bouilly das Bühnenstück "Leonore" veröffentlichte, das dem Libretto von
Beethovens Fidelio zugrunde liegt, hatte der lange Bürgerkrieg die Hoffnung
auf Gleichheit und Brüderlichkeit weitgehend erstickt. Das Stück beruht auf
einer realen Geschichte, die Bouilly als Verwalter in Tours erlebte, als
eine Frau in Männerkleidung ihren offenbar unschuldig inhaftierten Mann aus
dem Gefängnis zu befreien versuchte. Aus Zensurgründen verlegte Bouilly die
Handlung des Stücks nach Spanien. Die Beliebtheit des Stoffes zeigt etwas
von der Stimmung der einfacheren Bevölkerung. Vor Beethoven wurde "Leonore"
bereits dreimal im Stil der volkstümlich-abenteuerlichen "Rettungsoper" auf
die Bühne gebracht.

Napoleons Kaiserkrönung Ende 1804 schockiert alle, die demokratische
Hoffnungen in ihn gesetzt hatten, einschließlich Beethoven, der seine
dritte Sinfonie "Eroica" (1803) ursprünglich Napoleon widmete. Die
Besetzung Wiens 1805 (kurz vor der Opern-Premiere) durch nunmehr
kaiserlich-französische Besatzungstruppen verhöhnte endgültig die alten
Revolutionsideale. Den französischen Offizieren, die der Uraufführung
beiwohnten, missfiel Beethovens Oper und auch manch einem Wiener, der sich
mit der neuen Macht arrangierte, dürfte Beethovens ernsthaftes Pathos und
manche Textstelle aktuell aufgestoßen sein.

So wenn der Gefangenenchor singt: "Sprecht leise, haltet euch zurück! Wir
sind belauscht mit Ohr und Blick." Oder Pizarro, der Rocco anlügt, um ihn
zum Mord zu bewegen: "Dem Staate liegt daran, den bösen Untertan schnell
aus dem Weg zu räumen." Nicht nur Rocco weiß, wie schnell jemand offiziell
zum Verbrecher erklärt wird, der "mächtige Feinde hat". Der Kerkermeister,
der bereitwillig Florestans Grab schaufelt - das Grab für die Ideale der
Revolution - repräsentiert den kleinbürgerlichen Opportunismus. Der
bürgernahe Beamte Don Fernando, Abgesandter eines gerechten Königs,
entsprach den gängigen Hoffnungen in eine konstitutionelle Monarchie.

Beethoven hatte aus dem profanen Sensationsstück früherer Inszenierungen
eine ernsthafte Oper gemacht, die die persönliche Rettungsaktion aus Liebe
auf eine höhere Ebene stellte und zeitweise verboten war. Ganz im Zeichen
der vorrevolutionären Hoffnung und Aufklärungsideale besteht für Florestan
die höchste moralische Pflicht in Liebe und Treue zur Wahrheit. Ohne
Wahrheit - kein Recht. Dafür bringt er große persönliche Opfer. Leonores
eheliche Treue besteht darin, dass sie Florestans Grundsätze teilt. ("Ich
hab in Gott und Recht Vertrauen"). Die Wachsoldaten Pizarros kennen dagegen
Treue nur als Befehlsgehorsam.

Der Musikwissenschaftler Dieter Rexrodt weist in seiner Beethovenbiografie
darauf hin, dass die heute gespielte Oper "Fidelio", die einen Monat nach
der Abdankung Napoleons im Mai 1814 ihre erfolgreiche Premiere erlebte, die
Frage der Befreiung stärker als utopisches Fernziel behandelt, als die
ursprüngliche Fassung. Es entsprach der Realität der Restaurationszeit. Die
alten Kräfte hatten gesiegt. Trotzdem war nicht alles beim Alten.

Beethovens Hauptfiguren sind Vertreter der unteren Stände, die vor der
Revolution verachtet wurden. Sie sind nun die Träger tiefer Gefühle und
Sehnsüchte, ihre Handlungen tragisch, kämpferisch, dramatisch. Lange war
dies den Heldenfiguren des Hochadels vorbehalten. Auch eine Frau, wie
Marzelline, wird ernst genommen, wenn sie ihre rein häusliche Vorstellung
von Glück äußert. (Sie und Jaquino erinnern nur entfernt an Papagena und
Papageno in Mozarts "Zauberflöte") Rocco, der sich als Staatsbeamter
unterordnet und anpasst, wird nicht als typisierte Figur, sondern
widersprüchlich und dynamisch gezeigt.

Roccos Gold-Arie - "Hat man nicht auch Gold beineben kann man nicht ganz
glücklich sein" - hatte Beethoven in seiner zweiten Aufführung von 1806
gestrichen. Sie war aber beim Publikum so beliebt, dass sie in seiner
letzten Fassung von 1814 wieder aufgenommen wurde. Und auch Christoph
Waltz' heutige Fassung will nicht auf sie verzichten.

Zweifellos spricht aus der Oper die Erfahrung mit der realen Revolution.
Nichts ist selbstverständlich. Vernunft und Wahrheit: Alles wird durch
Kampf entschieden. Ohne Leonores Kampf wäre Florestan tot. Das verleiht der
Musik jene Dringlichkeit, die immer Menschen in ihren Bann gezogen hat.

2015 kritisierte die WSWS eine postmoderne Fidelio-Inszenierung [2]
bei den Salzburger Festspielen, die diese Kraft geradezu zu fürchten schien
und sie zur selbstzerstörerischen Leidenschaft im Innern des in sich
gefangenen Individuums erklärte. Schlimmer kann man Beethoven nicht
verfälschen.

Die Inszenierung von Christoph Waltz entspricht dem auf die
gesellschaftliche Wirklichkeit ausgerichteten Freiheitsideal der Oper.
Gefängnis und Gefangene wecken Assoziationen zur Gegenwart. Das Bühnenbild
besteht aus einer sich durch Zeit und Raum windenden Treppe, die sich durch
unterschiedliche Beleuchtung, der Szene gemäß, wandelt. Mal findet man sich
im finsteren Kerker, durch den Rocco und Fidelio sich mit Taschenlampe
ihren Weg bahnen, mal erscheint das große Oval zwischen den Treppen,
begleitet von aufwühlenden Orchesterpassagen, wie das Auge des Taifuns. Die
arbeitsuniformhafte Kleidung aller Beteiligten unterstreicht die allgemeine
Gefängnisatmosphäre der Welt.

Eine andere Inszenierung dieses Jahres in Bonn hat, mit der Verlegung der
Handlung in die Türkei, diese Gefängnisatmosphäre mit Vorurteilen
aufgeladen, als könne man nur das Regime von Erdogan mit dem
konterrevolutionären Regime im Wien und Paris um 1805 vergleichen.

Dem Gefangenenchor hat Waltz eine große Dimension verliehen. Da taumeln
nicht realistischer Weise kranke Häftlinge ans Licht. Unverbrauchte,
normale Menschen warnen: "Vorsicht, wir sind belauscht". Das verbindet
heute jeder mit der globalen Überwachung, die Edward Snowden ans Licht
brachte. Die Umstände der Verhaftung Florestans und seine Folter erinnern,
ohne dass man speziell darauf hinweisen müsste, an Julian Assange und
Chelsea Manning. Und wenn Leonore singt: "Die Grausamkeit des Tyrannen gibt
mir Kraft", versteht dies ein heutiges Publikum.

Waltz hat große Sorgfalt auf das lebendige Spiel der Darsteller verwandt,
ein gelungener Kontrast zur drückend, grauen Atmosphäre. Dabei kam ihm die
große Erfahrung als Filmschauspieler zugute, das Gefühl für Genauigkeit und
die feinen Nuancen, die eine Filmkamera registriert. Das Bühnen-Volk
besteht aus Individuen, die unmittelbar vor dem Fall des Vorhangs im
gleißenden, fast weiß-kühlen Zukunftslicht miteinander verschmelzen. Die
Botschaft der Oper, "Alle Menschen werden Brüder", die auch Beethovens 9.
Sinfonie kennzeichnet, ist eindeutig und bekommt durch die aktuelle Corona-
Krise zusätzlich auffordernde Konkretheit.

Die Premiere der gelungenen Inszenierung mit hervorragendem Ensemble, die
aus Corona-Not heraus zur reinen Fernseh- und Internetpremiere wurde,
erreichte letztlich ein viel breiteres Publikum und es bleibt zu wünschen,
dass sich die Möglichkeit in Zukunft weiter etabliert.


Anmerkungen:

[1] https://www.arte.tv/de/videos/096923-000-A/beethovens-fidelio-by-christoph-waltz/

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2015/12/12/fide-d12.html
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- beilage libertäre buchseiten -

Und es gibt sie doch

- herrschaftsfreie Institutionen und staatenlose Gesellschaften

von Armin Scholl



Wenn man Anarchist*innen ärgern will, stellt man ihnen die Frage, wo
und wann denn jemals Anarchie verwirklicht worden sei. Man denkt dann
vielleicht an die Pariser Kommune während des deutsch-französischen
Kriegs 1871 oder an verschiedene Räterepubliken nach dem Ersten
Weltkrieg 1919 (in Bayern oder Ungarn) - alles gescheiterte und
äußerst kurzlebige Versuche, Herrschaft zu dezentralisieren und
Staatlichkeit auf ein Minimum zu reduzieren. Es gibt aber durchaus
historische Belege für staatsferne und herrschaftsarme Gesellschaften.
Davon handelt das Buch "Herrschaftsfreie Institutionen" der beiden
Sozialwissenschaftler und Kulturanthropologen Rüdiger Haude und Thomas
Wagner. Das Buch verdient schon deshalb Vorschusslorbeeren, weil es
bereits in der zweiten Auflage erscheint (erste Auflage 1999), weil es
schon damals sehr positiv rezensiert wurde (unter anderem von Bernd
Drücke 1999 in der GWR 242)(1), und jüngst hat die "Bibliothek der
Freien" aus Berlin es mit dem Titel "Buch des Jahres 2019"
ausgezeichnet.(2)

Ich kann mich dieser positiven Bewertung in der zweiten Rezension in
der GWR nur anschließen, denn die Autoren argumentieren wirklich sehr
überzeugend, sehr differenziert und behandeln originelle Aspekte. Und
ich halte es für eine gute Entscheidung, dass der Verlag
Graswurzelrevolution die zweite Auflage übernommen hat, nachdem die
erste Auflage im Nomos-Verlag erschienen war. Dadurch ist das Buch
jetzt wieder zugänglich, ergänzt um ein Vorwort zur zweiten Auflage.

Haude und Wagner kritisieren zu Recht die in den Sozialwissenschaften
vielerorts propagierte "Herrschafts-Ontologisierung", also die
Unterstellung, Herrschaft sei etwas Universelles, Unvermeidbares,
Unhintergehbares, Selbstverständliches oder Alternativloses. Dahinter
steckt das soziale und gesellschaftliche Problem, wie man
herrschaftsfreie Gesellschaft stabilisieren kann. Herrschaftsfreiheit
soll ja nicht nur ein revolutionäres Strohfeuer bleiben, sondern sie
soll in Institutionen überführt werden, die ihre herrschaftsfreie
Herkunft nicht irgendwann im Prozess der Institutionalisierung
verraten und wieder rückgängig machen. Sozialwissenschaftliche
Forschung sollte also nicht voreilig unterstellen, dass
Herrschaftsfreiheit nicht möglich sei, sondern daran mitarbeiten, wie
sie hergestellt und nachhaltig etabliert werden kann. Zu diesem
Programm tragen Haude und Wagner mit großer Expertise bei, nicht nur
mit diesem Buch, sondern mit vielen weiteren Publikationen, die im
Literaturverzeichnis dokumentiert sind. Sie gehen nicht mit einem
westlich verengten Blick auf die Moderne vor, wonach die moderne
Gesellschaft einseitig als evolutionäre Errungenschaft und
Verbesserung menschlichen Zusammenlebens bewertet wird. In einer
solchen Sichtweise können frühere Gesellschaftsformen, die zum Teil
bis in die frühe Menschheitsgeschichte zurückreichen, nur als (im
Vergleich zu heute) rückschrittige und defizitäre Gemeinschaften
angesehen werden. Wenn man aber sozial- und kulturanthropologisch
vorgeht und die uns bekannten Gesellschaften vorbehaltlos mit (ganz)
anderen Völkern vergleicht, öffnet sich der Blick für neue,
ungewöhnliche Einsichten. Auf diese Weise können bisherige
(vermeintliche) Selbstverständlichkeiten in Frage gestellt werden, wie
zum Beispiel, dass Herrschaft und Staat alternativlose Entwicklungen
moderner Gesellschaften seien.

Zunächst kritisieren Haude und Wagner den Forschungsstand zu
segmentären (missverständlicherweise oft auch primitiv genannte)
Gesellschaften. Ausgangspunkt der Argumentation ist meist, dass
Herrschaft mit Institutionen quasi gleichgesetzt wird. Wenn in solchen
frühen Gesellschaften dann keine Herrschaftsstrukturen nachgewiesen
werden können, spricht die Forschung ihnen einfach die Fähigkeit ab,
Institutionen einzurichten. Herrschaftsfreiheit hat aber überhaupt
nichts mit Institutionenlosigkeit zu tun. Im Gegenteil existieren in
diesen frühen Gesellschaften meist ausgeklügelte Institutionen, um
eben die Verführung zu herrschaftlichen Strukturen zu verhindern. Das
heißt oft sogar, dass Zwang ausgeübt wird. Dieser Zwang geht aber
gerade nicht vom Herrschenden aus, sondern dient dazu, die zentrale
Herrschaft zu vermeiden. Stattdessen soll mit vergleichsweise sanften
Zwangsmaßnahmen die Gleichheit der Gesellschaftsmitglieder hergestellt
werden. Diese sind jedoch nicht gegen die Freiheit gerichtet, sondern
bilden umgekehrt die Grundlage für eine Freiheit Aller. Vielmehr sind
die zahlreichen politischen und wirtschaftlichen Ungleichheiten
heutiger Gesellschaften eher ein Indiz dafür, dass Freiheit sehr
ungleich verteilt ist und die Herrschenden und Privilegierten viel
mehr davon haben als alle anderen. Im Prinzip ist ein Großteil der
Forschung vom Blick aus der Perspektive des modernen Staats vernebelt
und misst alle anderen Formen von Gesellschaften daran, ganz so, als
ob die moderne Form staatlicher Herrschaft ein evolutionäres
(wünschbares) Ziel sei. Hier tut also Dekolonialisierung not, um das
Potenzial egalitärer Institutionen angemessen je nach historischen
Umständen einschätzen und bewerten zu können. Die Stärke der
Argumentation besteht darin, genau zu unterscheiden zwischen
Herrschaft, Macht, Zwang, Institutionen und nicht alles in einen Topf
zu werfen und in einen scheinbar notwendigen Zusammenhang zu stellen.

Ähnlich wie Karl Marx seine Theorie nicht als Utopie oder gar als
Ideologie verstanden wissen wollte, argumentieren auch die beiden
Autoren, dass die anarchistische Utopie durchaus wissenschaftliche
Grundlagen hat. Nur seien diese in der modernen Sozial- und
Kulturwissenschaft aus ideologischen Gründen verschüttet worden. Das
Buch leistet somit einen Beitrag zur Rehabilitierung anarchistischer
Vorstellungen: Es zeigt, wie Gemeinschaft und Vergemeinschaftung ohne
Herrschaft, aber selbstverständlich mit Strukturen und Normen, mit
Institutionen eben, möglich und vor allem real vorfindlich sind. Die
Betonung der Wissenschaftlichkeit der vorgelegten Argumentation wird
auch deutlich, wenn in einem Kapitel an die Chaostheorie angeschlossen
wird, die mit sogenannten Fraktalen arbeitet. Chaos wird hier nicht
als negative Bezeichnung von Anarchie verstanden, sondern positiv oder
neutral als wissenschaftliche Denkrichtung. Eine genauere
Auseinandersetzung über die Brauchbarkeit und Anwendbarkeit dieser
Theorie würde hier zu weit führen. Empfehlenswert für eine weitere
Beschäftigung damit ist das Buch "Komplexität: 'Chaostheorie' und die
Linke" von Gernot Ernst (2009, erschienen im Schmetterling Verlag).

Das Buch "Herrschaftsfreie Institutionen" ist und entwickelt keine
zusammenhängende Theorie, sondern versammelt sieben Aufsätze der
beiden Autoren. Diese Stückwerkstheorie ist aber kein Manko, sondern
Programm, das zahlreiche Überraschungen parat hält: Wer kommt schon
von selbst auf die Idee, dass Architektur oder Glücksspiel
anarchistisch sein können? Oder was macht die altisraelische
Gesellschaft zur Richterzeit, wie sie im Alten Testament der Bibel
beschrieben ist, herrschaftslos und egalitär? Tatsächlich macht es
einen Unterschied, ob Architektur so verstanden wird, dass sie
egalitäres Zusammenleben ermöglicht, oder ob Hierarchien bereits durch
die Bauweise von Häusern entstehen. Auch hier ist es wieder sinnvoll
und hilfreich, auf egalitäre Gesellschaften zu schauen, wie diese
gebaut haben. Das Kapitel gibt hierfür sehr anschauliche
Beschreibungen. Dass Spiele kapitalistischen Wettbewerbscharakter
haben, ist bekannt, aber es gibt heute zahlreiche kooperative Spiele,
und der Rückblick auf frühere Gesellschaften zeigt, dass dies schon
lange vor unserer Zeit gängige Praxis war. Aber wie kommen die Autoren
ausgerechnet auf die Idee, dass Glücksspiele und Casinos typisch für
herrschaftsfreie Gesellschaften sind? Gerade solche unerwarteten, dann
aber sehr schön aufgelösten Rätsel machen eine Stärke des Buchs aus.
Glücksspiele haben mehr mit Zufall als mit dem Können oder der
Raffinesse der Spieler*innen zu tun, sodass es nahe liegt, dass die
Gewinne nicht an die zufällig gewinnenden Personen ausgezahlt werden,
sondern an die Gemeinschaft zurückgeführt werden, dass also der Spaß
am Spielen selbst die Belohnung ist. Fast durchgehend stehen
sogenannte segmentäre Gemeinschaften im Mittelpunkt, die dadurch
gekennzeichnet sind, dass sie horizontal strukturiert sind, in
Familien und Clans.

Im letzten Kapitel wird aber auch eine frühe Hochkultur beschrieben,
nämlich das vorstaatliche Israel vor mehr als 1.000 Jahren vor der
christlichen Zeitrechnung. Die Bevölkerung war sesshaft geworden und
konnte mit großer Wahrscheinlichkeit schon weitgehend schreiben. Und
sie war egalitär strukturiert, das heißt, dass also auch Hochkulturen
nicht notwendigerweise vertikale Herrschaftsstrukturen aufweisen
mussten. Ob dies ein Indiz dafür ist, dass egalitäre
Vergemeinschaftungen auch in moderne Gesellschaften hinübergerettet
werden können, muss offenbleiben.

Es ist in der Tat schade, dass Haude und Wagner am Ende ihres Buches
keinen Ausblick auf die Gegenwart vorgenommen haben. Es muss ja nicht
gleich ein Katalog von Kriterien sein, nach denen in der heutigen
Gesellschaft Herrschaft abgebaut und Gleichheit (in Freiheit)
hergestellt werden kann. Dennoch wäre es interessant zu wissen, wie
segmentäre Elemente in der heutigen Gesellschaft genutzt werden
können, um Herrschaft und Staatlichkeit zurückzudrängen. Es wird in
dem Buch deutlich, dass segmentäre oder fraktale Gesellschaften nicht
von vornherein positiv zu sehen sind: Wer denkt heutzutage bei Clans
nicht auch an mafiöse kriminelle Vereinigungen? Und die Rolle der
Frauen war in frühen Gesellschaften sicher meist alles andere als
egalitär, geschweige denn emanzipiert. Der Abbau von Herrschaft und
Hierarchie läuft aber meist über Dezentralisierung und Föderation; und
das sind typische Kennzeichen von segmentärer Unterteilung.

Das Buch ist sprachlich nicht einfach zu lesen und wissenschaftlich
geschrieben. Das muss nicht grundsätzlich problematisch sein, denn die
Sprache ist eindeutig und präzis. Sie ist dem wissenschaftlichen
Anliegen, sich Gehör in den Sozialwissenschaften zu schaffen,
angemessen. Für nicht-akademische oder nicht wissenschaftlich
geschulte Leser*innen ist die Sprache jedoch ein Hindernis. Vielleicht
ist es deshalb hilfreich zu erwähnen, welche Aufsätze des Buchs eher
anwendungsorientiert und konkret beschreibend sind (4 bis 7) im
Vergleich zu den abstrakten, theoretischen Kapiteln (1 bis 3). Egal,
welche Teile man lieber liest, die Argumentation ist gleichbleibend
originell, klug und plausibel.

Die beiden Autoren haben mit der zweiten Auflage die Fehler der ersten
Auflage korrigiert, haben auch Kritik verarbeitet (etwa die
Sprachkritik von Bernd Drücke in seiner Rezension zur ersten Auflage
1999), haben aber dennoch die Gelegenheit nicht genutzt, den Band
grundlegend zu überarbeiten oder zumindest um ein Kapitel zu ergänzen,
in dem der neueste Forschungsstand berücksichtigt worden wäre. In
ihrem Vorwort zur zweiten Auflage begründen Haude und Wagner diesen
inhaltlichen Verzicht sowie die nicht-vorgenommene sprachliche
Feminisierung. Beides zusammen hätte in der Tat einige zusätzliche
Arbeit gekostet, wäre aber die Mühe wert gewesen - meines Erachtens
ein Versäumnis. Hauptsache aber ist, dass das Buch jetzt wieder
verfügbar ist, an Aktualität und Qualität hat es keineswegs eingebüßt.


Prof. Dr. Armin Scholl ist Kommunikationswissenschaftler
und Journalismus-Forscher. Er lehrt am Institut für
Kommunikationswissenschaft der Uni Münster.


Anmerkungen:

(1) Siehe: https://www.graswurzel.net/gwr/1999/10/das-rote-buch/

(2) Siehe: https://www.bibliothekderfreien.de/buch-des-jahres.html#buch2019


Rüdiger Haude und Thomas Wagner:
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Nr. 9 vom 2. Mai 2020

Die Deutschen und der 8. Mai

von Conrad Taler



Offizielles Gedenken und politische Wirklichkeit haben seit jeher
wenig miteinander zu tun. Das gilt auch für den 8. Mai. Im kollektiven
Bewusstsein der Deutschen ist er als Tag des Kriegsendes verankert,
nicht aber als Tag der Befreiung vom Faschismus. Die überwiegende
Mehrheit der Deutschen war mit keinem anderen Regime so verbunden wie
mit dem Naziregime. Wie sollten sie da seinen Untergang als Befreiung
empfinden?

Befreit gefühlt haben sich 1945 die Wenigen, die im Widerstand waren,
die politischen Häftlinge in den Gefängnissen und Konzentrationslagern
und die vielen anderen Opfer der nationalsozialistischen
Gewaltherrschaft. Alle anderen waren allenfalls erleichtert, dass der
Krieg vorbei war und sie ihn überlebt hatten. Jeder war mit sich
selbst beschäftigt und scherte sich wenig um die Folgen der
Niederlage, wären da nicht die Wenigen gewesen, die sich Sorgen
machten, wie es weitergehen sollte mit dem großen Ganzen.

Von ungefähr kam es wohl nicht, dass die Schlussabstimmung im
Parlamentarischen Rat über das Grundgesetz am 8. Mai 1949 erfolgte,
"für uns Deutsche der erste frohe Tag seit dem Jahre 1933", sagte sein
Präsident, der politische Machtmensch Konrad Adenauer, in einer
Aufwallung des Gefühls. Niemals dürften die "Jahre der Knechtschaft
von 1933 bis 1945 aus unserem Gedächtnis gewischt werden". Drei Jahre
später, im Oktober 1952, sagte derselbe Konrad Adenauer unter großem
Beifall der Regierungsparteien während einer Debatte im Bundestag:
"Ich meine, wir sollten mit der Naziriecherei mal Schluss machen."

Anlass der Debatte war der Bericht eines Untersuchungsausschusses,
wonach die leitenden Stellen im Auswärtigen Amt zu zwei Dritteln mit
ehemaligen NS-Diplomaten und Parteigängern Hitlers besetzt waren. Der
Auschwitz-Uberlebende Heinz Galinski, damals Vorsitzender der
Jüdischen Gemeinde Berlin, sprach von einer "Renazifizierung des
öffentlichen Lebens in der Bundesrepublik", die sich lautlos und
widerstandsios vollziehe. Mehr oder weniger getarnt kehrten prominente
Vertreter des Nationalsozialismus zurück, und die demokratischen
Kräfte würden wie in der Weimarer Republik zurückgedrängt. (FAZ, 21.
Februar 1959).

Nach nichts stand den politisch Verantwortlichen in den
Nachkriegsjahren der Sinn weniger, als alljährlich am 8. Mai daran zu
erinnern, welchem Schandregime sich das deutsche Volk unterworfen
hatte, zumal dieses Regime inzwischen vom Bundesgerichtshof in Bausch
und Bogen exkulpiert worden war. Bei allen Völkern seien in einem
Kampf um Sein oder Nichtsein von jeher strenge Gesetze zum
Staatsschutze erlassen worden, entschied der BGH mit Urteil vom 25.
Mai 1956. Jeder Staat habe ein Recht auf Selbstbehauptung. "Auch dem
nationalsozialistischen Staate kann man nicht ohne weiteres das Recht
absprechen, dass er solche Gesetze erlassen hat." Mit dieser
Begründung wurde ein SS-Richter vom Vorwurf der Beihilfe zum Mord
freigesprochen.

Insofern lag eine gewisse Logik darin, dass das Auswärtige Amt mit dem
FDP-Politiker Hans-Dietrich Genscher an der Spitze 1975 alle
diplomatischen und konsularischen Vertretungen der Bundesrepublik
Deutschland in einer "Verschlusssache" anwies, die "Teilnahme an
Siegesfeierlichkeiten und den aus diesem Anlass veranstalteten
Empfängen" sowie an den "üblichen Feiern zum 9. Mai" zu unterlassen.
(In den osteuropäischen Ländern finden diese Feiern wegen der
Zeitverschiebung nicht am 8. Mai, sondern einen Tag später statt.)

Die Anweisung entsprach dem Zeitgeist. Im April jenes Jahres hatten
sich bei einer Befragung 70 Prozent der Deutschen in der
Bundesrepublik dafür ausgesprochen, die "Vergangenheit ruhen zu
lassen". Zur selben Zeit erlebte allerdings Frankfurt am Main, wie die
Frankfurter Rundschau am 12. Mai 1975 berichtete, "zum 30. Jahrestag
der Befreiung vom Faschismus" die größte Demonstration, die es in der
Stadt seit dem Kriegsende gegeben habe. Unter den 25.000 Teilnehmern
hätten sich auch Bundeswehrsoldaten in Uniform befunden. Die Rebellion
der 1968er hatte zu dieser Zeit bereits manche Verkrustung
aufgebrochen, und es wehte ein frischer Wind durch die Amtsstuben.

Dennoch eierte Genschers Parteifreund Walter Scheel in seiner
Ansprache als Bundespräsident "Zum 30. Jahrestag der Beendigung des
Zweiten Weltkrieges" immer noch herum. Am 8. Mai 1945 sei nicht nur
die Hitler-Diktatur gefallen, sagte er, sondern auch das Deutsche
Reich, der Staat der Deutschen. "Und so gedenken wir des Kriegsendes
mit Schmerz." Einen Anlass zu feiern hätten "wir Deutsche" nicht.

So argumentierte auch der CDU-Politiker Richard von Weizsäcker in
seiner historischen Rede als Bundespräsident am 40. Jahrestag des
Kriegsendes. "Der 8. Mai ist für uns Deutsche kein Tag zum Feiern",
sagte er. Dennoch sei von Tag zu Tag klarer geworden, "was es heute
für uns alle gemeinsam zu sagen gilt: Der 8. Mai war ein Tag der
Befreiung. Er hat uns alle befreit von dem menschenverachtenden System
der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft." Damit hatte von
Weizsäcker das magische Wort ausgesprochen, dessentwegen er von
manchen seiner Parteifreunde schief angesehen wurde und das anderen
mittlerweile als sanftes Ruhekissen und Nachweis einer vermeintlich
bewältigten Vergangenheit dient.

Aber weder die intellektuelle Redlichkeit eines Richard von Weizsäcker
noch der "verordnete Antifaschismus" in der DDR haben verhindern
können, dass 75 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs immer noch
jeder fünfte Deutsche dem Naziungeist anhängt. Deshalb gilt weiter,
was der Auschwitz-Überlebende Primo Levi der Nachwelt hinterlassen
hat: "Es ist geschehen, und folglich kann es wieder geschehen. Darin
liegt der Kern dessen, was wir zu sagen haben."

 * 
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Landrechte, Ökologie und fossiles Kapital

First-Nations-Proteste gegen Pipeline-Bau in Kanada

Von Ingo Schmidt



"Das Geld erklärt dem ganzen Menschengeschlecht den Krieg"

 (Pierre de Boisguillebert, 1704)  


5. Februar 2020: In voller Kampfmontur, mit Nachtsichtgeräten
ausgestattet, beginnen Einheiten der Royal Canadian Mounted Police
(RCMP) mit der Räumung eines Protestcamps der Wet'suet'wen-Nation im
Norden von British Columbia. Durch das Gebiet der Wet'suet'wen soll
eine Flüssiggaspipeline gebaut werden. Die Investoren der Coastal Gas
Link Pipeline: Shell Canada, Petronas aus Malaysia, Petrochina,
Mitsubishi und Korea Gas Corporation.

1. März: Vertreter der Wet'suet'wen, der Provinzregierung von
British Columbia und der Bundesregierung in Ottawa geben nach
viertägigen Verhandlungen bekannt, dass sie die Zugangs- und
Nutzungsrechte der von den Wet'suet'wen besiedelten Gebiete auf eine
vertragliche Grundlage stellen wollen. Ein derartiger Vertrag
existiert bislang nicht, das Eindringen der RCMP in ihre
Siedlungsgebiete gilt den Wet'suet'wen daher als Akt kolonialer
Expansion. Als wollten sie diese Sicht bestätigen, geben Sprecher von
Coastal Gas Link am selben Tag bekannt, dass sie die Arbeiten, die
während der Verhandlungen zwischen Wet'suet'wen und kanadischen
Regierungen unterbrochen worden waren, umgehend wieder aufnehmen
würden. Genauer gesagt "Vorarbeiten", da sich im Laufe des Februars
herausgestellt hatte, dass für die "eigentlichen" Arbeiten an der
Pipeline längst nicht alle Genehmigungen vorliegen.

Kolonialismus as usual? Nicht ganz. Es war kaum hell geworden am
5. Februar, als die ersten Solidaritätsaktionen mit den Wet'suet'wen
begannen. Im Laufe der folgenden Wochen blockierten Tausende von
Aktivisten, mehrheitlich Angehörige verschiedener First Nations,
Eisenbahnlinien und Straßenkreuzungen, besetzten Parlaments- und
Regierungsgebäude und organisierten Demonstrationszüge. Die Blockaden
waren weit mehr als symbolische Aktionen. Im Hafen von Vancouver, dem
Hauptumschlagplatz des kanadischen Pazifikhandels, lagen zeitweilig
knapp 70 Schiffe fest. Sie konnten nicht entladen werden, weil der
Weitertransport ihrer Fracht unmöglich war.

Diese Protestwelle war eine, allerdings deutlich massivere,
Wiederholung der Idle-no-more-Proteste von 2012. Damals ging es um den
Bruch bestehender Verträge zwischen First Nations und dem kanadischen
Staat durch die geplante Beschleunigung von Genehmigungsverfahren,
aber auch um Widerstand gegen die Keystone-XL-Pipeline von Alberta
nach Texas. Die Proteste hielten nicht lange an, führten aber zu
intensiver Organisationsarbeit, die in den diesjährigen Protesten
Früchte trug. Und mit ziemlicher Sicherheit zu weiteren Protesten
führen wird, wenn der lang geplante Ausbau der Transmountain-Pipeline
von Alberta nach Vancouver ernsthaft beginnen sollte.


Politik und Pipelines

Öl- und Gasproduzenten sehen sie als kostengünstigstes Transportmittel
von den Fördergebieten zu Raffinerien und Großhändlern. Ist eine
Pipeline erstmal gebaut, bleibt sie drei bis fünf Jahrzehnte in
Betrieb. Wird nicht gleich bei jedem Leck ein Wartungstrupp
losgeschickt, sind die Unterhaltungskosten deutlich niedriger als beim
Bahntransport. In ländlichen Gebieten mit wenig
Beschäftigungsmöglichkeiten weckt schon die Aussicht auf ein paar
Monate Arbeit beim Bau neuer Pipelines Hoffnungen auf eine bessere
Zukunft. In dichter besiedelten Gebieten gibt es allerdings deutliche
Vorbehalte, weil leckende Pipelines das Grundwasser verseuchen und den
Wert umliegender Grundstücke senken könnten.

Angesichts dieser Gemengelage nahmen die in Ottawa regierenden
Liberalen vor einigen Jahren Abstand von der Umwandlung einer Gas- in
eine Ölpipeline von Alberta, dem Herz der kanadischen
Energieproduktion, nach Québec. Die Route des Energy East getauften
Projekts führt mitten durch die urbanen Zentren Ontarios und Québecs.
Die Kosten bei den nächsten Wahlen waren unkalkulierbar hoch.
Stattdessen stellten sich Justin Trudeaus Liberale hinter den
geplanten Ausbau der Transmountain-Pipeline an die kanadische
Westküste.

In Alberta gibt es wenig bis keinen Widerstand gegen Energieprojekte.
In British Columbia gibt es den schon, vor allem in den
Agglomerationen um Victoria und Vancouver. Bei Wahlen zum
Bundesparlament fällt diese Opposition aber kaum ins Gewicht. Dazu ist
die Gesamtbevölkerung im Vergleich zu Ontario und Québec zu gering.

Dafür spielt die Bevölkerung in den genannten Agglomerationen bei
Wahlen zum Provinzparlament die alles entscheidende Rolle. Sicher
einer der Gründe, weshalb sich John Horgans Sozialdemokraten vor den
letzten Wahlen gegen Transmountain positionierten, an der in Planung
befindlichen Coastal-Gas-Link-Pipeline und an einem Staudamm, Site C,
der Strom für die Fracking- und Teersandförderung im Norden von
British Columbia und Alberta liefern soll, aber festhielten. In der
Umgebung von Site C und Coastal Gas Link gibt es wenig Wähler. Aber
umtriebige First-Nations-Gemeinschaften. Die Proteste bei Beginn des
Site-C-Staudamms waren noch regional begrenzt. Die versuchte Räumung
des Protestcamps der Wet'suet'wen gegen Coastal Gas Link führte
dagegen zu den beschriebenen landesweiten Protesten und Blockaden.


First Nations, Landrechte und Ökologie

First-Nations-Proteste gegen Pipelineprojekte, aber auch solche zur
Öl- und Gasförderung, drehen sich um drei Fragen: Landrechte,
Zerstörung der Umwelt in der direkten Umgebung solcher Projekte und
deren Beitrag zur Erderwärmung.

In vielen entlegenen Gebieten, wie denen der Wet'suet'wen, sind Jagd
und Fischfang zentraler Bestandteil der lokalen Ökonomie. In anderen,
wie dem Land, das nach Fertigstellung des Site-C-Staudamms überflutet
sein wird, ist es der Ackerbau. Die Zerstörung der natürlichen Umwelt
hat in all diesen Fällen zugleich negative Wirkungen auf die lokale
Ökonomie. Möglich werden solche Projekte, weil Landrechte auf die eng
begrenzten Gebiete der Reservationen beschränkt sind oder nicht gegen
Staat und fossiles Kapital verteidigt werden können.

Dabei ist die Bezeichnung "Landrechte" ungenau. Solche Rechte kamen
erst mit den Kolonisatoren und werden seither mit Gewalt und
Bestechung gegen die First Nations durchgesetzt. Früher bestehende
Regeln des Zugangs und der Nutzung von Land und Wasser werden dabei
außer Kraft gesetzt. Nicht zufällig bezeichnen sich die Wet'suet'wen
als Verteidiger des Landes, nicht Verteidiger ihrer Landrechte. Analog
nennen sich andere First-Nations-Aktivisten Verteidiger der Küste. Sie
haben die Ölpest nach dem Aufgrundlaufen der Exxon Valdez vor
der Küste Alaskas in unguter Erinnerung und fürchten
Wiederholungsfälle infolge des zunehmenden Tankerverkehrs.

Der Widerstand gegen die Expansion des fossilen Kapitals ist unter den
First Nations allerdings nicht unumstritten. Vertreter der
Reservationen hoffen, oft mehr aus Verzweiflung als aus Überzeugung,
auf zusätzliche Finanzen. Die auf Grundlage des Indian Act von 1876
geschaffenen Reservationen gestehen den dort Lebenden durchaus Rechte
zu, finanziell sind die Reservationen aber von Bundesmitteln abhängig
und zu klein, um die lokale Ökonomie früherer Tage fortzuführen. Der
Preis für Rechte über ein begrenztes Territorium war der Verlust des
Zugangs zu weitaus größeren Gebieten und die ökonomische Abhängigkeit.


Fortgesetzter Krieg gegen die Einheimischen

Neben dem ökonomischen Zwang gibt es das Versprechen auf Reichtum.
Während es am rechten Rand der kanadischen Gesellschaft einen
ungehemmten Rassismus gegen "die Wilden" gibt, der vereinzelt auch zu
Gewalt gegen die Wet'suet'wen und ihre Unterstützer geführt hat,
bietet die herrschende Klasse den First Nations den Übergang vom
"Hinterwäldlertum" zur kapitalistischen Zivilisation an. Nur dürften
sie sich dem Fortschritt nicht weiter in den Weg stellen. Stattdessen
sollten sie Eigentumsrechte erwerben und wie andere Geschäftsleute
auch über den Preis ihrer Waren verhandeln.

Ganz forsche Vertreter des fossilen Kapitals denunzieren
Anti-Pipeline-Protestierende als verwöhnte Stadtkinder, die sich von
amerikanischen Umweltschutzorganisationen bezahlen lassen. Zwischen
den Zeilen kann man auch "George Soros und die Juden" hören. Jason
Kenneys Provinzregierung Albertas hat zur Verbreitung dieser Botschaft
eigens einen millionenschweren war room nach Trumpschem Vorbild
eingerichtet. Überzeugender wird sie dadurch nicht.

Von den Fallenstellern und Goldgräberzeiten über das industrielle
Abholzen von Urwäldern bis zur Öl- und Gasproduktion zieht sich eine
Geschichte der Vertreibung der First Nations aus ihren angestammten
Siedlungsgebieten. Reich wurde davon zuerst eine Handvoll
Kolonialkapitalisten, dann internationale Forst-, Bergbau- und
Energiekonzerne, einige davon mit Stammsitz in Kanada. Umwelt-,
Menschen- und Arbeitsrechtsgruppen werfen ihnen regelmäßig Verstöße
gegen nationales und internationales Recht in Ländern rund um den
Globus vor.


Schlechte Zeiten für Öl

Die Geschäfte der Energieunternehmen gehen nicht mehr so gut, seit die
Preise für Erdgas in der Weltwirtschaftskrise 2008/2009 von 14 auf 3
US-Dollar pro Tonne und für Rohöl 2014/2015 von 110 auf 40 US-Dollar
pro Barrel abgestürzt sind. Produktionsstätten in Kanada wurden von
diesem Preisverfall besonders hart getroffen, da ihre Förderung fast
vollständig von kostenintensivem Fracking bzw. der Gewinnung von Öl
aus Teersanden abhängt.

Die Investitionen in neue Produktionsstätten sind folgerichtig stark
zurückgegangen. Dazu kommt die zunehmende Konkurrenz von Wind- und
Solarstrom. Angesichts dieser veränderten Bedingungen auf den globalen
Energiemärkten sind Bedarf und Rentabilität zusätzlicher Pipelines
fraglich. Das müssen sich auch die Chefs von Kinder Morgan gedacht
haben, als sie die Transmountain-Pipeline im Mai 2018 an die
kanadische Bundesregierung verkauft haben. Trotz insgesamt eher flauer
Stimmung auf den Energiemärkten schnellte der Kurs ihrer Aktie in den
darauffolgenden Tagen in die Höhe, während sich der kanadische
Finanzminister Bill Morneau bemühte, die Übernahme der Pipeline als
Investition in künftige Jobs zu verkaufen.

Das in Kanada investierte Kapital bringt immer noch Profite ein. Nur
sind sie nicht mehr so üppig wie zu Zeiten des Rohstoffsuperzyklus von
2003 bis 2014. Immer offensiver fordern Energiefirmen staatliche
Unterstützung, um die hinter ihren Erwartungen zurückbleibenden
Gewinne etwas aufzubessern. Bislang haben sie damit Erfolg. Dem Kauf
der Transmountain-Pipeline durch die Bundesregierung folgten
Steuernachlässe in Alberta. Auf soviel Großzügigkeit können die First
Nations nicht hoffen. Auch wenn es im Augenblick an der Protestfront
ruhig geworden ist, Vorbereitungen für künftige Aktionen laufen
bereits.

 * 
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MELDUNG/2069: Deutschlandfunk Kultur - Die Literaturnobelpreisträgerin Nelly Sachs, 9.5.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Diese nächtliche Dimension

Eine Lange Nacht über die Literaturnobelpreisträgerin Nelly Sachs

Von Vera Teichmann und Harald Krewer

Lange Nacht

Samstag, 9. Mai 2020, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die Dichterin Nelly Sachs, 1891 in Berlin geboren und 1970 im
schwedischen Exil gestorben, war eine Vertraute der Nacht. Erst wenn
das Tagewerk getan und die Dunkelheit hereingebrochen war, konnte sie
sich dem Schreiben widmen und die Bilder aus ihrem Inneren zu Worten
formen. Die Nobelpreisträgerin ist auch insofern eine
Ausnahmeerscheinung in der Literaturgeschichte, als dass sie den
wichtigsten Teil ihres Werkes erst im reifen Alter schuf: Ihr Werk
beginnt mit der Shoah. Gedichte und Briefe, Auszüge aus Prosatexten
und dem dramatischen Werk, historische Originaltöne von Nelly Sachs
und Paul Celan sowie Interviews mit Freunden und Weggefährten zeichnen
ein Bild von der nächtlichen Dimension im Leben und Werk von Nelly
Sachs, deren Todestag sich am 12. Mai zum 50. Mal jährt.

Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 
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MELDUNG/2068: Internationaler Kabarettpreis "Salzburger Stier" trotzt Corona (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 7.5.2020

Internationaler Kabarettpreis "Salzburger Stier" trotzt Corona

Preisverleihung, Konzerte und Kabarettprogramm im Radio und im Netz



Es ist eine Tradition in der deutschsprachigen Kabarett-Landschaft:
Jährlich im Mai wird der "Salzburger Stier" vergeben.

Getragen von Radiosendern aus vier Ländern, gilt der Preis auch als
"Radio-Oscar" des deutschsprachigen Kabaretts, verliehen an die Besten
der Szene, gefeiert mit zahlreichen Zuschauern. In diesem Jahr ist
wegen der Corona-Krise fast alles anders, der "Salzburger Stier" geht
im Radio und im Netz neue Wege. Ausgezeichnet werden die Berliner
Autorin und Kabarettistin Sarah Bosetti, der Schweizer Satiriker
Renato Kaiser und der österreichische Kabarettist Florian Scheuba.

Ausrichter des renommierten Preises ist in diesem Jahr der
Deutschlandfunk. Im Kölner Funkhaus wird in der kommenden Woche die
Radio-Gala stattfinden - ohne Publikum, aber mit Live-Kabarett,
Interviews, Musik und einem akustischen roten Teppich. Den breitet
Moderator und Kabarettist Martin Zingsheim für die drei
Preisträgerinnen und Preisträger aus. "Corona macht an der Grenze
nicht Halt, aber der Salzburger Stier eben auch nicht", freut sich
Zingsheim auf seine Gäste aus Deutschland, Österreich und der Schweiz.
Zingsheim wird die Gala aus dem Kölner Sendestudio moderieren, seine
Gäste melden sich aus Berlin, Wien und Zürich, tragen Texte vor,
sprechen über die aktuelle Situation und lassen sich von Zingsheim
gebührend feiern. Die Radio-Gala zum "Salzburger Stier" wird von allen
beteiligten Radiosendern in den kommenden Wochen ausgestrahlt - in
Deutschland von BR, HR, MDR, SR, SWR, WDR und Deutschlandfunk, vom
österreichischen ORF, dem Schweizer SRF und RAI Südtirol.

Eröffnet wird der "Salzburger Stier" von Klavierkabarettist Bodo
Wartke. Er gibt sein Konzert im Kammermusiksaal des Deutschlandfunk
nun als "Geisterkonzert", also ohne Publikum im Saal. MDR und ORF
übertragen die Eröffnung am 15. Mai ab 20.00 Uhr live im Radio, der
Deutschlandfunk schneidet den Abend für alle weiteren beteiligten
Sender mit. Ein Video des Konzerts wird am 18. Mai unter
deutschlandfunk.de/salzburgerstier veröffentlicht. Für das Kölner
Geisterkonzert hat er ein Programm zusammengestellt, in dem er Auszüge
aus seinem neuen Programm "Wandelmut" und Hits aus den letzten 20
Jahren kombiniert. Dritte Veranstaltung im Rahmen des "Salzburger
Stiers" ist eine Sonderausgabe der politischen Radioshow "Zingsheim
braucht Gesellschaft". Gastgeber Martin Zingsheim spricht mit
Kabarettistinnen und Kabarettisten aus Deutschland, Österreich und der
Schweiz über Humor, dessen Grenzen und politisch korrekte Sprache in
Comedy und Kabarett.

Der Deutschlandfunk sendet das Programm zum "Salzburger Stier" als
siebenteilige Serie vom 20. Mai bis zum 1. Juli jeden Mittwoch ab
21.05 Uhr in der Sendung "Querköpfe".

Mehr Informationen:

deutschlandfunk.de/salzburgerstier

 * 

Quelle:
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MUSIK/3186: Deutschlandfunk - Die Pianistin Anna Vinnitskaya, 9.5.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Klassik-Pop-et cetera

Am Mikrofon: Die Pianistin Anna Vinnitskaya

Samstag, 9. Mai 2020, 10.05 - 11.00 Uhr, Deutschlandfunk



Technisch brillant, hochvirtuos und feinste Artikulation: Anna
Vinnitskaya zählt zu den profilierten und erfolgreichen Pianistinnen
unserer Zeit. Sie wurde 1983 in Noworossijsk, Russland, geboren.
Aufgewachsen in einem musikalischen Elternhaus - der Großvater war
Dirigent, die Eltern sind Pianisten -, stand Anna Vinnitskaya mit
sieben Jahren das erste Mal auf dem Konzertpodium. Fünf Jahre später
gewann sie ihren ersten Klavierwettbewerb, 2007 gelang ihr mit dem 1.
Preis beim Internationalen Königin-Elisabeth-Wettbewerb in Brüssel der
internationale Durchbruch. Im Alter von 18 Jahren kam Anna Vinnitskaya
nach Deutschland und studierte bei Evgeni Koroliov an der Hochschule
für Musik und Theater in Hamburg. Mit 25 Jahren wurde sie am dortigen
Institut selbst Professorin.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. April 2020
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INNERE/1425: Altern und Diät haben Einfluss auf die Proteine im Darm (idw)

Leibniz-Institut für Alternsforschung - Fritz-Lipmann-Institut e.V. (FLI) - 30.04.2020

Altern und Diät haben Einfluss auf die Proteine im Darm



Der Dünndarm ist eine der wichtigsten Schnittstellen zwischen der Umwelt
und unserem Körper. Er ist für die Nährstoffaufnahme verantwortlich und
bildet eine Barriere vor potenziell schädlichen Umwelteinflüssen. Unter
Leitung von Forschern des Leibniz-Instituts für Alternsforschung (FLI) in
Jena untersuchte ein internationales Team den Einfluss des Alterns und der
Ernährung auf das Darmepithel von Mäusen. Sie konnten je nach
Darmabschnitt spezifische Effekte auf das Proteom und altersbedingte
Anpassungsschwierigkeiten an Nährstoffveränderungen nachweisen. Die Studie
liefert ein Bild der räumlichen Struktur des Dünndarmproteoms in der Maus
und wurde im Journal Cell Reports veröffentlicht.

Jena. Der Dünndarm, der längste Teil des Verdauungstraktes, stellt eine
der wichtigsten Schnittstellen zwischen der Umwelt und unserem Körper dar.
Er hat zwei Hauptfunktionen: zum einen ist er für die Aufnahme von
Nährstoffen aus der Nahrung, die wir essen, verantwortlich und zum anderen
fungiert er als Barriere, um den Eintritt von Schadstoffen in den Körper
zu begrenzen. Das Organ ist sehr anpassungsfähig und reagiert dynamisch
auf Nährstoffveränderungen oder kalorienreduzierte Ernährung (Diät). Die
Zellschicht, die die Dünndarmoberfläche bildet, das sogenannte
Darmepithel, unterliegt einem kontinuierlichen Erneuerungsprozess, der
etwa 3-5 Tage dauert.

Einige Auswirkungen des Alterns und der Ernährung auf den Dünndarm wurden
bereits untersucht. So ist bekannt, dass der Alternsprozess zu einer
verminderten Aufnahme von Nährstoffen durch das Epithel führt und somit
zur Mangelernährung bei älteren Menschen beitragen kann. Darüber hinaus
konnten anatomische Unterschiede zwischen verschiedenen Abschnitten des
Dünndarms nachgewiesen werden. Abschnittsabhängige Auswirkungen von Altern
und Ernährung auf die Gesamtheit aller Proteine (Proteom), die Teil des
Darmepithels sind, wurden jedoch noch nicht untersucht.

Eine Studie eines internationalen Forscherteams des Leibniz-Instituts für
Alternsforschung - Fritz-Lipmann-Institut (FLI) in Jena und ihrer Kollegen
vom Koch Institute for Integrative Cancer Research at MIT, Cambridge, USA;
Genentech Inc., San Francisco, USA und der Friedrich-Schiller-Universität
Jena, widmet sich nun diesem Thema. Mit Hilfe modernster Proteomanalysen
mittels Massenspektrometrie untersuchten die Forscher alters- und
abschnittsabhängige Unterschiede in der zellulären Zusammensetzung der
Darmkrypten, anatomischen Einsenkungen im Darmepithel, in denen sich die
intestinalen Stammzellen und einige differenzierte Zellen befinden, die
für die Regeneration des Darms notwendig sind. Ihre Ergebnisse liefern ein
vollständiges Bild des räumlichen Aufbaus des Proteoms im Dünndarm der
Maus.

Einfluss des Alterns auf das Darmepithel

Durch die Analyse von Veränderungen im Proteom in 12 verschiedenen Teilen
des Dünndarms konnten die Forscher Unterschiede in der Proteinhäufigkeit
entlang des Organs charakterisieren und regionale Unterschiede in der
zellulären Zusammensetzung der Darmkrypten identifizieren. Die Ergebnisse
zeigen zum Beispiel, dass die Anzahl von Becherzellen, einem Zelltyp, der
vor allem zur Bildung der Darmschleimhaut beiträgt, im Endteil des
Dünndarms signifikant erhöht ist. Die Unterschiede des Proteoms in
Darmkrypten aus unterschiedlichen Darmabschnitten stimmen mit der
bekannten anatomischen Aufteilung des Darms in die drei Hauptteile
Zwölffingerdarm, Leerdarm und Krummdarm überein.

In einem nächsten Schritt untersuchte das Team die Auswirkungen des
Alterns auf Darmkrypten aus verschiedenen Abschnitten und verglich über
5000 Proteine von jungen und alten Mäusen miteinander. Die Analysen
ergaben, dass Proteine, die im Alternsprozess beeinflusst werden, je nach
Darmabschnitt in unterschiedlicher Häufigkeit auftreten. Dies bedeutet,
dass der Alternsprozess unterschiedliche Auswirkungen auf verschiedene
anatomische Regionen der Dünndarmschleimhaut hat.

"Unsere Ergebnisse zeigen einen klaren alterungsbedingten Einfluss auf die
Zusammensetzung der Proteine und Zellen der Darmkrypten. So fanden wir
gravierende Veränderungen bezüglich entzündungsbedingten Proteinen und
verringerte Werte von Stammzellmarkern bei alten Mäusen. Dies zeigt, dass
die empfindliche Struktur des Epithels während des Alternsprozesses
gestört wird, was zu Entzündungen und verminderter Selbstregeneration
führt. Besonders der Krummdarm-Abschnitt zeigt ausgeprägte
Alterungszeichen", erklärt Nadja Gebert, Erstautorin der Studie, die
wichtigsten Ergebnisse, die sie im Rahmen ihrer Doktorarbeit herausfand.

Auswirkung von Diät auf den Darm junger und alter Mäuse

In einem weiteren Schritt untersuchte das Forschungsteam, wie junge und
alte Mäuse auf Ernährungsumstellung reagieren. Sie setzten junge und alte
Tiere einen Monat lang auf Diät (eine bekannte Anti-Aging-Intervention mit
reduzierter Nahrungsaufnahme ohne Mangelernährung) und gewährten einigen
Tieren nach der Diät wieder uneingeschränkten Zugang zum Futter. Sowohl
die kurzzeitige Diät als auch die Diät mit anschließender Fütterung zeigte
bei jungen Tieren Auswirkungen auf Hunderte von Proteinen, bei alten
Tieren waren weniger Proteine betroffen. Dies weist auf eine verminderte
Fähigkeit alter Tiere hin, sich an die Änderung der Ernährung anzupassen.
Vor allem die alten Tiere hatten Probleme, ihr Körpergewicht zu
stabilisieren: Auch mehrere Tage nach Beginn der Ernährungsumstellung
verloren sie weiter an Gewicht, während jüngere Tiere ihr Körpergewicht
nach einigen Tagen stabilisieren konnten. Die Autoren stellten aber fest,
dass ein Diätzyklus mit anschließendem uneingeschränkten Zugang zum Futter
ausreicht, um die zelluläre Zusammensetzung der Darmkrypten alter Mäuse
teilweise wiederherzustellen, was auf mögliche Anti-Aging-Effekte dieser
Maßnahme hindeutet.

"Insbesondere der Wechsel zwischen Diät und normaler Ernährung, und nicht
nur die Diät allein, hat positive Effekte auf die Darmschleimhaut und
führt zu einer teilweisen Verjüngung der Proteine in den Darmkrypten von
alten Mäusen. Dies könnte als Untermauerung der positiven Auswirkungen der
Ernährungsmethode Intervallfasten interpretiert werden. Andererseits zeigt
die schlechtere Anpassungsfähigkeit des Darmepithels von alten Mäusen,
welche drastischen Auswirkungen bei Älteren durch Ernährungsumstellung
oder medikamentöse Behandlungen hervorgerufen werden können", sagt Dr.
Alessandro Ori, Gruppenleiter am FLI.

Rolle von intestinalen Stammzellen

Bei näherer Untersuchung zeigte sich, dass sich unter kurzfristiger Diät
mit anschließender normaler Ernährung, Stammzellen im Darmepithel wieder
verstärkt in spezialisierte Becherzellen weiterentwickeln
(Differenzierung). Die Forscher konnten ein Enzym (Hmgcs2) identifizieren,
das auf Ernährungsveränderungen reagiert und so diesen Prozess der
Stammzelldifferenzierung beeinflusst. Diät führt zu einer erhöhten
Konzentration dieses Enzyms in den Stammzellen im Dünndarm, die dadurch
ihr Differenzierungsverhalten ändern.

Bei einer breiteren Betrachtung der Stoffwechselveränderungen fanden die
Forscher regionale Unterschiede in der Anzahl von Enzymen, die andere
wichtige Stoffwechselwege, wie den Stoffwechsel von Glukose, einschränken.
Dies deutet darauf hin, dass der Stoffwechsel der Darmepithelzellen und
die Menge der dabei entstehenden Zwischenprodukte entlang des Dünndarms
variieren und damit auch die Gesundheit und Anpassungsfähigkeit der
Darmschleimhaut.

"Mit dieser breit angelegten Proteomik-Studie konnten wir ein Art Atlas
erstellen, der die räumliche Struktur des Dünndarmproteoms in der Maus
wiedergibt. Die Ergebnisse stehen als kostenlose Online-Ressource zur
Verfügung und können für weitere Studien verwendet werden", sagt Ori. In
weiterführenden Studien suchen die Forscher nun nach medizinischen
Möglichkeiten, die die Regenerationsfähigkeit des Darms im Alter
wiederherstellen können und so zu einer gesunden Lebensspanne älterer
Menschen beitragen.


Originalpublikation:

Nadja Gebert, Chia-Wei Cheng, Joanna M. Kirkpatrick, Domenico Di Fraia,
Jina Yun, Patrick Schädel, Simona Pace, George B. Garside, Oliver Werz, K.
Lenhard Rudolph, Henri Jasper, Ömer Yilmaz, Alessandro Ori. 

Region-specific proteome changes of the intestinal epithelium during aging and
dietary restriction. 

Cell Reports.

https://doi.org/10.1016/j.celrep.2020.107565

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution517

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Alternsforschung - Fritz-Lipmann-Institut e.V. (FLI) - 30.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





INNERE/1424: Blutströme könnten turbulenter sein als bisher erwartet (idw)

Institute of Science and Technology Austria - 04.05.2020

Blutströme könnten turbulenter sein als bisher erwartet



Man geht davon aus, dass der Blutfluss im menschlichen Körper überwiegend
gleichmäßig und nicht turbulent ist. Instabiler Fluss wird dagegen mit
einer Vielzahl von Herz-Kreislauf-Erkrankungen einschließlich
Arteriosklerose in Verbindung gebracht - eine der führenden Todesursachen
weltweit. Professor Björn Hof vom Institute of Science and Technology
Austria (IST Austria) hat nun gemeinsam mit einem internationalen
Forscherteam gezeigt, dass unser Blutkreislauf turbulenter ist als bisher
angenommen. Die Studie wird in der Zeitschrift Proceedings of the National
Academy of Sciences of the USA (PNAS) veröffentlicht.

Der Blutfluss im menschlichen Körper wird aufgrund seiner geringen
Geschwindigkeit und hohen Viskosität im Allgemeinen als gleichmäßig
angenommen. Unregelmäßiger Blutfluss wird mit verschiedenen
Herz-Kreislauf-Erkrankungen in Verbindung gebracht und fördert nachweislich
Funktionsstörungen und Entzündungen in der inneren Schicht der Blutgefäße,
dem Endothel. Dies wiederum kann zur Entwicklung von Arteriosklerose
führen, einer weltweit führenden Todesursache, bei der sich die
arteriellen Wege im Körper aufgrund von Plaqueablagerungen verengen. Die
Ursache für diese Instabilität ist jedoch noch nicht gut verstanden. Nun
hat der IST-Austria-Professor Björn Hof zusammen mit einem internationalen
Forscherteam gezeigt, dass pulsierende Blutströme, wie die unseres
Herzens, stark auf geometrische Unregelmäßigkeiten in den Gefäßen (wie
Plaqueablagerungen) reagieren und viel höhere Geschwindigkeitsschwankungen
verursachen als bisher angenommen. Die Forschung könnte Auswirkungen
darauf haben, wie wir in Zukunft Krankheiten untersuchen, die mit dem
Blutfluss zusammenhängen.

"In diesem Projekt wollten wir untersuchen, ob die Erkenntnisse, die wir
kürzlich über den Ursprung von Turbulenzen in Rohrströmungen gewonnen
haben, Licht auf Instabilitäten in pulsierenden Strömungen und auf die
kardiovaskuläre Strömung in Blutgefäßen werfen können", sagt Hof. "Unsere
Ergebnisse deuten darauf hin, dass ein bisher unbekannter Mechanismus
Turbulenzen in pulsierenden Strömungen im menschlichen Körper bei
niedrigeren Strömungsgeschwindigkeiten als bisher angenommen verursachen
kann."

Warum ist ein turbulenter Blutfluss gesundheitsgefährdend?

Die Innenwand eines Blutgefäßes, das Endothel, reagiert sehr empfindlich
auf eine als "Scherspannung" bezeichnete Kraft, die sich in diesem Fall
auf die Reibung bezieht, die durch den Blutfluss an der Innenseite eines
Blutgefäßes entsteht. Normalerweise sind die Zellen innerhalb des
Endothels an relativ gleichmäßige Fließgeschwindigkeiten in einer Richtung
angepasst. Wenn jedoch Turbulenzen im Gefäß entstehen (z.B. aufgrund einer
geometrischen Unregelmäßigkeit), wird die Strömung multidirektional und
führt zu wechselnden Scherkräften auf das Endothel. Solche
Spannungsschwankungen können eine zelluläre Dysfunktion, eine Entzündung
des Endothels und langfristig eine Arteriosklerose auslösen.

Modellierung von Turbulenzen im Blutfluss

Das Team hat sowohl experimentell als auch theoretisch bewiesen, dass
Blutgefäße mit geometrischen Unregelmäßigkeiten wahrscheinlich mehr
Turbulenzen verursachen als bisher angenommen. In ihren Experimenten, die
am IST Austria durchgeführt wurden, konnte Teammitglied Dr. Atul Varshney
nachweisen, dass bei einer Verlangsamung des pulsierenden Blutflusses
(z.B. zwischen Herzschlägen) Turbulenzen entstehen, insbesondere in
Bereichen mit geometrischen Unregelmäßigkeiten. Sobald der Fluss wieder
beschleunigt wurde, wie z.B. beim Herzschlag, wurde er glatt und
turbulenzfrei (auch bekannt als laminare Strömung). Das bedeutet, dass,
wenn ein Blutgefäß nicht ideal geformt ist oder geometrische
Unregelmäßigkeiten aufweist, bei jedem Pulszyklus oder Herzschlag
wahrscheinlich eine turbulentere Strömung auftritt. Die Forschung könnte
wichtige Auswirkungen darauf haben, wie die medizinische Gemeinschaft den
Blutfluss modelliert, insbesondere in großen Blutgefäßen wie der Aorta.
Björn Hof schließt daraus: "Es ist erstaunlich, dass diese Instabilität in
früheren Studien übersehen wurde. Wir vermuten, auch wegen der komplexen
Zusammensetzung des Blutes, dass es andere Mechanismen geben könnte, die
bei noch niedrigeren Geschwindigkeiten Turbulenzen im kardiovaskulären
Fluss verursachen können. Wie in der vorliegenden Studie wird auch unsere
zukünftige Arbeit darauf abzielen, grundlegende Mechanismen zu
identifizieren, die für andere Bereiche wie die Medizin relevant sind".

Über die Hof-Gruppe bei IST Austria

Die meisten Flüssigkeitsströmungen von praktischem Interesse sind
turbulent, doch unser Verständnis dieses Phänomens ist sehr begrenzt. Die
Hof-Gruppe versucht, einen Einblick in die Natur der Turbulenz und die
Dynamik komplexer Fluide zu gewinnen. Die Gruppe kombiniert detaillierte
Laborexperimente mit hochauflösenden Computersimulationen und wendet
Methoden aus der nichtlinearen Dynamik und der statistischen Physik an, um
Schlüsselaspekte des Übergangs von glatter zu turbulenter Strömung zu
entschlüsseln.

Diese Forschung wurde von Wissenschaftlern des Institute of Science and
Technology Austria (IST Austria), des Zentrums für angewandte
Raumfahrttechnologie und Mikrogravitation (ZARM) an der Universität
Bremen, Deutschland, der Friedrich-Alexander-Universität
Erlangen-Nürnberg, Deutschland, und des Zentrums für angewandte Mathematik an der
Tianjin Universität, China, durchgeführt.


Informationen zur Finanzierung:

Der IST-Austria-Teil dieses Projekts wurde durch Mittel des Horizon
2020-Programms der Europäischen Union (Marie Skłodowska-Curie Grant Nr.
754411) sowie durch Zuschüsse des Österreichischen Wissenschaftsfonds
(FWF) unterstützt.

Originalpublikation:
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ONKOLOGIE/2076: Neue Strategie tötet Krebszellen (idw)

Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg - 30.04.2020

Neue Strategie tötet Krebszellen

Wissenschaftler koppeln Computermodelle mit Experimenten und finden neue
Substanzen für Tumorbehandlung



Forscherinnen und Forscher der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg
haben durch die Anwendung einer neuen Strategie eine Substanz gefunden,
die den kontrollierten Tod von Krebszellen fördert.

Die von Prof. Dr. Inna Lavrik geführte Arbeitsgruppe Translationale
Entzündungsforschung hat computerbasierte Verfahren mit experimentellen
Analysen kombiniert und so neue Erkenntnisse für Behandlungsstrategien
gegen Tumore gewonnen.

Gemeinsam mit Kollegen des Instituts für Zytologie und Genetik Nowosibirsk
gelang es dem Team, aus einer Datenbank mit über 16 Millionen Wirkstoffen
18 Substanzen mit besonderen Eigenschaften zu identifizieren: Sie besitzen
die Fähigkeit, ein Schlüsselprotein in den Zellen so zu beeinflussen, dass
dieses Protein einen Signalweg in Gang setzt, der zum Tod von Tumorzellen
führt.

Ausgehend von den bekannten dreidimensionalen Strukturen dieses
Schlüsselproteins war es möglich, gezielt mittels computerbasierter
Verfahren die 18 gefundenen Wirkstoffe ausfindig zu machen. Anschließend
wurden diese Substanzen experimentell in menschlichen Tumorzellen
getestet. Die Wirkungsweise der effizientesten Substanz wurde schließlich
analysiert und optimiert und kann künftig zur Entwicklung von Medikamenten
für die Krebstherapie eingesetzt werden.

"Der kontrollierte Zelltod, die sogenannte Apoptose, regelt in gesunden
Organismen deren normale Entwicklung und Funktion und beseitigt entartete
oder potentiell schädliche Zellen aus dem System", erläutert Prof. Inna
Lavrik den Mechanismus. Um diesen kontrollierten Zelltod zu aktivieren,
gebe es zwei Möglichkeiten, so Lavrik weiter, den intrinsischen und den
extrinsischen. "Das heißt, dass die Signale, die zum Zelltod führen,
entweder von innerhalb der Zelle oder von außerhalb kommen."
Behandlungsansätze zur Aktivierung des intrinsischen Signalweges seien
schon erfolgreich entwickelt und befänden sich bereits in klinischen
Studien. "Im Gegensatz dazu gehören wir neben anderen internationalen
Forschergruppen zu den Vorreitern, Anti-Tumor-Therapien basierend auf der
Aktivierung des extrinsischen Signalweges zu entwickelten. Ich freue mich
sehr, ein hochmotiviertes Team von jungen, talentierten Wissenschaftlern
zu haben, die dieses Projekt vorantreiben. Wir hoffen, damit einen Beitrag
zur Entwicklung neuartiger Anti-Tumor-Therapien leisten zu können."

Die Ergebnisse der Studie wurden vor kurzem in dem international
renommierten Journal Cell Death and Differentiation aus der Springer
Nature-Gruppe veröffentlicht.

Die Systembiologin Prof. Dr. Lavrik hat seit 2012 die Professur für
Translationale Entzündungsforschung der Medizinischen Fakultät inne und
forscht am Center for Dynamic Systems CDS der Universität Magdeburg an
Mechanismen von Entzündungsprozessen und des programmierten Zelltods. Im
CDS entschlüsseln Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der
Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg und des Max-Planck-Instituts Magdeburg
gemeinsam komplexe dynamische Systeme. Darunter versteht man abgegrenzte
und zeitabhängige Funktionseinheiten, die in einer intensiven
Wechselwirkung mit Ihrer Umwelt stehen. Beispiele dafür sind das Wetter,
Finanzmärkte, Industrieanlagen, Ökosysteme oder der menschliche Körper mit
seinen Organen und aufeinander wirkenden Körperzellen. Um die Komplexität
dieser Systeme abzubilden und ihr Verhalten vorhersagen, berechnen und
analysieren zu können, sind mathematische Modelle und Methoden
erforderlich, die Hand in Hand mit experimentellen Arbeiten gehen.

Originalpublikation:

www.nature.com/articles/s41418-020-0489-0
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MELDUNG/1037: Flächendeckende Corona-Testung der Beschäftigten im Gesundheits- und Sozialwesen gefordert (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom 7. Mai 2020

ver.di fordert flächendeckende Corona-Testung der Beschäftigten im Gesundheits- und Sozialwesen 

Finanzierung durch öffentliche Hand sicherstellen



Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) begrüßt die
Ausweitung der Corona-Testungen, die in dem am heutigen Donnerstag
(7. Mai) im Deutschen Bundestag beratenen Zweiten
Bevölkerungsschutzgesetz vorgesehen ist und fordert die
flächendeckende Testung von Beschäftigten im Gesundheits- und
Sozialwesen. Statt wie geplant die Finanzierung der Testungen der
Gesetzlichen Krankenversicherung aufzubürden, müssten die Kosten
durch die öffentliche Hand getragen werden. "Regelmäßige und
symptomunabhängige Tests des Personals sind nicht nur in
Krankenhäusern notwendig, sondern vor allem auch in
Altenpflege-Einrichtungen und in der Behindertenhilfe", sagte Sylvia
Bühler, Mitglied im ver.di-Bundesvorstand. Solche Tests schafften
Sicherheit für Patientinnen und Patienten, für Pflegebedürftige und
für Menschen mit Behinderungen, und sie dienten dem dringend
notwendigen Arbeits- und Gesundheitsschutz der Beschäftigten.
Schließlich werde das Corona-Virus zunehmend auch innerhalb von
Krankenhäusern und Pflege-Einrichtungen verbreitet. Bühler: "Dieser
gefährliche Trend muss dringend gestoppt werden."

Die Übertragung der Kosten der Tests auf die Beitragszahlerinnen und
Beitragszahler der Gesetzlichen Krankenversicherung lehne ver.di
entschieden ab, so Bühler weiter. "Diese Tests dienen der
epidemiologischen Gefahrenabwehr und sind eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe, sie gehören in die
Finanzverantwortung der öffentlichen Hand und sind aus Steuermitteln
abzudecken."

 * 

Quelle:

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Presseinformation vom 7. Mai 2020

ver.di-Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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POLITIK/2073: Immunitätsnachweis - PIRATEN begrüßen die Einschaltung des Deutschen Ethikrats (Piratenpartei)

Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 6. Mai 2020

Immunitätsnachweis - PIRATEN begrüßen die Einschaltung des Deutschen
Ethikrats



Bundesgesundheitsminister Jens Spahn will einen Immunitätsausweis nach
überstandener Coronainfektion einführen. Dieser wird jedoch nicht, wie
ursprünglich geplant, im Corona-Gesetz geregelt, welches am Donnerstag
erstmals im Bundestag beraten wird. Hierzu soll zunächst der Deutsche
Ethikrat Stellung beziehen. Die Piratenpartei schließt sich den Warnungen
der Weltgesundheitsorganisation (WHO) [1] und der Stiftung Patientenrecht
[2] an und begrüßt diese Entscheidung.

Sandra Leurs, Themenbeauftragte für Gesundheit und Pflege kommentiert: "Die
Gefahr, dass sich Menschen absichtlich anstecken, um immun zu werden, ist
sehr groß. Denn der sogenannte Nachweis der Immunität könnte ein Leben ohne
die zurzeit herrschenden Einschränkungen ermöglichen. Und danach sehnen wir
uns alle. Theater, Kino, Sportstudio oder Reisen für alle mit
Immunitätspass, aber weiterhin nicht für Menschen, die sich noch nicht
angesteckt haben. Diese Art von Diskriminierung hätte einen Riss durch die
Gesellschaft zur Folge."

Auch die Zuverlässigkeit der bisher verfügbaren Tests wird von der WHO
angezweifelt. Das Schweizer Pharmaunternehmen Roche hat am Montag einen im
bayerischen Penzberg entwickelten Schnelltest vorgestellt, der mit nahezu
100-prozentiger Sicherheit innerhalb von 18 Minuten Gewissheit bringen
soll.

"Diese Tests sind wichtig als ein Teil der Erforschung rund um das
neuartige Virus, aber leider ist noch nicht erwiesen, dass nach
überstandener Sars Cov 2 Infektion tatsächlich eine Immunität besteht. Auch
dazu wird immer noch geforscht," ergänzt Leurs.

Der Deutsche Ethikrat [3] berät über zentrale ethische Fragen und gibt
regelmäßig Stellungnahmen ab. Dem Gremium gehören 26 Mitglieder an, die je
zur Hälfte auf Vorschlag des Bundestags und der Bundesregierung berufen
wurden. Darunter sind etliche Wissenschaftler aus verschiedenen Bereichen.
Eine Stellungnahme zum Immunitätsausweis liegt zurzeit noch nicht vor.


Anmerkungen:

[1] www.tagesschau.de/ausland/who-immunitaet-101.html

[2] wirtschaft.com/patientenschuetzer-gegen-corona-immunitaetsausweis/

[3] Deutscher Ethikrat: www.ethikrat.org/

 * 

Quelle:

Piratenpartei Deutschland

Pflugstraße 9a, 10115 Berlin

Telefon: +49 30 / 60 98 97 511

E-Mail: presse@piratenpartei.de

Internet: www.piratenpartei.de, www.die-sozialliberalen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





AIDS/1094: Neues Infektionsschutzgesetz könnte Diskriminierung HIV-Positiver befördern (DAH)

Deutsche AIDS-Hilfe e.V. (DAH) - 6. Mai 2020

Neues Infektionsschutzgesetz könnte Diskriminierung HIV-Positiver befördern



Berlin - Deutsche Aidshilfe: Geplante Änderung könnte Arbeitgeber
veranlassen, nach dem HIV-Status zu fragen.

Am Donnerstag befasst sich der Bundestag mit Veränderungen des
Infektionsschutzgesetzes (IfSG). Angesichts der Corona-Epidemie sind
neue Regelungen geplant, die jedoch teilweise weit darüber hinaus
wirken und Diskriminierung von Menschen mit HIV zur Folge haben
könnten.

So sollen laut Gesetzentwurf Arbeitgeber_innen im Gesundheitswesen
künftig Beschäftige nach dem "Impf- und Serostatus" von
Infektionserkrankungen befragen und entsprechende Informationen
speichern dürfen. Die Arbeitgeber sollen so überprüfen können, ob von
(potenziell) Beschäftigten ein Übertragungsrisiko ausgehen könnte oder
ob sie durch Immunität vor Erwerb und Weitergabe der Krankheitserreger
geschützt sind.

Dazu sagt Winfried Holz vom Vorstand der Deutschen
Aidshilfe:

"Diese Regelung könnte Arbeitgeber auch veranlassen, nach einer
HIV-Infektion zu fragen. Das ist bisher aus gutem Grund nicht
zulässig: HIV ist für die Ausübung aller Berufe unerheblich - auch im
Gesundheitswesen. Deswegen gilt: Im Bewerbungsgespräch oder während
eines Beschäftigungsverhältnisses nach dem HIV-Status zu fragen, ist
Diskriminierung."

Neue Regel eröffnet Raum für Missverständnisse

Nach der gestern von der Koalition beschlossenen Fassung des
Gesetzentwurfs soll die neue Regelung zwar ausdrücklich nicht für
Krankheiten gelten, die unter medizinischer Behandlung nicht mehr
übertragbar sind. Das ist bei HIV der Fall. Demnach ist die Frage nach
HIV weiter unzulässig - und das ist gut so.

Doch dieser Zusatz löst das Problem leider nicht ganz. Denn zum einen
wissen viele Menschen noch immer nicht, dass eine HIV-Übertragung
unter Therapie nicht möglich ist. Vor allem aber könnte der Zusatz von
Arbeitgeber_innen als Erlaubnis missverstanden werden, gerade deswegen
nach HIV zu fragen, um den eventuellen Therapiestatus zu überprüfen.

DAH-Vorstand Winfried Holz:

"Die Erfahrung zeigt: Solche Regelungen werden oftmals falsch
ausgelegt. Der Verweis auf eine leitliniengerechte Behandlung öffnet
die Tür für Fragen nach dem HIV-Status und unterstellt zudem, es gebe
ohne Medikation ein Risiko. Da HIV im Arbeitsalltag auch ohne
Behandlung nicht übertragen werden kann, ist und bleibt diese Frage
nicht erlaubt. Sie kann für alle Menschen mit HIV gefährlich sein,
denn eine HIV-Infektion führt häufig immer noch zu massiven
Vorurteilen und Diskriminierung."

Die Deutsche Aidshilfe hatte bereits erste Pläne für den Gesetzentwurf
kritisch kommentiert und vorgeschlagen, dass Arbeitgeber_innen nur
nach Erkrankungen fragen dürfen sollten, gegen die der Körper
ausreichend schützende Antikörper bilden kann. Daraufhin wurde der
zitierte Passus eingefügt.

Leben und arbeiten mit HIV

Menschen mit HIV können heute bei rechtzeitiger Diagnose und Therapie
mit der Infektion alt werden und in jeder Hinsicht leben und arbeiten
wie andere Menschen. Einzig bei einigen chirurgischen Eingriffen mit
hohem Verletzungsrisiko für die operierenden Personen ist die
Information über eine gut wirksame Therapie von Relevanz, um
Übertragungsrisiken auszuschließen.

In der Arbeitgeber_innendeklaration #positivarbeiten der Deutschen
Aidshilfe sprechen sich rund 70 Unternehmen gegen HIV-Tests im
Arbeitsleben aus, darunter auch mehrere aus dem Gesundheitsbereich.


Die Deutsche AIDS-Hilfe ist der Dachverband von rund 120 Organisationen
in Deutschland.

 * 

Quelle:

Deutsche AIDS-Hilfe e.V. (DAH)

Pressemitteilung vom 6. Mai 2020

Presse- & Öffentlichkeitsarbeit

Wilhelmstr. 138, 10963 Berlin

Telefon: 030 /69 00 87-16, Fax: 030 / 69 00 87-42

E-Mail: presse@dah.aidshilfe.de

Internet: www.aidshilfe.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





HERZ/1249: Ernährung - Herzschutz aus der Kapsel? Griff zur Vitaminpille birgt Risiken (idw)

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 30.04.2020

Herzschutz aus der Kapsel? Griff zur Vitaminpille birgt Risiken

Deutsche Herzstiftung informiert, wann Nahrungsergänzungsmittel für
Herzpatienten sinnvoll sind und wann sie sogar schaden können



Ob Betacarotin, Vitamin D oder Fischöle: Die Auswahl an
Nahrungsergänzungsmitteln ist scheinbar grenzenlos. Gerade für
Herzpatienten sollen sie förderlich sein, immer wieder ist von positiven
Wirkungen einzelner Nährstoffe auf Herz und Kreislauf zu lesen. Doch ist
die Einnahme solcher Mittel wirklich so sinnvoll wie die Werbung
behauptet? Wer braucht überhaupt eine Nahrungsergänzung und was passiert
bei einer Überdosierung? "Eine unkontrollierte Einnahme von
Nahrungsergänzungsmitteln kann schädlich sein", warnt Prof. Dr. med. Hans
Hauner vom Wissenschaftlichen Beirat der Deutschen Herzstiftung in der
aktuellen Ausgabe der Herzstiftungs-Zeitschrift HERZ heute
(www.herzstiftung.de). "Nahrungsergänzungsmittel sollten nicht einfach so
ins Blaue hineingenommen werden. Nur bei einem nachgewiesenen Mangel unter
ärztlicher Kontrolle sind sie sinnvoll und unbedenklich", betont der
Direktor des Else-Kröner-Fresenius-Zentrums für Ernährungsmedizin an der
Technischen Universität München. Ausführliche Informationen für
Herz-Kreislauf-Patienten zum Thema Nahrungsergänzungsmittel bietet die aktuelle
Ausgabe HERZ heute 2/2020, die per Tel. unter 069 955128-400 oder per
E-Mail unter bestellung@herzstiftung.de angefordert werden kann.

Ernährung: Großer Einfluss auf Herz und Kreislauf

Bei der Entstehung von Herz-Kreislauf-Erkrankungen kommt unserer Ernährung
neben anderen Risikofaktoren wie Bewegungsmangel, Übergewicht und Genetik
eine bedeutsame Rolle zu. Nach neueren Auswertungen großer Studien aus
Europa und Nordamerika wird eine schlechte Ernährung für bis zu 50 Prozent
aller Ereignisse (etwa Herzinfarkte, Schlaganfälle) und Tode durch
kardiovaskuläre Erkrankungen verantwortlich gemacht. Umgekehrt konnte die
spanische PREDIMED-Studie zeigen, dass die Häufigkeit für Herzinfarkt,
Schlaganfall oder Tod durch kardiovaskuläre Krankheiten unter einer
mediterranen Ernährungsweise um 30 Prozent niedriger ist. "Im Alltag fällt
es allerdings vielen Menschen schwer, sich gesund zu ernähren", berichtet
die Diplom-Ökotrophologin Susanne Schmidt-Tesch. Die zertifizierte
Ernährungsberaterin am Else Kröner-Fresenius-Zentrum für Ernährungsmedizin
in München sieht darin wie ihr Kollege Hauner einen bedenklichen Trend:
"Wen dann das schlechte Gewissen plagt, weil Gemüse, Obst oder pflanzliche
Öle immer wieder zu kurz kommen, greift zum Ausgleich gerne zu
Nahrungsergänzungsmitteln. Gerade jetzt in Zeiten der Corona-Pandemie ist
es besonders wichtig, sich gesund zu ernähren und ausreichend zu bewegen,
um so sein Herz - auch im Fall einer Ansteckung mit dem Coronavirus - in
bestmöglicher Form zu halten.

Omega-3-Fettsäuren aus Pflanzenöl statt aus der Kapsel

Ein besonderer Herzschutz wird unter anderem den langkettigen
Omega-3-Fettsäuren zugeschrieben, die vor allem in fettreichem Fisch, aber
auch in vielen Pflanzenölen wie Lein-, Walnuss- oder Rapsöl vorkommen.
Entsprechend sind viele Fischölkapseln auf dem Markt, die der koronaren
Herzkrankheit (KHK) vorbeugen sollen. "Die derzeitige Studienlage spricht
aber nicht für einen Nutzen der Einnahme von Omega-3-Fettsäuren
beispielsweise in Form von Fischölkapseln", sagt Hauner. Derzeit gelte
immer noch der Rat: Wer sich gesund ernährt, nimmt ausreichend
Omega-3-Fettsäuren zu sich. Bei anderen Nährstoffen zeigte sich sogar ein
negativer Effekt durch eine langjährige Einnahme von
Nahrungsergänzungsmitteln.

Gefahr durch Überdosierung

So zeigte die sogenannte HOPE-Studie aus dem Jahr 2005, dass eine
langjährige Einnahme von Vitamin-E-Kapseln das Risiko eine Herzschwäche zu
entwickeln erhöhte. Im Übrigen hatte die Einnahme keinen Effekt auf die
Entstehung von Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Entsprechend zurückhaltend
sollten Herzpatienten bei der Einnahme von Nahrungsergänzungsmitteln sein.
Ernährungsexperte Hauner warnt: "Durch die Kombination von Supplementen
und das Anreichern von immer mehr Lebensmitteln mit Vitaminen und
Mineralstoffen steigt die Gefahr, dass eine Überdosierung erfolgt und die
tolerierbaren Grenzwerte überschritten werden." Er fügt hinzu: "Zudem
wiegen sich Menschen durch die Einnahme in falscher Sicherheit und
vernachlässigen nicht selten eine gesunde Ernährung."

Ausgewogene Ernährung schützt besser als Vitaminpillen

Einen optimalen Schutz vor Herz-Kreislauf-Erkrankungen bietet eine
ausgewogene Ernährung mit viel Gemüse und Obst, Vollkornprodukten,
ausreichend Eiweiß sowie pflanzlichen Ölen und Nüssen. Dies entspricht den
zehn Regeln der Deutschen Gesellschaft für Ernährung. Ebenso wirksam ist
eine mediterrane Ernährung, die neben reichlich Gemüse, Obst und
Pflanzenölen auch reichlich Fisch enthält. Auch eine vegetarische,
ausgewogene Ernährung kann für Herzpatienten empfohlen werden. In diesem
Fall - sowie insbesondere bei veganer Ernährung, also dem Verzicht auf
jegliche tierischen Lebensmittel, - sollte auf eine ausreichende Aufnahme
an Vitamin B12 geachtet werden. Doch auch hier gilt:
Nahrungsergänzungsmittel sind nur bei einem nachgewiesenen Mangel unter
ärztlicher Kontrolle sinnvoll und unbedenklich.


Aktuelle Ausgabe HERZ heute: 

Die Zeitschrift HERZ heute erscheint viermal im Jahr. Sie wendet sich an
Herz-Kreislauf-Patienten und deren Angehörige.


Originalpublikation:


Hauner, H., Schmidt-Tesch, S., Herzschutz aus der Kapsel?

in: Deutsche Herzstiftung (Hg.)

HERZ heute 2/2020, Frankfurt am Main 2020.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.herzstiftung.de

https://www.herzstiftung.de/herzheute-archiv.html

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79822

DHS_PM_Nahrungsergänzungsmittel_2020-04-30

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 30.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFEKTION/1864: Forschung - Berner Coronavirus-Klon geht «viral» (idw)

Universität Bern - 04.05.2020

Berner Coronavirus-Klon geht «viral»



Forschende der Virologie und Veterinärbakteriologie der Universität Bern
haben das neue Coronavirus (SARS-CoV-2) geklont. Diese synthetischen Klone
werden nun von Forschergruppen weltweit eingesetzt, um Corona-Proben zu
testen, antivirale Medikamente zu finden, und möglichst rasch Impfstoffe
zu entwickeln. Die in Bern entwickelte Methode kann zukünftig auch für die
Bekämpfung anderer hochinfektiöser Viren verwendet werden.




[image: Foto: © Instituts für Virologie und Immunologie (IVI)]

Arbeiten mit dem synthetischen Klon des neuen Coronavirus im Hochsicherheitslabor des Instituts für Virologie und Immunologie (IVI) der Universität Bern und des Bundesamts für
Lebensmittelsicherheit

Foto: © Instituts für Virologie und Immunologie (IVI)



Im Hochsicherheitslabor des Instituts für Virologie und Immunologie (IVI)
des Bundesamts für Lebensmittelsicherheit und Veterinärwesen BLV in
Mittelhäusern und an der Vetsuisse-Fakultät der Universität Bern gelang es
den Forschenden, das Coronavirus aus synthetischer DNA
(Desoxyribonukleinsäure) zu rekonstruieren. Dafür wurden DNA-Kopien, die
Teile des Coronavirus-Erbguts enthalten, in Hefezellen eingeschleust und
darin zu einer vollständigen Kopie zusammengesetzt. Anschliessend konnten
die Forschenden daraus infektiöse Coronaviren herstellen.

«Wir haben das Virus innerhalb von nur einer Woche nachgebaut», sagt Prof.
Volker Thiel vom Institut für Virologie und Immunologie (IVI). Dafür
verwendeten die Forschenden ein System aus Hefezellen, das in Bern
entwickelt wurde und das sich nun erstmals in einer Epidemie bewährt hat.
«Wir haben dieses System so optimiert, dass wir Coronaviren und andere
Viren schnell klonen können», ergänzt Prof. Jörg Jores vom Institut für
Veterinärbakteriologie der Universität Bern. Diese Berner Methode
ermöglicht eine schnelle Reaktion auf neuartige und sich rasch
ausbreitende Viren und deren Eigenschaften in Echtzeit - also noch während
eines Ausbruchs.

Die provisorischen Ergebnisse der Studie, für die sich auch die
Welt-Gesundheitsorganisation WHO interessiert hat, waren bereits auf einem
sogenannten Preprint-Server der wissenschaftlichen Diskussion zur
Verfügung gestellt worden. Nun wurden die definitiven Ergebnisse im
Journal Nature publiziert. Die Gruppe um Volker Thiel unterstützt mit den
synthetischen Klonen bisher zahlreiche Diagnostiklabors weltweit, die
damit genauere und schnellere Tests von Corona-Proben durchführen können.
Zusätzlich erhalten die Berner Forschenden zahlreiche Anfragen von Firmen
und anderen Forschenden, um mögliche Wirkstoffe gegen das Virus im
Hochsicherheitslabor an den Klonen zu testen.

Grosser technischer Fortschritt

Nach bisherigem Stand belaufen sich die Ansteckungen mit dem neuen
Coronavirus auf über 3.5 Millionen weltweit. Weltweit arbeiten Forschende
und Pharmafirmen unter Hochdruck daran, Proben effizienter zu testen und
Impfstoffe zu entwickeln. Die in Bern geklonten synthetischen Viren haben
die Diagnostik von Patientenproben und die Entwicklung von neuen
Wirkstoffen einen grossen Schritt weitergebracht. Dabei sind Viren
schwierig zu klonen: Sie sind winziger als die kleinsten Bakterien und
extrem wandelbar. «Unser Modell-System mit Hefezellen zeigt, dass es
bestens geeignet ist, um Corona- und andere Viren zu rekonstruieren»,
führt Volker Thiel aus. «Dieser technische Fortschritt zeigt, dass die
Universität Bern in der Coronavirus-Forschung einen Spitzenplatz
einnimmt», freut sich Christian Griot, Leiter des IVI.

Bereits im Januar hatten Epidemiologen des Instituts für Sozial- und
Präventivmedizin (ISPM) der Universität Bern die Ausbreitung des
Coronavirus berechnet. Die Erkenntnisse der jetzigen Studie wurden der WHO
noch vor der Publikation zugestellt und dienten dort der Einschätzung der
weltweiten Lage.

Wie das Coronavirus geklont wurde

Viren sind wie Parasiten auf eine Wirtszelle angewiesen, um sich zu
reproduzieren - sie dringen in Körperzellen ein und programmieren diese so
um, dass sie neue Viren herstellen. Diese treten aus der Zelle aus und
werden beispielsweise durch Tröpfcheninfektion mittels Husten oder Niesen
weiterverbreitet. Im Berner Modell wurden Stücke des Erbguts des
Coronavirus aus synthetischer DNA hergestellt und in Hefezellen mittels
der sogenannten transformations-assoziierten Rekombination (TAR) wieder
zusammengesetzt. Das Ergebnis war ein künstliches Hefe-Chromosom, auf dem
die Erbinformationen des Virus gespeichert waren. Anschliessend wurde in
vitro (ohne Hefe-Zellen) mittels der sogenannten T7-RNA-Polymerase
infektiöse RNA erzeugt, die in tierische Zellen eingeschleust wurde. In
diesen Zellen vermehrten sich dann neue, synthetische Coronaviren - die
Klone waren entstanden.


Originalpublikation:

Tran Thi Nhu Thao, Fabien Labroussaa, Nadine Ebert, Philip V'kovski,
Hanspeter Stalder, Jasmine Portmann, Jenna Kelly, Silvio Steiner, Melle
Holwerda, Annika Kratzel, Mitra Lovelin Gultom, Laura Laloli, Manon
Wider, Valentina Cippà, Silvia Crespo-Pomar, Simon Schröder, Doreen Muth,
Daniela Niemeyer, Marcel A. Müller, Christian Drosten, Ronald Dijkman,
Joerg Jores, Volker Thiel: 

Rapid reconstruction of SARS-CoV-2 using a synthetic genomics platform. 

Nature, 4. Mai 2020

https://www.nature.com/articles/s41586-020-2294-9

Weitere Informationen finden Sie unter

https://tinyurl.com/BernerCoronavirusKlongehtviral

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79843

Medienmitteilung als PDF

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution57

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Bern - 04.05.2020

WWW: http://idw-online.de
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INFEKTION/1863: Forschung - Aktivierung des SARS-Coronavirus 2 aufgeklärt (idw)

Deutsches Primatenzentrum GmbH - Leibniz-Institut für Primatenforschung - 04.05.2020

Aktivierung des SARS-Coronavirus 2 aufgeklärt

Infektionsforscher vom Deutschen Primatenzentrum zeigen Ansatzpunkte für
Impfstoffentwicklung und Therapie



Das SARS-Coronavirus 2 (SARS-CoV-2) infiziert Lungenzellen und ist für die
COVID-19-Pandemie verantwortlich. Das sogenannte Spike-Protein dient dem
Virus als Schlüssel zur Wirtszelle und trägt eine ungewöhnliche
Aktivierungssequenz. Die Abteilung Infektionsbiologie des Deutschen
Primatenzentrums (DPZ) - Leibniz-Institut für Primatenforschung hat jetzt
gezeigt, dass diese Sequenz durch das zelluläre Enzym Furin gespalten wird
und dass die Spaltung für die Infektion von Lungenzellen wichtig ist.
Diese Ergebnisse definieren neue Ansatzpunkte für Therapie und
Impfstoffforschung. Außerdem geben sie Hinweise darauf, wie sich
Coronaviren von Tieren verändern müssen, um sich in der menschlichen
Bevölkerung ausbreiten zu können (Molecular Cell).




[image: Abbildung: © Markus Hoffmann]

Das Schema zeigt, wie das Spike-Protein des SARS-CoV-2 aktiviert wird.

Abbildung: © Markus Hoffmann



Das neue Coronavirus SARS-CoV-2 wurde von Tieren auf den Menschen
übertragen und breitet sich weltweit aus. Es verursacht die neue
Lungenkrankheit COVID-19, an der schon über 200.000 Menschen gestorben
sind. Das Spike-Protein auf der Virusoberfläche dient dem Virus als
Schlüssel zur Wirtszelle. Es erlaubt dem Virus, sich an Zellen anzuheften
und anschließend mit den Zellen zu verschmelzen, um so seine
Erbinformation für die virale Vermehrung in die Zellen einzuschleusen.
Dazu müssen Aktivierungssequenzen des Spike-Proteins durch Enzyme der
Zellen, sogenannte Proteasen, gespalten werden. Das Spike-Protein von
SARS-CoV-2 trägt eine Aktivierungssequenz an der sogenannten
S1/S2-Spaltstelle, die man von hochpathogenen Vogelgrippe-Viren kennt,
aber in SARS-CoV-2 eng verwandten Viren bislang nicht finden konnte. Die
Bedeutung dieser Sequenz für das Virus war bisher unbekannt.

Die Infektionsbiologen des Deutschen Primatenzentrums um Markus Hoffmann
und Stefan Pöhlmann konnten in ihrer aktuellen Studie zeigen, dass die
S1/S2-Aktivierungssequenz des Spike-Proteins von SARS-CoV-2 durch die
zelluläre Protease Furin gespalten wird. Diese Spaltung ist für die
Infektion von Lungenzellen unverzichtbar. Außerdem ist sie für die
Verschmelzung von infizierten Zellen mit nicht-infizierten Zellen wichtig,
ein weiterer Weg, wie sich das Virus im Körper ausbreiten könnte, ohne die
Wirtszelle zu verlassen.

"Unsere Ergebnisse deuten darauf hin, dass die Hemmung von Furin die
SARS-CoV-2-Ausbreitung in der Lunge blockieren sollte", sagt Stefan Pöhlmann,
Leiter der Abteilung Infektionsbiologie am DPZ. "Außerdem demonstrieren
sie, zusammen mit unseren vorangegangenen Arbeiten, dass das Virus einen
zweistufigen Aktivierungsmechanismus nutzt: In infizierten Zellen muss das
Spike-Protein durch die Protease Furin gespalten werden, damit neu
gebildete Viren anschließend die Protease TMPRSS2 für eine weitere
Spaltung des Spike-Proteins nutzen können, die für das Eindringen in
Lungenzellen wichtig ist."

Entwicklung von Lebendimpfstoffen

Damit ein Lebendimpfstoff eine starke Immunantwort auslöst, muss er sich
in begrenztem Maße im Körper vermehren können, beispielsweise lokal am Ort
der Injektion. "SARS-CoV-2-Varianten, bei denen die Aktivierungssequenz
für Furin entfernt wurde, könnten als Basis für die Entwicklung von
solchen Lebendimpfstoffen genutzt werden, da die fehlende Spaltung des
Spike-Proteins die Virus-Ausbreitung im Körper stark einschränken sollte.
Ein hinreichend abgeschwächtes Virus würde nicht mehr in der Lage sein,
Krankheitssymptome auszulösen, dem Immunsystem aber dennoch ermöglichen,
auf den Erreger zu reagieren und beispielsweise neutralisierende
Antikörper zu bilden", sagt Markus Hoffmann, Erstautor der Studie.

Risikoeinschätzung

In Wildtieren, insbesondere Fledermäusen, wurde in den vergangenen 20
Jahren eine Vielzahl von Coronaviren entdeckt, die eine enge
Verwandtschaft zum SARS-CoV und SARS-CoV-2 besitzen. Allerdings wurde
bislang nur bei SARS-CoV-2 eine S1/S2-Aktivierungssequenz beobachtet, die
von Furin gespalten werden kann. "Die Beprobung von Wildtieren und die
gezielte Suche nach Coronaviren mit einem Fokus auf die
S1/S2-Aktivierungssequenz ist notwendig, um solche Viren zu
identifizieren, für die das Risiko besteht, dass sie den Menschen
infizieren und effizient verbreitet werden können. Außerdem sollte man bei
eventuellen zukünftigen Coronavirus-Ausbrüchen spezifisch die Sequenz der
S1/S2-Spaltstelle analysieren, da sie als Marker für Übertragbarkeit
dienen könnte", sagt Markus Hoffmann.


Originalveröffentlichung

Hoffmann M, Kleine-Weber H, Pöhlmann S (2020): 

A multibasic cleavage site
in the spike protein of SARS-CoV-2 is 2 essential for infection of human
lung cells. 

Molecular Cell 78, 1-6.

https://doi.org/10.1016/j.molcel.2020.04.022


Die Deutsches Primatenzentrum GmbH (DPZ) - Leibniz-Institut für
Primatenforschung betreibt biologische und biomedizinische Forschung über
und mit Primaten auf den Gebieten der Infektionsforschung, der
Neurowissenschaften und der Primatenbiologie. Das DPZ unterhält außerdem
vier Freilandstationen in den Tropen und ist Referenz- und Servicezentrum
für alle Belange der Primatenforschung. Das DPZ ist eine der 96
Forschungs- und Infrastruktureinrichtungen der Leibniz-Gemeinschaft.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dpz.eu/de/startseite/einzelansicht/news/aktivierung-des-sars-coronavirus-2-aufgeklaert.html 

(Pressemitteilung)

https://www.dpz.eu/de/infothek/wissen/coronaviren.html 

(Website Corona-Forschung am DPZ)

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79838

PDF der Pressemitteilung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution305

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Primatenzentrum GmbH - Leibniz-Institut für Primatenforschung - 04.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STATISTIK/365: "BfR-Corona-Monitor" - Wahrgenommene gesundheitliche und wirtschaftliche Folgen der Pandemie (BfR)

Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) - 30.04.2020

Coronavirus: Sorge um Gesundheit und Wirtschaft

In der sechsten Woche des "BfR-Corona-Monitors" werden das Ausmaß der
gesundheitlichen und wirtschaftlichen Folgen etwa gleich hoch eingeschätzt



Stehen angesichts der Coronavirus-Pandemie eher die gesundheitlichen oder
die wirtschaftlichen Folgen im Vordergrund? Die Ergebnisse des
"BfR-Corona-Monitors", einer regelmäßigen Umfrage des Bundesinstituts für
Risikobewertung (BfR), zeigen, dass beides gleichermaßen mit Sorge
betrachtet wird. Während sich die Befragten in den vergangenen Wochen
stärker von den wirtschaftlichen als den gesundheitlichen Auswirkungen
betroffen fühlten, ist dieser Unterschied in der aktuellen Woche nicht
mehr erkennbar. "Das Coronavirus wird von der Bevölkerung nach wie vor als
ernstzunehmende Bedrohung für die eigene Gesundheit angesehen",
kommentiert BfR-Präsident Professor Dr. Dr. Andreas Hensel das Ergebnis
der Befragung.


Link zu den Ergebnissen: BfR-Corona-Monitor | 28. April 2020

https://www.bfr.bund.de/cm/343/200428-bfr-corona-monitor.pdf

Der in Deutschland geltenden Pflicht zum Tragen von Masken im öffentlichen
Nahverkehr und Einzelhandel stimmen 83 Prozent zu und halten sie für
angemessen. Mehr als ein Drittel der Befragten gab an, bereits Masken und
Handschuhe zu verwenden, um sich vor einer Infektion zu schützen.

Die Maskenpflicht hat jedoch anscheinend keinen Einfluss auf den
wahrgenommenen Schutz vor einer Ansteckung. Wie auch in der Vorwoche sind
nur 36 Prozent der Umfrageteilnehmerinnen und -teilnehmer davon überzeugt,
sich selbst vor einer Infektion mit den neuartigen Coronavirus schützen zu
können. Die Mehrheit der Befragten schätzt zudem die Nähe zu anderen
Menschen weiterhin als einen wahrscheinlichen Infektionsweg ein.

Die Akzeptanz für die Schließung bestimmter Geschäfte liegt bei 66
Prozent, und das noch anhaltende Kontaktverbot wird inzwischen nur noch
von 77 Prozent der Befragten befürwortet - ein Rückgang von 15
Prozentpunkten im Vergleich zur ersten Erhebung vor fünf Wochen. Nahezu
unverändert ist dagegen seit Beginn der Befragung im März die hohe
Zustimmung gegenüber den Einschränkungen von Reiseaktivitäten (93
Prozent).

In der sich dynamisch verändernden Situation aktualisiert das BfR
kontinuierlich seine FAQs zum Thema Coronavirus.

https://www.bfr.bund.de/de/kann_das_neuartige_coronavirus_ueber_lebensmittel_und_gegenstaende_uebertragen_werden_-244062.html


Über den BfR-Corona-Monitor

Der BfR-Corona-Monitor ist eine wiederkehrende (mehrwellige)
repräsentative Befragung zur Risikowahrnehmung der Bevölkerung in
Deutschland gegenüber dem neuartigen Coronavirus. Seit dem 24. März 2020
werden dazu jeden Dienstag rund 500 zufällig ausgewählte Personen per
Telefon unter anderem zu ihrer Einschätzung des Ansteckungsrisikos und zu
den von ihnen getroffenen Schutzmaßnahmen befragt. Eine Zusammenfassung
der Daten wird regelmäßig auf der Homepage des Bundesinstituts für
Risikobewertung veröffentlicht. Mehr Informationen zur Methode und
Stichprobe finden sich in den Veröffentlichungen zum BfR-Corona-Monitor.


Über das BfR

Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) ist eine wissenschaftlich
unabhängige Einrichtung im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL). Es berät die Bundesregierung und die
Bundesländer zu Fragen der Lebensmittel-, Chemikalien- und
Produktsicherheit. Das BfR betreibt eigene Forschung zu Themen, die in
engem Zusammenhang mit seinen Bewertungsaufgaben stehen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution638

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) - 30.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/322: Mechanik - Blutgefäßen modellieren ... Gefäßverengungen behandeln oder nicht? (idw)

Ruhr-Universität Bochum - 30.04.2020

Gefäßverengungen behandeln oder nicht?



Wenn sich in Arterien Ablagerungen gebildet haben, die das Blutgefäß zu
verschließen drohen oder sich lösen und kleinere Gefäße verstopfen
könnten, stehen Medizinerinnen und Mediziner vor der Frage, ob und wie sie
eingreifen sollten. Methoden wie die Ballondilatation sind nicht ohne
Risiko. Die Teams der Mechaniker Prof. Dr. Daniel Balzani und Prof. Dr.
Klaus Hackl an der Fakultät für Bau- und Umweltingenieurwissenschaften der
Ruhr-Universität Bochum (RUB) arbeiten daran, die Eigenschaften von
Blutgefäßen so exakt zu modellieren, dass eine Vorhersage des Risikos
möglich wird. Das könnte eine Entscheidungshilfe im klinischen Alltag
bedeuten.

Bei der Ballondilatation wird von der Leiste des Patienten oder der
Patientin durch einen Katheter ein kleiner Ballon bis zur verkalkten
Stelle der Arterie vorgeschoben und dort mit Druck aufgeblasen. Dadurch
erweitert sich das Gefäß, und das Blut kann wieder fließen. Ist der Druck
allerdings zu hoch, wird das Blutgefäß zu weit aufgedehnt und der Plaque
kann einreißen. Oder es kommt zu so starken Verletzungen der Gefäßwand,
dass es später Komplikationen gibt.

Um solche Vorkommnisse vorhersehen und vermeiden zu können, stellen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aufwändige Berechnungen an. Sie
simulieren das Verhalten elastischer Gewebe wie Blutgefäße. Daniel Balzani
und sein Team konzentrieren sich dabei darauf, das Risiko für mögliche
Schädigungen vorab zu berechnen. Die Berechnung eines solchen Risikos ist
allerdings alles andere als einfach.

Optimales Material wachsen lassen

Neben der verschiedenen Orientierung von Fasern des Gefäßes müssen viele
andere Effekte bei Simulationen berücksichtigt werden, zum Beispiel die
Elastizität der Gefäßwand, die Eigenspannung in der Arterie, die Aktivität
der glatten Muskelzellen, die das Gefäß umgeben und seinen Durchmesser
aktiv beeinflussen, und die Schädigungen bei einer möglichen Überdehnung
des Gefäßes. Ganz zu schweigen von der Beschaffenheit der Plaques, die für
die Verengung von Blutgefäßen verantwortlich sind.

Die Ingenieure setzen bei ihren Berechnungen darauf, dass sich die
Strukturen jeweils angepasst an die jeweilige Belastung entwickeln, ganz
ähnlich wie sich Muskeln bei stetiger Beanspruchung verdicken. "Mit diesen
Informationen können wir sozusagen das optimal passende Material in der
Simulation wachsen lassen", erklärt Balzani. Für jede Gefäßeigenschaft
entwickeln die Ingenieure einen eigenen Algorithmus. Schließlich müssen
sie alle miteinander gekoppelt und alles zeitgleich berechnet werden.
"Ganz so weit sind wir noch nicht", schränkt Daniel Balzani ein. Einzelne
Kombinationen sind jedoch schon umgesetzt. Für die Berechnung dieser
miteinander verschränkten Algorithmen müssen Großrechner ran. "Selbst die
brauchen einige Tage für die Berechnung zweier Herzschläge", so Balzani.
Auch Klaus Hackl arbeitet mit seinem Team daran, den Erfolg einer
möglichen Ballondilatation vorherzusagen. Sein Hauptaugenmerk liegt dabei
jedoch auf der Computersimulation der Heilung verletzter Gefäße.

Ausführlicher Beitrag in Rubin

Einen ausführlichen Beitrag zu dem Thema finden Sie im
Wissenschaftsmagazin Rubin unter

https://news.rub.de/wissenschaft/2020-04-30-mechanik-gefaessverengungen-behandeln-oder-nicht. Texte auf der Webseite und Bilder aus dem

Text:  Meike Drießen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum - 30.04.2020
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AUSLAND/9398: Aus aller Welt - 07.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Ex-Geheimdienstchef wird neuer Premier im Irak

Das Parlament in Bagdad erteilte einer neuen Regierung ihre
Zustimmung. Neuer Ministerpräsident wird der frühere Geheimdienstchef
Mustafa Kadhemi, dem eine Mehrheit der Abgeordneten ihr Vertrauen
aussprachen. Der 53jährige schiitische Politiker folgt auf Adel Abdel
Mahdi, der im vergangenen Jahr nach wochenlangen Massenprotesten
gegen die politische Elite und die schlechte Wirtschaftslage
zurückgetreten war. Kadhemi unterhält enge Kontakte nach Washington.
Als Zeichen der Unterstützung für das neue Kabinett in Bagdad haben
die USA den Irak vorerst von den verschärften Sanktionen gegen den
Iran ausgenommen. Das bedeutet, daß der Irak ungestraft Gas aus dem
Nachbarland importieren darf.

7. Mai 2020
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JUSTIZ/9398: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Festnahme nach Schüssen in Kölner Arztpraxis

In einer psychotherapeutischen Praxis am Kölner Neumarkt feuerte eine
Patientin mehrmals eine Schreckschußpistole ab. Zwei Menschen
erlitten dadurch ein Knalltrauma. Zwei Stunden späte nahmen Beamte
eines Spezialeinsatzkommandos (SEK) die 43jährige Frau in ihrer
Wohnung in der Kölner Innenstadt fest. Die Hintergründe der Tat waren
zunächst unklar.

7. Mai 2020
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MILITÄR/9395: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Rebellenführer starb bei Feuergefecht in Kaschmir

Indische Regierungstruppen haben einen wichtigen Rebellenchef im
indischen Teil der umkämpften Region Kaschmir getötet. Riyaz Naikoo
starb nach Informationen der Times of India während eines
mehrstündigen Feuergefechts mit indischen Soldaten in Beighpora im
Distrikt Pulwama. Der 35jährige stand acht Jahre lang an der Spitze
der Rebellengruppe Hizbul Mujahideen, die für die Unabhängigkeit von
Indien kämpft.

7. Mai 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9397: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



CDU-Chefin kritisiert Forderung nach Abzug aller US-Atomwaffen

In der Debatte über die Stationierung von US-Atomwaffen in
Deutschland kritisierte CDU-Chefin Annegret Kramp-Karrenbauer die
Forderung des Koalitionspartners SPD nach einem Abzug aller
amerikanischen Atombomben aus Deutschland. Wer die nukleare Teilhabe
aufgeben will, schwächt unsere Sicherheit, sagte die
Parteivorsitzende der Nachrichtenagentur Reuters. In der SPD gebe es
augenscheinlich immer weniger Politiker mit strategischer Weitsicht.

SPD-Fraktionschef Rolf Mützenich hatte in einem Gespräch mit dem
Tagesspiegel für ein Ende der Stationierung von US-Atomwaffen in
Deutschland plädiert und dies mit der neuen Nuklearstrategie von
US-Präsident Donald Trump begründet. Das Eskalationsrisiko unter
Trump sei unüberschaubar geworden, sagte Mützenich. SPD-Chef Norbert
Walter-Borjans schloß sich dem Vorstoß an.

7. Mai 2020
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SONSTIGES/9395: Tragisches und Kurioses - 07.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Elf Tote und Tausende Verletzte bei Gasleck in Indien

In der Hafenstadt Visakhapatnam im südindischen Bundesstaat Andhra
Pradesh sind elf Menschen durch ein Gasleck in einer Polymerfabrik
ums Leben gekommen. Tausende Menschen wurden nach Informationen der
Times of India mit Augenreizungen, Atembeschwerden oder weil sie das
Bewußtsein verloren haben ins Krankenhaus eingeliefert. Das 
Wohngebiet um die Fabrik wurde weiträumig evakuiert.

7. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8480: Aus Forschung und Technik - 07.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Schwarzes Loch in unmittelbarer Nachbarschaft zur Erde entdeckt

Astronomen sind mit Hilfe des FEROS-Spektrographen des
2,2-Meter-Teleskops am La-Silla-Observatorium in Chile auf ein
Schwarzes Loch gestoßen, das nur rund 1.000 Lichtjahre von der Erde
entfernt ist. Wie die Wissenschaftler um Thomas Rivinius von der
Europäischen Südsternwarte (ESO) im Fachmagazin "Astronomy &
Astrophysics" berichten, bildet das Schwarze Loch zusammen mit zwei
Sternen das Dreifachsystem namens HR 6819, das sich im südlichen
Sternbild Telescopium befindet. Zunächst waren die Himmelsforscher
von einem Doppelsternsystem ausgegangen. Bei den Beobachtungen zeigte
sich jedoch, daß einer der beiden sichtbaren Sterne alle 40 Tage ein
unsichtbares Objekt umkreist.

7. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8494: Aus aller Welt - 07.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Trump will Kriege ohne Kongreß anfangen können

In den USA hat der Präsident am Mittwochabend (Ortszeit) das von ihm
zu erwartende Veto gegen die Resolution des Kongresses eingelegt,
wonach Senat und Repräsentantenhaus um Zustimmung gefragt werden
müßten, wenn Trump einen Krieg etwa gegen die Islamische Republik
Iran anfangen will. Er selbst geht davon aus, daß die Verfassung der
USA dem Präsidenten als Oberbefehlshaber der Streitkräfte die
Vollmacht einräumt, entschlossen gegen vorauszusehende Schritte von
Gegnern vorzugehen. Demokraten und ein Teil der Republikaner hatten
die Resolution im Februar im Senat und im März im Repräsentantenhaus
verabschiedet, nachdem Trump unter Umgehung des Kongresses die
Ermordung des iranischen Generals Soleimani angeordnet hatte. Dieser
wurde daraufhin im Irak per Fernsteuerung getötet, und ein offener
Krieg der USA gegen den Iran drohte. Die beiden Kammern des
Kongresses können das Veto des Präsidenten nur mit jeweiliger
Zweidrittelmehrheit überstimmen.

Trump bezeichnete die Resolution in einer Verlautbarung über Twitter
als äußerst beleidigendes Wahlkampfmanöver der Demokraten, welche die
Republikaner spalten wollten. In einer zweiten Stellungnahme
argumentierte Trump unter anderen damit, daß die Tötung Soleimanis
rechtmäßig auf Grundlage der vom Kongreß verabschiedeten Resolution
gewesen ist, welche 2002 die Irakinvasion legitimierte. Die War
Powers Resolution von 1973 schreibt dem Präsidenten vor, daß er in
jedem Fall den Kongreß zu konsultieren hat, bevor er seine Truppen in
den Kampf schickt.

7. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8448: Medizin und Gesundheitswesen - 07.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Fachgesellschaft stellt Synkopen-Leitlinie vor

Kurzfristige Bewußtseinsverluste, im Fachjargon der Medizin Synkopen
genannt, kommen weitaus häufiger vor, als allgemein angenommen.
Trotzdem sollten sie nicht auf die leichte Schulter genommen werden.
Jetzt hat die Deutsche Gesellschaft für Neurologie (DGN) die neue
Leitlinie "Synkopen" vorgestellt, um die Abklärung zu vereinfachen
und zu standardisieren, was der Grund für den Bewußtseinsverlust war
und welche therapeutische Maßnahmen anzuraten sind. Denn allzuoft
treffen Patienten mit kurzzeitigem Bewußtseinsverlust im Rahmen ihrer
Versorgung auf Ärzte verschiedenster Fachrichtungen (Notarzt,
Allgemeinmediziner, praktizierende Internisten/Kardiologen oder
Neurologen). Es darf aber nicht sein, daß das diagnostische Vorgehen
von den üblichen Routineprozeduren der erstbehandelnden Disziplin
abhängt. Es bedarf somit eines einheitlichen Vorgehens, damit der
Patient möglichst rasch eine adäquate Therapie erhält. Die Leitlinie
sieht als Basisdiagnostik eine detaillierte Anamnese und
Fremdanamnese, eine körperliche Untersuchung, ein Zwölf-Kanal-EKG und
einen aktiven Stehtest über mindestens drei Minuten vor.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8482: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Möglicher Anschlag auf Dienstwagen von Innenminister Klaus Bouillon

Auf den Dienstwagen des saarländischen Innenministers Klaus Bouillon
ist möglicherweise ein Anschlag verübt worden. Das technische System
der Limousine meldete dem CDU-Politiker, daß mit den Rädern etwas
nicht stimmte. Die Werkstatt, in die der Wagen gebracht wurde,
stellte ebenfalls eine Manipulation der Radschrauben fest. Die
Generalstaatsanwaltschaft Saarbrücken nahm Ermittlungen gegen
Unbekannt wegen des Verdachts des versuchten Mordes auf. Sie schließt
nach Angaben ihres Sprechers vom Donnerstag staatsgefährdende Motive
nicht aus. Der Dienstwagen wurden zur weiteren Spurensuche
sichergestellt. Die Sicherheitsmaßnahmen für den Minister wurden
erweitert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8404: Sprache, Kunst und Medium - 07.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Kollegen helfen notleidenden Musikern in Krise

In normalen Zeiten haben auch freiberufliche Musiker ein gutes
Auskommen. Die seit Monaten umgehende Coronapandemie hat in
Deutschland jedoch Tausende Musiker und andere Künstler kalt erwischt,
die plötzlich ohne Auftrittsmöglichkeiten und Einkünfte sind.

Für Berufsmusiker hatte die Deutsche Orchester-Stiftung (DOS)
kurzfristig die Spendenaktion #MusikerNothilfe ins Leben gerufen, die
bisher über 1,5 Millionen Euro zusammenbekommen hat.

Er sei überwältigt von der breiten Unterstützung, sagte der
Kuratoriumsvorsitzende Gerald Mertens. Um die größte Not zu lindern,
wurden an die ersten rund 3000 Antragsteller jeweils 400 Euro
ausgezahlt, wie der Sender SWR2 berichtete. Weitere rund 1000 Anträge
würden noch bearbeitet.

Zuletzt hätten die Mitglieder der Staatskapelle Berlin und ihr Leiter
Daniel Barenboim 30.000 Euro gespendet, hieß es.

7. Mai 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8471: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Atomwaffen auf deutschem Territorium müssen verboten werden

Zum 75. Jahrestag des Endes des Zweiten Weltkriegs am 8. Mai mahnt
der Bundesvorsitzende der Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt
(IG BAU), Robert Feiger, Deutschland trage als Land der Täter eine
besondere Verantwortung für den Erhalt des Friedens. Nie wieder dürfe
von Deutschland ein Krieg ausgehen. Dieser Grundsatz müsse Maxime
allen politischen Handelns bleiben. Deshalb fordert die Gewerkschaft
ein Ende der Stationierung von US-Atomwaffen in Deutschland, weil im
Ernstfall sonst deutsche Piloten Atombomben abwerfen müßten und
Deutsche erneut Tod und Leid über unzählige Menschen brächten.

Am vergangenen Wochenende hatten der SPD-Fraktionsvorsitzende Rolf
Mützenich sowie die SPD-Vorsitzenden Norbert Walter-Borjans und
Saskia Esken vergeblich das Ende der sogenannten Nuklearen Teilhabe
Deutschlands in der NATO gefordert. Die Bundesregierung bekräftigte
jedoch Sinn und Zweck der atomaren Abschreckung. Das veranlaßte den
NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg zu einer Stellungnahme in der
Zeitung Die Welt. Demnach ist die NATO zwar einer atomwaffenfreien
Welt verpflichtet, wird aber eine Nuklearallianz bleiben, solange
jemand anderes über Atombomben verfügt. Stoltenberg sprach von einem
nuklearen Schutzschirm auch für die europäischen Alliierten. Die
nukleare Teilhabe sei ein multilaterales Übereinkommen, das
sicherstelle, daß die Vorteile, Verantwortlichkeiten und Risiken der
Abschreckung unter den Verbündeten aufgeteilt würden, erklärte
Stoltenberg.

Ergänzend sagte Bundesverteidigungsministerin Annegret
Kramp-Karrenbauer am Donnerstag gegenüber Reuters, solange es Staaten
mit Atomwaffen gebe, die nicht zu unserer Wertegemeinschaft gehören
wollten, bräuchten wir eine starke Verhandlungsposition. Die
strategische Weitsicht fehle leider im Augenblick Teilen der SPD. Die
Ministerin hatte zuvor der US-Regierung die Abnahme von F-18
Kampfjets zugesagt, welche die in Rheinland-Pfalz lagernden
Atombomben bei Bedarf ins Ziel tragen könnten. Laut IG BAU wäre das
Geld dafür besser in die Bekämpfung von Covid-19 und der weltweiten
Pandemiefolgen investiert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8485: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Lesung des zweiten Bevölkerungsschutzgesetzes im Bundestag

Der Bundestag hat sich am Donnerstag in erster Lesung mit dem zweiten
Bevölkerungsschutzgesetz befaßt. Vorgesehen ist unter anderem, daß
das Bundesgesundheitsministerium die gesetzlichen
Krankenversicherungen per Verordnung verpflichten kann, Tests auf das
Coronavirus Sars-CoV-2 grundsätzlich in allen Fällen zu bezahlen. Die
mit den Tests befaßten Labore sollen negative Ergebnisse melden
müssen. Außerdem müssen die Gesundheitsämter dem Robert-Koch-Institut
anonymisiert melden, wenn jemand als geheilt gilt und wo sich jemand
wahrscheinlich angesteckt hat. Pflegekräfte sollen mit einer Prämie
von bis zu 1000 Euro aus den Pflegekassen für den Einsatz in der
Corona-Bekämpfung belohnt werden. Die Gesundheitsämter werden vom
Bund mit rund 50 Millionen Euro zusätzlich ausgestattet, um ihre
digitale Infrastruktur auszubauen. Ärzte sollen künftig mehr
Grippeimpfungen durchführen können, damit das Gesundheitssystem nicht
durch eine eventuelle Grippewelle weiter belastet wird. Dazu sollen
sich die Ärzte um 30 Prozent mehr Impfdosen zulegen können, als sie
tatsächlich zur Anwendung bringen, ohne Regreßforderungen der Kassen
befürchten zu müssen. Die Einführung eines Immunitätsausweises ist
nicht vorgesehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8454: Tragisches und Kurioses - 07.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Segelabenteuer der unangenehmen Art

Ein Segler aus Singapur durfte im Pazifik wegen der Corona-Pandemie
monatelang keinen Hafen anlaufen.

Wie örtliche Medien berichteten, bereitete schließlich ein
Kriegsschiff seiner Irrfahrt ein Ende. Die Marine sorgte dafür, daß 
der 59jährige, der eigentlich am Anfang einer Weltumseglung stand, in
Fidschi an Land konnte. Wegen des Ausbruchs des Coronavirus wurde dem
Mann in drei Ländern das Einlaufen verweigert.

Wie die Zeitung Fiji Sun berichtete, war der Abenteurer Anfang Februar
in Singapur zu einer dreijährigen Segeltour aufgebrochen, unmittelbar
bevor das Virus zu einer Pandemie wurde und Häfen in aller Welt
geschlossen wurden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8483: Arbeit, Soziales und Familie - 07.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Wachsende Ernährungsunsicherheit von Kindern in den USA

In den USA gaben 17,4 Prozent der von der Brookings Institution
befragten Mütter von Kindern bis zu zwölf Jahren an, diese aus
Geldmangel nicht ausreichend ernähren zu können. Wegen der
Coronavirus-Pandemie hat die Ernährungsunsicherheit von Kindern ein
in der Moderne nie dagewesenes Ausmaß erreicht. Die Lage sei
schlimmer als während der Finanzkrise von 2008, sagte die
Studienleiterin Bauer laut Bericht der New York Times. Seit 2018 habe
sich die Ernährungsunsicherheit in Haushalten mit Kindern im Alter
unter 18 Jahren um rund 130 Prozent erhöht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8459: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 07.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Menschheit schaut in eine Hitzezukunft

Umweltforscher warnen, daß ein Drittel der Weltbevölkerung in fünfzig
Jahren unter großer Hitze leiden wird. Damit sind Gebiete gemeint, in
denen die jährliche Durchschnittstemperatur nicht unter 29 Grad
Celsius liegt und die außerhalb der klimatischen Nischen sind, die der
Mensch seit mindestens 6000 Jahren bewohnt. Zu diesem Ergebnis
gelangten laut Deutschem Ärzteblatt Wissenschaftler um Marten
Scheffer von der Wageningen University in den Niederlanden. Die
Forscher hatten anhand vorhandener Datenbanken die bevorzugten
Siedlungsgebiete des Menschen mit den klimatischen Bedingungen in
diesen Regionen abgeglichen. Dabei stießen sie auf einen Höhepunkt
der Bevölkerungsdichte bei Jahresdurchschnittstemperaturen von etwa
11 bis 15 Grad Celsius und einen kleineren Höhepunkt bei 20 bis 25
Grad Celsius. Diese Temperaturspannen bezeichneten die Forscher
sodann als die ökologische Nische des Menschen. Weitere
Modellrechnungen hinsichtlich der Entwicklung der Weltbevölkerung
sowie ihren derzeit bevorzugten Aufenthaltsort führten zu dem
Schluß, daß sich im Jahr 2070 etwa 3,5 Milliarden Menschen und somit 
ein Drittel der Weltbevölkerung außerhalb jener Nischen befinden 
würden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8471: Märkte und Finanzen - 07.05.2020 (SB)




VOM TAGE



US-Regierung schafft Steuervorteile für Boeing ab

Die US-Regierung hat nach Angaben ihres Handelsbeauftragten
Lighthizer vom Donnerstag die Empfehlungen der
Welthandelsorganisation (WTO) bezüglich der Steuervorteile für den
Flugzeugbauer Boeing vollständig umgesetzt. Das Unternehmen selbst
hatte für eine vollständige Absetzung der Steuervorteile plädiert,
die dem Konzern bis zu 230 Millionen Dollar an Einsparungen für seine
Hauptstandorte in den USA einbrachten. Hintergrund der förmlichen
Vorlage der USA bei der WTO ist der Subventionsstreit von Boeing und
Airbus. Die WTO hatte beiden Konzernen in dem Zusammenhang erlaubt,
zu Strafmaßnahmen im transatlantischen Handel zu greifen. Die EU
fordert Vergeltungszölle in Höhe von rund zehn Milliarden Dollar
jährlich. Der Anspruch dürfte mit der Entscheidung der US-Regierung
hinfällig werden. Allerdings wird die WTO-Entscheidung dazu nicht vor
der zweiten Jahreshälfte 2021 erwartet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8482: Aus Forschung und Technik - 07.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Über 500.000 Bundesbürger verwenden die App Datenspende

Im Kampf gegen den Coronavirus-Ausbruch in Deutschland setzt das
Robert-Koch-Institut in Berlin nicht nur auf die Corona-Warn-App,
über die gegenwärtig so viel in den Medien berichtet wird. Seit ein
paar Wochen gibt es auch die App Datenspende, die Informationen aus
Fitness-Trackern zur Eindämmung des Coronavirus sammeln soll. Wie das
Deutsche Ärzteblatt berichtete, machen inzwischen rund 509.000 Nutzer
mit und stellen den bundesdeutschen Seuchenwächtern ihre Vitaldaten
zur Verfügung, die von ihren Smartwatches und Fitness-Armbändern
erfaßt werden. Das Robert-Koch-Institut verspricht sich von den
Daten, daß es die Zahl der Erkrankten besser einschätzen und mögliche
Infektionsschwerpunkt frühzeitig erkennen kann. Ob das so wirklich
gelingt, werden die kommenden Wochen zeigen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





FORSCHUNG/560: ESO-Instrument entdeckt erdnächstes Schwarzes Loch (idw)

Max-Planck-Institut für Astronomie, ESO Science Outreach Network -
06.05.2020

ESO-Instrument entdeckt erdnächstes Schwarzes Loch



Eine Gruppe von Astronomen der Europäischen Südsternwarte (ESO) und
anderer Institute hat ein Schwarzes Loch entdeckt, das nur 1000 Lichtjahre
von der Erde entfernt liegt. Das Schwarze Loch ist näher an unserem
Sonnensystem als jedes andere bisher gefundene und ist Teil eines
Dreifachsystems, das mit dem bloßen Auge sichtbar ist. Das Team fand den
Nachweis für das unsichtbare Objekt, indem es seine beiden Begleitsterne
mit dem 2,2-Meter-Teleskop MPG/ESO am La-Silla-Observatorium der ESO in
Chile nachverfolgte. Sie sagen, dass dieses System nur die Spitze des
Eisbergs sein könnte, da in Zukunft noch viele weitere ähnliche Schwarze
Löcher gefunden werden könnten.




[image: Bild: © ESO/L. Calçada]

Künstlerische Darstellung des Dreifachsystems mit dem erdnächsten
Schwarzen Loch

Bild: © ESO/L. Calçada



"Wir waren völlig überrascht, als wir feststellten, dass dies das erste
Sternsystem mit einem Schwarzen Loch ist, das man mit bloßem Auge sehen
kann", sagt Petr Hadrava, emeritierter Wissenschaftler an der Akademie der
Wissenschaften der Tschechischen Republik in Prag und Mitverfasser der
Forschungsarbeit. Das System befindet sich im Sternbild Telescopium und
ist uns so nahe, dass seine Sterne von der Südhalbkugel aus in einer
dunklen, klaren Nacht ohne Fernglas oder Teleskop beobachtet werden
können. "Dieses System enthält das der Erde nächstgelegene Schwarze Loch,
von dem wir wissen", sagt der ESO-Wissenschaftler Thomas Rivinius, der die
heute in Astronomie & Astrophysik veröffentlichte Studie leitete.

Das Team beobachtete das System mit der Bezeichnung HR 6819 ursprünglich
als Teil einer Studie über Doppelsternsysteme. Als sie ihre Beobachtungen
analysierten, waren sie jedoch verblüfft, als sie einen dritten, bisher
unentdeckten Körper in HR 6819 entdeckten: ein Schwarzes Loch. Die
Beobachtungen mit dem FEROS-Spektrographen am MPG/ESO-2,2-Meter-Teleskop
in La Silla zeigten, dass einer der beiden sichtbaren Sterne alle 40 Tage
ein unsichtbares Objekt umkreist, während der zweite Stern sich in großer
Entfernung von diesem inneren Paar befindet.

Dietrich Baade, emeritierter Astronom an der ESO in Garching und Mitautor
der Studie, sagt: "Die Beobachtungen, die zur Bestimmung des Zeitraums von
40 Tagen notwendig waren, mussten über mehrere Monate verteilt werden.
Dies war nur dank des bahnbrechenden Service-Beobachtungsschemas der ESO
möglich, bei dem die Beobachtungen von ESO-Mitarbeitern im Namen der
Wissenschaftler, die sie benötigen, durchgeführt werden".

Das verborgene Schwarze Loch in HR 6819 ist eines der allerersten
gefundenen Schwarzen Löcher mit stellarer Masse, die nicht gewaltsam mit
ihrer Umgebung interagieren und daher wirklich schwarz erscheinen. Aber
die Forscher konnten seine Anwesenheit ausmachen und seine Masse
berechnen, indem sie die Umlaufbahn des Sterns im inneren Paar
untersuchten. "Ein unsichtbares Objekt mit einer Masse, die mindestens
viermal so groß ist wie die der Sonne, kann nur ein Schwarzes Loch sein",
folgert Rivinius, der in Chile ansässig ist.

Astronomen haben bisher nur ein paar Dutzend Schwarze Löcher in unserer
Galaxie entdeckt, die fast alle in starker Interaktion mit ihrer Umgebung
stehen und ihre Anwesenheit durch die Freisetzung starker Röntgenstrahlung
in dieser Wechselwirkung verraten. Wissenschaftler schätzen jedoch, dass
im Laufe der Lebenszeit der Milchstraße viel mehr Sterne zu Schwarzen
Löchern kollabierten, als diese ihr Leben beendeten. Die Entdeckung eines
stillen, unsichtbaren Schwarzen Lochs in HR 6819 gibt Hinweise darauf, wo
sich die vielen versteckten Schwarzen Löcher in der Milchstraße befinden
könnten. "Es muss Hunderte von Millionen Schwarzer Löcher geben, aber wir
wissen nur von sehr wenigen. Wenn wir wissen, wonach wir suchen müssen,
sollten wir besser in der Lage sein, sie zu finden", sagt Rivinius. Baade
fügt hinzu, dass die Suche nach einem Schwarzen Loch in einem
Dreifachsystem so nahe beieinander bedeutet, dass wir nur "die Spitze
eines aufregenden Eisbergs" sehen.

Schon jetzt glauben die Astronomen, dass ihre Entdeckung Aufschluss über
ein zweites System geben könnte. "Wir erkannten, dass ein anderes System,
genannt LB-1, ebenfalls ein solches Dreifachsystem sein könnte, auch wenn
wir mehr Beobachtungen benötigen würden, um dies sicher sagen zu können",
sagt Marianne Heida, eine Postdoc-Stipendiatin der ESO und Mitautorin der
Arbeit. "LB-1 ist etwas weiter von der Erde entfernt, aber astronomisch
gesehen immer noch ziemlich nah, was bedeutet, dass wahrscheinlich noch
viel mehr dieser Systeme existieren. Wenn wir sie finden und untersuchen,
können wir viel über die Entstehung und Entwicklung dieser seltenen Sterne
lernen, die ihr Leben mit mehr als etwa der achtfachen Masse der Sonne
beginnen und in einer Supernova-Explosion enden, die ein Schwarzes Loch
hinterlässt."

Die Entdeckungen dieser Dreifachsysteme mit einem inneren Paar und einem
fernen Stern könnten auch Hinweise auf die heftigen kosmischen
Verschmelzungen liefern, die Gravitationswellen freisetzen, die stark
genug sind, um auf der Erde entdeckt zu werden. Einige Astronomen glauben,
dass diese Verschmelzungen in Systemen mit einer ähnlichen Konfiguration
wie HR 6819 oder LB-1 stattfinden können, bei denen das innere Paar jedoch
aus zwei Schwarzen Löchern oder aus einem Schwarzen Loch und einem
Neutronenstern besteht. Das entfernte äußere Objekt kann das innere Paar
durch Gravitation so beeinflussen, dass es eine Verschmelzung und die
Freisetzung von Gravitationswellen herbeiführt. Obwohl HR 6819 und LB-1
nur ein Schwarzes Loch und keine Neutronensterne haben, könnten diese
Systeme den Wissenschaftlern helfen zu verstehen, wie es zu
Sternkollisionen in Dreifachsternsystemen kommen kann.


Weitere Informationen

Diese Forschung wurde in dem heute in Astronomy & Astrophysics
veröffentlichten Artikel "A naked-eye triple system with a nonaccreting
black hole in the inner binary" vorgestellt.

Das Team besteht aus Th. Rivinius (Europäische Südsternwarte, Santiago,
Chile), D. Baade (Europäische Südsternwarte, Garching, Deutschland [ESO
Deutschland]), P. Hadrava (Astronomisches Institut, Akademie der
Wissenschaften der Tschechischen Republik, Prag, Tschechische Republik),
M. Heida (ESO Deutschland) und R. Klement (The CHARA Array of Georgia
State University, Mount Wilson Observatorium, Mount Wilson, USA).

Die Europäische Südsternwarte (engl. European Southern Observatory, kurz
ESO) ist die führende europäische Organisation für astronomische Forschung
und das wissenschaftlich produktivste Observatorium der Welt. Die
Organisation hat 16 Mitgliedsländer: Belgien, Dänemark, Deutschland,
Finnland, Frankreich, Großbritannien, Irland, Italien, die Niederlande,
Österreich, Polen, Portugal, Spanien, Schweden, die Schweiz und die
Tschechische Republik. Hinzu kommen das Gastland Chile und Australien als
strategischer Partner. Die ESO führt ein ehrgeiziges Programm durch, das
sich auf die Planung, den Bau und den Betrieb leistungsfähiger
bodengebundener Beobachtungseinrichtungen konzentriert, die es Astronomen
ermöglichen, wichtige wissenschaftliche Entdeckungen zu machen. Auch bei
der Förderung internationaler Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Astronomie
spielt die Organisation eine maßgebliche Rolle. Die ESO verfügt über drei
weltweit einzigartige Beobachtungsstandorte in Chile: La Silla, Paranal
und Chajnantor. Auf dem Paranal betreibt die ESO das Very Large Telescope
(VLT) und das weltweit führende Very Large Telescope Interferometer sowie
zwei Durchmusterungsteleskope: VISTA im Infrarotbereich und das VLT Survey
Telescope (VST) für sichtbares Licht. Am Paranal wird die ESO zukünftig
außerdem das Cherenkov Telescope Array South beherbergen und betreiben,
das größte und empfindlichste Gammastrahlenobservatorium der Welt. Die ESO
ist zusätzlich einer der Hauptpartner bei zwei Projekten auf Chajnantor,
APEX und ALMA, dem größten astronomischen Projekt überhaupt. Auf dem Cerro
Armazones unweit des Paranal errichtet die ESO zur Zeit das Extremely
Large Telescope (ELT) mit 39 Metern Durchmesser, das einmal das größte
optische Teleskop der Welt werden wird.

Die Übersetzungen von englischsprachigen ESO-Pressemitteilungen sind ein
Service des ESO Science Outreach Network (ESON), eines internationalen
Netzwerks für astronomische Öffentlichkeitsarbeit, in dem Wissenschaftler
und Wissenschaftskommunikatoren aus allen ESO-Mitgliedsländern (und
einigen weiteren Staaten) vertreten sind. Deutscher Knoten des Netzwerks
ist das Haus der Astronomie in Heidelberg.


Originalpublikation:

"A naked-eye triple system with a nonaccreting black hole in the
inner binary",

Th. Rivinius, D. Baade, P. Hadrava, M. Heida, R. Klement,

Astronomy & Astrophysics, April 2020

DOI: 10.1051/0004-6361/202038020

https://www.eso.org/public/archives/releases/sciencepapers/eso2007/eso2007a.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1413

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Astronomie, ESO Science Outreach Network, 06.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSEN/2247: Irak - enorme Herausforderungen für neuen Premier

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. Mai 2020

Irak: enorme Herausforderungen für neuen Premier



Zur Einigung des irakischen Parlaments auf einen neuen Premierminister
erklärt Omid Nouripour, Sprecher für Außenpolitik:

Es ist eine positive Entwicklung, dass sich das irakische Parlament
nach sechs Monaten auf einen neuen Premierminister, Mustafa
Al-Kadhimi, einigen konnte. Seit Beginn der regierungskritischen
Proteste im Oktober 2019, bei denen über 600 Demonstrierende vor allem
von irakischen Sicherheitskräften und Iran-nahen Milizen getötet
wurden, hat sich die Lage im Land weiter verschlechtert. Insbesondere
der Absturz des Ölpreises und die Auswirkungen der Corona-Pandemie
setzen dem Land extrem zu. Es ist richtig, dass Al-Kadhimi der
Eindämmung der Pandemie im Irak jetzt hohe Priorität einräumt. Ebenso
wichtig ist aber, dass die Ankündigung des neuen Premiers, die für die
Gewalt gegen die Demonstrierenden Verantwortlichen zur Rechenschaft zu
ziehen, auch tatsächlich umgesetzt wird. Gleiches gilt für die
Ankündigung, ein neues Wahlgesetz zu verabschieden, freie und faire
Wahlen durchzuführen sowie sich für Respekt gegenüber der religiösen
Diversität des Landes einzusetzen. Nur so kann dem Wunsch der
Bevölkerung nach besserer Regierungsführung, einem Ende ausländischer
Einmischung und einem friedlichen Zusammenleben entsprochen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Mai 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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AUSSEN/2246: Präsidentschaftswahl in Polen - Entscheidung schafft Atempause

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. Mai 2020

Präsidentschaftswahl in Polen: Entscheidung schafft Atempause



Zur Verschiebung der Präsidentschaftswahl in Polen erklärt Manuel
Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik:

Die Entscheidung, die Präsidentschaftswahlen nicht am kommenden
Sonntag durchzuführen, gibt Polen eine dringend benötigte politische
Atempause. Gleichzeitig ist der Schaden, den das Vorgehen der
Regierungspartei PiS angerichtet hat, schon jetzt groß. Auch die
gestrige Entscheidungsfindung ist mehr als fragwürdig. Das harte
Ringen um die Durchführung der Wahl hat das politische System Polens
massiv geschwächt. Die polnische Regierungspartei PiS hat mit ihrem
Agieren das Land in eine schwere politische Krise gestürzt. Es braucht
jetzt ein Zugehen auf die Opposition, um schnellstmöglich Klarheit
über einen neuen Termin und faire und demokratischen Modalitäten für
Wahlen zu schaffen.

Wahlen sind ein zentrales Instrument der politischen Teilhabe und es
ist richtig, sie auch in Ausnahmesituationen nicht leichtfertig
abzusagen oder zu verschieben. Doch bei allem Verständnis für den
Wunsch nach Normalität muss klar sein: Wahlen sind mehr als die bloße
Stimmabgabe. Sie bedürfen des demokratischen Wettstreits und der
öffentlichen Auseinandersetzung über die politischen Angebote der
Parteien. Die polnische Regierung ist nun aufgefordert, die
aufkommenden Zweifel an der Funktionalität der polnischen Demokratie
auszuräumen und eine Präsidentschaftswahl vorzubereiten, die den
europäischen Standards entspricht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Mai 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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GESUNDHEIT/1086: Umgang mit Coronakrise braucht Umsicht, Orientierung an der Wissenschaft, Solidarität

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Mai 2020

Umgang mit Coronakrise braucht Umsicht, Orientierung an der Wissenschaft, Solidarität



Zu den heutigen Corona-Beschlüssen von Bund und Ländern erklärt der
Fraktionsvorsitzende Anton Hofreiter:

Wir haben in der Bekämpfung der Corona-Epidemie einige Fortschritte
gemacht. Deshalb ist es richtig, dass wir jetzt in eine neue Phase
eintreten und einen Weg zu einer neuen Normalität finden müssen Ich
habe großes Verständnis für Menschen, die wieder mehr Freunde treffen
wollen, und für Selbstständige und Unternehmen in Finanznöten.

Trotzdem: Maßgeblich muss auch auf dieser neuen Wegstrecke der Kompass
sein, der uns bisher gut durch die Krise gebracht haben: Umsicht,
Orientierung an der Wissenschaft, Solidarität.

Das unkoordinierte Vorpreschen mehrerer Ministerpräsidenten in den
vergangenen Tagen hat mein Vertrauen, dass diese Richtschnur noch
gilt, beschädigt. Handlungsleitend scheint mir derzeit eher der
Profilierungswettbewerb zwischen einzelnen Ministerpräsidenten zu
sein, die nicht einmal die heutige Schalte abwarten konnten, bevor sie
eigene Pläne vorgestellt haben. Es ist gut, dass sich Winfried
Kretschmann an diesem Spiel nicht beteiligt hat.

Es ist richtig, dass die Kontaktbeschränkung grundsätzlich weiter in
Kraft bleibt. Dennoch habe ich die Sorge, dass uns die Situation
entgleitet.

Bei den anderen Fragen der Öffnung müssen alle Beteiligten nun bei der
Umsetzung des sehr weiten Korridors, der heute beschlossen wurde,
zurück zu einer verantwortlichen, umsichtigen Linie. Wir müssen bei
einem schrittweisen Vorgehen bleiben.

Ich erwarte zudem, dass jetzt besonders denen geholfen wird, die
bislang keine Lobby haben. Die nächsten Schritte müssen einen
besonderen Schwerpunkt darauf legen, die Situation beispielsweise von
Schülern, Kindern, Familien und Frauen zu verbessern.

Und wenn immer mehr Menschen nun wieder zurück an ihre Arbeit gehen
können, muss klar sein, dass ihre Kinder auch gut betreut werden und
Kitas und Grundschulen dafür gerüstet sind.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Mai 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INNEN/3211: Riskante Entscheidung über Bundesliga-Geisterspiele

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Mai 2020

Riskante Entscheidung über Bundesliga-Geisterspiele



Zur Wiederaufnahme des Spielbetriebs der Fußball-Bundesliga erklären
Monika Lazar, Sprecherin für Sportpolitik, und Erhard Grundl, Mitglied
im Sportausschuss:

Der Wunsch nach einer Rückkehr zur Normalität ist verständlich. Die
Entscheidung der Ministerpräsidentinnen und -präsidenten und der
Bundeskanzlerin, Geisterspiele der Bundesliga noch im Mai wieder
zuzulassen, sehen wir jedoch weiterhin kritisch.

Zum einen ist nicht nachvollziehbar, wieso dem Profifußball eine
"Extra-Stadionwurst" zugesprochen wird: Während besonders exponierte
Berufsgruppen wie etwa Pflegerinnen und Pfleger in Pflegeheimen immer
noch nicht ausreichend auf COVID-19 getestet werden, wird genau dies
nun bei Profifußballern praktiziert.

Zum anderen steht das DFL-Konzept weiterhin auf wackeligen Beinen.
Wenn sich ein Profi infiziert, soll demnach nur der betreffende
Spieler in Quarantäne. Es obliegt aber den Gesundheitsämtern über
Quarantäne-Maßnahmen zu entschieden, sie können auch Quarantäne für
ein ganzes Team anordnen und damit den Spielbetrieb der gesamten Liga
praktisch beenden. Die Vorfälle bei Hertha BSC zeigen außerdem, dass
das Konzept in der Praxis teilweise nicht umgesetzt wird. Nach der
Posse um die kritischen Äußerungen von Birger Verstraete beim
1. FC Köln ist außerdem fraglich, ob die Bedenken und Sorgen der
Spieler in ausreichendem Maße berücksichtigt werden.

Für den Amateurfußball wird der Wettkampfbetrieb wohl noch länger
eingeschränkt bleiben müssen, da beim Kontaktsport Fußball die
gebotenen Abstandsregeln nicht eingehalten werden können.
Ausnahmeregeln für den Profifußball bezüglich der weiterhin für die
Gesamtbevölkerung geltenden Kontaktbeschränkungen und Quarantäneregeln
setzen ein falsches Zeichen.

Jetzt ist es an der Zeit, die Chance zu nutzen, die vollmundig
angekündigte Rückkehr der DFL zur Bodenständigkeit zu vollziehen. Wir
begrüßen die Ankündigung von DFL-Geschäftsführer Christian Seifert,
eine "Taskforce Zukunft Profifußball" einzusetzen. Um eine weitere
Entfremdung vieler Fans von der Bundesliga zu verhindern, muss nun der
Dialog auch mit Fanorganisationen gesucht werden. Wirtschaftliche
Nachhaltigkeit, Abhängigkeit von und gerechte Verteilung der
TV-Einnahmen, Bewahrung der 50+1-Regel, Begrenzung von
Spielergehältern und Beraterhonoraren, ökologische Kriterien in der
Lizenzierungsordnung der DFL, fanfreundliche Anstoßzeiten,
Mitbestimmung von Fans, u.v.m.: The men gibt es zu Genüge!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Mai 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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KULTUR/054: 75 Jahre Kriegsende - Der Tag der Befreiung erfüllt uns mit Dankbarkeit

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. Mai 2020

75 Jahre Kriegsende: Der Tag der Befreiung erfüllt uns mit Dankbarkeit



Zum Ende des Zweiten Weltkriegs am 8. Mai 1945 erklären Katrin
Göring-Eckardt und Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzende:

Vor 75 Jahren, am 8. Mai 1945, wurde das nationalsozialistische
Terrorregime von den alliierten Streitkräften niedergeschlagen und der
von Deutschland begonnene Zweite Weltkrieg beendet. Wir gedenken heute
der Millionen Opfer des Holocaust und aller anderen Menschen, die von
den Nationalsozialisten ermordet wurden. Wir gedenken aller, die Opfer
dieses Krieges wurden. Die Kapitulation des nationalsozialistischen
Deutschlands war, wie der damalige Bundespräsident Richard von
Weizsäcker in seiner Rede 1985 sagte, ohne Frage ein "Tag der
Befreiung". Der 8. Mai ist deshalb ein Tag, der uns mit Dankbarkeit
gegenüber den Ländern erfüllt, die zahllose Menschenopfer erbrachten,
um den deutschen Vernichtungskrieg zu beenden und Deutschland und die
Welt von der nationalsozialistischen Diktatur zu befreien.

Die bedingungslose Kapitulation Deutschlands war für unser Land der
erste Schritt hin zu Freiheit und Menschenrechten, auch wenn es bis
1989 dauern sollte, bis diese auch im Osten Deutschlands endgültig
erkämpft wurden. Gerade in Zeiten, in denen nationalistische und
europafeindliche Stimmen lauter werden, müssen wir uns dies gemeinsam
in Erinnerung rufen. Zweifellos begann nach dem 8. Mai für viele
Menschen neues Leid. Doch auch die Vertreibungen von vielen Millionen
Deutschen hatten ihre Ursache in der mörderischen Expansionspolitik
des nationalsozialistischen Deutschlands. Gerade dies müssen wir an
diesem Tag immer wieder ins Bewusstsein rufen, um den Versuchen von
rechts, die deutsche Kriegsschuld zu relativieren, entgegenzuwirken.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Mai 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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GESUNDHEIT/737: Bevölkerungsschutz wird ausgebaut

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. Mai 2020

Bevölkerungsschutz wird ausgebaut

Corona-Prämie für Beschäftigte in der Pflege kommt



Am heutigen Donnerstag berät der Deutsche Bundestag in erster Lesung
das Zweite Bevölkerungsschutzgesetz. Dazu erklärt der
stellvertretende Fraktionsvorsitzend, Georg Nüßlein:

"Der Deutsche Bundestag hat am 25. März 2020 die epidemische Lage von
nationaler Tragweite festgestellt. Mit dem Zweiten
Bevölkerungsschutzgesetz werden die mit dem bereits im März
beschlossenen ersten Bevölkerungsschutzgesetz getroffenen Maßnahmen
weiterentwickelt und ergänzt.

Insbesondere liegt uns sehr am Herzen, den Beschäftigten in der
Pflege unsere besondere Wertschätzung auszudrücken. Sie werden eine
Prämie von bis zu 1.000 Euro erhalten, die von den Ländern oder
Pflegeeinrichtungen auf bis zu 1.500 Euro erhöht werden kann. Daneben
wird die Möglichkeit geschaffen, dass die gesetzliche
Krankenversicherung bei besonders gefährdeten Personen wie z.B.
Pflegekräften die Testung auf eine Corona-Infektion zahlt, auch wenn
keine Symptome vorliegen. Auch die Möglichkeit der Übernahme von
Tests auf Immunität gegen Corona wird geregelt. Zudem helfen wir
Menschen, die privat krankenversichert sind und sich ihren aktuellen
Tarif aufgrund der Corona-Krise nicht mehr leisten können. Sie können
nach einem Wechsel in den Basistarif innerhalb von zwei Jahren wieder
in ihren vorherigen Tarif zurückwechseln.

Die Einbringung des Gesetzes wurde leider überlagert von der
Diskussion um die Einführung einer Impfpflicht. Diese ist aktuell
kein Thema, allein deshalb, weil es keinen Impfstoff gegen das
Coronavirus gibt - und Impfungen in Deutschland ganz grundsätzlich
nicht vorgeschrieben sind. Außerdem sah der Gesetzentwurf eine
Konkretisierung der bereits heute bestehenden Impfdokumentation und
eine Erweiterung dieser Dokumentation auf den Immunitätsstatus vor.
Da es derzeit noch offene Fragen bezüglich einer wissenschaftlich
zweifelsfreien Feststellung der Immunität gibt, wurden die
entsprechenden Regelungen aus dem Gesetzentwurf genommen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INNEN/3584: Unser Rechtsstaat zeigt die Zähne - auch in der Krise

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. Mai 2020

Unser Rechtsstaat zeigt die Zähne - auch in der Krise

Betrugsverdacht bei Corona-Hilfen unterstreicht Kaltblütigkeit der
Salafisten-Szene



Heute durchsuchten rund 100 Beamte des Staatsschutzes sowie
Spezialkräfte der Polizei Berlin stadtweit mehrere Wohnungen und Pkw
von fünf Tatverdächtigen, die der salafistischen Szene zuzurechnen
sind. Es wurden diverse Beweismittel - darunter Gelder -
sichergestellt. Die Verdächtigen zählen nach Angaben der
Generalstaatsanwaltschaft Berlin zum inneren Kreis der ehemaligen
Fussilet-Moschee, in der auch der Breitscheidplatz-Attentäter Anis
Amri verkehrte. Die Beschuldigten sind verdächtigt, betrügerisch
Corona-Soforthilfen im Gesamtwert zwischen 50.000 und 60.000 Euro bei
der Investitionsbank Berlin (IBB) beantragt und teilweise erhalten zu
haben. Hierzu erklärt der Stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Thorsten Frei:

"Die Corona-Soforthilfen stellen eine der tragenden Säulen unseres
Wirtschaftsprogramms zur Abfederung der Folgen der Corona-Pandemie
dar. Diese Maßnahmen sollen unbürokratisch und schnell denjenigen
helfen, die sich aufgrund der aktuellen Situation in einer
finanziellen Notlage befinden. Sollten die Vorwürfe der
Generalstaatsanwaltschaft Berlin zutreffen, stellte der hier
versuchte Betrug ein neues Maß an Widerwärtigkeit und Kaltblütigkeit
dar. Hier wird nicht nur die Hilfsbereitschaft unseres Staates
schonungslos ausgenutzt, sondern auch der Zusammenhalt unserer
Gesellschaft verhöhnt.

Einmal mehr wird hier zudem deutlich, dass der islamistische
Terrorismus und die Organisierte Kriminalität zahlreiche
Überschneidungspunkte aufweisen. Nun gilt es, rasch zu ermitteln,
inwiefern die beantragten Corona-Soforthilfen unter Umständen auch
dazu dienen sollten, Vorhaben der Salafisten-Szene zu finanzieren.
Wir dürfen nicht zulassen, dass sich Islamisten und andere kriminelle
Elemente an unserem Gemeinwesen bereichern.

Heute hat der Rechtsstaat seine Zähne gezeigt - obwohl wir uns in der
schwersten Krise seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges befinden.
Unser Dank gilt den Berliner Ermittlungsbehörden, die auch jetzt
verantwortungsvoll ihren Aufgaben mit unablässiger Energie
nachgehen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INNEN/3583: Der 8. Mai 1945 ist beständige Mahnung und Verpflichtung

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 7. Mai 2020

Der 8. Mai 1945 ist beständige Mahnung und Verpflichtung



Zum morgigen 8. Mai 2020 können Sie den Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ralph Brinkhaus, wie folgt zitieren:

"Am 8. Mai 2020 erinnern wir uns an die bedingungslose Kapitulation
Deutschlands vor 75 Jahren. Deutschland hat mit dem Zweiten Weltkrieg
und dem Nationalsozialismus unendlich viel Leid über Europa und die
ganze Welt gebracht. Ich empfinde es deshalb als großes Geschenk,
dass wir Deutsche seit 75 Jahren in Frieden mit unseren Nachbarn und
in einem geeinten Europa leben dürfen. Die Erinnerungen an diesen Tag
sind für uns daher beständige Mahnung und Verpflichtung, für Frieden,
Freiheit und die Würde des Menschen aktiv einzutreten."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de
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ARBEIT/1924: Von Gleichberechtigung im Erwerbsleben kann noch keine Rede sein

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. Mai 2020

Von Gleichberechtigung im Erwerbsleben kann noch keine Rede sein



"Es ist erfreulich, dass die Erwerbsbeteiligung von Müttern zugenommen
hat, doch bis zu echter Gleichstellung ist es noch ein weiter Weg",
erklärt Sabine Zimmermann, arbeitsmarktpolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, zu den vom Statistischen Bundesamt
veröffentlichten Daten zur Erwerbsbeteiligung von Müttern in Familien
mit Schulkindern in den Jahren 2008 bis 2018. Zimmermann weiter:

"Insbesondere bei der Teilzeitarbeit gibt es enorme Unterschiede
zwischen den Geschlechtern. Auch zwischen den Löhnen von Frauen und
Männern klafft eine Lücke. Immer noch ist die Sorgearbeit sehr
ungleich verteilt. Um das zu ändern, braucht es unter anderem
erhebliche Verbesserungen in der Kinderbetreuung, sobald diese wieder
zum Normalbetrieb zurückgekehrt ist. Das betrifft vor allem Randzeiten
und verfügbare Betreuungsplätze, zum Beispiel im Hort für
Grundschulkinder. Aktuell gilt es, Eltern, die ihre Kinder infolge der
Corona-Beschränkungen selbst betreuen müssen, durch ein
Corona-Elterngeld finanziell abzusichern und parallel durch einen
Sonderkündigungsschutz zu verhindern, dass sie ihren Arbeitsplatz
verlieren. Außerdem müssen die jüngsten Lockerungen bei den
Arbeitszeiten für systemrelevante Berufe rückgängig gemacht werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 7. Mai 2020
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BILDUNG/959: Ausbildung muss krisenfest sein

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. Mai 2020

Ausbildung muss krisenfest sein



"Wenn wir die Berufsausbildung jetzt nicht krisenfest ausgestalten,
verschärft sich die soziale Spaltung. Vor Ausbruch von COVID-19 waren
schon über zwei Millionen junge Menschen unter 35 Jahren
ausbildungslos und dadurch von prekären Arbeitsbedingungen oder
Arbeitslosigkeit bedroht. Politik und Wirtschaft sind aufgefordert,
jetzt alles daranzusetzen, den jungen Menschen Perspektiven zu
ermöglichen", erklärt Birke Bull-Bischoff mit Blick auf den aktuellen
Berufsbildungsbericht. Die bildungspolitische Sprecherin der Fraktion
DIE LINKE weiter:

"Es wird deutlich, dass die Corona-Krise auf bereits lang bestehende
massive Probleme des Ausbildungsmarktes trifft und hier wie ein
Brandbeschleuniger zu wirken droht. Nur noch jeder fünfte Betrieb hat
vor der Krise ausgebildet. Die Auswirkungen der Corona-Krise werden
diesen Umstand verschärfen. Es wäre unverantwortlich, die jungen
Menschen in der Krise und danach alleine zu lassen und damit ihre
Chancen auf gute Arbeit durch gute Ausbildung zu verbauen. Das heißt:
Wir brauchen dringend eine Umstellung der Infrastruktur - digital, in
der Ausstattung und in der Beratung sowie beim Ausbau von
Verbundstrukturen. Um in Regionen mit angespanntem Ausbildungsmarkt
außerbetriebliche Ausbildung in den kommenden zwei Jahren zu fördern,
braucht es einen zeitlich befristeten Ausbildungsbonus für Betriebe,
die Auszubildende und ausbildungsintegriert dual Studierende aus
insolventen Betrieben übernehmen und ihnen die Fortführung und den
Abschluss ihrer Ausbildung ermöglichen. Durch die Einführung einer
Ausbildungsplatzumlage könnten ausbildende Betriebe in Notlage
unterstützt werden, damit sie weiterhin ausbilden können. Hart
erkämpfte Schutzrechte für Auszubildende dürfen auch in Krisenzeiten
nicht abgebaut werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SICHERHEIT/2075: Bundeswehr darf nicht mit Kampfdrohnen ausgerüstet werden

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. Mai 2020

Bundeswehr darf nicht mit Kampfdrohnen ausgerüstet werden



"Die angesetzte Debatte im Verteidigungsministerium soll der Türöffner
werden, um die Bundeswehr mit Kampfdrohnen auszurüsten. DIE LINKE
lehnt das strikt ab. Das Argument, wonach bewaffnete Drohnen der
Sicherheit der Soldatinnen und Soldaten dienen, ist vorgeschoben.
Kriege wie in Afghanistan zeigen, Drohnen werden für gezielte Tötungen
eingesetzt. Drohnen senken außerdem die Hemmschwelle zum Einsatz von
Gewalt und führen zu einer Entgrenzung des Krieges, wie zahlreiche
Drohneneinsätze in Jemen und Somalia zeigen. An Drohnenkriegen darf
sich die Bundeswehr nicht beteiligen", erklärt Tobias Pflüger,
verteidigungspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, zur
geplanten Debatte um bewaffnete Drohnen. Pflüger weiter:

"Bedenklich ist auch, dass Verteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer
weitere Diskussionsveranstaltungen etwa an Universitäten plant, um dem
Koalitionsvertrag Genüge zu tun, wonach bewaffnete Drohnen nur nach
'ausführlicher völkerrechtlicher, verfassungsrechtlicher und ethischer
Würdigung' angeschafft werden dürfen. Universitäten sollten in Zeiten
von Corona und dem Hochfahren des Lehrangebots ihre Ressourcen nicht
für solche Werbeveranstaltungen der Bundeswehr verschwenden. Forschung
und Lehre müssen Vorrang haben.

Dass Annegret Kramp-Karrenbauer gerade nichts anderes zu tun hat, als
die Anschaffung bewaffneter Drohnen voranzutreiben, ist merkwürdig.
Schon rein finanziell sind wegen der Corona-Krise keine neuen
Beschaffungsprojekte drin. Die Verteidigungsministerin sollte besser
Sparvorschläge machen. Das wäre ein sinnvoller Beitrag der Bundeswehr
zur Bewältigung der Folgen der Corona-Pandemie."

 * 

Quelle:
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SOZIALES/2743: Für eine sozialen Schutzschirm, der auch die Ärmsten schützt

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 6. Mai 2020

Für eine sozialen Schutzschirm, der auch die Ärmsten schützt



Zum Antrag der Fraktion DIE LINKE im Bundestag für einen Sozialen
Schutzschirm in der Corona-Krise erklärt Katja Kipping, Vorsitzende
der Partei DIE LINKE:

Bei der sozialen Abfederung der Corona-Krise vergisst diese Regierung
beständig diejenigen, die die Krise am härtesten trifft: Familien in
Hartz-IV, Menschen die Grundsicherung im Alter beziehen, Menschen mit
Behinderung, deren Werkstätten geschlossen haben und Wohnungslose. Die
Corona-Hilfen erreichen gerade die Menschen nicht, die sie besonders
dringend brauchen. Die Bundesregierung vernachlässigt in der
Corona-Krise den sozialen Ausgleich. Deshalb hat die Fraktion DIE
LINKE im Bundestag für Donnerstag einen Antrag für einen sozialen
Schutzschirm eingereicht.

Schon vor Corona waren die Hartz-IV Regelsätze zu niedrig. Nun kommt
verschärfend hinzu, dass in Folge von Hamsterkäufen die preiswerten
Produkte oft vergriffen und viele Tafeln geschlossen sind. Das
Mittagessen in Kitas und Schulen entfällt. Um das auszugleichen
beantragt DIE LINKE einen Corona-Aufschlag auf alle Sozialleistungen
von 200 Euro im Monat. Davon würden auch Aufstockende profitieren,
deren Zuverdienste jetzt wegfallen.

Um Homeschooling auch für Familien mit wenig Geld zu ermöglichen,
fordern wir einen Zuschuss von 500 Euro über das Bildungs- und
Teilhabepaket. Das ist notwendig, denn Schule zu Hause erfordert einen
Laptop, um mit der Lehrerin zu kommunizieren, einen Internetzugang,
einen Drucker, um Arbeitsblätter auszudrucken und natürlich einiges an
Software. 25% der 12Jährigen in Familien mit Hartz-IV-Bezug haben
jedoch überhaupt keinen Zugang zu Computern. Der von der GroKo
beschlossene mickrige Zuschuss beseitigt da nicht die
Bildungsungleichheit.

Für die Millionen Selbstständigen in existentieller Not fordern wir
ein Corona-Überbrückungsgeld. Dass die Regierung auf die
Grundsicherung verweist, bedeutet hier für viele nichts anderes als
unterlassene Hilfeleistung. Denn zu den Tücken von Hartz IV gehört die
Anrechnung des Partnerinneneinkommens. Viele Paare, bei denen nun ein
Einkommen wegfällt, haben deshalb keinen Anspruch auf Grundsicherung,
auch wenn das verbleibende Einkommen niedrig ist.

Damit nicht immer mehr Menschen durchs Raster fallen, muss der Zugang
zu existenzsichernden Sozialleistungen ausgeweitet wird. Vor allem
müssen alle Menschen in Deutschland ausreichende medizinische
Versorgung erhalten. Auch Menschen mit Beitragsschulden, Bürger
anderer EU-Länder ohne Arbeit und Anspruch auf Arbeitslosengeld I,
Asylsuchende in den ersten 18 Aufenthaltsmonaten, Menschen ohne
Papiere und Menschen ohne Krankenversicherung dürfen jetzt nicht
allein gelassen werden. Wenn wir Ihnen helfen, verringern wir auch das
Risiko von weiteren Infektion und helfen damit uns allen.

Auch viele Hilfsangebote sozialer Dienstleister sind von der
Corona-Krise bedroht. Wir dürfen nicht zulassen, dass hier gewachsene
Unterstützungsstrukturen wegbrechen. Das gilt für arbeitspolitische
Maßnahmen, soziale Dienste und Einrichtungen für Menschen mit
Behinderungen und chronischen Erkrankungen, Wohneinrichtungen für
Menschen mit Behinderungen und Vorsorge- und
Rehabilitationseinrichtungen wie beispielsweise Mutter-Kind-Kuren.

Gerade jetzt, wo viele Menschen das eigene Heim kaum noch verlassen
können, sind auch Hilfsangebote bei häuslicher Gewalt besonders
wichtig. Wir fordern, dass ein Notfallfonds des Bundes zum
Gewaltschutz eingerichtet wird. Damit sollen Hilfs- und
Beratungsstellen in die Lage versetzt werden, neue Beratungsangebote
zu schaffen und bestehende telefonisch und/oder digitale Angebote
auszubauen. Außerdem sollen daraus Mittel zur Anmietung von
Notunterkünften beantragt werden können.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 6. Mai 2020
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BUNDESTAG/9789: Heute im Bundestag Nr. 482 - 07.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 482

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 7. Mai 2020, Redaktionsschluss: 14.40 Uhr

1. FDP für Überprüfung von Beschränkungen

2. Grüne wollen Tabaksteuer ausweiten

3. Statistikpflicht für Mittelständler

4. Keine Subventionen für Nachtzugverkehre

5. Fördergelder für rollende Landstraße



1. FDP für Überprüfung von Beschränkungen

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) "Rechtsstaat in der Corona-Krise verteidigen -
Bürger- und Freiheitsrechte bewahren" lautet der Titel eines Antrags
der FDP-Fraktion (19/19009), der am Donnerstagabend erstmals auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Darin fordert die Fraktion
die Bundesregierung auf, umgehend eine Generalrevision aller im Rahmen
der Corona-Pandemie erlassenen freiheitsbeschränkenden Maßnahmen
vorzunehmen. Freiheitsbeschränkungen, die sich aus Gründen des
Gesundheitsschutzes nicht mehr rechtfertigen lassen, soll die
Bundesregierung nach dem Willen der Fraktion unverzüglich aufheben.
Zugleich soll sie laut Vorlage darauf hinwirken, "dass die Länder die
von ihnen verhängten Freiheitsbeschränkungen fortlaufend auf ihre
Geeignetheit, Erforderlichkeit und Angemessenheit hin überprüfen".

Ferner wird die Bundesregierung in dem Antrag aufgefordert, "bei der
Entwicklung einer Contact-Tracing-App sowie weiterer digitaler
Anwendungen Bürger- und Freiheitsrechte zu wahren und alle Anwendungen
so datenschutzfreundlich wie möglich und grundrechtsschützend
auszugestalten". Zudem dringt die Fraktion in der Vorlage unter
anderem auf die Einsetzung einer "unabhängigen Freiheitskommission mit
Experten aus den Bereichen Justiz, Wissenschaft und
Zivilgesellschaft", die "die freiheitseinschränkenden Maßnahmen und
deren Lockerungen kritisch begleitet, Best-Practice-Beispiele sammelt
und mit regelmäßigen Berichten wichtige Impulse für eine kontrollierte
und koordinierte Öffnungsstrategie liefert".

 * 

2. Grüne wollen Tabaksteuer ausweiten

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die EU-Tabaksteuerrichtlinie soll schnellstmöglich
zu einer Richtlinie für Rauch- und Dampfprodukte weiterentwickelt
werden. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen schreibt in einem Antrag
(19/18978), damit solle sichergestellt werden, dass auch tabakfreie
sowie nikotinhaltige und nikotinfreie Rauch- und Dampfprodukte wie zum
Beispiel Liquids für E-Zigaretten oder künftige Rauch- und
Dampfproduktentwicklungen durch Schaffung neuer Steuerkategorien mit
einer Steuer jenseits der Umsatzsteuer belegt werden könnten. Außerdem
sollen in einer Langzeitstudie die langfristigen gesundheitlichen
Auswirkungen neuer Tabak- und Rauchprodukte untersucht werden.

Nach Ansicht der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sind die neuen
Rauch- und Dampfprodukte keinesfalls harmlos. Tabakerhitzer und
E-Zigaretten seien nach dem aktuellen Forschungsstand nicht so
schädlich wie Zigaretten, trotzdem sei die gesundheitsschädliche und
möglicherweise krebserregende Wirkung dieser Produkte bereits
festgestellt worden. Zu den Wirkungen von Steuern heißt es, die
Tabaksteuererhöhungen der Vergangenheit hätten gezeigt, dass
Steueranpassungen besonders bei den preissensiblen Jugendlichen und
jungen Erwachsenen zu den wirksamsten Präventionsinstrumenten gehören
würden. Bisher würden die neuartigen Rauch- und Dampfprodukte nicht
adäquat besteuert.

 * 

3. Statistikpflicht für Mittelständler

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Durch das Bürokratieentlastungsgesetz (BEG III)
werden vor allem das Insolvenzstatistikgesetz und das Gesetz über die
Statistik im Produzierenden Gewerbe vereinfacht. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/18816) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/18461). Zur weiteren Entlastung des Mittelstandes
plane das Ministerium für Wirtschaft und Energie ein Basisregister für
Unternehmensstammdaten, um Doppelerhebungen künftig zu vermeiden. Eine
Novellierung des Anfang 2020 in Kraft getretenen BEG III sei derzeit
allerdings nicht vorgesehen.

 * 

4. Keine Subventionen für Nachtzugverkehre

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung steht nach eigener Aussage einer
Ausweitung des Angebotes für Nachtzugverkehre offen gegenüber.
Voraussetzung sei eine wirtschaftlich tragfähige Gestaltung des
Angebots, heißt es in der Antwort (19/18819) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/17474). Der Nachtzugverkehr falle in den
Bereich des Personenfernverkehrs und werde eigenwirtschaftlich von
Eisenbahnverkehrsunternehmen (EVU) betrieben, die die erwartete
Nachfrage und Wirtschaftlichkeit abwägen würden, heißt es in der
Antwort. Gleichzeitig werde die Wettbewerbsfähigkeit des
Verkehrsträgers Schiene in der Nachfrage und Wirtschaftlichkeit von
entsprechenden Angeboten beeinflusst.

Um die Wettbewerbsfähigkeit des Personenfernverkehrs gegenüber dem
Luftverkehr zu stärken, habe die Bundesregierung im Rahmen des
Klimaschutzprogramms 2030 Maßnahmen beschlossen. Durch die Senkung des
Umsatzsteuersatzes beim Bahnfahren im Fernverkehr von 19 auf 7 Prozent
würden Bahntickets günstiger - die Steuer auf Flugtickets sei hingegen
zum 1. April 2020 erhöht worden. "Um die Klimaschutzziele 2030 aus dem
Klimaschutzgesetz zu erreichen werden weitere Maßnahmen im
Verkehrsbereich erforderlich sein, die dazu beitragen dürften, die
Wettbewerbsfähigkeit der Schiene weiter zu erhöhen", schreibt die
Bundesregierung. Sie zeigt sich überzeugt davon, "dass ein steigendes
Nachfragepotential nach Nachtzugverkehren durch den jedem
offenstehenden Markt für Fernverkehr befriedigt werden kann". Eine
Subventionierung der Nachtzugverkehre in Deutschland sei nicht
geplant, heißt es in der Antwort.

 * 

5. Fördergelder für rollende Landstraße

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Europäische Fördergelder für die ,rollende
Landstraße' der ÖBB in Österreich" lautet der Titel einer Kleinen
Anfrage der FDP-Fraktion (19/18804). Darin schreiben die Abgeordneten,
Österreich habe auf europäischer Ebene eine Sonderförderung für eine
kurzfristige Verlagerung von der Straße auf die Schiene durchgesetzt.
Dabei setze das Nachbarland allerdings auf die veraltete und
ineffiziente Technologie der sogenannten "rollenden Landstraße", bei
der komplette Lkw und Sattelzüge per Bahn transportiert werden, und
nehme negative Auswirkungen auf das Gesamtsystem in Kauf, heißt es in
der Vorlage. Dennoch habe die EU-Kommission eine Förderung in Höhe von
205 Millionen Euro für den Zeitraum 2020-2022 für die "rollende
Landstraße" gewährt.

Die Liberalen wollen nun wissen, welche Argumentationslinie die
Bundesregierung im Rahmen der Anhörung zur Genehmigung der
Fördermittel gegenüber der Europäischen Kommission verfolgt hat.
Gefragt wird auch, ob aufgrund der singulären Fördermaßnahmen nach
Ansicht der Bundesregierung Wettbewerbsverzerrungen zuungunsten der
Deutschen Bahn AG (DB AG) und anderer privater Betreiber auf dem
Brennerkorridor entstehen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9788: Heute im Bundestag Nr. 481 - 07.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 481

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 7. Mai 2020, Redaktionsschluss: 12.49 Uhr

1. Corona-Folgen für Wettbewerbsrecht

2. FDP für höhere Behindertenpauschbeträge

3. Pünktlichkeit bei der Deutschen Bahn

4. Sanierungsbedürftige Eisenbahnbrücken

5. Glasfaserausbau in Niedersachsen erfragt



1. Corona-Folgen für Wettbewerbsrecht

Wirtschaft und Energie/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktionen CDU/CSU und SPD wollen mit einem
Gesetzentwurf (19/18963) die Corona-Folgen für Unternehmen und
Behörden in Bezug auf wettbewerbsrechtliche Fragen abmildern. Um dem
Bundeskartellamt bei der Prüfung von Zusammenschlüssen weiter
Ermittlungen in den betroffenen Märkten, vor allem bei dritten
Unternehmen, zu ermöglichen, würden die Prüffristen der
Fusionskontrolle einmalig verlängert, heißt es in dem Entwurf. Die
Verlängerung betreffe Anmeldungen von Zusammenschlüssen in der Zeit
vom 1. März 2020 bis 31. Mai 2020. Für Unternehmen soll die
Zinspflicht für Bußgelder, für die Zahlungserleichterungen wie
Stundung oder Ratenzahlung gewährt sind, bis zum 30. Juni 2021
ausgesetzt werden.

Weitere Maßnahmen in dem "Entwurf eines Gesetzes zur Abmilderung der
Folgen der COVID-19-Pandemie im Wettbewerbsrecht und für den Bereich
der Selbstverwaltungsorganisationen der gewerblichen Wirtschaft"
betreffen Kammern und Handwerksorganisationen. Sie sollen
Versammlungen leichter virtuell organisieren und auch Beschlüsse auf
diesem Weg erwirken können.

 * 

2. FDP für höhere Behindertenpauschbeträge

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die FDP-Fraktion setzt sich für eine steuerliche
Entlastung von Menschen mit Behinderung ein. In einem Antrag
(19/18947) wird die Bundesregierung zur Vorlage eines Gesetzentwurfs
aufgefordert, mit dem der Pauschbetrag auch Menschen mit Behinderungen
gewährt werden soll, deren Grad der Behinderung auf mindestens 25
festgestellt ist. Außerdem soll der steuerliche Pauschbetrag deutlich
angehoben werden. Dieser Pauschbetrag sei seit 1975 nicht mehr erhöht
worden, obwohl sich die Preise gerade für medizinische Erzeugnisse,
Geräte und Ausrüstungen seit Beginn der 1990er Jahre mehr als
verdoppelt hätten. In Anbetracht der vor 25 Jahren vorgenommenen
Ergänzung des Grundgesetzes ("Niemand darf wegen seiner Behinderung
benachteiligt werden") seien die Einschränkungen für Menschen mit
einem Grad der Behinderung zwischen 25 und 45 diskriminierend und
daher aufzuheben.

 * 

3. Pünktlichkeit bei der Deutschen Bahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die leistungsbezogene Vergütung der
Vorstandsmitglieder der Deutschen Bahn AG (DB AG) ist laut
Bundesregierung an den Top-Zielen der Strategie "Starke Schiene"
ausgerichtet. Eines der Top-Ziele sei die Verbesserung der
betrieblichen Pünktlichkeit, heißt es in der Antwort (19/18864) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/17737).

Der Antwort zufolge lag die Pünktlichkeit bei den Zügen der DB
Fernverkehr AG im Jahr 2019 bei 75,9 Prozent und damit über dem Wert
von 2018 (74,9 Prozent) aber unter dem Wert von 2012 (79,1 Prozent).
Der Anschlusserreichungsgrad habe für die Jahre 2017 86,9 Prozent, für
2018 84,8 Prozent und für 2019 87 Prozent betragen.

 * 

4. Sanierungsbedürftige Eisenbahnbrücken

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Nach Auskunft der DB Netz AG gibt es in
Niedersachsen 2.064 Eisenbahnbrücken, wovon 40 Brücken (rund 1,9
Prozent) in den kommenden Jahren sanierungsbedürftig sind. Das
schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/18843) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/17639). Das
Durchschnittsalter der Eisenbahnbrücken in Niedersachsen liegt der
Vorlage zufolge bei 82,3 Jahren. Knapp die Hälfte (1.016) der 2.064
Eisenbahnbrücken ist älter als 90 Jahre.

 * 

5. Glasfaserausbau in Niedersachsen erfragt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Entwicklungen des Glasfaserausbaus und den
aktuellen Stand der Glasfaserversorgung in Niedersachsen interessiert
sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage
(19/18847). Die Bundesregierung soll unter anderem darüber Auskunft
geben, wie sich die Anzahl der niedersächsischen Haushalte zwischen
2009 und 2019 entwickelt hat, die über Glasfaserinternet verfügen.
Gefragt wird auch, in wie vielen und welchen Städten und Gemeinden in
Niedersachsen das Glasfasernetz komplett ausgebaut ist, sodass alle
Haushalte Zugang zu Glasfaserinternet haben.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 480

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 7. Mai 2020, Redaktionsschluss: 10.46 Uhr

1. Ladeinfrastruktur für Elektromobilität

2. Reform des Wohneigentumsgesetzes

3. Investitionsförderung für Kommunen

4. Gemeindeanteil wird nicht geändert

5. Homeoffice bei der BaFin

6. Biokohle in der Landwirtschaft



1. Ladeinfrastruktur für Elektromobilität

Wirtschaft und Energie/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktionen der Regierungskoalition wollen
den Ausbau von Ladeinfrastruktur für Elektromobilität in
Gebäuden beschleunigen. Dazu haben CDU/CSU und SPD einen
Gesetzentwurf (19/18962) vorgelegt. Das
Gebäude-Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetz (GEIG) setze eine
entsprechende EU-Gebäuderichtlinie in nationales Recht um. In dem
Entwurf erklären die Abgeordneten, Wohn- und Nichtwohngebäude mit
größeren Parkplätzen zu adressieren. "Dadurch werden die
Voraussetzungen geschaffen, die Möglichkeiten für das Laden von
Elektrofahrzeugen zu Hause, am Arbeitsplatz und bei der Erledigung
alltäglicher Besorgungen zu verbessern." Möglich werde dies durch eine
bessere Infrastruktur und durch mehr Ladepunkte.

Konkret sollen in zu errichtenden Wohngebäuden oder bei der größeren
Renovierung eines Wohngebäudes mit mehr als zehn Stellplätzen künftig
alle Stellplätze mit der Leitungsinfrastruktur für Elektromobilität
ausgestattet werden. Bei Nichtwohngebäuden erhält den Angaben zufolge
jeder fünfte Stellplatz eine solche Infrastruktur. Zusätzlich sei
mindestens ein Ladepunkt zu errichten. Das Gesetz gelte nicht für
Nichtwohngebäude kleiner und mittlerer Unternehmen, die weitgehend
selbst genutzt werden. Auch gebe es Ausnahmen, wenn die Kosten für die
Lade- und Leitungsinfrastruktur in bestehenden Gebäuden sieben Prozent
der Gesamtkosten einer größeren Renovierung des Gebäudes
überschreiten. Öffentliche Gebäude, die bereits vergleichbaren
Anforderungen unterliegen, seien von den Regelungen ausgenommen.

Wer gegen das Gesetz verstößt, soll mit Bußgeldern rechnen müssen. Das
Gesetz betreffe außerdem nur die Ladeinfrastruktur für
Personenkraftfahrzeuge und Lieferfahrzeuge.

 * 

2. Reform des Wohneigentumsgesetzes

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) "Wohnungseigentum selbstbestimmt und praktikabel
gestalten" ist ein Antrag der FDP-Fraktion (19/18955) überschrieben,
nach dem die Bundesregierung einen Gesetzentwurf zur Reform des
Wohnungseigentumsgesetzes vorlegen soll. Dieser solle sich an den
Ergebnissen der Bund-Länder-Arbeitsgruppe orientieren, der die
Bruchstellen des Wohnungseigentumsrechts offengelegt habe, schreiben
die Abgeordneten. Der darauf fußende Referentenentwurf des
Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz habe jedoch
gezeigt, dass die Bundesregierung bei der Reform das Fundament des
Wohnungseigentumsrechts zu untergraben versuche. Das
Wohnungseigentumsrecht benötige und verdiene eine Reform, um die
mittlerweile unüberschaubar gewordene Kasuistik der in Jahrzehnten
gewachsenen Rechtsprechung zu ordnen und auf eine festere Basis zu
stellen. Im Einzelnen geht es um die Bestellung und die Befugnisse des
Verwalters, die Beschlussfindung und die Beschlussfähigkeit der
Eigentümerversammlung sowie die verbindliche Nutzung einer digitalen
Plattform für die jeweilige Wohnungseigentümergemeinschaft.

 * 

3. Investitionsförderung für Kommunen

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Linksfraktion plädiert dafür, die Zeiträume für
die Investitionsförderung von Kommunen zu verlängern. In einem Antrag
(19/19016) erklären die Abgeordneten, die Fristen reichten wegen der
schleppenden Reaktion von Baufirmen auf Ausschreibungen ohnehin kaum
aus. Die Corona-Krise verschärfe die Herausforderungen für Kommunen
zusätzlich. Daher sollten die Förderzeiträume des
Kommunalinvestitionsförderungsgesetzes verlängert werden.

 * 

4. Gemeindeanteil wird nicht geändert

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung sieht keinen Bedarf zur
Veränderung des im Gemeindefinanzreformgesetz festgelegen
Gemeindeanteils an der Einkommensteuer. Dies schreibt sie in ihrer
Antwort (19/18820) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/17629). Die Antwort enthält zahlreiche weitere Angaben zum
Einkommensteueranteil der Gemeinden.

 * 

5. Homeoffice bei der BaFin

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wie hoch der Anteil der Beschäftigten der
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) ist, die unter
Beachtung der IT-Kapazitäten zeitgleich im Homeoffice arbeiten können,
will die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/18893) erfahren.
Außerdem wird gefragt, wann Vor-Ort-Prüfungen der BaFin wieder
aufgenommen werden können.

 * 

6. Biokohle in der Landwirtschaft

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Nutzung von sogenannter Biokohle in der
Landwirtschaft steht im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/18784)
der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten wollen sich bei der Bundesregierung
unter anderem über den aktuellen Stand zum vom Fachverband
Pflanzenkohle (FVPK) eingereichten Antrag zur Zulassung von Biokohle
erkundigen. Biokohle wird unter anderem zur Reduktion des
Düngerbedarfs eingesetzt.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 480 - 7. Mai 2020 - 10.46 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 479

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 7. Mai 2020, Redaktionsschluss: 10.11 Uhr

1. Menschenrechtsverletzungen in China

2. AfD fordert Entlastung für Importeure

3. Grüne fordern umfassenden Klimaschutz

4. Linke: Rettungsschirm für Familien

5. Verwendung aktiver Verpackungen

6. Steuerfreie Risikoausgleichsrücklage



1. Menschenrechtsverletzungen in China

Menschenrechte/Antrag

Berlin: (hib/SAS) Die FDP-Fraktion fordert die Bundesregierung auf,
Verstöße gegen die Menschenrechte und religiöse Minderheiten -
insbesondere gegen die uigurische Bevölkerung in der autonomen
chinesischen Region Xinjiang - zu thematisieren und zu verurteilen.

Konkret verlangt die Fraktion in ihrem Antrag (19/18930), einen
"proaktiven Ansatz in der menschenrechtsorientierten Diplomatie" zu
vertreten und im Zuge dessen die in China begangenen
Menschenrechtsverletzungen "offen zu kritisieren". Gerade die
"massiven Menschenrechtsverletzungen" an den Uiguren und anderen
muslimischen Minderheiten in der nordwestlichen Provinz Xinjiang
müssten "offen gegenüber der chinesischen Regierung" thematisiert
werden, schreiben die Abgeordneten. Die Bundesregierung solle diese
auffordern, die "universell gültigen Menschenrechte auf Privatsphäre,
Freiheit des Kulturlebens, Meinungsfreiheit, Religionsfreiheit, Schutz
vor Folter und willkürlicher Verhaftung und den Anspruch auf
Rechtsschutz zu wahren". Weiter dringt die FDP darauf, China müsse
seinen Verpflichtungen gemäß den ratifizierten
Menschenrechtskonventionen nachkommen. Dazu gehöre unter anderem das
Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder
erniedrigende Behandlung oder Strafe.

Willkürlich inhaftierte Uiguren sowie Angehörige anderer ethnischer
Minderheiten seien freizulassen und "sämtliche Internierungslager
unverzüglich zu schließen", fordert die FDP. Die Bundesregierung solle
sich zudem dafür einsetzen, dass "die vielen vermeintlichen
uigurischen 'Waisen' wieder mit ihren Eltern oder anderen
Familienangehörigen zusammengeführt werden. Auf internationaler Ebene
solle sich die Bundesregierung dafür stark machen, dass auch andere
Regierungen sich für die Einhaltung der Menschen- und
Minderheitenrechte in China aussprechen. Konkret solle sich
Deutschland im Rat der EU für eine Prüfung von Sanktionsmaßnahmen
gegenüber an Menschenrechtsverletzungen beteiligten Funktionären der
Kommunistischen Partei Chinas einsetzen.

Weitere Forderungen der Liberalen zielen unter anderem auf eine
Ratifizierung von Übereinkommen der Internationalen
Arbeitsorganisation über Zwangs- und Pflichtarbeit (Nr.29) und die
Abschaffung von Zwangsarbeit (Nr. 105) durch China sowie die
Einrichtung einer "Fact Finding Mission", um die
Menschenrechtsverletzungen an den Uiguren zu untersuchen und
unabhängigen Beobachtern Zugang zur Region Xinjiang zu gewähren.

Zur Begründung führt die FDP-Fraktion an, dass
Menschenrechtsorganisationen in jüngster Zeit über eine massive
Zunahme der Verstöße gegen die Menschenrechte in China berichten. In
Xinjiang würden Menschen "systematisch ihrer religiösen, sprachlichen
und kulturellen Freiheiten beraubt". Unter dem Vorwand der
Terrorismusbekämpfung seien zudem seit 2014 immer mehr Uiguren
festgenommen und in Internierungslagern inhaftiert worden. Dies alles
widerspreche der Einhaltung der Menschenrechte, "deren Respekt und
Gewährleistung seit 2004 sogar in der chinesischen Verfassung"
verankert" ist, betonen die Abgeordneten. Belegt würden die Verstöße
gegen die Menschenrechte auch durch die 2019 veröffentlichten
sogenannten "China Cables" oder "Xinjiang Papers", offenbar interne
Dokumente der Kommunistischen Partei. Trotzdem weise die chinesische
Regierung alle Vorwürfe zurück. Hierfür nutze sie ihre "diplomatischen
und wirtschaftlichen Beziehungen", um internationale, dem Schutz der
Menschenrechte dienende Organisationen zu "unterwandern", kritisiert
die FDP.

 * 

2. AfD fordert Entlastung für Importeure

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Eine Entlastung deutscher Unternehmen zur
Bewältigung der Folgen der Corona-Krise fordert die AfD-Fraktion in
einem Antrag (19/18971). Neben den bereits beschlossenen Finanzhilfen
müsse es auch eine Reform der Einfuhrumsatzsteuer geben. Die deutschen
Importunternehmen müssten bei der Einfuhr von Waren aus
Herkunftsstaaten außerhalb der EU Einfuhrumsatzsteuer entrichten, die
sie später wieder erstattet bekommen könnten. Im Jahr 2018 habe diese
Einfuhrumsatzsteuer 59,4 Milliarden Euro betragen. Dieses Verfahren
verursache jedoch eine unnötige Bindung von Liquidität und erhöhe
damit die Kosten für Importeure. In den EU-Nachbarstaaten würden
solche Kosten nicht anfallen, da etwa in den Niederlanden oder Belgien
eine Verrechnung der Einfuhrumsatzsteuer mit dem Vorsteueranspruch
möglich sei. Dieses Verrechnungsmodell solle auch in Deutschland
eingeführt werden, fordert die AfD-Fraktion. Dann müsse die
Einfuhrumsatzsteuer nicht bereits zum Zeitpunkt der Wareneinfuhr
entrichtet werden, sondern könne im Zuge der Umsatzsteuervoranmeldung
verrechnet werden.

Nach Ansicht der AfD-Fraktion hat die ungünstige steuerliche Regelung
dazu geführt, dass deutsche Seehäfen im internationalen Vergleich
immer weiter zurückfallen würden. Während in Rotterdam im Jahre 2018
14,5 Millionen und in Antwerpen 11,1 Millionen Standardcontainer
umgesetzt worden seien, seien es in Hamburg lediglich 8,7 Millionen
Standardcontainer gewesen. Der Containerumschlag sei in Rotterdam und
Antwerpen stark gestiegen, in Hamburg dagegen um ein Prozent
zurückgegangen.

 * 

3. Grüne fordern umfassenden Klimaschutz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/LBR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat einen Antrag
(19/18961) vorgelegt, in dem sie die Bundesregierung auffordert, einen
Klimaplan für eine klimagerechte, ökologische und tierfreundliche
Landwirtschaft und einen Waldschutzplan zum flächendecken Umbau in
einen klimagerechten, naturnahen Wald vorzulegen. Auch solle die
Regierung Pläne für widerstandsfähige und lebenswerte Städte sowie zur
Rückhaltung des Wassers in der Landschaft und zur Sicherstellung der
Wasserversorgung vorlegen.

Für das Jahr 2020 drohe eine "weitere längere Trockenphase".
Entscheidend sei, dass der Klimaschutz "nicht auf die lange Bank
geschoben" werde, sondern Maßnahmen schnell und wirksam umgesetzt
werden, schreiben die Abgeordneten in dem Antrag.

Eckpunkte des Klimaplans müssten Maßnahmen sein, um die
Kohlenstoffbindung im Boden und den Humusaufbau zu steigern. Auch
Agroforstsysteme, Mischkulturen und weitere Fruchtfolgen mit
Zwischenfrüchten müssten gefördert werden. Ein
Pestizidreduktionsprogramm zur Schonung des Bodenlebens müsse darin
enthalten sein. Für Betriebe seien Diversifizierungsprogramme nötig,
die sie dabei unterstützten, trockenheitsangepasste Kulturpflanzen
anzubauen und zu vermarkten. Bestandteil müsse auch ein Förderprogramm
zur Erhöhung des Ökolandbauanteils auf mindestens 30 Prozent der
Anbaufläche bis 2030 und ein Ausbau regional verarbeitender und
vermarktender Strukturen sein, schreiben die Grünen.

 * 

4. Linke: Rettungsschirm für Familien

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antrag

Berlin: (hib/AW) Nach dem Willen der Fraktion Die Linke sollen für die
Dauer der Corona-Pandemie rückwirkend zum 1. März die
Hartz-IV-Leistungen um 200 Euro pro Monat und Person und das
Kurzarbeitergeld auf 90 Prozent des Nettogehaltes erhöht werden. Um
Alleinerziehende zu unterstützen, soll das Kindergeld nur noch zu 50
Prozent auf den Unterhaltsvorschuss angerechnet werden. Kinder, die
Leistungen aus dem Bildungs- und Teilhabepaket beziehen, sollen einen
Zuschuss von 500 Euro für Computer und IT-Ausstattung erhalten. In
einem Antrag (19/18941) fordert die Fraktion die Bundesregierung auf,
dem Bundestag entsprechende Gesetzesentwürfe vorzulegen.

Zudem möchte die Linksfraktion für die Dauer der pandemiebedingten
Schließung von Kindertageseinrichtungen und Schulen ein
Corona-Elterngeld einführen. Dies soll es Eltern ermöglichen, ihre
Arbeitszeit zu reduzieren oder auszusetzen, um ihre Kinder betreuen zu
können. In den ersten sechs Wochen soll das Elterngeld als
Lohnfortzahlung 100 Prozent betragen und für die Dauer des Bezugs
sollen die Eltern vor Kündigungen geschützt werden.

 * 

5. Verwendung aktiver Verpackungen

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Künstliche Intelligenz soll
Lebensmittelverschwendung vermeiden. Die FDP-Fraktion fordert in einem
entsprechenden Antrag (19/18953) die Bundesregierung dazu auf, sich
auf EU-Ebene dafür einzusetzen, dass für die Verwendung intelligenter
und aktiver Verpackungen ein rechtlich eindeutiger und transparenter
Rahmen geschaffen wird. Auch soll sie darauf hinwirken, dass
hinderliche und unverhältnismäßige Rahmenrichtlinien wie Vermarktungs-
und Handelsnormen überprüft und gegebenenfalls abgeschafft werden.
Zudem will die FDP mehr Forschungsvorhaben in Richtung "Intelligente
Verpackungen" anstoßen und dabei den Nachhaltigkeitsaspekt einbeziehen

 * 

6. Steuerfreie Risikoausgleichsrücklage

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die FDP will für Betriebe, die Einkünfte aus Land-
und Forstwirtschaft beziehen, die Bildung einer steuerfreien
Risikoausgleichsrücklage bis zur Höhe des durchschnittlichen Gewinns
der vergangenen vier Wirtschaftsjahre ermöglichen. Dazu legen die
Liberalen einen Antrag (19/18948) vor, der einen Ansparbetrag auf
einem separaten Bankkonto ermöglichen soll, um somit die betriebliche
Risikovorsorge steuerrechtlich anzureizen und vergleichbaren
Instrumenten zur Gewinnglättung wie dem Investitionsabzugsbetrag
gleichzustellen. Die ertragswirksame Auflösung der
Risikoausgleichsrücklage müsse dabei unbürokratisch möglich sein.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 478

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 7. Mai 2020, Redaktionsschluss: 09.34 Uhr

1. Experten kritisieren hohe Flächenverluste

2. Sorge über Menschrechtslage in Bahrain

3. Einschränkungen bei Bildaufnahmen

4. AfD für Ende des Krisenmodus

5. Grüne wollen den Kommunen helfen

6. Unterstützung für pflegende Angehörige



1. Experten kritisieren hohe Flächenverluste

Parlamentarischer Beirat für nachhaltige Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Um das ursprünglich für 2020 vorgesehene und
inzwischen auf 2030 verschobene Ziel zu erreichen, das Wachstum der
Siedlungs- und Verkehrsflächen auf 30 Hektar pro Tag zu begrenzen,
braucht es verstärkte Anstrengungen. Das machten die zu einem
öffentlichen Fachgespräch des Parlamentarischen Beirats für
nachhaltige Entwicklung zum Thema "Flächeninanspruchnahme - Flächen
nachhaltig nutzen" geladenen Experten am Mittwochabend deutlich.
Notwendig sei ein stärkerer Fokus auf kompaktere Siedlungsformen
beziehungsweise auf den Vorrang der Innen- vor der Außenentwicklung,
sagte Professor Dirk Löhr von der Hochschule Trier. Thomas Preuss vom
Deutschen Institut für Urbanistik forderte, ökonomische Fehlanreize
abzubauen. Stefan Petzold vom Nabu-Bundesverband betonte, Ziel müsse
sein, so schnell wie möglich zu einem Netto-Null-Flächenverbrauch zu
gelangen.

Der Flächenverlust liege derzeit bei 60 Hektor pro Tag, was der Fläche
von Frankfurt am Main entspreche, sagte Petzold und forderte, Flächen
besser vor Bebauung zu schützen. Er verwies auf die Bodenschutzklausel
in Paragraf 1a des Baugesetzbuches, "die gelebt werden muss". Darin
heißt es: "Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen
werden; dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme
von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung
der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen,
Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen
sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen."

Der Boden, so der Nabu-Vertreter habe mehrere Funktionen. Es sei
beispielsweise nach den Ozeanen der zweitgrößte Kohlenstoffspeicher.
"Effektiver Bodenschutz ist also auch Klimaschutz", sagte Petzold. Der
Flächenverbrauch habe aber auch ökonomische Auswirkungen, wie etwa
hohe Infrastrukturkosten für Neubauprojekte. Zudem erschwere er die
Verkehrswende. Statt immer mehr in die Fläche zu bauen, müsse es
gelingen, durch Umnutzung und Aufstockung von Büro-, Industrie-,
Bestandswohngebäuden und Infrastruktur Wohn- und anderen Nutzraum zu
schaffen, verlangte Petzold.

Die Hauptursache des anhaltend hohen Flächenverbrauchs findet sich
laut Thomas Preuss nicht im Baurecht an sich, "auch wenn Ansatzpunkte
für erforderliche Ergänzungen und Weiterentwicklungen bestehen und
stärker auf eine an Nachhaltigkeitszielen ausgerichtete Anwendung des
Baurechts hingewirkt werden sollte". Vor allem das Instrumentarium für
die Innenentwicklung, insbesondere für die Mobilisierung von Flächen,
müsse geschärft werden, forderte er. Auch wirkten einige fiskalische
Rahmenbedingungen zum Teil kontraproduktiv auf die flächenpolitischen
Ziele. Verschiedene Aspekte seien also ursächlich für ein Scheitern
flächenpolitischer Ansätze. "Daher ist eine isolierte Debatte um
einzelne Instrumente nicht zielführend", betonte der Teamleiter
Ressourcen und Immissionsschutz beim Deutschen Institut für
Urbanistik.

Bund und Ländern, so seine Forderung, müssten ökonomische Fehlanreize
abbauen. Es gelte, alle relevanten Förderprogramme systematisch auf
ihre Vereinbarkeit mit flächenpolitischen Zielstellungen zu
überprüfen. Noch immer würden mit Mitteln aus der
"Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur"
neue Industrie- und Gewerbegebiete auf der "grünen Wiese"
subventioniert. Hier sei - gerade in den strukturschwachen Gebieten -
ein grundsätzliches Umdenken erforderlich.

Professor Dirk Löhr sagte, es könne nur gesteuert werden, "was auch
gemessen wird". Daher seien verbindliche, auf die verschiedenen
staatlichen Ebenen heruntergebrochene Flächenverbrauchsziele
erforderlich. Gute Steuerungsmöglichkeiten bestünden vor allem auf der
Angebotsseite für Bauland. Vor Vornahme von Baulandausweisungen
sollten verpflichtende Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen vorgenommen
werden, die auch die Folgekosten berücksichtigen, regte er an.

In den letzten Jahren, so Löhr, sei das Thema Flächensparen hinter die
Diskussion der Rolle des Bodens als Engpassfaktor für bezahlbaren
Wohnraum zurückgetreten. Da die Baulandneuausweisungen aber in der
Regel dort stattfänden, wo sie am wenigsten benötigt würden, "handelt
es sich dabei nur bedingt um einen Zielkonflikt", sagte der
Wirtschaftswissenschaftler.

 * 

2. Sorge über Menschrechtslage in Bahrain

Menschenrechte/Ausschuss

Berlin: (hib/SAS) Die Lage der Menschenrechte in Bahrain beurteilt die
Bundesregierung weiterhin als besorgniserregend. Insbesondere die
Meinungs-, Presse- sowie Versammlungsfreiheit seien in dem aus 33
Inseln bestehenden Königreich vor der Küste Saudi-Arabiens
"gravierend" eingeschränkt, sagte ein Vertreter der Bundesregierung am
Mittwochnachmittag im Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre
Hilfe. "Oppositionelle Vereinigungen sind verboten, und
regimekritische Akteure werden immer wieder Ziel von repressiven
Maßnahmen, auch willkürlichen Verhaftungen", berichtete der Vertreter
des Auswärtigen Amtes.

Die andauernden Menschenrechtsverletzungen habe Deutschland als einer
der vier wichtigsten europäischen Partner im Dialog mit der
bahrainischen Regierung in der Vergangenheit regelmäßig "angemahnt",
betonte der Regierungsvertreter. Man werde sich auch weiterhin "auf
allen Ebenen" - öffentlich wie auch hinter den Kulissen - für die
Garantie der Meinungsfreiheit und die Freilassung politischen
Gefangenen und Menschenrechtsverteidigern einsetzen.

Doch das autoritär geführte Bahrain liege in einer Region, die von
Spannungen geprägt sei, gab der Vertreter des Auswärtigen Amtes zu
bedenken. Der Inselstaat selbst sei ein multikonfessionelles Land.
Während das Königshaus sunnitisch sei, gehöre die Mehrheit der
schiitischen Glaubensrichtung an. Auch das habe in der Vergangenheit
immer wieder zu Unruhen geführt. "2011 war Bahrain einer der Hot Spots
des Arabischen Frühlings", sagte der Vertreter des Auswärtigen Amtes.
Zehntausende Bahrainer forderten damals in der Hauptstadt Manama
demokratische Reformen. Das Königshaus jedoch schlug die Proteste
blutig nieder und verhaftete zahlreiche Oppositionelle.

"Äußerlich" habe sich die Lage seit dieser Zeit normalisiert, so der
Regierungsvertreter. Die Zahl der gewalttätigen Auseinandersetzungen
und Verhaftungen sei zurückgegangen. Dies dürfe aber nicht über die
Situation der Menschrechte hinwegtäuschen. Die Regierung gehe
unvermindert gegen oppositionelle Gruppierungen vor. 2016 wurde sowohl
die größte schiitische Oppositionsvereinigung, die al-Wifaq-Bewegung,
sowie 2017 die säkulare demokratische Bewegung al-Waad aufgelöst.
Straftatbestände seien in Bahrain zudem "weit gefasst", sodass es der
Regierung möglich sei, regimekritische Meinungsäußerungen
strafrechtlich zu verfolgen. "Dabei wird durchaus auch der Kampf gegen
den Terrorismus als Vorwand benutzt, um gegen politische Gegner
vorzugehen", so der Regierungsvertreter. Terrorverdacht könne zu
langen Haft- und sogar Todesstrafe führen. So wie etwa im Fall von Ali
al-Arab und Ahmed al-Malali: Die schiitischen Aktivisten wurden bei
einem Massenprozess 2018 zum Tode verurteilt und 2019 hingerichtet.
Vorgeworfen hatte die bahrainische Staatsanwaltschaft ihnen unter
anderem Terrorunterstützung.

Allerdings gebe es in Bahrain auch positive Entwicklungen zu
verzeichnen, so der Vertreter des Auswärtigen Amtes. Die Freilassung
von rund 1.500 Inhaftierten etwa begrüße die Bundesregierung als
"wichtigen Schritt". In der anschließenden Diskussion thematisierten
Abgeordnete von Union und Bündnis 90/Die Grünen unter anderem die
schlechten Haftbedingungen, unter denen auch minderjährige Inhaftierte
litten. Die Linke wies daraufhin, dass laut Berichten von
Menschenrechtsorganisationen "mindestens 740 Personen seit 2012" die
Staatsangehörigkeitsrechte entzogen worden sei. SPD und FDP
erkundigten sich nach den im Januar 2020 bestätigten Todesurteilen
gegen Mohamed Ramadhan und Hussain Ali Moosa, die AfD nach dem
Schicksal des seit 2018 inhaftierten Menschenrechtsaktivisten Nabeel
Rajab. Weitere Fragen der Fraktionen zielten auf die Rechte von Frauen
und Kindern, die Ausbeutung von Arbeitsmigranten sowie die
deutsch-bahrainischen Beziehungen.

 * 

3. Einschränkungen bei Bildaufnahmen

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Die AfD-Fraktion hat den Entwurf eines Gesetzes zur
Verbesserung des Persönlichkeitsrechtsschutzes bei Bildaufnahmen
vorgelegt (19/18980). Nach Meinung der Fraktion ist der von der
Bundesregierung vorgelegte Gesetzentwurf zur Verbesserung des
strafrechtlichen Schutzes bei Verletzungen des allgemeinen
Persönlichkeitsrechts durch unbefugte Bildaufnahmen von verstorbenen
Personen und der vor Blicken geschützten Intimsphäre des Opfers
unzureichend. Wesentlicher Inhalt des Vorlage ist die Strafbarkeit der
Herstellung und Verbreitung von Bildaufnahmen von Personen, die
infolge eines Unfallereignisses verstorben sind oder verletzt wurden,
ohne Einwilligung des Abgebildeten beziehungsweise
Wahrnehmungsberechtigten sowie der unbefugten Herstellung und
Verbreitung von Bildaufnahmen, die das Opfer in seiner Intimsphäre
verletzen. Das Einwilligungserfordernis des Kunsturhebergesetzes soll
auf Bildnisse von Teilnehmern einer zulässigen politischen
Veranstaltung erweitert werde. Die Herstellung von Bildaufnahmen von
Personen, die mit dem Hersteller nicht durch persönliche Beziehungen
verbunden sind und die dem Hersteller ihren Widerspruch gegen die
Bildherstellung im konkreten Fall ausdrücklich mitgeteilt haben, soll
unzulässig sein.

 * 

4. AfD für Ende des Krisenmodus

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Nach Ansicht der AfD-Fraktion sollte die von der
Bundesregierung unlängst getroffene Feststellung einer epidemischen
Lage von nationaler Tragweite wieder aufgehoben werden. Die
Voraussetzungen einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite lägen
nicht mehr vor, heißt es in einem Antrag (19/18999) der Fraktion.
Sämtliche Einschränkungen der Grund- und Bürgerrechte und weitere
einschränkende Maßnahmen seien mit sofortiger Wirkung zu beenden.

 * 

5. Grüne wollen den Kommunen helfen

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will die Kommunen
von krisenbedingten Kosten durch die Corona-Pandemie entlasten und
eine Konjunkturbelebung einleiten. Gefordert wird in einem Antrag
(19/18960), die krisenbedingten zusätzlichen Kosten für Unterkunft und
Heizung nach SGB II vollständig vom Bund zu übernehmen, um
insbesondere die Lage überschuldeter Kommunen in der Corona-Krise
nicht weiter zu verschlechtern. Die vom Bund bereits beschlossenen
Hilfsprogramme sollen auch für kommunale Unternehmen geöffnet werden.
Laufzeiten und Fristen aller kommunale Förderprogramme sollen
verlängert und Gespräche über eine nachhaltige Lösung der kommunalen
Altschulden-Problematik aufgenommen werden.

Städte, Gemeinden und Landkreise seien besonders vom Shutdown
betroffen, und die Folgen der Corona-Pandemie würden sich in den
Haushalten aller Kommunen bemerkbar machen, begründet die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen ihre Initiative. Bei den zusätzlichen Kosten für
Unterkunft und Heizung sei von Belastungen der Kommunen in Höhe von
2,1 Milliarden Euro auszugehen, auch die steuerlichen Einnahmeausfälle
würden die Kommunen hart treffen. Erwartet werde zum Beispiel ein
dramatischer Einbruch der Gewerbesteuer.

 * 

6. Unterstützung für pflegende Angehörige

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Pflegende Angehörige brauchen nach Ansicht der
Grünen-Fraktion nicht nur in der Coronakrise mehr Unterstützung. Die
Pandemie und die damit verbundenen Kontaktbeschränkungen stellten die
Menschen vor große Herausforderungen. Pflegende Angehörige seien in
dieser Lage besonders betroffen, heißt es in einem Antrag (19/18957)
der Fraktion.

Die Abgeordneten fordern unter anderem einen besseren Infektionsschutz
für pflegebedürftige Menschen und Pflegepersonen. Kommunen sollten
Hilfe bekommen beim Aufbau von Unterstützungsstrukturen. Sinnvoll sei
etwa eine bundesweit einheitliche Notfall-Hotline und ein zentrales
Register mit Notbetreuungsangeboten.

Pflegenden Angehörigen sollte eine Lohnfortzahlung für bis zu sechs
Wochen gewährt werden, wenn bei einer Epidemie keine
Betreuungsmöglichkeit verfügbar sei. Zudem müsse für die Angehörigen
ein Anspruch auf Pflegeunterstützungsgeld von bis zu 20 Tagen
geschaffen werden. Das Recht auf Homeoffice sollte mit klaren Regeln
eingeführt werden, die Verhinderungspflege und der Entlastungsbetrag
müssten flexibilisiert werden.

 * 
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Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen
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1. DFL will Saison bis Ende Juni abschließen

2. Stellung der Staatsanwaltschaft umstritten

3. Eva Högl soll Wehrbeauftragte werden

4. AfD-Kandidat für Wehrbeauftragten



1. DFL will Saison bis Ende Juni abschließen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Die Deutsche Fußball Liga (DFL) ist optimistisch,
die unterbrochene Saison 2019/2020 in der 1. Bundesliga ebenso wie in
der 2. Bundesliga bis Ende Juni abschließen zu können. Das machte
DFL-Vorstandsmitglied Ansgar Schwenken am Mittwoch vor dem
Sportausschuss deutlich. Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) und die
Ministerpräsidenten der Länder hatten zuvor auf Basis des
Hygienekonzeptes der durch DFL und Deutschen Fußball-Bund (DFB)
eingesetzten Task-Force einer Wiederaufnahme des Spielbetriebes ab
Mitte Mai zugestimmt. Unter Nutzung der sogenannten englischen Wochen
(Spielbetrieb am Wochenende und unter der Woche) stünden ausreichend
Termine zur Verfügung, um die Saison in diesem Zeitraum zu beenden,
sagte Schwenken. Gleichzeitig habe der Europäische Fußballverband UEFA
aber auch die Möglichkeit eingeräumt, die Saison im Juli fortzuführen.

Keine Freigabe seitens der Politik gibt es hingegen derzeit für die in
Verantwortung des DFB organisierte 3. Liga sowie die Frauenfußball-
Bundesliga. DFB-Präsidiumsmitglied Heike Ullrich äußerte vor den
Abgeordneten jedoch die Hoffnung, bald ein Signal zu bekommen, dass
zum Spielbetrieb zurückgekehrt werden könne. Es gehe um die Rückkehr
zur Berufsausübung unter den gleichen Bedingungen wie bei der 1. und
der 2. Bundesliga, sagte sie.

Aus Sicht des Mannschaftsarztes der Deutschen
Fußballnationalmannschaft, Tim Meyer, Leiter der Task Force
Sportmedizin/Sonderspielbetrieb, die das Hygienekonzept erstellt hat,
stellt die Entscheidung der Politik für die Fortführung der Saison
keine Sonderbehandlung für den Fußball dar. Im Falle eines positiven
Tests sei es für die zuständigen Gesundheitsämter sogar einfacher als
bei anderen Berufsgruppen, die Kontakte der Fußballprofis
nachzuvollziehen, befand Meyer. Auf den Einwand eingehend, dass bei
der Kontaktsportart Fußball die Einhaltung der Abstandregelungen nicht
möglich sei, verwies der DFB-Arzt auf "akzeptable Erhebungen", wonach
das Ausmaß des persönlichen Kontaktes zwischen den Spielern relativ
gering sei. Außerdem sei durch die getroffenen Regelungen
sichergestellt, dass außerhalb des Spielfeldes keine Übertragung
stattfinden könne.

Die Einhaltung der Hygieneregelungen, so DFL-Vertreter Schwenken,
werde von der DFL stichprobenartig kontrolliert. Die Umsetzung der
Maßnahmen stehe aber zuallererst in der Verantwortung des Vereins und
seines Hygienebeauftragten, eines durch den Verein eingesetzten
Mediziners. Schwenken räumte zugleich ein, dass die
Sanktionsmöglichkeiten der DFL gegenüber den Vereinen bei Verstößen
aktuell sehr gering seien. Man plane aber eine Satzungsänderung, damit
die DFL verbandsrechtliche Durchsetzungsmöglichkeiten erhält.

Was die ausstehenden Fernsehgelder angeht, so habe die DFL mit allen
Vertragspartnern finanzielle Lösungen gefunden, sagte Schwenken
weiter. Hinsichtlich der möglichen Ausstrahlung der ohne Zuschauer
stattfindenden Spiele an den verbleibenden neun Spieltagen im Free-TV
sei man in einem intensiven Austausch mit den Sendern, fügte er hinzu.

Der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesministerium des Innern,
für Bau und Heimat (BMI), Stephan Mayer (CSU), sagte, die
Bundesregierung habe ein Interesse daran, dass "in dieser belastenden
Zeit" möglichst viele Menschen die Möglichkeit haben, die Spiele zu
sehen. Gleichzeitig betonte Mayer, das BMI stehe einem Neustart der
Frauen-Bundesliga offen gegenüber.

 * 

2. Stellung der Staatsanwaltschaft umstritten

Recht und Verbraucherschutz/Anhörung

Berlin: (hib/MWO) Die Stellung der Staatsanwaltschaft ist am Mittwoch
Thema einer Anhörung im Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz
gewesen. Den sieben Sachverständigen lagen ein Gesetzentwurf der
FDP-Fraktion zur Stärkung der Unabhängigkeit der Staatsanwaltschaft
(19/11095) und ein Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vor, der
auf eine rechtsstaatliche Reform der Stellung der Staatsanwaltschaft
abzielt (19/13516). Die Experten kamen in ihren Stellungnahmen zu
unterschiedlichen Bewertungen.

Gegen eine Reform sprach sich George Andoor, Regierungsrat aus
Frankfurt am Main, aus. Beide Vorlagen sähen die Einführung einer
unabhängigen Staatsanwaltschaft vor und seien auf die Abschaffung der
ministeriellen Einzelweisungsbefugnis gerichtet. Andoor hält dies
nicht für angezeigt. Die Staatsanwaltschaft als Exekutivbehörde
unterscheide sich nicht so wesentlich von anderen Behörden, als dass
nachzuvollziehen wäre, warum ausgerechnet bei ihr das Minus an
parlamentarischer Kontrolle, das mit einer Unabhängigkeit der
Staatsanwaltschaft einherginge, gerechtfertigt sein soll. Die vom
Europäischen Gerichtshof (EuGH) letztendlich nur geforderte
Ausstellung des Europäischen Haftbefehls durch eine unabhängige Stelle
sei bereits möglich, sodass allenfalls eine klarstellende
Gesetzesänderung angezeigt sei.

Der Kölner Generalstaatsanwalt Thomas Harden hält sowohl das
EuGH-Urteil vom Mai 2019 als auch den Gesetzentwurf der FDP nicht für
überzeugend. Dem Urteil zufolge erfüllten deutsche
Staatsanwaltschaften wegen der Möglichkeit des ministeriellen
Weisungsrechts die Anforderungen an eine Justizbehörde im Sinne des
Rahmenbeschlusses zum Europäischen Haftbefehl nicht. Aus Sicht Hardens
kommt es bei dem Urteil zu einer Überbetonung des Erfordernisses
völliger Unabhängigkeit der Staatsanwaltschaft auf der zweiten Stufe
gegenüber der richterlichen Kontrollfunktion auf der ersten Stufe.
Zudem gehe es an der deutschen Rechtswirklichkeit vorbei. Zur
geforderten Abschaffung des Status' des Generalbundesanwalts als
politischer Beamter erklärte Harden, in Rechtspolitik und Schrifttum
bestehe weitestgehend Übereinstimmung, dass eine Reform überfällig
sei. Entsprechend dem Antrag der Grünen empfehle es sich, den Status
des Generalbundesanwalts als politischer Beamter abzuschaffen.

Der Münchener Generalstaatsanwalt Reinhard Röttle, der
krankheitsbedingt nicht an der Anhörung teilnehmen konnte, votiert in
seiner schriftlich vorliegenden Stellungnahme explizit gegen eine
Abschaffung des externen Weisungsrechts in Einzelfällen. Die
Verfassung sehe aus guten Gründen eine richterliche Unabhängigkeit,
jedoch keine staatsanwaltschaftliche Unabhängigkeit vor. Aufgabe und
Stellung der Staatsanwaltschaft erforderten vielmehr eine
demokratische Legitimation, die durch das externe Weisungsrecht
vermittelt werde und erst damit in eine parlamentarische Kontrolle und
politische Verantwortung münde.

Klaus Ferdinand Gärditz, Inhaber des Lehrstuhls für Öffentliches Recht
der Universität Bonn, erklärte, der EuGH verlange mit seiner
Entscheidung keine Staatsanwaltschaft als unabhängige Justizbehörde,
sondern habe lediglich festgestellt, dass eine Justizbehörde im Sinne
des europäischen Haftbefehlsrahmenbeschlusses voraussetzt, dass diese
Stelle unabhängig von äußeren Weisungen ist. Damit bleibe die Frage,
wie die Staatsanwaltschaft organisiert wird, weiter in der
Justizautonomie der Bundesrepublik Deutschland. Es gehe in der Sache
eigentlich um ein viel kleineres Problem, dass kein Anlass sei,
umfassend die institutionelle Stellung der Staatsanwaltschaft zu
reformieren. Der EuGH habe klargestellt, so Gärditz, dass auch eine
weisungsabhängige Staatsanwaltschaft den Anforderungen an eine
Justizbehörde genüge, wenn ein unabhängiges Gericht den europäischen
Haftbefehl genehmigen muss. Das wäre eine denkbare Lösung, die zur
Verfügung stünde. Auch Gärditz hält eine unabhängige Stellung der
Staatsanwaltschaft für unvereinbar mit dem Demokratieprinzip. Gerade
in Einzelfällen müsse jemand demokratisch verantwortlich für eine
ordnungsgemäße Strafverfolgungspraxis sin Deutschland sein.

Auch die Hamburger Rechtsanwältin Gül Pinar bewertete den
Gesetzentwurf der FDP als verfassungsrechtlich problematisch. Das
Strafprozessrecht kenne keine pauschalierende Unabhängigkeit der
Justiz, sagte sie. Pinar warnte davor, das System der Gewaltenteilung
ins Wanken zu bringen. Unabhängige Staatsanwaltschaften könnten
beispielsweise vorbringen, dass eine Maßnahme keiner richterlichen
Kontrolle bedürfe. Auf europäischer Ebene müsse zunächst das
Strafrechtssystem und das Strafprozessrecht der Länder angeglichen
werden, bevor man über die Unabhängigkeit der Staatsanwaltschaft rede.

Unterstützung für die Vorlagen kam von Klaus Michael Böhm, Richter am
Oberlandesgericht Karlsruhe. In seiner Stellungnahme ging er auf die
weitreichenden und seiner Meinung nach bislang nicht hinreichend
beachteten Folgen des EuGH-Urteils ein, mit denen der deutschen
Staatsanwaltschaft die Unabhängigkeit abgesprochen worden sei. Er bat
die Abgeordneten bei der Beratung und Entscheidung über die Vorschläge
von FDP und Grünen die Rechtsprechung des EuGH zu bedenken und
Vorsorge für den Fall zu treffen, dass der Gerichtshof der deutschen
Staatsanwaltschaft bezüglich der Zusammenarbeit mit den
Mitgliedstaaten der Europäischen Union insgesamt die Unabhängigkeit
abspricht. Damit würde Deutschland immenser außenpolitischer Schaden
drohen.

Auch der Deutsche Richterbund (DRB) hält die Abschaffung des
ministeriellen Einzelweisungsrechts für unabdingbar. Dessen Vertreter
Dieter Killmer, Oberstaatsanwalt beim Bundesgerichtshof, erklärte,
damit zwangsläufig verbunden sei, den Status des politischen Beamten
für den Generalbundesanwalt aufzuheben. Vor diesem Hintergrund begrüße
der DRB ausdrücklich die durch den Gesetzentwurf und den Antrag erneut
in Gang gesetzte Diskussion. Deutschen Staatsanwaltschaften müsse eine
größere Unabhängigkeit eingeräumt werden, erklärte Killmer, damit sie
nicht von wesentlichen Instrumenten der grenzüberschreitenden
europäischen Zusammenarbeit ausgeschlossen werden und sie auch
innerstaatlich als objektive, allein Recht und Gesetz verantwortliche
Strafverfolgungsbehörden wahrgenommen werden.

Die Berliner Generalstaatsanwältin Margarete Koppers hält es für
dringend erforderlich, die Rolle der Staatsanwaltschaften im deutschen
Rechtssystem dauerhaft sicherzustellen. Unter Berücksichtigung der
Rechtsprechung des EuGH und der sich daraus ergebenden Haltung
europäischer Institutionen sei es dafür zwingend erforderlich, die
entsprechenden Regelungen des Gerichtsverfassungsgesetzes so
anzupassen, dass ein externes Weisungsrecht jedenfalls im Einzelfall
ausgeschlossen ist. Wenn das Parlament jetzt nicht im Sinne des
Gesetzesantrags der Fraktion der FDP reagiere, so Koppers, werde
Deutschland von der europäischen Entwicklung überholt werden und könne
andere EU-Mitgliedstaaten nicht glaubwürdig dafür kritisieren,
politischen Einfluss auf die Justiz zu nehmen, wenn die Rechtslage in
Deutschland diesen ebenfalls zulasse.

Hintergrund des Vorstoßes der FDP-Fraktion ist dem Entwurf zufolge die
Möglichkeit des Justizministers, Einzelverfahren zu steuern. Dazu
heißt es, schon die bloße Existenz dieser Einzelweisungsbefugnis könne
den Eindruck vermitteln, staatsanwaltschaftliches Handeln könne
außerhalb der Bindung an Recht und Gesetz durch politische
Einflussnahme bestimmt werden. Das Weisungsrecht in Einzelfällen
beschädige das Vertrauen in die Unabhängigkeit von Staatsanwaltschaft
und Justiz. Das sogenannte externe Weisungsrecht des Justizministers
in Einzelfällen sei daher abzuschaffen. Dagegen sei das allgemeine
Weisungsrecht beizubehalten, da hier die Gefahr eines Missbrauchs oder
auch nur des Anscheins des sachwidrigen Einflusses gering sei.

Der Antrag von Bündnis 90/Die Grünen sieht vor, dass der Bundestag die
Bundesregierung auffordert, einen Gesetzentwurf vorzulegen, mit dem
unter anderem die Zuständigkeit der Gerichte für die Ausstellung eines
Europäischen Haftbefehls bestimmt wird. Die Stellung der
Staatsanwaltschaft bedürfe angesichts einer Entscheidung des
Europäischen Gerichtshofs zur deutschen Staatsanwaltschaft
grundsätzlicher Debatte und Klärung, heißt es darin. Ferner soll das
Parlament die Regierung auffordern, den gegenwärtigen Status des
Generalbundesanwalts beim Bundesgerichtshof als politischer Beamter,
der jederzeit in den einstweiligen Ruhestand versetzt werden kann, zu
überprüfen.

 * 

3. Eva Högl soll Wehrbeauftragte werden

Verteidigung/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die Koalitionsfraktionen nominieren die
SPD-Abgeordnete Eva Högl für die Wahl des Wehrbeauftragten des
Bundestages (19/18935). Die Abgeordnete aus dem Wahlkreis Berlin-Mitte
soll ihren Parteikollegen Hans-Peter Bartels, dessen fünfjährige
Amtszeit als Wehrbeauftragter am 21. Mai endet, ablösen. Derzeit ist
die 1969 geborene Eva Högl Mitglied im Gemeinsamen Ausschuss, im
Wahlausschuss und im Parlamentarischen Kontrollgremium. Zudem ist sie
stellvertretende Vorsitzende der SPD-Fraktion. Sie zog 2009 erstmals
in den Bundestag ein.

 * 

4. AfD-Kandidat für Wehrbeauftragten

Verteidigung/Antrag

Berlin: (hib/AW) Nach dem Willen der AfD-Fraktion soll ihr
Abgeordneter Gerold Otten neuer Wehrbeauftragter des Bundestages
werden (19/18936) und Hans-Peter Bartels ablösen, dessen Amtszeit als
Wehrbeauftragter am 21. Mai endet. Der 1955 geborene Parlamentarier
sitzt seit 2017 für die AfD im Bundestag und ist derzeit Mitglied im
Verteidigungsausschuss, im Untersuchungsausschuss zu den
Beraterverträgen im Verteidigungsministerium sowie im Gemeinsamen
Ausschuss.

 * 
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1. Digitalisierung in der Landwirtschaft

2. AfD gegen Corona-App

3. AfD: Religionsfreiheit sichern

4. Grünen-Forderungskatalog vorgelegt

5. Hitschler als PKGr-Mitglied vorgeschlagen



1. Digitalisierung in der Landwirtschaft

Ausschuss Digitale Agenda/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) In seiner 54. Sitzung hat der Ausschuss Digitale
Agenda per Videokonferenz mit Bundeslandwirtschaftsministerin Julia
Klöckner (CDU) über die Digitalvorhaben, Projekte und Innovationen im
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) diskutiert.
Digitalisierung komme in allen Bereichen und den acht Abteilungen im
BMEL vor, deswegen habe das Ministerium auch darum gekämpft, zum
Digitalkabinett dazu zu gehören, sagte Klöckner. "Für unseren Bereich
bietet die Digitalisierung riesige Chancen. Auf viele Zielkonflikte in
unserem Bereich können dadurch gute Antworten gegeben werden", sagte
sie.

Diese umfassten die Fischerei, den Wald etwa bei Messungen in Bezug
auf die Waldbrandgefahr, aber auch den Bereich Ernährung bei Rückrufen
von Lebensmitteln. Es gebe deutschlandweit im Rahmen des
Zukunftsprogramms 14 digitale Experimentierfelder in der
Landwirtschaft, die praxistaugliche Lösungen ausprobierten, etwa um
Logistikketten zu verbessern, Algorithmen zu entwickeln oder die
Lebensmittelverschwendung zu reduzieren, berichtete die Ministerin dem
Ausschuss. Auch beim Umgang mit knapper werdenden Ressourcen, zum
Beispiel bei einer punktgenauen Bewässerung und beim Umweltschutz
biete die Digitalisierung Chancen. Dies umfasse auch das gezielte
Einsparen von Pflanzenschutzmitteln oder die Unkrautbekämpfung.

Der voll digitalisierte Milchkuhstall mit automatischen Melksystem und
Meldungen auf das Smartphone des Landwirts über den Gesundheitszustand
einzelner Kühe sei bereits vielerorts Realität. Derzeit werde auch
verstärkt auf Drohnen zurückgegriffen, um mithilfe von
Wärmebildkameras Rehkitze auf den Äckern zu finden. "Die gleichen
Drohnen werden auch verwendet, um gezielt Nützlinge im Maisfeld
abzuwerfen", berichtete Klöckner. Auch spiele die Digitalisierung eine
Rolle für die Attraktivität grüner Berufe in der Zukunft. Schon jetzt
liege die Offenheit und Akzeptanz bei den Landwirten für digitale
Technologien bei mehr als 80 Prozent, berichtete Klöckner. Nötig sei
es, "an jeder Milchkanne über 5G" zu verfügen, damit Künstliche
Intelligenz auf dem Acker funktioniere und Maschinen miteinander
kommunizieren könnten. Auch mit Blick auf smarte Landregionen werde
auf Landkreisebene an innovativen, digitalen Lösungen und einer
Plattform gearbeitet, um Bürger in der Daseinsvorsorge im ländlichen
Raum zu unterstützen, kündigte Klöckner an.

 * 

2. AfD gegen Corona-App

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Gegen die "Entwicklung bisher angestrebter
Covid-19-Tracking-Applikationen" wendet sich die AfD-Fraktion in einem
Antrag (19/18976), der am Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht. Darin fordert die Fraktion die
Bundesregierung auf, die Entwicklung dieser Applikationen
einzustellen.

"Da aus der aktuellen Informationslage hervorgeht, dass die
Bundesregierung ungeachtet der Rahmenbedingungen die Entwicklung einer
Tracking-Applikation voranbringt, muss sichergestellt sein, dass,
sofern eine Applikation zum Einsatz kommt, keine Einschränkung der
Grundrechte an die Nutzung der App gekoppelt werden", heißt es in der
Vorlage weiter. Bei einer möglichen Implementierung einer digitalen
Applikation zur Erkennung und Unterbindung von Ansteckungswegen sei
daher sicherzustellen, dass "entsprechende Technologien ausschließlich
auf Basis freiwillig zur Verfügung gestellter Daten betrieben werden".
Auch sei dafür Sorge zu tragen, dass deren Nicht-Nutzung zu keinen
sozialen Benachteiligungen führt. Ferner fordern die Abgeordneten
unter anderem, "Maßnahmen zur Bekämpfung der SARS-CoV-2-Ausbreitung
ausschließlich unter Wahrung der Grundrechte und besonders der
informellen Selbstbestimmung zu betreiben".

 * 

3. AfD: Religionsfreiheit sichern

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) "Grundrechten trotz Corona wieder Geltung
verschaffen - Versammlungs- und Religionsfreiheit auch während einer
epidemischen Lage sichern" lautet der Titel eines Antrags der
AfD-Fraktion (19/18977), der am Donnerstag erstmals auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Danach soll die
Bundesregierung darauf hinwirken, dass Eingriffe in Grundrechte nur
"nach Maßgabe der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts in
verhältnismäßiger Weise, im Lichte der jeweilig betroffenen
Grundrechte und unter Berücksichtigung der konkreten Umstände des
Einzelfalls erfolgen". Ferner soll die Bundesregierung nach dem Willen
der Fraktion darauf hinwirken, dass "die Corona-Verordnungen der
Länder entsprechend geändert werden".

Hierbei soll laut Vorlage insbesondere sichergestellt werden, "dass
religiöse Feiertage, die seit vielen Jahrhunderten das Leben in
Deutschland prägen (Ostern, Pfingsten, Weihnachten), auch unter
erschwerten Rahmenbedingungen einer epidemischen Lage von nationaler
Tragweite angemessen begangen werden" können. Auch "sogenannte
Kasualien (zumindest Taufen und Beerdigungen)" müssten unter den
"erschwerten Bedingungen einer epidemischen Lage von nationaler
Tragweite in einer menschenwürdigen Form" begangen werden können.
"Zu diesem Zweck sollten Mustervorschriften durch die Bundesregierung
erstellt werden, um situationsangemessene und verhältnismäßige
Entscheidungen in Ländern und Kommunen sicher zu stellen", heißt es
in der Vorlage weiter.

 * 

4. Grünen-Forderungskatalog vorgelegt

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung soll nach dem Willen der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen darauf hinwirken, dass zeitnah
"Schutzkonzepte für Pflegeeinrichtungen erarbeitet werden, um die
strikten Besuchsverbote zu lockern" und pflegebedürftigen Menschen
unter angemessenen Maßnahmen des Infektionsschutzes Kontakt zu
Angehörigen und Freunden zu ermöglichen. Dies geht aus einem Antrag
der Fraktion mit zahlreichen Einzelforderungen an die Regierung unter
dem Titel "Demokratie, Bürgerrechte und Zivilgesellschaft in Zeiten
der Corona-Krise" (19/18958) hervor, der am Donnerstag erstmals auf
der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht.

Danach soll die Bundesregierung etwa schnellstmöglich eine
Corona-Tracing App vorlegen, die "höchsten Datenschutz- und
IT-Sicherheitsstandards entspricht" und "auf absoluter Freiwilligkeit
basiert". Ferner soll die Bundesregierung laut Vorlage im
Zusammenwirken mit den Ländern dafür sorgen, "bei der Unterbringung
Geflüchteter die allgemeinen Schutzstandards gegen eine Infektion mit
Corona vollumfänglich zu gewährleisten".

Ferner wird die Bundesregierung in dem Antrag aufgefordert, einen
eigenen "Kulturrettungsfonds" aufzusetzen und "Soforthilfen auch für
die Deckung von Lebenshaltungskosten von Kulturschaffenden zu
gewährleisten". Auch dringt die Fraktion unter anderem auf die
Einrichtung eines "Notfall-Fonds für den Gewaltschutz von Frauen und
Kindern", damit "weder die Beratungsstellen noch Frauenhäuser in
dieser Krise existenziell bedroht sind".

 * 

5. Hitschler als PKGr-Mitglied vorgeschlagen

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Der SPD-Abgeordnete Thomas Hitschler soll nach dem
Willen seiner Fraktion Mitglied des Parlamentarischen Kontrollgremiums
(PKGr) werden und damit dem bisherigen PKGr-Mitglied Eva Högl (SPD)
nachfolgen. Dies geht aus einem Wahlvorschlag der SPD-Fraktion
(19/18937) hervor. Die Wahl des neuen PKGr-Mitglieds steht am
Donnerstag auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums.

 * 
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BUNDESTAG/9782: Heute im Bundestag Nr. 475 - 06.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 475

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. Mai 2020, Redaktionsschluss: 16.21 Uhr

1. Entlastung für Finanzwirtschaft abgelehnt

2. Linke fordert Bedingungen für Hilfen

3. Prüfung ausländischer Direktinvestitionen

4. AfD will NetzDG aufheben

5. Grüne fordern neue Blutspendepraxis

6. Personal im Finanzministerium

7. Home-Office bei Bundesministerien



1. Entlastung für Finanzwirtschaft abgelehnt

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat einen Vorstoß der
FDP-Fraktion zur Entlastung der Finanzwirtschaft von Bürokratie
abgelehnt. Der Ausschuss wies in seiner Sitzung am Mittwoch unter
Leitung der Vorsitzenden Katja Hessel (FDP) einen Antrag der
FDP-Fraktion (19/18671) für ein "Corona-Moratorium zur
Finanzmarktbürokratie" zurück. Für den Antrag stimmte nur die
FDP-Fraktion. Die Fraktionen von CDU/CSU, SPD Die Linke und Bündnis
90/Die Grünen lehnten ab, die AfD-Fraktion enthielt sich.

Die FDP-Fraktion hatte gefordert, angesichts der Corona-Epidemie und
ihrer Folgen solle die Bundesregierung auf zahlreiche neue Regelungen
für den Finanzmarkt verzichten. Gerade für den Finanzmarkt habe die
Bundesregierung eine Reihe an neuen Regelungen geplant beziehungsweise
bereits beschlossen, welche die jeweilige Branchen vor
Herausforderungen stellen würden, die diese in Zeiten der Corona-Krise
nicht bewältigen könnten, heißt es.

In dem Antrag wird gefordert, die geplanten Maßnahmen zum
Provisionsdeckel bei Lebensversicherungen und zur Aufsichtsübertragung
der Finanzanlagenvermittler von den Industrie- und Handelskammern auf
die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht zu vertagen. Auch
die sogenannte Finanztransaktionssteuer im Gewand einer reinen
Aktiensteuer solle nicht weiter verfolgt werden, um die Sparer in
Deutschland nicht zusätzlich zu belasten. "Generell sollte die
Bundesregierung alle ihre geplanten Gesetzesänderungen dahingehend auf
den Prüfstand stellen, ob diese in der derzeitigen Krisensituation
einen zumutbaren bürokratischen Mehraufwand für die jeweilige Branche
darstellen", fordert die FDP-Fraktion in dem Antrag. Weiterhin solle
die Bundesregierung darauf achten, dass es bei den Verhandlungen zu
"Basel III" nicht zu einer zusätzlichen Kreditklemme für die deutschen
Unternehmen und Privatpersonen komme.

Die CDU/CSU-Fraktion konnte sich mit einigen Forderungen der FDP
anfreunden, lehnte den Antrag insgesamt jedoch ab. Die SPD-Fraktion
warf der FDP-Fraktion vor, Corona zum Anlass zu nehmen, um die
Forderungen zu stellen, die sie auch sonst stelle. Die AfD-Fraktion
signalisierte Zustimmung zu vielen Forderungen.

Die Fraktion Die Linke erklärte, "der Antrag überzeugt uns nicht". Sie
sei ausdrücklich für den von der FDP-Fraktion abgelehnten
Provisionsdeckel bei Lebensversicherungen. Zwar sei eine Aktiensteuer
ungeeignet, aber aus anderen Gründen. Gebraucht werde eine ordentliche
Finanztransaktionssteuer, die nicht nur Aktien einschließe. Die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen schloss sich den Argumenten der
Linksfraktion weitgehend an und warf der FDP-Fraktion vor, die
Corona-Krise zum Anlass für Blockaden von Gesetzesvorhaben zu nehmen.

 * 

2. Linke fordert Bedingungen für Hilfen

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung soll Unterstützungsmaßnahmen für
Unternehmen im Rahmen der Corona-Krise, die aus dem Bundeshaushalt
besichert oder finanziert werden, nur unter Bedingungen gewähren. Die
Linksfraktion fordert in einem Antrag (19/18942), dass in diesen
Fällen Gewinnausschüttungen wie Dividenden oder andere Formen sowie
Bonuszahlungen für Manager und Aktienrückkäufe untersagt werden. Diese
Regelungen sollen bereits für das Geschäftsjahr 2020 gelten. Die
Gesamtbezüge von Vorständen sollen auf maximal das Zwanzigfache eines
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten in der untersten Lohn-
und Gehaltsgruppe des jeweiligen Unternehmens begrenzt werden.

Unternehmen mit Sitz in einer Steueroase soll der Zugang zu
staatlichen Hilfen verwehrt bleiben, fordert die Fraktion Die Linke.
Große Unternehmen, die über Tochtergesellschaften oder Anteilsbesitz
in einer Steueroase verfügen, sollen länderspezifische Berichte zu
wichtigen Kennzahlen wie Umsätzen, Gewinnen, Anzahl der Beschäftigten
und gezahlten Steuern für alle Staaten veröffentlichen müssen.

Die Linksfraktion verweist auf das Beispiel Dänemark, dessen Regierung
angekündigt habe, Unternehmen mit Sitz in Steueroasen sowie
Unternehmen, die Dividenden ausschütten oder Aktienrückkäufe tätigen
würden, von ihren Hilfsprogrammen zur Bewältigung der Corona Krise
auszuschließen. Weitere EU-Staaten hätten ähnliche Gesetzesvorhaben
angekündigt. In Deutschland sei es weiter möglich, vor Inanspruchnahme
staatlicher Hilfen etwa aus dem Wirtschaftsstabilisierungsfonds
Dividenden auszuschütten. Aktienrückkäufe seien generell nicht
untersagt. Auch die Nutzung von Steueroasen sei für Empfänger
staatlicher Hilfen bisher nicht sanktioniert.

 * 

3. Prüfung ausländischer Direktinvestitionen

Wirtschaft und Energie/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung will ausländische Investitionen
in Unternehmen mit kritischer Infrastruktur erschweren. Dazu hat sie
den "Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des
Außenwirtschaftsgesetzes und anderer Gesetze" (19/18895) vorgelegt.
Ziel des Gesetzentwurfs sei es, im Falle von kritischen
Unternehmenserwerben durch Unionsfremde künftig einen noch wirksameren
Schutz der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit der Bundesrepublik
Deutschland gewährleisten zu können, erklärt die Bundesregierung. Das
Außenwirtschaftsgesetz soll dazu an EU-Vorgaben zur Prüfung
ausländischer Direktinvestitionen angepasst werden. Künftig sollen
auch mögliche Beeinträchtigungen der öffentlichen Ordnung oder
Sicherheit eines anderen EU-Mitgliedstaates oder Auswirkungen auf
Projekte oder Programme von EU-Interesse bei Prüfungen berücksichtigt
werden. Außerdem soll ein meldepflichtiges Rechtsgeschäft erst
vollzogen werden können, wenn das Prüfverfahren abgeschlossen ist.

Der Nationale Normenkontrollrat erhebt keine Einwände gegen den
Entwurf.

 * 

4. AfD will NetzDG aufheben

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/MWO) Einen Antrag zur Aufhebung statt Novellierung des
Netzwerkdurchsetzungsgesetzes (NetzDG) hat die AfD-Fraktion gestellt
(19/18973). Danach soll der Bundestag die Bundesregierung auffordern,
einen Gesetzentwurf zur Aufhebung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes
vom 1. September 2017 bis zum 3. Juli 2020 vorzulegen. Wie die
Fraktion in dem Antrag schreibt, braucht die freie Meinungsäußerung
sowie der Schutz der Daten des Äußernden vor Preisgabe an staatliche
Stellen einen starken und ausgeprägten Datenschutz. Das Internet als
Medium der Kommunikation, Information und freien Meinungsäußerung
dürfe abseits der Verfolgung von Straftaten keinerlei Beschränkung und
Zensur unterliegen. Das NetzDG sowie seine beabsichtigte Novellierung
stellten jedoch einen schwerwiegenden Eingriff in das freie und
verbriefte Meinungsäußerungsrecht dar. Hinzu komme, dass die laufende
Evaluierung des NetzDG noch nicht abgeschlossen sei. Die Vorlage einer
Gesetzesnovelle ohne vorangehenden Bericht an den Bundestag über eine
rechtswissenschaftliche Evaluierung entspreche keinem rechtsstaatlich
angemessenen Verfahren.

 * 

5. Grüne fordern neue Blutspendepraxis

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Nach Ansicht der Grünen-Fraktion muss die
Diskriminierung von homosexuellen und transgeschlechtlichen Menschen
bei der Blutspende beendet werden. Niemand dürfe aufgrund der
sexuellen Identität oder des Geschlechts diskriminiert werden, heißt
es in einem Antrag (19/17797) der Fraktion.

Die Richtlinie zur Gewinnung von Blut und Blutbestandteilen und zur
Anwendung von Blutprodukten (Richtlinie Hämotherapie) sollte
überarbeitet werden. Die Rückstellung bestimmter Personengruppen von
einer Blutspende müsse gestrichen werden.

 * 

6. Personal im Finanzministerium

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach dem Personal im Bundesministerium der Finanzen
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/18942).
Wissen wollen die Abgeordneten unter anderem, ob seit Anfang 2019 im
Bundesministerium der Finanzen Ausschreibungen für die Besetzung von
Referatsleiterstellen oder höheren Stellen abgebrochen worden seien.
Die Bundesregierung soll auch die konkreten Gründe dafür geben.

 * 

7. Home-Office bei Bundesministerien

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will wissen, ob die Bundesregierung
Kenntnisse darüber hat, welcher Anteil der Beamten und Angestellten
bei Bundesministerien beziehungsweise nachgelagerten Bundesbehörden
"(teilweise) von Zuhause aus arbeitet". Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/18882) danach, ob es nach Kenntnis der
Bundesregierung im Zuge der Corona-Epidemie zu einer verstärkten
Nutzung des Home-Office bei Beamten und Angestellten dieser
Ministerien und Behörden gekommen ist. Ferner fragt sie unter anderem,
ob die Bundesregierung Maßnahmen plant, die es Beamten und
Angestellten dieser Ministerien und Behörden in Zukunft erleichtern,
von Zuhause aus zu arbeiten.

 * 
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BUNDESTAG/9781: Heute im Bundestag Nr. 474 - 06.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 474

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. Mai 2020, Redaktionsschluss: 15.40 Uhr

1. Verbot leichter Kunststofftaschen umstritten

2. Vorbereitung auf mögliche neue Pandemie

3. FDP fordert verlässliche Datenlage

4. Grüne fordern größeren Schutzschirm

5. FDP pocht auf Marktwirtschaft



1. Verbot leichter Kunststofftaschen umstritten

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Anhörung

Berlin: (hib/LBR) Der Gesetzentwurf zum Verbot leichter
Kunststofftragetaschen wird kontrovers beurteilt. Das wurde beim per
Videokonferenz durchgeführten öffentlichen Fachgespräch des
Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit am
Mittwochmittag deutlich. "Die Frage, die sich uns heute stellt, ist,
ob diese erste Aktion zur Bekämpfung der Plastikflut das zielführende
Mittel ist", beschrieb die Vorsitzende Sylvia Kotting-Uhl (Bündnis
90/Die Grünen) die Problematik.

Im Entwurf eines ersten Gesetzes zur Änderung des Verpackungsgesetzes
(19/16503) geht es darum, leichte Kunststofftragetaschen, also solche
mit einer Wandstärke von 15 bis 50 Mikrometern zu reduzieren. Derzeit
werden in Deutschland pro Jahr und Kopf rund 20 Kunststofftragetaschen
der entsprechenden Wandstärke verbraucht. Dies stelle in der Regel
"eine ineffiziente Ressourcennutzung dar", schreibt die Regierung, da
diese Taschen seltener wiederverwendet würden als
Kunststofftragetaschen aus stärkerem Material. Ausgenommen werden
sollen von dem Verbot bestimmte, sehr leichte Kunststofftragetaschen,
sogenannte Hemdchenbeutel etwa für Obst und Gemüse.

Für den Bundesverband der Deutschen Entsorgungs-, Wasser- und
Rohstoffwirtschaft e. V. (BDE) betonte Andreas Bruckschen, dass ein
Plastiktüten-Verbot mehr Probleme verursache als es Lösungen bringe.
"Wir vermuten, dass der Gesetzgeber ein politisches Signal zum
ökologischen Umgang mit Kunststofftragetaschen senden möchte", sagte
er. Die Kunststoff-Taschen seien jedoch bereits gut recyclebar,
mehrfach nutzbar, eigneten sich für den Einsatz von Rezyklaten und
seien optimiert hinsichtlich des Materialaufwands und der
Tragfähigkeit. Problematisch sei weiter, dass ein Verbot den Einsatz
von Verbundmaterialien fördere, die "sehr viel schwieriger zu
recyclen" seien Zur Förderung der Kreislaufwirtschaft sei es
sinnvoller, "dass alle Produkte recyclingfähig hergestellt werden
müssen", sagte Bruckschen.

Auch der Handelsverband Deutschland e. V. (HDE) lehne den
Gesetzentwurf ab, sagte dessen Vertreter Benjamin Peter. Das Verbot
sei für den Handel "gänzlich unerwartet" und werde vom HDE als
"ökonomisch und ökologisch nicht zielführend" beurteilt. Der als
Selbstverpflichtung angelegten Vereinbarung zur Verringerung des
Verbrauchs von Kunststofftragetaschen des Bundesumweltministeriums
(BMU) mit dem HDE vom April 2016 seien 350 Handelsunternehmen gefolgt.
Seitdem die Plastiktaschen nicht mehr kostenlos angeboten werden,
seien zwei Drittel weniger verbraucht worden, sagte Peter. Ein
Komplettverbot halte er nicht nur für "unnötig, sondern auch unter
Umweltgesichtspunkten für kontraproduktiv." Über 200 Millionen
Plastiktüten werden als Vorrat in den Handelslagern gehalten. "Viele
Händler wären gezwungen, diese Restbestände zu vernichten", sagte
Peter. Dies sei aus ökologischer Sicht wenig zielführend.

Der Rechtsanwalt Stefan Kopp-Assenmacher betonte, dass er das Gesetz
unter Berücksichtigung von Europarecht und Verfassungsrecht für
rechtlich "äußerst bedenklich" halte. Es sei zurzeit weder geeignet,
noch erforderlich und angemessen. "Das Gesetz dürfte sich an der
Grenze von Verfassungsmäßigkeit und Verfassungswidrigkeit bewegen",
sagte Kopp-Assenmacher. Er empfehle, es gründlich nachzubessern. Ein
Verbotsgesetz greife massiv in Grundrechte und europäische
Rechtsregeln ein und sei die Ultima Ratio. Besondere Bedenken bestehen
auch hinsichtlich des Zwecks, da durch die Vereinbarung von BMU und
HDE der Verbrauch auf 20 Tüten pro Kopf im Jahr gesunken sei. Dies sei
deutlich unter der europäischen Zielsetzung für das Jahr 2025, sagte
der Sachverständige.

"Im Grundsatz begrüßen wir den Schritt, dem obersten Prinzip der
Abfallvermeidung gerecht zu werden und das Inverkehrbringen der Tüten
einzuschränken", sagte Tim Basner (Deutscher Städtetag). Ebenso
denkbar sei aber eine Ausweitung der freiwilligen Vereinbarung
gewesen. Das Gesetz sei "ein erster Impuls", nun müsse nachgearbeitet
werden, um die Belastung der Umwelt durch Plastik weiter zu reduzieren
und ökologische vorteilhafte Mehrweg-Lösungen zu stärken. Dafür
müssten auch Kunststoffbeutel mit einer Wandstärke von unter 15
Mikrometern in den Fokus genommen werden. "Das Verbot darf nicht dazu
führen, dass wir nachteilige ökologische Lösungen am Markt sehen",
betonte Basner. Er berichtete, dass es eine erhebliche Zunahme von
To-Go-Verpackungen im öffentlichen Raum gebe, die teils mit
erheblichem Mehraufwand durch die Kommunen entsorgt werden müssten.

Lob und Kritik kam auch von Rolf Buschmann (Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland e. V.). "Grundsätzlich finden wir die
Regulierung begrüßenswert im Gegensatz zur freiwilligen Vereinbarung,
bei der nicht alle mitgegangen sind", sagte Buschmann. Das alleinige
Verbot sei jedoch nicht zielführend: Hemdchenbeutel seien weiterhin
kostenfrei erhältlich und könnten in die Umwelt gelangen. Er plädierte
für eine grundsätzliche Abgabe, unabhängig von der Tütenart bei einem
gleichzeitigen Angebot von Mehrweg-Alternativen, sodass diese in allen
Bereich des Handels und der Logistik Vorrang hätten. "Da fehlt es an
Konzepten und Lösungen", kritisierte er. Es brauche daher eine
Überarbeitung und einen weitergehenden Ansatz im Verpackungsgesetz,
sagte Buschmann.

Benedikt Kauertz (ifeu - Institut für Energie- und Umweltforschung
Heidelberg) sagte, dass es dem rechtlichen Rahmen an einer klaren
Zielvorstellung mangele. Diese sei wichtig, um Szenarien und Maßnahmen
abzuleiten und auch gegensteuern zu können. Der Gesetzentwurf
beinhalte ein "starkes Instrument", beziehe sich aber nur "auf ein
kleines Pixel des Gesamtbildes" bei Verpackungen, sagte Kauertz. An
vielen Stellen fehle die wissenschaftliche Basis, Erkenntnisse über
eine Lenkungswirkung seien unbekannt. Vor allem Grundlagendaten im
Bereich der Vermüllung fehlten, um das Umweltproblem zu bemessen. "Der
Entwurf bleibt daher Symbolpolitik, die eine Hoffnung ausdrückt,
Verbrauchern einen besseren Umgang beizubringen", sagte der
Sachverständige.

"In Deutschland fallen pro Jahr rund zwei Milliarden Plastiktüten als
Abfall an, das entspricht 3.700 Tüten pro Minute", sagte Thomas
Fischer von der Deutschen Umwelthilfe e.V. Die Umwelthilfe halte das
Verbot für nachvollziehbar, da das Produkt "Plastiktüte" verzichtbar
sei und es umweltfreundlichere Alternativen gebe. Es brauche keine
Ökobilanz dafür, dass zusammenfaltbare Mehrwegbeutel eine sinnvolle
Mehrwegalternative seien, sagte Fischer. Er kritisierte, dass es auch
bei den Hemdchenbeuteln einen "weiterführenden Ansatz" brauche.

Katharina Istel vom Naturschutzbund Deutschland e. V. (NABU) sagte,
dass der NABU vor dem Hintergrund der Ökobilanzen kein Verbot
gefordert habe, sondern eine Abgabe auf alle Einwegtaschen. Auch sie
betonte, dass das Datenmonitoring für alle Tüten erfolgen müsse.
Derzeit gebe es keine Daten zu Verlagerungseffekten. Es sei unklar, ob
die freiwillige Vereinbarung einen positiven Effekt auf die Umwelt
gehabt habe. Auch zur bisher eingesparten Kunststoffmenge gebe es
keine Daten. "Für einen Umweltnutzen muss ein Verbot konsistent sein,
das sehen wir im Gesetzentwurf noch nicht gewährleistet", resümierte
sie.

 * 

2. Vorbereitung auf mögliche neue Pandemie

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion fordert eine gezielte Vorbereitung
auf eine mögliche neue Pandemie in der Zukunft. Die Coronakrise
verdeutliche, wie rasch sich Gesundheitsgefahren verbreiten und welch
große Schäden sie verursachen könnten, heißt es in einem Antrag
(19/18950) der Fraktion.

Die Abgeordneten schlagen vor, auf internationaler Ebene die
einschlägigen Vorschriften, Aktionspläne und Aktivierungsmechanismen
zu überarbeiten.

 * 

3. FDP fordert verlässliche Datenlage

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion fordert einen verlässliche Datenlage
zur Ausbreitung des Coronavirus als Basis für politische
Entscheidungen. Die Abgeordneten schlagen in einem Antrag (19/18952)
konkret vor, regelmäßig repräsentative Studien zu Viruslast und
Antikörpern zu organisieren, die geeignet seien, die Ausbreitung des
Virus aufzuzeigen.

Die FDP spricht sich auch dafür aus, alle Personen zu obduzieren,
deren Todesursache im Zusammenhang mit dem Coronavirus stehen könnte.

 * 

4. Grüne fordern größeren Schutzschirm

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die Grünen-Fraktion fordert, mehr Leistungserbringer
unter den Corona-Schutzschirm zu nehmen. So seien für die
Wohnungslosenhilfe, die Suchthilfe, die Gemeindepsychiatrie, die
Sozialpädiatrischen Zentren und die Medizinischen Zentren für
Erwachsene mit Behinderung keine finanziellen Hilfen vorgesehen, heißt
es in einem Antrag (19/18956) der Fraktion.

Die Abgeordneten listen in dem Antrag diverse Leistungserbringer auf,
die bei pandemiebedingten Ausfällen oder Mehrausgaben eine finanzielle
Unterstützung bekommen sollten.

 * 

5. FDP pocht auf Marktwirtschaft

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion mahnt dazu, bei politischen Hilfen
für die Wirtschaft marktwirtschaftliche Prinzipien zu wahren. In einem
Antrag (19/18949) fordern die Abgeordneten, Unternehmensbeteiligungen
im Rahmen des geplanten Wirtschaftsstabilisierungsfonds sollten in der
Regel durch den Erwerb von stillen Beteiligungen und anderen
Beteiligungen ohne Stimmrecht ausgeübt werden. Nur mit Zustimmung des
Bundestages und nur in begründeten Ausnahmefällen dürften Anteile an
Unternehmen mit Stimmrecht erworben werden. Der Fonds müsse außerdem
ein Verfallsdatum erhalten: Nach dem 31.12.2020 sei er
schnellstmöglich abzuwickeln und aufzulösen, erklären die
Abgeordneten.

Konjunkturprogramme müssten zielgerichtet gestaltet werden,
Unterstützungsmaßnahmen den Wettbewerb zwischen Firmen wahren. Das
Außenwirtschaftsgesetz dürfe nicht verschärft werden.

Ihr Plädoyer begründen die Abgeordneten unter anderem mit der Sorge
vor einer Subventionsspirale. Es brauche Freiraum für innovative und
marktwirtschaftliche Lösungen sowie eine Wettbewerbsoffensive.

 * 
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KOMMUNALES/035: Hamburg - Krisen bedürfen der Transparenz (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Bezirksversammlung Hamburg-Eimsbüttel

Pressemitteilung vom 6. Mai 2020

FDP versucht, mit COVID-19 die unterste Schublade ihrer arbeitnehmer-feindlichen Mottenkiste zu öffnen

Roland Wiegmann: Freidemokraten scheitern kläglich mit dem Versuch, das Verbot der
Sonn- und Feiertagsöffnungen für lokalen Einzelhandel bis zum Jahresende auszusetzen



In der Hauptausschuss-Sitzung der letzten Woche stellte die
FDP-Fraktion den Antrag, die Bezirksversammlung Eimsbüttel solle den
Senat auffordern, das Verbot für Sonn- und Feiertagsöffnungen für den
lokalen Einzelhandel bis zum Jahresende auszusetzen.

Begründung: Man müsse dem lokalen Einzelhandel die Gelegenheit geben,
Umsatz-Ausfälle während des COVID-19-bedingten Lockdowns wieder
auszugleichen.

»Durch einen weiteren verkaufsoffenen Tag je Woche haben die Menschen
nicht einen einzigen Cent mehr in der Tasche, den sie dann am Sonntag
zusätzlich ausgeben könnten. Im Gegenteil - Kurzarbeit, Jobverlust,
Wirtschaftskrise - die Einkommen der einfachen Leute sind doch auf
absehbare Zeit sogar geringer!«

Roland Wiegmann (DIE LINKE. Fraktion in der Bezirksversammlung
Eimsbüttel, Fraktionssprecher im Stadtplanungs-Ausschuss) wundert sich
über die Faktenresistenz der FDP, denn Feiertagsöffnungen dienen
allein dem Zweck Arbeitnehmer-Rechte auszuhöhlen und die
Arbeitssituation der Beschäftigten zu verschlechtern.

»Sonntägliche Kaufkraftverschiebung zu den großen Shopping-Malls
schaden den kleinen Geschäften nur. Das ist lange erwiesen und Fakt.
Es zeugt nur von unglaublicher Arroganz, den sowieso schon
pandemiegestressten, unterbezahlten Beschäftigten im Einzelhandel dann
auch noch Sonntagsarbeit aufzudrücken. Die FDP gibt sich gern als
Anwältin der Kleinunternehmen - macht aber nur Politik für die Großen.

Einem kleinen Ladeninhaber mit wenigen Angestellten fällt es sehr
schwer, zusätzliche Öffnungszeiten anzubieten, weil sowieso schon
ständig mit Überstunden gearbeitet wird. Ein Großunternehmen zieht
seine 'Personaldecke' einfach dünner und weiter auseinander. Diese
scheinheilige Spiegelfechterei der FDP ist unerträglich.« so Roland
Wiegmann abschließend.

Zum Glück lehnten auch die Mehrheitsfraktionen von CDU/GRÜNEN und SPD
das Ansinnen der FDP ab.

 * 

Quelle:
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EUROPA/1686: EU muss starkes Zeichen gegen Antisemitismus setzen

FDP-Pressemitteilung vom 7. Mai 2020

BEER: EU muss starkes Zeichen gegen Antisemitismus setzen



Die stellvertretende FDP-Bundesvorsitzende und Vizepräsidentin des
Europäischen Parlaments Nicola Beer erklärt zum zunehmenden
Antisemitismus in der Corona-Krise:

Die Corona-Krise befeuert Antisemitismus quer durch Europa. Fake
News, gezielte Falschmeldungen und hatespeech haben in der Krise
Hochkonjunktur. Antisemitische Stereotype sind im eklatanten
Auftrieb, Vorurteile und Anfeindungen werden in der globalen Krise
nicht nur im Internet verbreitet, sondern auch für jeden sichtbar im
Öffentlichen Raum. Als Vorsitzende der Arbeitsgruppe gegen
Antisemitismus im EU-Parlament warne ich eindringlich: Hier dürfen
wir nicht einen Wimpernschlag lang wegsehen. Ich fordere daher, die
Maßnahmen zur Bekämpfung von Antisemitismus auf europäischer Ebene
nachzubessern.

Von der Europäischen Kommission unterstützte Monitoring-Plattformen
und die mit der Aufdeckung von staatlichen Fake News betraute Einheit
des Europäischen Auswärtigen Diensts reichen noch nicht aus. Allen
voran muss sichergestellt werden, dass bislang fehlendes Fachpersonal
eingesetzt wird. Nur geschulte Experten können antisemitische
Falschmeldungen ausmachen.

Hierzu gehört auch: Die Antisemitismus Definition der International
Holocaust Remembrance Alliance (IHRA) muss weiter in den
Mitgliedstaaten - und zwar auf allen Ebenen - etabliert werden.
Derzeit blicken wir auf ein sehr unterschiedliches Niveau des
Engagements in den EU-Mitgliedstaaten. Das müssen wir ändern. Hierzu
sollte die EU die Europäische Grundrechte Agentur aufwerten als
Institution, die sich um den standardmäßigen Einsatz der
IHRA-Definition bemüht. Nur so können wir hinter Israelkritik
kaschierte Erscheinungsformen von Antisemitismus und obskuren
Behauptungen von angeblichen jüdischen Verschwörungen aufdecken.

Im Keim gegen Antisemitismus vorzugehen, gelingt uns ferner nur, wenn
wir auch jenseits der EU den Blick schärfen. Daher ist es von größter
Bedeutung, den geographischen Fokus zu erweitern - neben Russland hin
zu Ländern wie dem Iran, die mit gezielter Propaganda antisemitischer
Parolen ihre politischen Ziele vorantreiben. Daher fordere ich die EU
auf, das Desinformations-Monitoring auf den Iran auszuweiten, um
damit auch als globaler Player ein starkes Zeichen gegen
Antisemitismus zu setzen.

 * 
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INNEN/4877: Angriffe auf Medienvertreter mit aller Konsequenz strafrechtlich verfolgen

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 7. Mai 2020

KUHLE: Angriffe auf Medienvertreter müssen mit aller Konsequenz
strafrechtlich verfolgt werden



Zu den Angriffen auf Medienvertreter von ARD und ZDF erklärt der
innenpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Konstantin Kuhle:

"Die jüngsten Angriffe auf Teams von ARD und ZDF sind beschämend und
müssen mit aller Konsequenz strafrechtlich verfolgt werden. Zwar ist
es ein Zeichen lebendiger Demokratie, wenn Menschen von ihrer
Versammlungsfreiheit Gebrauch machen. Dies muss aber zwingend
friedlich erfolgen. Wer unter dem Deckmantel der Versammlungsfreiheit
die Presse behindert oder gar angreift, steht außerhalb des
demokratischen Spektrums. Auch die vielen Kommentare in den sozialen
Medien, die gar eine Mitschuld bei den Medienvertretern sehen, machen
betroffen. Politik, Polizei und Justiz sind gefordert, die freie
Arbeit der Presse zu schützen. Deshalb ist es wichtig, den
Verfolgungsdruck nach solchen Taten zu erhöhen und diese schnell zu
ahnden."

 * 
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INNEN/4876: Endlich eine Wende bei Corona

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. Mai 2020

LINDNER: Endlich eine Wende bei Corona



Zu den Corona-Beratungen erklärt der FDP-Fraktionsvorsitzende
Christian Lindner:

"Um fünf nach zwölf ändert sich die Politik in Deutschland. Es gibt
nun endlich eine Wende, auch von Bundeskanzlerin Merkel. Es war für
alle erkennbar, dass die Einschränkungen nicht mehr verhältnismäßig
sind. Die Corona-Epidemie ist jetzt gut beherrschbar und wieder mehr
Alltag für die Menschen möglich. Deshalb müssen wir nicht länger
warten, sondern können Gesellschaft und Wirtschaft baldmöglichst
öffnen, wenn es entsprechende Hygienekonzepte gibt. Es sollten jetzt
Hygieneregeln und nicht länger Verbote für Kitas, Schulen,
Gastronomie, Hotellerie und Betriebe gelten. Auch der Sport darf
davon nicht ausgenommen werden. Pauschale Maßnahmen sind längst nicht
mehr nötig, vielmehr müssen Infektionsketten auf Ebene der Kommunen
nachverfolgt und Ausbrüche dort bekämpft werden. Was weiterhin fehlt,
ist ein Fahrplan, um die Wirtschaft wieder anzufahren. Die
Rettungspakete reichen nicht, um die Betriebe und Unternehmen wieder
zum Leben zu erwecken. Deshalb brauchen wir weitere Erleichterungen
etwa bei Bürokratie und Steuern."

 * 
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HAMBURG/5134: Gewalt in der Partnerschaft - Frauen besser schützen (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 7. Mai 2020

Gewalt in der Partnerschaft: Frauen besser schützen!



In den ersten drei Monaten des Jahres gab es in Hamburg bereits 1.211
registrierte Fälle von Partnerschaftsgewalt, das sind mehr als 13 pro
Tag. Frauen sind dabei mehr als dreimal so oft betroffen wie Männer,
wie eine aktuelle Anfrage (Drs. 22/132) der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft zeigt. Der Polizei liegen aktuell zwar
keine Hinweise darauf vor, dass häusliche Gewalt seit Beginn der
Corona-Pandemie zugenommen hat.

"Das muss nicht heißen, dass es tatsächlich keinen Anstieg der Gewalt
gibt: Betroffene haben unter den aktuellen Bedingungen, also Isolation
und permanente Kontrolle durch den Täter, vielleicht einfach nicht die
Möglichkeit, die Polizei zu rufen oder andere Hilfsangebote in
Anspruch zu nehmen", erklärt Cansu Özdemir, die frauenpolitische
Sprecherin der Fraktion. "Darum ist es jetzt umso wichtiger, dass wir
die Gesellschaft für das Thema sensibilisieren. Wir müssen hinschauen
und Betroffene unterstützen. Im Zweifelsfall rettet das Leben. Wir
müssen handeln, bevor es zu so furchtbaren Ereignissen kommt wie
letzten Freitag in Lurup."

Auch ohne Anstieg seien die Zahlen schlimm und zeigten deutlich, dass
Beziehungsgewalt vor allem Frauen trifft, so Özdemir: "Das hat
strukturelle Gründe, die wir langfristig angehen müssen: toxische
Männlichkeit, ökonomische Abhängigkeitsverhältnisse, Sexismus." DIE
LINKE wird demnächst einen Antrag für mehr und bessere Schutzmaßnahmen
für Frauen in die Bürgerschaft einbringen.

 * 
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HAMBURG/5133: Kreuzfahrtschiffe - Schmutzige Corona-Pause im Hafen (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 7. Mai 2020

Kreuzfahrtschiffe: Schmutzige Corona-Pause im Hafen



Mehrere Kreuzfahrtschiffe warten die Corona-Krise im Hamburger Hafen
ab. Obwohl sie keine Passagier_innen haben, laufen die Motoren, da für
diverse Funktionen Strom gebraucht wird. "Die Dieselmaschinen, die da
Tag und Nacht im Hafen laufen, sind sehr viel dreckiger als der
gegenwärtige Auto- oder LKW-Verkehr", erklärt der hafenpolitische
Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft,
Norbert Hackbusch. "Sie stellen eine besondere Belastung an
Stickoxyden und Feinstäuben für die Stadt dar. Das ist umso
dramatischer, als nach neueren Studien gerade die Belastung durch
Stickoxyde und Feinstäube den Krankheitsverlauf bei
Corona-Erkrankungen kräftig verschlechtert."

Besonders skandalös ist es laut Hackbusch, dass mit der "Europa 2" ein
Kreuzfahrtschiff am Altonaer Terminal liegt, das zwar landstromfähig
ist, aber keinen Landstrom bezieht, sondern die schiffseigenen Motoren
laufen lässt. Die Fraktion hat daher heute eine Anfrage eingereicht um
vom Senat unter anderem zu erfahren, wie viele Schiffe in nächster
Zeit noch erwartet werden, wie groß ihr Schadstoffausstoß ist und wie
der Senat sicherstellen will, dass sie, wenn sie auf
umweltfreundlicheren Landstrom ausgelegt sind, diesen auch nutzen.

 * 
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HAMBURG/5132: Das Virus bekämpfen, nicht Volksinitiativen und Bürgerbegehren (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 6. Mai 2020

Das Virus bekämpfen, nicht Volksinitiativen und Bürgerbegehren!



Die Maßnahmen gegen das Corona-Virus treffen nicht nur die Wirtschaft
hart, sondern auch die Volksgesetzgebung: Das Sammeln von
Unterschriften für Volksinitiativen, Volks- und Bürgerbegehren ist
durch das Versammlungsverbot und die Kontaktsperre praktisch unmöglich
geworden. "Die Bekämpfung der Pandemie darf nicht zur Folge haben,
dass die demokratische Teilhabe der Bevölkerung derart in
Mitleidenschaft gezogen wird", erklärt Carola Ensslen,
verfassungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Deshalb
fordert die Fraktion in einem Antrag (Drs. 22/113) heute in der
Hamburgischen Bürgerschaft den Senat auf, laufenden Initiativen und
Begehren, die wegen der Maßnahmen gegen die Pandemie derzeit keine
Unterschriften sammeln können, eine Fristverlängerung zu gewähren.

"Der Respekt vor den Initiativen gebietet ein zügiges Handeln.
Rot-Grün hat sie lange im luftleeren Raum hängen lassen. Erst durch
unseren Antrag haben sie sich bewegt. Es war überfällig, dass die
Betroffenen wissen, woran sie sind", so Ensslen. "Das Vertrauen in die
Demokratie und ihre Institutionen muss gerade jetzt in Krisenzeiten
gestärkt werden!"

Auch das digitale Sammeln von Unterschriften müsse perspektivisch mit
entsprechender digitaler Infrastruktur möglich gemacht werden: "Hätten
SPD und Grüne die Versprechen aus ihrem Koalitionsvertrag von 2015
umgesetzt, könnten wir jetzt schon online unterschreiben.
Schleswig-Holstein macht es vor. Die Corona-Krise zeigt, wie wichtig
es ist, demokratische Teilhabe auch digital zu gewährleisten."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/5131: Kinder und Jugendliche in der Corona-Krise nicht zurücklassen (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 6. Mai 2020

Kinder und Jugendliche in der Corona-Krise nicht zurücklassen!



"Perspektiven für Kinder und Familien" bei der Lockerung der Maßnahmen
gegen das Corona-Virus verspricht die SPD heute in der Aktuellen
Stunde der Hamburgischen Bürgerschaft. "Die Auswirkungen der Pandemie
sind für Jugendliche und insbesondere Kinder besonders gravierend, die
Isolation verschärft die soziale Ungleichheit und beeinflusst so die
kindliche Entwicklung maßgeblich", sagte in der Debatte die
kinderpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Insa Tietjen.
"Deshalb unterstützen wir ein schrittweises Hochfahren des
Kita-Betriebs und der offenen Kinder- und Jugendarbeit. Aber: Das muss
selbstverständlich nach festen hygienischen und virologischen
Kriterien erfolgen."

Tietjen forderte von der Sozialbehörde ein begleitendes
Kita-Monitoring: "Es muss klar sein, mit wie vielen Kindern die Kitas
bei einem weiteren Hochfahren der Notbetreuung rechnen müssen, auch um
die Beschäftigten dort zu berücksichtigen." Eine Anfrage (Dr. 22/127)
der Fraktion hat allerdings jüngst ergeben, dass der Senat die
maximalen Kapazitäten der Kita-Notbetreuung nicht benennen kann.

"Wir müssen auch die Jugendämter und den ASD unbedingt im Blick
behalten", sagte Tietjen. "Wir müssen uns auf mehr Inobhutnahmen
einrichten. Dazu brauchen wir Daten und eine öffentliche Diskussion.
Und wir brauchen unbedingt weitere Wege um die Familien zu erreichen,
wenn die Kinder und Jugendlichen nicht in der Kita oder der Schule
sind."

 * 
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HAMBURG/5130: SPD, Grüne, CDU - Täuschung bei der Transparenz (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 6. Mai 2020

SPD, Grüne, CDU: Täuschung bei der Transparenz



Nach vielen Wochen Bezirkspolitik hinter verschlossenen Türen erklären
sich sowohl SPD und Grüne als auch die CDU per Pressemitteilung zu
Vorkämpfern der Transparenz im Corona-Lockdown. "Zur Transparenz
gehört auch zu sagen, wer den lange widerstrebenden Senat aufs Pferd
gesetzt hat", erklärt der bezirkspolitische Sprecher der Fraktion DIE
LINKE, Stephan Jersch. "Nachdem DIE LINKE wochenlang in den
Bezirksversammlungen und in den Medien gegen den undemokratischen
Totalausschluss der Bevölkerung von jeglicher Sitzung angegangen ist,
nachdem wir einen Antrag (Drs. 22/116) in die Hamburgische
Bürgerschaft eingebracht haben - erst danach sahen sich SPD und Grüne
gezwungen, einen eigenen, inhaltsleeren Antrag (Drs. 22/124)
aufzusetzen, den sie erst in letzter Minute nachträglich mit konkreten
Punkten angereichert haben - und der immer noch reichlich Luft nach
oben lässt."

Noch unverschämter als die Regierungsfraktionen sei nur die CDU, so
Jersch: "Weil sie vorgestern einen Zusatzantrag zu dem der
Regierungsfraktionen geschrieben hat, behauptet sie nun, dass sie die
Transparenz erzwungen habe. Das ist alles andere als Transparenz - das
ist grobe Täuschung. Recht hat die CDU nur mit einer Behauptung:
Opposition wirkt. Stimmt. Aber es ist die Oppositionsarbeit der
LINKEN."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 6. Mai 2020

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/5129: Für "kluge Investitionen" braucht es ein Umdenken bei Rot-Grün (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 6. Mai 2020

Für "kluge Investitionen" braucht es ein Umdenken bei Rot-Grün



"Kluge Investitionen in Krisenzeiten" versprechen die Grünen heute in
der Aktuellen Stunde der Hamburgischen Bürgerschaft. "Wenn Rot-Grün
wirklich klug investieren will, muss es einen grundlegenden Wechsel
der Prämissen geben", erklärt der klimapolitische Sprecher der
Fraktion DIE LINKE, Stephan Jersch. "Öffentliche Daseinsvorsorge
rentiert sich langfristig genauso wie eine konsequente Klima- und
Umweltpolitik. Eine kluge Investition wäre die vorzeitige Abschaltung
der Kohlekraftwerke, unterstützt mit öffentlichen Mitteln. Klug wäre
es, das Flughafenkonzept vor dem Neustart des Luftverkehrs neu
auszurichten und in einem grünen Hafen nur emissionsfreie Schiffe
anlegen zu lassen."

Auch beim Verkehr bieten die Grünen nichts Neues, kritisiert die
verkehrspolitische Sprecherin Heike Sudmann: "Rot-Grün listet gerne
die U-/S-Bahnprojekte der nächsten Jahrzehnte auf. Worüber sie nicht
gerne reden ist die notwendige Umverteilung des Straßenraums. Aber
mehr umweltfreundlichen Verkehr gibt es nur mit weniger Autos. Nicht
nur in Corona-Zeiten brauchen wir auf den Straßen Platz für den
Radverkehr. Und wer klug in Hamburgs Zukunft investieren will kommt
nicht um eine Stadtbahn herum, so schnell wie möglich und nicht erst
in 20 Jahren."
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3507: 75 Jahre Kriegsende und Befreiung vom Nationalsozialismus - 75 Jahre friedliche Entwicklung in Europa (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 7. Mai 2020

75 Jahre Kriegsende und Befreiung vom Nationalsozialismus - 75 Jahre friedliche Entwicklung in Europa

Thomas Krüger: Frieden heißt Partnerschaft - auch mit Russland



Der Fraktionsvorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger
erklärt zum morgigen Tag der Befreiung:

"Vor 75 Jahren endete am 8. Mai 1945 der 2. Weltkrieg mit der
bedingungslosen Kapitulation Hitlerdeutschlands. Auch wenn die Zeit
danach durch die Teilung Deutschlands und die Blockbildung innerhalb
Europas in den Kalten Krieg überging, so begründet der 8. Mai 1945
doch den Beginn einer Ära des Friedens in Europa, obwohl diese in
vielen Ländern - vornehmlich des Ostblocks - nicht von Demokratie und
Freiheit geprägt war.

75 Jahre Frieden heißt nicht, dass die vergangenen schlimmen
Ereignisse vergessen sind! Wenn wir uns umhören und in den Familien
nachfragen, wird es noch viele lebendige Geschichten und Emotionen
geben. Die Lehren aus diesem Krieg waren, dass wir in Europa
gemeinsame Institutionen geschaffen haben, zuvorderst die Europäische
Union. Diese Union ist es, die uns weitestgehend den Frieden gesichert
hat. Eine Union die nicht frei ist von Fehlern. Eine Union für deren
Bestand und Weiterentwicklung immer wieder gestritten werden muss.

Europa besteht aber nicht nur aus der Europäischen Union. Dieser
Kontinent wird sich dauerhaft nur dann erfolgreich entwickeln können,
wenn wir Russland als Partner begreifen. Es ist wichtig, dass man
miteinander redet, miteinander den Austausch auf allen möglichen
Ebenen pflegt. Das heißt nicht, dass Völkerrechtsbrüche wie in der
Ukraine ignoriert werden dürfen, aber die Einbindung und das
miteinander austauschen sind Voraussetzung dafür, dass sich Werte und
Normen als für beide Seiten verbindlich darstellen. Frieden heißt eben
Partnerschaft. Daran muss man arbeiten.

Mit dem Kriegsende 1945 sind rechtsextremistische Ideologien nicht
verschwunden. Und gerade jetzt erleben wir wieder eine Renaissance
dieser Einstellungen: Es gibt in Deutschland - und auch direkt in
M-V - Rechtsterrorismus! Menschen sind durch diesen Rechtsterrorismus
gestorben! Es gibt rechtsradikale Anschläge! Und es gibt mit der AfD
einen politischen Arm des Rechtsextremismus in den Parlamenten.

Deshalb werden wir auch weiterhin alle Mittel des Parlamentes nutzen,
um Licht ins Dunkel des Rechtsterrorismus zu bringen. Auch vor dem
Hintergrund der Geschichte meiner Familie, meiner Partei, unseres
Volkes und dieses Kontinents werden wir niemals zulassen, dass
Rechtsextremisten Deutschland und Europa wieder ins Verderben führen."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5471: Schulen nur behutsam öffnen (CDU)

Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
07.05.2020

Corona-Pandemie / Schulen

Simone Huth-Haage: Schulen nur behutsam öffnen mit Vorrang für
leistungsschwächere Schülerinnen und Schüler



Für die familienpolitische Sprecherin der CDU-Landtagsfraktion, Simone
Huth-Haage, beinhaltet die weitgehende Schließung der Schulen eine
wichtige sozial- bzw. familienpolitische Frage. Gerade für
leistungsschwächere Kinder bzw. Kinder aus benachteiligten
Elternhäusern könne die über Wochen fehlende intensive fachliche
pädagogische Anleitung gravierende Folgen haben. Bei einer sukzessiven
Öffnung von Schulen müsse der Fokus daher insbesondere auf diese
Gruppe gerichtet werden. Das sei auch eine Frage der sozialen
Gerechtigkeit. Dies müsse die Landesregierung bei der Umsetzung der
aktuellen Bund-Länder-Beschlüsse beachten:

"Es greift zu kurz, bei einer schrittweisen Öffnung der Schulen
zunächst an die Abschlussklassen anzuknüpfen. Gesellschaftliche
Realität ist nun einmal, dass sich manche Eltern mit `Heimunterricht`
schwerer tun als andere. Selbst für Eltern mit akademischer Bildung
stellt das eine große Herausforderung dar. Für Kinder, die ohnehin
schon Leistungsschwächen aufweisen, droht, dass sich Probleme
potenzieren. Das kann niemand wollen.

Wir müssen deshalb zu innovativen Lösungen kommen, die
leistungsschwächere Schülerinnen und Schüler und Kinder aus sozial
benachteiligten Elternhäusern besser mitnehmen. Das ist
verhältnismäßig und angebracht in der aktuellen Zeit. Nur so können
wir sicherstellen, dass kein Kind zurückgelassen bzw. abgehängt wird.
Es geht um Teilhabe, um soziale Gerechtigkeit um Zukunftsperspektiven.
Das werden wir nur erreichen, wenn diese Kinder bei der Schulöffnung
besonders berücksichtigt werden.

Gerade die Lehrerinnen und Lehrer wissen, bei welchen Schülern ein
hoher Förderbedarf vorhanden oder eine intensive Betreuung angebracht
ist. Ein solches Konzept, das die Schulen behutsam öffnet, trägt zudem
zum Schutz der Kinder und der Lehrer vor Infektionen bei, da nicht zu
viele Schüler gleichzeitig in die Schule gehen. Davon profitieren alle
Seiten. Hier muss die Landesregierung jetzt schnell handeln."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5470: 8. Mai - "Tag der Befreiung, der Erinnerung und der Versöhnung" (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
07.05.2020

Alexander Schweitzer zum 8. Mai: "Tag der Befreiung, der Erinnerung
und der Versöhnung"



Am 8. Mai jährt sich das Ende des Zweiten Weltkriegs in Europa zum 75.
Mal. Dazu erklärt der SPD-Fraktionsvorsitzende Alexander Schweitzer:

"Vor 75 Jahren endeten der zerstörerische Terror und das unermessliche
Leid, das die Nationalsozialistischen über Deutschland, Europa und die
Welt gebracht hatten. Der 8. Mai ist für uns Deutsche, aber auch für
die Menschen in ganz Europa, ein Tag der Befreiung, der Erinnerung und
der Versöhnung. Wir erinnern an diesem Tag der vielen Millionen Toten,
die der nationalsozialistischen Schreckensherrschaft und ihrer
menschenverachtenden Ideologie zum Opfer gefallen sind. In einer
historisch beispiellosen Geste der Versöhnung haben die Völker Europas
Deutschland nach dem Ende des Krieges die Hand gereicht. Aus der Kraft
der Versöhnung ist ein einzigartiges Friedensprojekt erwachsen, dessen
Wirkmächtigkeit wir heute noch erleben dürfen. Der europäische Gedanke
von Frieden, Freiheit und Solidarität - er hat seinen Ursprung in
diesem dunkelsten Kapitel der deutschen Geschichte. Wer dieses
dunkelste Kapitel der deutschen Geschichte relativiert, indem er zum
75. Jahrestag des Kriegsendes die Niederlage der Nationalsozialisten
beklagt, zeigt, auf welcher Seite der Geschichte er steht. Es ist
unsere immerwährende politische Verantwortung als Demokratinnen und
Demokraten, dass die geistigen Erben der Nationalsozialisten nie in
die Nähe von staatlicher Verantwortung und Gestaltungsfähigkeit
gelangen.

Die Einschränkungen der Corona-Pandemie lassen uns in diesen Zeiten
erahnen, welch zeitloses und kostbares Gut Freiheit, Sicherheit und
Wohlstand noch immer sind. Es ist das starke Band der europäischen
Freundschaft, das uns nun auch bei der Bewältigung der Corona-Krise
leiten sollte. Die Grenzkontrollen und Reisebeschränkungen während der
Corona-Pandemie dürfen nicht zu einer erneuten Entfremdung der
Europäerinnen und Europäer führen. Dass an diesem 8. Mai, der wie kaum
ein anderer Tag für europäische Versöhnung steht, viele
innereuropäische Grenzübergänge geschlossen bleiben werden, schmerzt
umso mehr. Nur mit einem vereinten, starken und entschlossenen Europa
können wir die Pandemie besiegen und ihre Folgen hinter uns lassen.
Das Misstrauen, das unseren europäischen Nachbarn an innereuropäischen
Grenzen zu Frankreich und Luxemburg entgegengebracht wird, ist dem
europäischen Zusammenhalt in jeder Hinsicht abträglich. Für die
innereuropäischen Grenzen braucht es daher zügig eine
Öffnungsperspektive."
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AGRAR/293: Lebensmittelverschwendung bekämpfen - Abgabepflicht einführen

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Positionspapier: Lebensmittelverschwendung bekämpfen - Abgabepflicht einführen



Ursula Schulte, ernährungspolitische Sprecherin:

Die SPD-Fraktion hat ein Positionspapier zur Bekämpfung der
Lebensmittelverschwendung beschlossen. Zwölf bis 18 Millionen Tonnen
Lebensmittel landen in Deutschland jedes Jahr im Müll. Diese
beispiellose Ressourcenverschwendung, die Umwelt und Klima belastet,
muss endlich effektiv eingedämmt werden. Ein Gesetz soll
Lebensmittelhändler und -produzenten dazu verpflichten, überschüssige
Nahrungsmittel an gemeinnützige Organisationen wie die Tafeln
abzugeben. Außerdem sollen überflüssige haftungsrechtliche Hürden
abgebaut und die Potenziale der Digitalisierung besser genutzt werden.

"Das Ausmaß an Lebensmittelverschwendung in unserem Land ist nicht
länger hinnehmbar. Allein mit freiwilligen Maßnahmen und Appellen
werden wir das Ziel der Bundesregierung, die Lebensmittelverluste bis
2030 zu halbieren, jedoch nicht erreichen. Wir brauchen verbindliche
Zielvorgaben, eine gesetzliche Abgabeverpflichtung für Supermärkte und
Hersteller und weniger rechtliche Hindernisse für Lebensmittelretter.
Die Tafeln müssen mehr finanzielle Unterstützung bekommen und Schulen
die Ernährungsbildung stärken.

Mit entschlossenem Handeln kann es uns gelingen, das in der
Nachhaltigkeitsagenda der Vereinten Nationen verankerte Ziel einer
Halbierung der Lebensmittelverschwendung bis 2030 zu erreichen. Unser
Positionspapier "Lebensmittelverschwendung auf allen Ebenen bekämpfen"
ist dafür eine gute Grundlage."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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BILDUNG/1543: Berufsbildungsbericht 2020 - Corona-Krise verlangt Blick nach vorne

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Berufsbildungsbericht 2020: Corona-Krise verlangt Blick nach vorne



Yasmin Fahimi, zuständige Berichterstatterin:

Das Kabinett hat heute den Berufsbildungsbericht 2020 beschlossen. Der
Blick zurück auf das Ausbildungsjahr 2019 unterstreicht noch einmal
die Wichtigkeit der von der SPD-Fraktion maßgeblich vorangetriebenen
Novellierung des Berufsbildungsgesetzes. Die Corona-Pandemie erfordert
jetzt einen Schutzschirm für Auszubildende.

"Der vorliegende Bericht verdeutlicht, dass die berufliche Bildung
weiterhin vor großen Herausforderungen steht: Die Zahl der neu
abgeschlossenen Ausbildungsverträge ist um 6.300 gesunken. Darüber
hinaus ist die Anzahl junger Menschen ohne Berufsabschluss im
Vergleich zum letzten Jahr weiterhin leicht angestiegen, die Quote
liegt bei 14,4 Prozent. Erfreulich ist, dass die Zahl der
Ausbildungsbetriebe in den neuen Bundesländern um 1.138 Betriebe
gestiegen ist.

Die allgemeine demografische Entwicklung wirkt sich auch auf die
berufliche Bildung aus. Die Zahl der Absolventeninnen und Absolventen
der allgemeinbildenden Schulen sinkt weiterhin. Mit der Modernisierung
des Berufsbildungsgesetzes und dem verbesserten Aufstiegs-BAföG haben
wir bereits wichtige strukturelle Reformen auf den Weg gebracht.
Trotzdem trifft die aktuelle Corona-Krise auch die Auszubildenden
hart. Es wäre unverantwortlich, wenn unsere Bemühungen der vergangenen
Monate nun in der Corona-Krise zunichte gemacht würden. Klar ist, dass
für das kommende Ausbildungsjahr 2020 ein drohender Abbau von
Ausbildungsplätzen verhindert werden muss. Ein Schutzschirm für
Auszubildende muss Ausbildungsbetriebe finanziell unterstützen und
sicherstellen, dass den Auszubildenden keine finanziellen Nachteile
durch die Corona-Krise entstehen. Bundesministerin Karliczek muss nun
schnell Sorge tragen, dass Auszubildende und Schulabgängerinnen und
Schulabgänger nicht zu den vergessenen Opfern der Pandemie werden."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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INNEN/3099: Bund und Länder beschließen Lockerungen im Breitensport

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Sport

Bund und Länder beschließen Lockerungen im Breitensport



Der Sport- und Trainingsbetrieb im Breitensport soll im Freien und
unter Beachtung der Corona-Regeln wieder aufgenommen werden dürfen.
Dieser Beschluss der Telefonschaltkonferenz gestern zwischen der
Bundeskanzlerin und den Länderchefs ist eine gute Nachricht für die
Vereine sowie den Breiten- und Freizeitsportlern.

"Nach Wochen des Stillstands durch die Corona-Pandemie darf in den
einzelnen Disziplinen mit Einschränkungen wieder trainiert werden.
Training und Spiele in voller Teamstärke sollen erst am Ende der
Corona-Krise wieder möglich sein, weshalb zunächst in Kleinstgruppen
trainiert wird. Bedingung für die Wiederaufnahme des vereinsbasierten
Sportbetriebs ist die strikte Einhaltung der Corona bedingten Regeln:
So muss eine Distanz von mindestens 1,5 Metern gewährleistet sein, der
Sport muss kontaktfrei ausgeübt und die Hygiene- und
Desinfektionsmaßnahmen, vor allem bei der gemeinsamen Nutzung von
Sportgeräten, konsequent eingehalten werden. Kontaktsportarten wie
Jodo oder Ringen sind vor dem Hintergrund der Bestimmungen weiterhin
nicht erlaubt.

Auch die viel diskutierte Corona-Zwangspause der Fußball-Bundesliga
findet voraussichtlich noch in diesem Monat ein Ende. Die Deutsche
Fußball Liga (DFL) hatte ein umfassendes Hygiene- und
Sicherheitskonzept vorgelegt, um die Ansteckungsgefahr mit dem
Coronavirus unter Spielern und Zuschauern zu minimieren. Der Versuch
von Geisterspielen kann nur gelingen, wenn sich alle Beteiligten auch
strikt daran halten. Die DFL darf den Vertrauensvorschuss der Politik
und Gesundheitsämtern nicht achtlos verspielen."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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INNEN/3098: Mehr Schutz für Kommunalpolitikerinnen

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Mehr Schutz für Kommunalpolitikerinnen



Bernhard Daldrup, kommunalpolitischer Sprecher:

Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz beschäftigte sich
gestern in einer öffentlichen Anhörung mit dem Gesetzentwurf zur
Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität. Es sieht
insbesondere vor, Kommunalpolitikerinnen und -politiker besser vor
Beleidigungen und Angriffen zu schützen.

"Einer Umfrage zufolge geben zwei Drittel der Bürgermeister an,
bereits beleidigt, beschimpft, bedroht oder gar tätlich angegriffen
worden zu sein. Um sie künftig besser vor solchen Angriffen zu
bewahren, werden sie mithilfe des zu beratenden Gesetzentwurfs im
Schutz vor übler Nachrede und Verleumdung Bundes- und Landespolitikern
gleichgestellt. Die Städte und Gemeinden sind die Wurzel unserer
Demokratie, daher sind unsere Kommunalpolitikerinnen und -politiker
mit allen Mitteln des wehrhaften Rechtsstaates zu verteidigen. Deshalb
ist auch wichtig, dass mit dem vorliegenden Gesetzentwurf zur
Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität Menschen,
die durch berufliches oder ehrenamtliches Engagement im
kommunalpolitischen Bereich in den Fokus gewaltbereiter Personen oder
Gruppen geraten sind, leichter eine melderechtliche Auskunftssperre
erwirken können. Kandidatinnen und Kandidaten auf Wahllisten brauchen
dann nicht mehr ihre Wohnanschrift angeben.

Die Spirale von Hass und Gewalt muss gestoppt werden. Ein Mordfall wie
den an den Kasseler Regierungspräsidenten Walter Lübcke darf es nie
wieder geben. Daher ist es auch richtig und wichtig, Hetze und
Drohungen in sozialen Netzwerken noch härter und effektiver zu
bekämpfen. Mit dem Gesetzentwurf wird die Hasskriminalität sehr viel
stärker ins Visier genommen. Hass-Straftaten müssen endlich dort
landen, wo sie hingehören: vor Gericht."
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KULTUR/316: 75 Jahre Befreiung vom Nationalsozialismus

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

75 Jahre Befreiung vom Nationalsozialismus



Marianne Schieder, zuständige Berichterstatterin:

Vor 75 Jahren, am 8. Mai 1945, wurde Europa vom Nationalsozialismus
befreit. Daran erinnert die SPD-Bundestagsfraktion in großer
Dankbarkeit und gedenkt der Millionen Opfer von Krieg, Terror und
Holocaust. Gleichzeitig steht für uns fest: Zum Gedenken gehört
konsequentes Handeln. Darum haben wir im vergangenen Jahr zahlreiche
Initiativen im Deutschen Bundestag beschlossen, um die Erinnerung
wachzuhalten und die Demokratie zu stärken.

"So haben wir das neue Bundesprogramm 'Jugend erinnert' geschaffen und
mit zehn Millionen Euro ausgestattet. Es fördert innovative
Bildungskonzepte sowie den grenzüberschreitenden Austausch, wobei sich
junge Menschen jeweils kritisch mit dem Nationalsozialismus
auseinandersetzen. Mit einem weiteren Antrag würdigen wir den Mut von
Frauen, die im Widerstand gegen das NS-Regime kämpften, durch
Ausstellungen, in einem Jugendbildungswettbewerb und mit
Sonderbriefmarken.

Ebenso nehmen wir Opfer in den Blick, die bisher wenig Beachtung in
der Öffentlichkeit erfahren haben: Im Februar 2020 hat der Deutsche
Bundestag die von den Nationalsozialisten als 'Asoziale' und
'Berufsverbrecher' Verfolgten anerkannt. Denn für uns ist klar:
Niemand saß zurecht im Konzentrationslager. Die Geschichten der Opfer
arbeiten wir wissenschaftlich auf und erzählen sie in einer
Wanderausstellung.

Der Aufstieg des Nationalsozialismus ist unweigerlich mit dem
Untergang der Demokratie verknüpft. Diese wurde zuvor hart erkämpft
und musste nach dem Zweiten Weltkrieg mühsam wiederaufgebaut werden.
Wir planen darum auch für die Orte der Demokratiegeschichte jährlich
zehn Millionen Euro ein, um den Wert von Freiheit, Rechts- und
Sozialstaat im Gedächtnis zu erhalten. Denn beides gehört zusammen:
Die Schrecken des Nationalsozialismus nie zu vergessen und die
Demokratie zu schätzen und stark zu machen."
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SOZIALES/2832: Damit sich Eltern weiterhin auf Elterngeld verlassen können

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Damit sich Eltern weiterhin auf Elterngeld verlassen können



Sönke Rix, familienpolitischer Sprecher,

Stefan Schwartze, zuständiger Berichterstatter:

Der Deutsche Bundestag hat am 7. Mai 2020 beschlossen, das Elterngeld
krisenfest zu machen. Mit den Änderungen wird sichergestellt, dass
Eltern durch die Maßnahmen zur Eindämmung des Corona-Virus keine
Nachteile entstehen.

"Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten haben maßgeblich dafür
gesorgt, dass Eltern jetzt im Hinblick auf das Elterngeld
Planungssicherheit haben.

Die Zeit vor und nach der Geburt eines Kindes ist für Eltern eine ganz
besondere. Für viele wird diese aktuell allerdings von der
Corona-Pandemie überschattet. Neben der Unsicherheit, inwiefern die
Pandemie Auswirkungen auf Schwangerschaft und Geburt hat, kommen
finanzielle Sorgen dazu. Pläne, die bereits vor der Krise gemacht
wurden, lassen sich unter den neuen Vorzeichen nicht mehr umsetzen.

Wenn Eltern durch die Corona-Krise bedingt weniger Einkommen haben,
zum Beispiel durch den Bezug von Kurzarbeitergeld oder
Arbeitslosengeld I, verringert sich das Elterngeld nicht. Auch für
werdende Eltern ergeben sich dadurch keine Nachteile. Bei der späteren
Berechnung des Elterngeldes werden Monate mit Einkommenseinbußen
ausgeklammert.

Pläne, wer wann und wie lange in Elternzeit geht, müssen vor dem
Hintergrund der aktuellen Situation gegebenenfalls angepasst werden.
Wer in einem systemrelevanten Beruf arbeitet und im Job dringend
gebraucht wird, kann seine Elterngeldmonate verschieben. Eltern, die
während des Elterngeldbezugs parallel in Teilzeit arbeiten und den
sogenannten Partnerschaftsbonus beziehen, verlieren diesen nicht, auch
wenn sie in der Krise weniger oder mehr als vorgegeben arbeiten.

Die SPD-Bundestagsfraktion hat die aktuell schwierigen Lebenslagen von
Familien im Blick. Deshalb sind die maßgeblich von uns
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten initiierten Verbesserungen
beim Kurzarbeitergeld, Kinderzuschlag und beim Elterngeld wichtige
Bausteine zur Unterstützung von Familien. Weitere Hilfen werden
folgen. Dabei werden wir darauf achten, dass die
Unterstützungsleistungen von Kommunen, Ländern und dem Bund sinnvoll
aufeinander abgestimmt und die zuständigen Verwaltungsstellen nicht
überfordert werden."
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BERUF/1982: "Berufliche Bildung hat sich auch in Krisenzeiten stets bewährt" (idw)

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 06.05.2020

BIBB-Präsident Esser: "Berufliche Bildung hat sich auch in Krisenzeiten
stets bewährt"

Datenreport 2020 veröffentlicht



Der Präsident des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB), Friedrich
Hubert Esser, hat anlässlich der Veröffentlichung des BIBB-Datenreports
2020 eine Einschätzung der weiteren Entwicklung am Ausbildungsmarkt
gegeben. Für eine fundierte Bewertung, wie sich der
Ausbildungsstellenmarkt in diesem Jahr aufgrund der Corona-Krise
weiterentwickeln werde, sei es aber aufgrund noch fehlender, belastbarer
Daten zu früh. Dies erklärte der BIBB-Präsident auf einer gemeinsamen
Pressekonferenz mit der Bundesministerin für Bildung und Forschung, Anja
Karliczek, die am heutigen Mittwoch den Berufsbildungsbericht 2020
vorstellte, den das Bundeskabinett zuvor verabschiedet hatte.

Der Datenreport des BIBB ergänzt den jährlichen Berufsbildungsbericht der
Bundesregierung um umfassende Informationen und Analysen zur Entwicklung
der beruflichen Bildung in Deutschland. Die Auswirkungen der aktuellen
Corona-Krise konnten in beiden Veröffentlichungen noch keine
Berücksichtigung finden.

Schon jetzt sei aber absehbar, so Esser weiter, dass die Corona-Pandemie
den Ausbildungsstellenmarkt nicht verschonen werde. "Dennoch gibt es gute
Gründe, mit Zuversicht auf die weitere Entwicklung zu blicken. Denn das
duale Berufsbildungssystem in Deutschland ist stark und hat sich auch in
früheren Krisen stets bewährt."

Wichtig sei jetzt, dass die Wirtschaft nach dem Lockdown wieder Fuß fasse.
"Und für diesen Neustart brauchen die Betriebe gut ausgebildete
Fachkräfte. Die Analysen des BIBB zeigen, dass das Ausbildungsverhalten
der Unternehmen auch in Krisenzeiten nicht kurzfristig geopfert wird. Die
eigene Ausbildung stellt eine strategische Entscheidung, eine
Zukunftsinvestition zur Sicherung des eigenen Fachkräftenachwuchses dar.
Ich bin mir aber bewusst, dass nicht alle Betriebe und Branchen in der
momentan angespannten Situation ihr Ausbildungsengagement aufrechterhalten
können. Hier ist besondere Unterstützung für Betriebe und Auszubildende
angesagt."

Der BIBB-Datenreport zeigt unter anderem, dass sich der leichte Anstieg
bei den neu abgeschlossenen Ausbildungsverträgen in den Jahren 2017 und
2018 im vergangenen Jahr nicht fortgesetzt hat. So ging die Zahl der neu
abgeschlossenen Ausbildungsverträge 2019 im Vergleich zum Vorjahr um 6.300
(-1,2 %) auf insgesamt 525.100 zurück. Da aber auch die Nachfrage nach
dualen Ausbildungsangeboten wegen der demografischen Entwicklung und der
höheren Studierneigung der jüngeren Generation gesunken ist, hat sich die
Situation für die Jugendlichen nicht verschlechtert. Erfreulich ist zudem,
dass sich die seit Jahren den Ausbildungsmarkt beherrschenden
Passungsprobleme in 2019 leicht entspannt haben.


Der BIBB-Datenreport 2020 kann als vorläufige Fassung im PDF-Format
unter www.bibb.de/datenreport-2020 kostenlos heruntergeladen werden. Das
Thema des diesjährigen Schwerpunktkapitels lautet "Kompetenzentwicklung".
Die Print-Version des Datenreports wird voraussichtlich Ende Juli zur
Verfügung stehen.

Der Berufsbildungsbericht 2020 der Bundesregierung ist im Internetangebot
des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) abrufbar unter:

www.bmbf.de/de/berufsbildungsbericht-2740.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), 06.05.2020
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BERUF/1981: Bundesinstitut für Berufsbildung - Stellungnahme zum Berufsbildungsbericht 2020 veröffentlicht (idw)

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 06.05.2020

Stellungnahme des BIBB-Hauptausschusses-Berufsbildungsbericht 2020
veröffentlicht



Der Hauptausschuss des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) hat im
schriftlichen Umlaufverfahren eine Stellungnahme zum vom Bundesministerium
für Bildung und Forschung (BMBF) vorgelegten Entwurf des
Berufsbildungsberichts 2020 verabschiedet.

Darin heißt es, dass die Beauftragten der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer
und der Länder im Hauptausschuss den Berufsbildungsbericht durchaus
unterschiedlich beurteilten und Kontroversen sowie Interessensgegensätze
bestehen blieben, "aber in besonderen, durch eine globale Pandemie
verursachten Krisen-Situationen werden diese hintangestellt". Wichtiger
als der Rückblick auf das Ausbildungsjahr 2019 und dessen Bewertung sei
es, dazu beizutragen, dass die wirtschaftlichen und sozialen Folgen der
Corona-Krise abgefedert und die Rückkehr zu stabilen Verhältnissen
erleichtert würden. Ziel sei es, gemeinsam das Übergreifen der
Corona-Krise auf den Ausbildungsmarkt zu verhindern beziehungsweise
abzumildern.

Der Berufsbildungsbericht 2020 wurde heute im Anschluss an die Beratung im
Bundeskabinett vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF)
veröffentlicht (www.bmbf.de/de/berufsbildungsbericht-2740.html).
Parallel mit dem Erscheinen des Berufsbildungsberichts wird auch die im
April verabschiedete Stellungnahme des BIBB-Hauptausschusses
veröffentlicht.

Der BIBB-Hauptausschuss hat die gesetzliche Aufgabe, die Bundesregierung
in grundsätzlichen Fragen der Berufsbildung zu beraten. Dazu gehört laut
Berufsbildungsgesetz (BBiG) auch die Stellungnahme zum Entwurf des
jährlichen Berufsbildungsberichts. Der Hauptausschuss ist zu gleichen
Teilen mit Vertreterinnen und Vertretern von Bund, Ländern sowie
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen besetzt.


Die gemeinsame Stellungnahme des BIBB-Hauptausschusses zum
Berufsbildungsbericht 2020 im Wortlaut:

https://www.bibb.de/dokumente/pdf/stellungnahme_hauptausschuss_zum_bbb2020.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), 06.05.2020
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GEWERKSCHAFT/379: Hilfen für Studierende und Beschäftigte an Hochschulen sind halbherzig (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
7. Mai 2020

ver.di kritisiert Gesetzentwurf: Hilfen für Studierende und
Beschäftigte an Hochschulen sind halbherzig



Berlin - ver.di kritisiert den von den Koalitionsfraktionen eingebrachten
Gesetzentwurf zur Unterstützung von Wissenschaft und Studierenden,
der heute im Bundestag zur Entscheidung steht, als völlig
unzureichende Antwort auf eine tiefgreifende Krise.

"Studierende und Beschäftigte in Hochschulen und
Forschungseinrichtungen brauchen dringend Unterstützung. Die
vorgesehenen Hilfen sind halbherzig und keine angemessene Antwort für
die stark von der Krise gebeutelten Menschen", kritisiert Sylvia
Bühler, im ver.di-Bundesvorstand zuständig für Bildung, Wissenschaft
und Forschung.

Zwar beinhalte der Gesetzentwurf verbesserte Zuverdienstmöglichkeiten
für BAföG-Bezieherinnen und -bezieher, doch das löse nicht wirklich
das Problem. "Das richtige Signal wäre eine schnelle und
unbürokratische Öffnung des BAföG für Studierende, die ihre
Nebentätigkeit durch Corona verloren haben oder deren Eltern infolge
der Corona-Krise keinen Unterhalt zahlen können. Dass über 900
Millionen Euro BAföG-Mittel bisher gar nicht ausgegeben wurden, zeigt
den grundsätzlichen Reformbedarf", so Bühler. "Die Studierenden
werden auf KfW-Kredite verwiesen. Sie brauchen aber eine
rückzahlungsfreie Nothilfe und kein Verschuldungsprogramm."

Bühler verweist damit auf den am 30. April zwischen den
Regierungsparteien gefundenen Kompromiss, der einerseits eine
erleichterte Darlehensvergabe durch die KfW-Bank und andererseits
eine Aufstockung der Sozialfonds bei den Studierendenwerken um 100
Millionen Euro vorsieht. Angesichts der Dimension des Problems sei
die Summe im Sozialfond noch immer viel zu gering.

Ebenso sei den befristet Beschäftigten durch die im Gesetz
vorgesehene Möglichkeit einer Vertragsverlängerung über die bisher
zulässigen Befristungsgrenzen hinaus noch nicht geholfen. "Tausende
befristete Beschäftigte und Lehrbeauftragte wissen nicht, ob und wie
es für sie weitergeht. Gleichzeitig sollen sie in einem Kraftakt
Online-Angebote aus dem Boden stampfen, um das laufende Semester zu
retten. Das passt nicht zusammen. Wir brauchen einen verbindlichen
Anspruch auf Vertragsverlängerung um zunächst mindestens sechs
Monate", so Bühler.

Das jetzt vorgelegte Gesetz sei symptomatisch für eine fehlende
Strategie bei der Krisenbewältigung in der Bildungs- und
Wissenschaftspolitik. Bühler dazu: "Im Moment stehen weite Teile der
Bildungslandschaft im Regen; darunter viele Hochschulbeschäftigte und
Studierende. Wir erwarten, dass auch hier ein wirksamer Schutzschirm
aufgespannt wird, denn sowohl in der Krise als auch danach brauchen
wir leistungsfähige Wissenschaftseinrichtungen und gut ausgebildete
Menschen."

ver.di hat Anfang April ein 10-Punkte-Programm zur Krisenbewältigung
für Studierende, Hochschulen und Forschungseinrichtungen vorgelegt.


Infos dazu unter: 

https://biwifo.verdi.de/branchen/hochschulen/++co++11496a98-7e83-11ea-b0cc-001a4a160111

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 07.05.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle
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GEWERKSCHAFT/378: Rahmenkonzept zu Schulöffnungen - Es gibt weiteren Klärungsbedarf (GEW)

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 6. Mai 2020

Stellungnahme von GEW, VBE und BER zum Rahmenkonzept der KMK zu
Schulöffnungen: Es gibt weiteren Klärungsbedarf!



Oranienburg/ Frankfurt am Main/ Berlin: Nach Veröffentlichung des
Rahmenkonzepts der Kultusministerkonferenz zu Schulöffnungen an diesem
Mittwoch stellen GEW, VBE und BER gemeinsam fest: "Viele der von uns
vorgebrachten Punkte haben Eingang in das Rahmenkonzept der
Kultusministerkonferenz (KMK) zur Schulöffnung gefunden. So wird der
Gesundheitsschutz hoch priorisiert, wobei Regelungen in den einzelnen
Hygienekonzepten der Länder konkretisiert werden. Dass es für die Umsetzung
eine entsprechende Vorlaufzeit braucht, wurde ebenfalls herausgestellt.
Auch die klare Ansage, dass Personen, die Risikogruppen angehören,
weiterhin nicht in der Schule lernen oder lehren müssen, ist notwendig und
begrüßenswert. Allerdings wird den Bundesländern viel
Ausgestaltungsspielraum eingeräumt. Wir befürchten, dass dies dafür genutzt
werden kann, Personen aus der Risikogruppe in die Schulen zu holen.
Wohlwollend haben wir zur Kenntnis genommen, dass Kinder mit besonderem
Unterstützungsbedarf im Konzept bedacht wurden - ebenso wie die Situation
an Förderschulen bzw. für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem
Förderbedarf. Und nicht zuletzt erlauben die Teilung der Gruppen und die
angestrebte Fortführung der Unterrichtsimpulse im selbstständigen Lernen,
dass der Errungenschaft hin zu mehr individueller Förderung Rechnung
getragen werden kann."

Die drei Organisationen sehen jedoch noch weiteren Klärungsbedarf, der nun
in den Ländern weiter bearbeitet werden muss. Zudem warnen sie vor einem
Überbietungswettbewerb bei Schulöffnungen, nachdem seit heute die Länder
nun selbst über die Geschwindigkeit und Ausgestaltung der weiteren
Lockerungsschritte entscheiden können. Umso wichtiger sei eine
wissenschaftliche Begleitforschung der unterschiedlichen Maßnahmen und der
Effekte, die diese haben. Gesundheitsschutz und Machbarkeit müssen
Priorität haben.

Stephan Wassmuth, Vorsitzender des Bundeselternrates, blickt dabei zum
Beispiel auf die Anforderungen an ein Schülermobilitätskonzept:
"Theoretisch ist das Abstandhalten im Bus nur möglich, wenn deutlich
weniger Kinder befördert werden. Wie dann mehr Busse organisiert werden
können, ist aber noch nicht geklärt. Da braucht es schnelle Antworten der
kommunal Verantwortlichen. Außerdem ist in dem Konzept das Verhalten der
Schülerinnen und Schüler zu wenig bedacht worden. Mir wurde berichtet, dass
selbst bei den Abiturprüfungen der Abstand zwischen den Jugendlichen in den
Pausen nicht eingehalten wurde. Wie soll das dann erst bei jüngeren Kindern
werden? Deshalb muss weiter gelten: Gut Ding will Weile haben. Ich glaube,
das Verständnis ist groß, wenn mit Blick auf die Sicherheit die
Schulöffnungen nur langsam ausgedehnt werden. Trotzdem muss natürlich im
Blick bleiben, dass sich Bildungsungerechtigkeiten nicht weiter verschärfen
dürfen."

Je später die Schülerinnen und Schüler aber in die Schule kommen, desto
wahrscheinlicher wird es, dass die curricularen Vorgaben nicht mehr
geschafft werden können. Zudem ist in dem Rahmenkonzept festgeschrieben,
dass der Präsenzunterricht "soweit möglich und sinnvoll nach dem regulären
Stundenplan erfolgen" soll, wenngleich die Lehrkraft "Schwerpunkte, die die
Sicherung der Kompetenzen für das aktuelle Schuljahr [?] im Blick haben",
setzen soll.

Udo Beckmann, Bundesvorsitzender des Verbandes Bildung und Erziehung (VBE),
warnt vor zu hohen Erwartungen: "Zunächst muss es darum gehen, die neuen
Regeln an Schule einzuüben und mit den Schülerinnen und Schülern das
Erlebte aufzuarbeiten. Zudem muss sich das neue Lernen mit geteilten
Gruppen erst einspielen. Dabei muss unbedingt die Arbeitszeit und die
Belastung der Lehrkräfte in den Blick genommen werden. Das Ziel, Klassen zu
teilen, sodass Schülerinnen und Schüler wechselnd vor Ort unterrichtet
werden und zuhause Aufgaben erledigen, ist aus Sicht der Einhaltung des
Gesundheitsschutzes absolut richtig. Entsprechend der Situation vor Ort
wird es aber in der Regel zwei oder drei Gruppen geben, die parallel zu
unterrichten und zu begleiten sind. Hier fehlen noch Antworten auf die
Frage, wie dies sinnvoll und ohne die Lehrkraft permanent zu überlasten
gelingen kann, wobei auch gleich zu klären ist, wie Zeit für Kooperation im
Kollegium organisiert werden soll. Zudem wird durch die Anforderung,
?individuelle Konzepte? für die Schule zu erstellen, viel Verantwortung an
die Schulleitung gegeben. Hier hatten wir eine konkrete Ansprechperson in
den Kultusministerien eingefordert. Da sind die Schulbürokratien in den
Bundesländern weiter gefragt."

Die Vorsitzende der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, Marlis Tepe,
unterstützt die Bedenken mit Blick auf die hohe Arbeitsbelastung der
Lehrkräfte: "Erste Rückmeldungen bestätigen: Nicht wenige Lehrkräfte haben
die Belastungsgrenze durch die Entgrenzung ihrer Arbeit schon
überschritten. Sie sollen Präsenz-, Fernunterricht und die Notbetreuung
stemmen sowie die Vertretung von Kolleginnen und Kollegen, die zur
Risikogruppe gehören, übernehmen. Das ist die Quadratur des Kreises und
bringt die Lehrkräfte ans Limit." Zudem betont sie, dass die Krise die
Bildungsungerechtigkeit verschärfe: "Insbesondere die ohnehin
benachteiligten Schülerinnen und Schüler werden durch den Fernunterricht
weiter abgehängt. Armen Familien nützen 150 Euro aus dem
500-Millionen-Paket nichts, weil sie sich mit diesem Geld trotzdem keine
Tablets oder
Laptops leisten können. Hier brauchen wir andere Lösungen: Die Schulen
könnten etwa Geräte einkaufen und an die Kinder und Jugendlichen verleihen.
Jetzt müssen die Ausstattung der Lehrkräfte und Schülerinnen und Schüler
mit digitalen Endgeräten sowie die Einrichtung der notwendigen
Infrastruktur schnell weiter vorangetrieben werden. Zudem sind die
Fortbildungsangebote für Lehrkräfte qualitativ zu verbessern und
auszubauen. Denn die schönste digitale Ausstattung nützt nichts, wenn die
Schulen kein stimmiges pädagogisches Gesamtkonzept haben."


Info: Die beiden größten Lehrergewerkschaften Deutschlands,
die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) und der Verband Bildung
und Erziehung (VBE), hatten gemeinsam mit dem Bundeselternrat (BER) die
Präsidentin der Kultusministerkonferenz (KMK), Dr. Stefanie Hubig,
angeschrieben und angeboten, bei der Erstellung des Rahmenkonzepts zur
Schulöffnung ihre Expertise einzubringen. Sie hatten dafür in einer
Telefonkonferenz in der letzten Woche mit dem KMK-Generalsekretär, Udo
Michallik, die Möglichkeit.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Mai 2020

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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VERBAND/2406: Forderungen des Bauernverbandes zur Agrarministerkonferenz (DBV)

Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 7. Mai 2020

DBV-Forderungen zur Agrarministerkonferenz

Rukwied: Agrarpolitische Prioritäten anders setzen



Anlässlich der Agrarministerkonferenz von Bund und Ländern am 8. Mai
2020 fordert der Deutsche Bauernverband, die agrarpolitischen
Prioritäten nach den Erfahrungen der Corona-Krise anders zu setzen:
"Die Ernährungssicherung und die Stärkung der europäischen
Landwirtschaft müssen wieder in den Mittelpunkt der Agrarpolitik
rücken. Wir brauchen eine stärkere Ausgewogenheit zwischen einer
produktiven und effizienten Landwirtschaft und den gesteckten
Umweltzielen", sagt der Präsident des Deutschen Bauernverbandes,
Joachim Rukwied. Mit Blick auf die Neuausrichtung der Gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP) fordert Rukwied, dass die Basisprämie weiterhin
einen fundamentalen Anteil der ersten Säule ausmachen müsse. "Die GAP
muss finanziell stabil bleiben und die Gewichtung zwischen den beiden
Säulen darf nicht weiter zu Lasten der 1. Säule verschoben werden", so
Rukwied. In den neuen Eco Schemes der 1. Säule sieht der DBV die
Chance für einen Ansatz, mit dem die Landwirte zusätzliche
Umweltleistungen erbringen und auch einen Einkommensbeitrag erzielen
könnten. "Eine "grünere" Agrarpolitik setzt aber zwingend ein stabiles
EU-Agrarbudget voraus", betont Rukwied.

Darüber hinaus fordert der Bauernpräsident die Agrarminister auf, mit
der Verwaltungsvorschrift zur Düngeverordnung eine Grundlage für eine
zielgenaue Gebietsabgrenzung zu legen und eine bedarfsgerechte Düngung
der Kulturen sowie die Andüngung von Zwischenfrüchten weiterhin zu
ermöglichen. Zudem müsse mit der Tierschutznutztierhaltungsverordnung
dringend Rechtssicherheit und eine realistische
Entwicklungsperspektive für die Sauenhaltung geschaffen werden.

Das Forderungspapier des DBV finden Sie unter:
https://www.bauernverband.de/dbv-positionen/positionen-beschluesse/position/dbv-forderungen-zur-agrarministerkonferenz-1

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Mai 2020

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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VERBAND/2405: Bund und Länder kleben an alter EU-Agrarpolitik (AbL)

Pressemitteilung der Verbände-Plattform zur EU-Agrarpolitik
vom 7. Mai 2020

Zur Agrarministerkonferenz am 7./8. Mai 2020

Bund und Länder kleben an alter EU-Agrarpolitik

Verbände fordern massive Anreize, damit Betriebe mit Umwelt Geld verdienen



Eine breite Plattform von Verbänden aus Umwelt- und Naturschutz,
Landwirtschaft, Tierschutz und Entwicklungspolitik fordert die
Landwirtschaftsministerinnen und -minister von Bund und Ländern zu einem
grundlegenden Umsteuern auf. Die Coronakrise könne nicht darüber
hinwegtäuschen, dass große Teile der Branche vor tiefgreifenden
Veränderungen stünden. Die Bundesländer müssten daher jetzt die Weichen
dafür stellen, die Ausgestaltung der EU-Agrarpolitik in Deutschland massiv
zu ändern, damit die landwirtschaftlichen Betriebe den notwendigen Beitrag
zur Lösung der großen Herausforderungen in den Bereichen Klimaschutz und
Klimawandel, Umwelt-, Arten- und Tierschutz leisten könnten.

Bisher lege Deutschland bei der EU-Agrarpolitik den absoluten Schwerpunkt
ausgerechnet auf pauschalen Flächenzahlungen pro Hektar, ohne zu
berücksichtigen, ob die Betriebe auf der Fläche oder im Stall notwendige
und gesellschaftlich gewollte Leistungen für Umwelt und Tierwohl erbringen.
Dieses System müsse konsequent umgedreht werden, fordern die 
Plattform-Verbände. Die Erzeugung von wertvollen Lebensmitteln müsse sich für die
Betriebe am stärksten rechnen, wenn sie dabei auch gezielt Maßnahmen etwa
zur Förderung von Artenvielfalt, Gewässerschutz und Kohlenstoffbindung im
Boden (Humus) ergreifen. Einkommen und Gemeinwohlleistungen sollten sich
nicht länger ausschließen, sondern gegenseitig stärken, so die Verbände in
einer Mitteilung.

Auf ihrer Frühjahrskonferenz am 8. Mai beraten die Agrarministerinnen und
-minister von Bund und Ländern darüber, wie die EU-Agrarpolitik ab dem Jahr
2023 in Deutschland umgesetzt werden soll. Auch wenn die Finanzplanung und
die genauen Vorgaben der EU für die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) noch
nicht ausverhandelt sind, treibt das Bundeslandwirtschaftsministerium
(BMEL) die Vorbereitung zur Umsetzung der erwarteten neuen GAP-Regeln
weiter voran.

Aus Sicht der Verbände machten die zur Agrarministerkonferenz vorgelegten
Dokumente deutlich, dass die Ministerinnen und Minister von Bund und
Ländern offenbar den fachlichen Bedarf zum Umsteuern nicht wahrhaben
wollten. Stattdessen hielten die Ministeriumsspitzen an der bisherigen
Verteilung der Gelder auf die Bundesländer und Betriebe fest. Das sei aber
kein fachliches Kriterium, sondern allenfalls Besitzstandswahrung, werfen
ihnen die Verbände vor.

Konkret fordern die Verbände:

• Mit den neuen "Öko"-Regelungen (Eco-Schemes) in der 1. Säule
(Direktzahlungen) müssen den landwirtschaftlichen Betrieben positiv
einkommenswirksame Anreize für möglichst vielfältige sowie anspruchsvolle
ökologische Mehrleistungen gegeben werden. Dafür sollten zu Beginn der
Förderperiode mindestens 30 Prozent der Fördermittel der 1. Säule
bereitgestellt werden, mit steigenden Anteilen in den weiteren Jahren.

• In den Programmen zur Förderung der Ländlichen Entwicklung (2.
Säule) sind spezifischere Maßnahmen anzubieten, insbesondere für die
Förderung des Ökolandbaus, Vertragsnaturschutz und Tierschutzleistungen.
Auch hier fordern die Verbände eine höhere Mittelausstattung und dafür
höhere Umschichtungen von Direktzahlungen in diese Maßnahmen der 2. Säule
als bisher.

• Die ambitionierten Grundanforderungen (erweiterten Konditionalität)
müssen ein flächendeckendes Mindestniveau oberhalb der gesetzlichen
Vorgaben sichern (inklusive Dauergrünlanderhalt, Mindestfruchtfolge und
Mindestanteil an ökologischen Vorrangflächen).

• Insgesamt sollten 70 Prozent der GAP-Mittel für freiwillige
Maßnahmen der Landwirtschaft in den Bereichen Umwelt-, Klima- und
Tierschutz vorgesehen werden. Alle Elemente der so genannten neuen "grünen
Architektur" müssen dafür effektiv und effizient genutzt werden.

Unabhängig von der Umsetzung der EU-Agrarpolitik in Deutschland fordern die
Verbände die Bundesregierung und die EU-Kommission auf, sich auf EU-Ebene
für einen neuen Anlauf in den Verhandlungen um die zukünftige GAP
einzusetzen. Denn die bisherigen Beratungen im Agrarministerrat und im
Europäischen Parlament liefen auf eine GAP hinaus, die den Vorgaben des
Europäischen Green Deal von EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen
nicht gerecht werden könnten. So scheitere die GAP sowohl am Ziel der
Klimaneutralität bis 2050 als auch am Ziel, den Rückgang der Artenvielfalt
zu stoppen und wieder umzudrehen sowie den Einsatz von 
chemisch-synthetischen Pflanzenschutzmitteln und von Antibiotika erheblich zu
reduzieren. Auch mit den internationalen Verpflichtungen wie den
Nachhaltigkeitszielen (SDGs) der Vereinten Nationen seien die bisherigen
GAP-Pläne unvereinbar, warnen die Verbände. Die langfristigen Krisen
müssten gelöst und nicht verlängert und damit noch vergrößert werden.
Hinweis für die Redaktion:



Die Verbände-Plattform besteht aus Verbänden aus Umwelt- und Naturschutz,
Landwirtschaft, Entwicklungspolitik, Verbraucherschutz und Tierschutz. Sie
wird vom Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) in
Kooperation mit der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL)
koordiniert.

Nähere Informationen zu den Forderungen der Verbände an die AMK finden Sie
unter: 

https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/landwirtschaft/landwirtschaft_eco_schemes_stellungnahme_umweltverbaende.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der Verbände-Plattform zur EU-Agrarpolitik vom 7. Mai 2020

c/o AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Bahnhofstraße 31, 590067 Hamm

Telefon: 02381/49 22 20, Fax: 02381/49 22 21

E-Mail: info@abl-ev.de

Internet: www.abl-ev.de
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VERBRAUCHERSCHUTZ/1343: Hot and spicy - Chili, Pfeffer und Co. im Blickpunkt (idw)

Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) -
06.05.2020

Hot and spicy - Chili, Pfeffer und Co. im Blickpunkt

Gewürze können mit Schwermetallen, Schimmelpilzgiften und
Pflanzenschutzmittelrückständen belastet sein - wegen geringer
Aufnahmemengen besteht jedoch keine Gesundheitsgefahr



Wegen ihrer Herstellungsweise, Verarbeitung und Lagerung finden sich in
Gewürzen wie Chilipulver, Pfeffer oder Paprikagewürz verhältnismäßig
häufig Schimmelpilzgifte, Rückstände von Pflanzenschutzmitteln oder
Schwermetallen. Wie das Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL) in Berlin mitteilt, haben die
Untersuchungsämter der Bundesländer in den vergangenen Jahren immer wieder
Proben getestet, bei denen gesetzliche Höchstgehalte überschritten wurden.
Das BVL fordert daher Importeure und Hersteller zu verstärkten
Eigenkontrollen auf. Da Gewürze nur in geringen Mengen verwendet werden,
besteht im Allgemeinen keine unmittelbare Gesundheitsgefahr für die
Verbraucher.

Bei Gewürzen können sich bei zu feuchter und warmer Lagerung leicht
Schimmelpilzgifte (Mykotoxine) wie Aflatoxine oder Ochratoxin A (OTA)
bilden. So gab es in den Jahren 2018 und 2019 im Europäischen
Schnellwarnsystem für Lebensmittel und Futtermittel (RASFF) 16 bzw. 13
Meldungen zu Schimmelpilzgiften in Paprika- und Chilipulver. Dies
entspricht 41 % aller Meldungen zu Mykotoxinen in Kräutern und Gewürzen im
Jahr 2019. Die EU-Kommission beobachtet zusammen mit den Mitgliedstaaten
regelmäßig die Schnellwarnmeldungen, etwa zu erhöhten Mykotoxingehalten in
Gewürzpaprika aus Drittländern. Bei fortbestehenden Auffälligkeiten wird
über verstärkte Kontrollen der betroffenen Waren aus bestimmten
Drittländern beim Import in die EU entschieden. Wird der gesetzliche
Höchstgehalt nicht eingehalten, darf die Ware nicht in die EU importiert
werden und wird in der Regel auf Kosten des Importeurs vernichtet.

2018 wurden im bundesweiten Monitoring 144 Proben von Paprikapulver
repräsentativ auf Aflatoxine und OTA hin untersucht. Gegenüber einer
vergleichbaren Untersuchung im Jahr 2012 lagen die Aflatoxingehalte etwas
niedriger. Dennoch können bei Paprikapulver aus einigen Drittländern
Höchstgehaltsüberschreitungen weiterhin nicht vollständig ausgeschlossen
werden. Die OTA-Gehalte in Paprikapulver lagen 2018 zwar wesentlich höher
als bei allen anderen untersuchten Produkten. Es gab jedoch nur vier
Höchstgehalts-überschreitungen.

2017 gab es ebenfalls Schwerpunktuntersuchungen zu Schimmelpilzgiften in
Gewürzen. Bei den Untersuchungen von schwarzem Pfeffer (repräsentativ im
Monitoring auf Aflatoxine und Ochratoxin A) sowie Chili- und
Paprikagewürzen (risikoorientiert im Bundesweiten Überwachungsplan auf
Ochratoxin A) bewegten sich die dort gemessenen Gehalte insgesamt auf
einem niedrigen Niveau. Dies zeigt, dass die Belastung von Lebensmitteln
mit Schimmelpilzgiften von Jahr zu Jahr aufgrund von Witterungseinflüssen
schwanken kann. Auch im Haushalt können Gewürze bei falscher Lagerung
schimmeln. Sie sollten daher trocken und kühl aufbewahrt werden.

Schwermetalle und Aluminium

Auch das Vorkommen von gesundheitlich unerwünschten Elementen wie
Schwermetallen wird regelmäßig von den amtlichen Untersuchungslaboratorien
der Bundesländer überprüft. So wurde im Monitoring 2018 Paprikapulver
untersucht. Im Vergleich zu anderen untersuchten Lebensmitteln war eine
höhere Belastung mit Blei, Kupfer, Chrom und Aluminium festzustellen. Der
gesetzlich festgeschriebene Höchstgehalt für Kupfer in Höhe von 40 mg/kg
war jedoch in keiner der untersuchten Proben überschritten. Bei schwarzem
Pfeffer wurden im Monitoring 2017 ebenfalls vergleichsweise hohe Gehalte
an Blei, Aluminium, Nickel, Chrom und Thallium gefunden.

Chemische Elemente wie Schwermetalle können zum Beispiel durch Luft,
Wasser und Boden in Lebensmittel gelangen. Auch für die Schwermetalle
gilt: Die Aufnahme durch Gewürze ist vergleichsweise gering, da diese nur
in kleinen Mengen verzehrt werden. Die Rückstandshöchstgehalte dürfen aber
nicht überschritten werden. Deshalb sollten die Hersteller prüfen, ob
durch den Einsatz verbesserter Verarbeitungstechniken die Metallgehalte in
Gewürzen gesenkt werden können.

Neue Höchstgehalte

Um die Belastung der Verbraucher durch Schimmelpilzgifte und Schwermetalle
in Gewürzen zu minimieren, aktualisiert die Europäische Behörde für
Lebensmittelsicherheit (EFSA) gerade ihre gesundheitlichen Bewertungen.
Darauf aufbauend sollen in der EU neue Höchstgehalte für die
Schimmelpilzgifte Aflatoxine und Ochratoxin A und verbindliche
Höchstgehalte für Schwermetalle in Gewürzen eingeführt werden. In beiden
Fällen spielen repräsentativ erhobene Daten wie die des Monitorings, ein
in Deutschland kontinuierlich durchgeführtes Untersuchungsprogramm, eine
wichtige Grundlage für die wissenschaftlichen Einschätzungen.

Pflanzenschutzmittelrückstände

Die Untersuchungsämter der Bundesländer haben in der Vergangenheit häufig
zu hohe Rückstände von Pflanzenschutzmitteln bei Gewürzen festgestellt.
Während schwarzer Pfeffer bereits seit Jahren regelmäßig im Monitoring
untersucht wird, wurden im Jahr 2017 auch 54 Proben Paprika-Fruchtgewürz
(Pulver) und 23 Proben Chili-Fruchtgewürz (Pulver) in einem
Monitoring-Projekt auf Rückstände untersucht. In vielen Proben wurden dabei
Rückstände mehrerer Wirkstoffe festgestellt - so etwa in 70 % der Proben
Chilipulver. Bei schwarzem Pfeffer überschritten 7,5 %, bei Paprikapulver
13 % und bei Chilipulver 26 % der Proben die Rückstandshöchstgehalte. Im
Vergleich dazu wurden 2018 nur in 2,9 % der 137 untersuchten Proben
Paprikapulver Überschreitungen der Rückstandshöchstgehalte festgestellt,
Mehrfachrückstände in lediglich 8 % der Proben.

Ein möglicher Grund für die Überschreitung der Rückstandshöchstgehalte bei
getrocknetem Chili- und Paprikapulver ist eine Konzentrierung der
Rückstände während der Trocknungsprozesse der frischen, mit
Pflanzenschutzmitteln behandelten Erzeugnisse. Trotz der
Höchstgehaltsüberschreitungen kann - aufgrund der geringen Verzehrsmengen
bei Gewürzen - ein Gesundheitsrisiko für Verbraucher durch
Pflanzenschutzmittelrückstände ausgeschlossen werden.

Die Importeure und Hersteller von Gewürzen sind für die Qualität und
insbesondere die Einhaltung der Rückstandshöchstgehalte verantwortlich.
Daher fordert das BVL sie auf, insbesondere bei Paprika- und Chilipulver
die Eigenkontrollen zu verstärken, damit Ware, die die gesetzlichen
Bestimmungen nicht erfüllt, nicht auf den Markt kommt.


Hintergrundinformation

Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) ist
eine eigenständige Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft. Im Bereich der
Lebensmittel- und Futtermittelsicherheit übernimmt es umfassende
Managementaufgaben und koordiniert auf verschiedenen Ebenen die
Zusammenarbeit zwischen dem Bund, den Bundesländern und der Europäischen
Union. In der Rubrik "Lebensmittel im Blickpunkt" stellt das BVL
regelmäßig Informationen zu bestimmten Lebensmitteln zusammen.
Das BVL ist außerdem für die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln,
Tierarzneimitteln und gentechnisch veränderten Organismen in Deutschland
zuständig.

Weiterführende Informationen

Bundesweiter Überwachungsplan:

www.bvl.bund.de/buep

Monitoring:

www.bvl.bund.de/monitoring

Nationale Berichterstattung Pflanzenschutzmittelrückstände:

www.bvl.bund.de/nbpsm

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution914

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL), 06.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASYL/1480: Abschiebungsbeobachtung in Hamburg - Die Probleme bleiben (Diakonisches Werk Hamburg)

Diakonisches Werk Hamburg - Presseinformation vom 5. Mai 2020

Abschiebungsbeobachtung in Hamburg: Die Probleme bleiben



Auch von März 2019 bis Februar 2020 kam es bei Abschiebungen am Hamburger
Flughafen zu besonderen Härten und Problemen für Betroffene. Das geht aus
dem Jahresbericht des Projektes Abschiebungsbeobachtung hervor, den das
Diakonische Werk Hamburg heute veröffentlicht hat. Von den 124 beobachteten
Abschiebungen hat der Abschiebungsbeobachter 20 (16%) als besonders
problematisch eingestuft.

Dr. Dirk Hauer, Fachbereichsleiter Migration und Existenzsicherung der
Diakonie Hamburg: "Wir müssen leider feststellen, dass Hamburg nach wie vor
Menschen mit schwersten Erkrankungen abschiebt. Nach unserem Kenntnisstand
werden diese mit Medical-Charter-Flugzeugen, das sind fliegende
Intensivstationen, ausgeflogen. So etwas wurde bisher nur in Hamburg
beobachtet. In hohem Maße problematisch ist aus unserer Sicht auch die
Abschiebung von Kindern und das Auseinanderreißen von Familien. Nach
unserem Eindruck trifft die Abschiebepolitik vor allem diejenigen, die
besonders verletzlich und isoliert sind. Politik und Verwaltung müssen hier
umdenken. Eine gute Flüchtlingspolitik bemisst sich nicht an der Zahl der
Abschiebungen."

2019 im Flughafenforum angezeigte Probleme:


	die starke psychische Belastung von Kindern, etwa wenn sie Zeugen von Zwangsmaßnahmen sind oder wenn Familien getrennt werden

	die unterschiedliche Bewertung der Reisefähigkeit von Kranken durch verschiedene Behörden

	der Einsatz fliegender Intensivstationen zur Abschiebung Schwerstkranker

	die mangelnde Kooperation und Informationsverweigerung einiger Behörden, die im Forum nicht vertreten sind



Forums-Moderator Hans-Peter Strenge: "Die aufgezeigten Probleme konnten im
Forum mit den beteiligten Vertreterinnen und Vertretern der Bundespolizei,
der Landesministerien und der Ausländerbehörden stets offen besprochen
werden. Dazu tragen auch die konstruktive Debattenkultur zwischen
Behördenvertretern und Flüchtlingsorganisationen sowie die profunde
Berichterstattung durch den Abschiebungsbeobachter Felix Wieneke bei."

Das Projekt "Abschiebungsbeobachtung am Hamburger Flughafen" ist ein
Projekt des Diakonischen Werkes Hamburg und wird finanziert durch die
Behörde für Inneres und Sport in Hamburg.


Den Jahresbericht finden Sie unter:

https://www.diakonie-hamburg.de/export/sites/default/.content/downloads/Fachbereiche/ME/Jahresbericht-Abschiebungsbeobachtung-2019-2020.pdf

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 5. Mai 2020

Diakonisches Werk Hamburg

Königstraße 54, 22767 Hamburg

Telefon: 040 30 62 0-0, Fax: 040 30 62 0-410

E-Mail: info@diakonie-hamburg.de

Internet: www.diakonie-hamburg.de
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HEGEMONIE/1835: Europa - gegen den Rest der Welt ... (SB)



Wir haben eine besondere Verantwortung, unsere Partner auf dem
Westbalkan bei dieser Pandemie zu unterstützen, da ihre Zukunft
eindeutig in der EU liegt.

EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen [1]

Die Europäische Union zeigt sich fest entschlossen, die aus der
Zerschlagung Jugoslawiens hervorgegangene Kriegsbeute voll und ganz
für sich zu beanspruchen. Die sechs Länder des Westbalkans (Serbien,
Montenegro, Nordmazedonien, Kosovo, Albanien, Bosnien-Herzegowina)
sollen über Beitrittsverhandlungen eingebunden und auf die Bedürfnisse
der Kapitalfraktionen in den europäischen Kernländern zugerichtet
werden, was sich als überaus langwieriger Prozeß erweist. Das
Beitrittsverfahren sieht umfängliche Kapitel vor, bei denen es im Kern
darum geht, eine eigenständige gesellschaftliche Entwicklung zu
verhindern und Satelliten zu schaffen, die der Kapitalverwertung keine
Hindernisse in den Weg stellen. Die eingeforderten Reformen an Staat
und Wirtschaft zwingen den Ländern beträchtliche Anstrengungen zu
eigenen Lasten auf, an deren erhofftem Ende ein Status als
Juniorpartner der die EU anführenden Volkswirtschaften wie
insbesondere Deutschland steht. Ziehen sich die Verhandlungen ohne
absehbares Ergebnis über die Jahre hin, wachsen unter den Kandidaten
zwangsläufig Zweifel, ob es tatsächlich eine unabweisliche oder auch
nur potentiell günstige Option ist, an der langen Leine der
EU-Kommission geführt zu werden. Das gilt um so mehr, je stärker
andere auswärtige Akteure auf den Plan treten und ihnen
vielversprechende Avancen machen, um ihrerseits auf dem Balkan Fuß zu
fassen.

Aus Perspektive der EU, die sich ohnehin gern, aber unzulässigerweise
mit Europa gleichsetzt, ist der wirtschaftlich wie geostrategisch
wichtige Balkan unbestreitbar eine europäische Region, in der
außenstehende Mächte nichts zu suchen haben. Das gilt für China, das
hier wie vielerorts auf der Welt mit großzügigen Offerten nicht spart,
um sich ökonomisch zu etablieren, ohne konkrete politische Auflagen
damit zu verbinden. Das gilt für Rußland, das lange Zeit insbesondere
Serbien unterstützt hat, aber auch für die USA, die nirgendwo
freiwillig wieder komplett abziehen, wo sie einmal Krieg geführt
haben. Auch die Türkei dringt im Zuge ihrer neoosmanischen
Expansionsgelüste in diese Region vor, um insbesondere islamische
Bevölkerungen für ihre Zwecke zu gewinnen, und selbst manche
Golfstaaten haben längst ihre Fühler ausgestreckt, um mit Geschenken
rasch zu erkaufen, was die EU nur als ferne Vision von Wachstum und
Wohlstand in Aussicht stellt.

Der Situation bewußt, daß sein Land nicht ausschließlich auf die EU
angewiesen ist, sondern die Konkurrenten womöglich in gewissem Umfang
gegeneinander ausspielen kann, setzte Aleksandar Vucic Anfang April
ein unüberhörbares Warnsignal. Der serbische Präsident trat mit kaum
gezügelter Wut vor die Presse und erklärte: "Es gibt keine europäische
Solidarität, das war ein Traum aus Papier. Nur China kann uns helfen!"
Er bezog ich darauf, daß die EU zu dem Zeitpunkt ein Exportverbot für
medizinisches Schutzmaterial erlassen hatte, während China
unverzüglich Atemschutzmasken und anderes Material nach Belgrad flog,
wobei Chinas Präsident den serbischen Amtskollegen einen "Freund und
Bruder" nannte.

Diese wohlinszenierte Abkehr von der EU verhallte nicht ungehört, gilt
Vucic doch als wichtigster Verhandlungspartner in den
Westbalkanstaaten, auf den die EU-Kommission seit Jahren baut. Er ist
nicht nur Präsident des größten Landes der Region, sondern hat auch
mit seiner westlichen Ausrichtung Serbien aus einem absoluten
Feindbild der kerneuropäischen Regierungen in einen bevorzugten
Aufnahmekandidaten verwandelt. So glaubt man in Brüssel, nur Vucic
könne Serbien in die EU führen, das dann wiederum eine Sogwirkung auf
die gesamte Region entfalten könnte, so daß kleinere Länder ihre
Anstrengungen intensivieren, dem Beispiel Belgrads zu folgen. Die
angedrohte Kehrtwende des serbischen Präsidenten hat sicher keinen
grundlegenden Strategiewechsel der EU-Kommission ausgelöst, aber doch
die Alarmglocken schrillen lassen und offenbar einige Dinge
beschleunigt.

Um nichts anbrennen zu lassen, hat sich die EU zum Klotzen
entschlossen, was den Westbalkan betrifft. Für diese sechs Länder
wurde das Exportverbot für medizinische Schutzgüter aufgehoben, womit
dies die einzige Region außerhalb der EU ist, die eine solche
Vorzugsbehandlung erfährt, wie es in den entsprechenden Dokumenten der
Kommission heißt. Vor allem aber helfen EU und Europäische
Investitionsbank den Ländern der Region mit insgesamt mehr als 3,3
Milliarden Euro, um die Pandemie zu bekämpfen und deren Folgen
abzumildern. 38 Millionen Euro flossen als Direkthilfe, wovon unter
anderem Atemmasken, Beatmungsgeräte und Schutzkleidung erworben werden
sollen. Auch auf der politischen Ebene hat sich einiges bewegt, denn
die EU hat den Weg für Beitrittsgespräche mit Nordmazedonien und
Albanien freigemacht. Zudem winkt dem Westbalkan mittelfristig ein
neuer milliardenschwerer Investmentplan, um Wachstum und
Modernisierung in der Region weiter anzukurbeln.

Die Staaten der EU waren schon vor der Coronakrise die wichtigsten
Wirtschaftspartner des Westbalkans und zeigen nun Flagge, daß sie das
auch künftig zu bleiben gedenken. Daran ließ die eingangs zitierte
Kommissionspräsidentin keinen Zweifel, die der Konkurrenz einen Schuß
vor den Bug setzt. "Die Länder des westlichen Balkans sind
geografisch, historisch und wirtschaftlich die engsten Partner der
EU", betont auch David McAllister, Vorsitzender des Auswärtigen
Ausschusses des Europäischen Parlaments. "Eine europäische Zukunft für
den gesamten Westbalkan ist daher eine geostrategische Investition in
ein stabiles, starkes und geeintes Europa auf der Grundlage
gemeinsamer Werte." Aber er betont auch: "Der Beitrittsprozess ist ein
Marathon und kein Sprint." "Unsere Arbeit wird weiter gehen", kündigte
der EU-Kommissar für Erweiterung, Oliver Varhelyi, an, "weil wir einen
Investitionsplan für die Region vorbereiten, um die harten Folgen der
Krise abzumildern." Die "Entwicklungslücke" gegenüber der EU müsse
geschlossen werden.

Eigentlich sollte der EU-Gipfel zur künftigen Erweiterung der Union
als Höhepunkt der kroatischen Ratspräsidentschaft in Szene gesetzt
werden. Doch angesichts der Coronapandemie kam es anders. Von dem
aufwendig geplanten Treffen in der kroatischen Hauptstadt Zagreb blieb
eine drei Stunden dauernde Videokonferenz der 27 EU-Staats- und
Regierungschefs, zu der auch die Regierungschefs der sechs
Beitrittskandidaten zugeschaltet wurden. Kroatien, das im ersten
Halbjahr 2020 den Vorsitz in der Union führt, ist als jüngstes
Mitgliedsland der EU im Sommer 2013 beigetreten. Acht Jahre hatten die
Verhandlungen dafür gedauert, weshalb der derzeitige Ratspräsident die
Lage der aktuellen Kandidaten durchaus nachvollziehen kann. Andrej
Plenkovic hatte im Februar einen intensiveren Austausch zwischen der
EU und den Balkanstaaten angemahnt: "Die Erweiterung ist die
wichtigste politische Strategie der EU. Sie ist eine geostrategische
Investition in ein starkes Europa."

Im Kampf um den Westbalkan ist die EU als wichtigster Handelspartner
und unmittelbarer Nachbar eindeutig in der günstigsten Position.
Allerdings muß sie auch etwas dafür tun, um diesen Vorteil nicht
einzubüßen, während die Konkurrenten Milliardensummen investieren, um
Brücken, Schulen und Moscheen zu bauen oder Medien zu kaufen, womit
sie ihren Einfluß auf politische Entscheidungen sukzessive ausweiten.
So betont Erweiterungskommissar Varhelyi denn auch: "Der Gipfel und
dieses Jahr insgesamt werden einen Wandel für die Westbalkanländer
bewirken und sie wieder nach ganz oben auf der europäischen Agenda
bringen." Die Unterstützung in der Coronapandemie zeige, daß Brüssel
diese Länder als "privilegierte Partner" und "künftige
Mitgliedstaaten" betrachte: "Wir sind mehr engagiert als jemals zuvor.
Ich erwarte, dass der Gipfel unsere Solidarität unterstreicht, ebenso
wie die Notwendigkeit eines Wirtschafts- und Investitionsplans, der
der Region hilft, wirtschaftlich wieder Fuß zu fassen, der die
Konjunktur beflügelt und Reformen unterstützt."

Ein Anschub ist insofern dringend geboten, als die Westbalkanländer
bereits im Jahr 2003 ein Beitrittsversprechen der EU erhalten haben.
Seither ist aus ihrer Sicht jedoch viel zu wenig passiert. Während
Brüssel darauf beharrt, daß die Reformen in der Region zu langsam
voranschreiten, nimmt die Abwanderung der Bevölkerung in Richtung EU
und USA zu, fast jeder zweite Jugendliche ist arbeitslos. Hinzu kommen
Widerstände innerhalb der EU, da insbesondere Frankreichs Präsident
Emmanuel Macron deutlich gemacht hat, daß er einer schnellen
Erweiterung der EU in Richtung Südosteuropa ablehnend gegenübersteht.
Noch im Oktober 2019 legte er bei einem EU-Gipfel überraschend sein
Veto gegen die Aufnahme von Beitrittsgesprächen mit Nordmazedonien und
Albanien ein. Auch die Niederlande und Dänemark sind gegenüber einer
Erweiterung skeptisch. Erst nachdem die EU-Kommission einige
zusätzliche Hürden für den Beitritt eingebaut hatte, gab Macron seine
Zustimmung. Damit hat die EU zwar den Weg für Beitrittsgespräche mit
diesen beiden Ländern freigemacht, doch einen sehr langwierigen Prozeß
eingeleitet, der jederzeit von den Mitgliedsstaaten gestoppt werden
kann.

Frankreich fürchtet offenbar einen weiter wachsenden Einfluß
Deutschlands, das von einer Aufnahme der Westbalkanstaaten am
stärksten profitieren könnte. Beispielsweise plant die Deutsche Bahn,
Südosteuropa für Gütertransporte als Transitraum nutzen, der den
europäischen mit dem chinesischen Markt verbindet. Das Jahr 2025
bleibt jedoch als "indikatives Datum" weiter bestehen: In fünf Jahren
könnten möglicherweise schon die ersten beiden Staaten, Serbien und
Montenegro, der EU beitreten, sofern sie alle Bedingungen erfüllen.
Dies würde voraussichtlich zu einem Dominoeffekt in der Region führen.
Wie weit der durch vergleichsweise großzügige Hilfen in der
Coronakrise erzeugte Schwung reicht, wird sich zeigen, wenn die
Verhandlungskapitel mit Nordmazedonien und Albanien geöffnet sind.
Sollten einzelne EU-Länder mauern und damit glaubwürdige
Beitrittsverhandlungen torpedieren, könnte die Stimmung in den
Kandidatenländern schnell wieder ins Gegenteil umschlagen. [2]

Die Kernbotschaft des Westbalkangipfels soll aus Sicht der
EU-Kommission die gleiche bleiben wie vor der Pandemie: Das
Beitrittsversprechen für die sechs Kandidaten gilt, die sich jedoch im
Gegenzug noch einmal dazu verpflichten sollen, die angemahnten
Reformen voranzutreiben. Serbien, der größte der aus dem zerschlagenen
Jugoslawien hervorgegangenen Staaten, verhandelt seit 2014 mit der EU.
Präsident Vucic gibt sich grundsätzlich proeuropäisch und zu
Verhandlungen mit Kosovo über dessen Status bereit. Die EU bescheinigt
Serbien gute Ansätze, bemängelt aber Defizite in der demokratischen
Kultur, weil der Präsident autoritäre Züge habe und die Opposition das
Parlament boykottiert. Auch im Justizwesen und bei der Eindämmung der
Korruption hapere es noch. Der kleinste Balkanstaat Montenegro
verhandelt seit 2012 mit der EU und ist dabei am weitesten
vorangekommen. 32 der 35 Verhandlungskapitel sind in Arbeit. Die EU
kritisiert den nur mittelmäßig engagierten Kampf gegen organisiertes
Verbrechen und Korruption. Noch sei Montenegro nicht ausreichend für
eine Mitgliedschaft vorbereitet, heißt es im letzten
Fortschrittsbericht der EU. Seit 2017 in Montenegro bereits Mitglied
der NATO.

Nordmazedonien bescheinigt die EU schon seit 2018 große Fortschritte
und die Befähigung zu Beitrittsverhandlungen. Nachdem sich Mazedonien
in Nordmazedonien umbenannt hatte, um den hemmenden Namensstreit mit
Griechenland zu beenden, schien die Tür weit offen zu stehen. Doch
dann mußte der Beitrittsprozeß auf französischen Druck hin
überarbeitet werden. Nun könnten die Verhandlungen starten, wobei
neuerdings Bulgarien wegen des Streits um eine Historiker-Kommission
mit einem Veto droht. In Albanien sind politisches System, Justiz und
öffentliche Verwaltung "einigermaßen" auf dem Weg in Richtung
EU-Standards, heißt es im Fortschrittsbericht. Seit 2018 bescheinigt
die EU-Kommission Albanien die Reife für Beitrittsverhandlungen. Doch
wie Nordmazedonien mußte sich Albanien noch bis März 2020 gedulden,
ehe die EU ihren Beitrittsprozeß reformiert hatte. Jetzt wartet das
Land auf den konkreten Startschuß für Verhandlungen, die aber noch
zehn Jahren dauern könnten.

Kosovo wird nach wie vor von fünf EU-Mitgliedern nicht als Staat
anerkannt, was die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen fast unmöglich
macht. Immerhin gibt es ein Assoziierungsabkommen zur Heranführung an
EU-Normen. Mit Serbien, von dem sich Kosovo losgelöst hatte, steht
eine gegenseitige Anerkennung und Aussöhnung noch aus. Kompliziert ist
die Lage insbesondere deswegen, weil die EU und die USA
unterschiedliche Auffassungen von einer Befriedung haben. Überdies hat
Kosovo derzeit keine handlungsfähige Regierung. Noch am Beginn der
Heranführung an die EU steht Bosnien-Herzegowina, in dem drei
Volksgruppen mehr schlecht als recht zusammenleben. Staatliche
Verwaltung und Justiz zeigen erste Ansätze, so die EU-Kommission, doch
müsse weiter an Reformen gearbeitet werden. Noch immer ist dort eine
EU-Militärmission präsent, um den fragilen Staat zu stabilisieren, so
daß die Aussicht auf Beitrittsgespräche in weiter Ferne liegt. [3]

Wie diese eher durchwachsene Zusammenschau zeigt, geht es Brüssel
gegenwärtig vor allem darum, die Westbalkanländer bei Laune und auf
EU-Kurs zu halten, um ihre Bereitschaft einzudämmen, auf schnellere
Wege der Unterstützung zu setzen, die ohne Auflagen gewährt wird. Die
führenden Mächte Westeuropas können kaum umhin, ihre Versprechen
einzulösen und kräftig nachzulegen, lange bevor ein erfolgreicher
Abschluß der zähen Beitrittsverhandlungen in Sicht ist. Die
historische Chance einer friedlichen Koexistenz mit dem blockfreien
Jugoslawien wurde gezielt zunichte gemacht, um diesen
Gesellschaftsentwurf zu zerstören und den nächsten Raubzug auf dem
Balkan unter maßgeblicher deutscher Führerschaft zu eröffnen. Die
Trümmer des Angriffskriegs in eine nachhaltige Fundgrube für das
westliche Kapital zu verwandeln und zugleich die Begehrlichkeiten
anderer Mächte zurückzudrängen erweist sich auch im Falle des Balkans
als überaus kostspieliger und strapaziöser Prozeß, dessen menschliche
Opfer in Krieg und Frieden Legion sind.


Fußnoten:

[1] www.welt.de/politik/ausland/article207759343/Balkan-Die-EU-Erweiterung-rueckt-naeher.html

[2] www.zeit.de/politik/ausland/2020-05/westbalkangipfel-europaeische-union-beitrittsverhandlungen-coronavirus-pandemie

[3] www.dw.com/de/eu-will-den-westbalkan-bei-laune-halten/a-53337178
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INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





KULTUR/1061: Quarantäne, Klimakrise und der Rest - Neue Reproduktions- und Konsumkulturen ... (SB)



Angesichts der Quarantänesituation und der zur Eindämmung der Klimakrise
erforderlichen Verbrauchsreduktionen wird viel über Verzicht, aber wenig über
die Entdeckung neuer Möglichkeiten gesprochen. Verzicht hört sich für die
meisten Menschen so an, als solle ihnen etwas weggenommen werden. Im Rückgriff
auf leidgeprüfte Erfahrungen liegen sie nicht falsch, allerdings müssen diese
nicht auf gleiche Weise in die Zukunft verlängert werden. Leicht wird vergessen,
daß es sich um das zentrale Funktionsprinzip der kapitalistischen
Arbeitsgesellschaft handelt, die Lohnabhängigen nicht für ihre gesamte
Arbeitszeit zu bezahlen, sondern den als Mehrwert definierten Teil
einzubehalten, weil sich ohne ihn aus der Produktion kein Profit erzielen läßt. 
Verkürzt könnte man sagen, daß es sich beim Lohn um dasjenige handelt, was einem
bereits genommen wurde. Es ist kein Privileg, die Lebenszeit für Geld zu
verkaufen und sich damit ein kleines Stück der glitzernden Warenwelt zu sichern,
sondern purer, durch das Verhindern anderer Reproduktionsmöglichkeiten bedingter
ökonomischer Zwang.

Auf die persönliche Beteiligung an der kapitalistischen Verwertungslogik
angewiesen zu sein und damit an dem Ast zu sägen, auf dem die ganze Gesellschaft
mit anwachsender Absturzgefahr sitzt, ist diesem grundlegenden Widerspruch
immanent, auch wenn Klimakrise und Naturzerstörung als äußere Bedrohung erlebt
werden. Der zerstörerische Charakter der dem Kapitalverhältnis abgerungenen
sozialen Reproduktion wird immer mehr Menschen bewußt, nur werden daraus
Schlußfolgerungen gezogen, laut denen das Drehen an einigen Stellschrauben des
Gesamtsystems ausreiche, um dieses Problem zu bewältigen. Die Erkenntnis, daß es
nicht genügen wird, die Energieproduktion eins zu eins auf Wind und
Solar umzustellen, um weiterhin jenes Wachstum zu erzeugen, das zur Versorgung
aller Menschen als unabdinglich dargestellt wird, leuchtet allerdings immer mehr
Menschen ein. Ob E-Mobilität oder Mülltrennung, ob Emissionszertifikate oder
CO2-Steuer, es bleibt am Ende die gleiche Maschine kapitalistischer
Überproduktion und sozialer Ungleichheit, die ohne Krieg, Kolonialismus,
Rassismus und Patriarchat nicht auskommt. 

Die Prognosen der Erderwärmung und andere destruktive Verläufe der
gesellschaftlichen Naturverhältnisse zeigen mit anwachsender Dringlichkeit auf,
daß es tiefgreifender Veränderungen in der herrschenden Produktionsweise bedarf,
um die Zukunft der Lebewesen und Natursysteme zu sichern. Da derartige Umbrüche
unterhalb der Schwelle revolutionärer Interventionen kaum zu verwirklichen sind,
weil ihnen mächtige Interessen entgegenstehen, leuchtet um so mehr ein, daß sich
schon in einer von Entfremdung und Kompensationsnot bestimmten
Arbeitsgesellschaft Zugewinne an persönlicher Handlungsfreiheit
erlangen lassen, wenn der zeitliche Aufwand für Lohnarbeit zurückgeht, grüne
Technologien entwickelt werden, wenn Konsumangebote wie
Flugreisen, Tiefkühlkost oder exotische Lebensmittel durch einen neuen Blick auf
die Landschaften vor der Tür und den Umgang mit heimischen Produkten überflüssig
werden. 

Diese Erkenntnis hat mit der durch die Coronapandemie erzwungenen Quarantäne eine
Breitenwirkung erlangt, mit der im normalen Gesellschaftsbetrieb nicht zu
rechnen war. Auf die eigenen vier Wände und sich selbst zurückgeworfen fangen
die Menschen an, Fragen aufzuwerfen, die zu stellen zuvor keine Zeit war oder
die in der geschäftigen Betriebsamkeit alltäglicher Arbeit untergingen. Wenn
irgend etwas Positives aus der gesundheitlichen Bedrohung durch das Coronavirus
entstehen könnte, dann ist es die Besinnung auf Fragen danach, wie die Menschen
leben und arbeiten wollen, wie sich ihre sozialen Beziehungen auf
andere Weise produktiv machen lassen als einander im gegenseitigen Wettstreit um das
Übriggebliebene niederzumachen. Der eiserne Panzer der herrschenden
Zwangsverhältnisse zeigt Risse, die sich angesichts dessen, daß mit einer
Rückkehr zum vertrauten Normalzustand kaum zu rechnen ist, möglicherweise nicht
mehr schließen lassen. "Fragend schreiten wir voran" - der Losung der Zapatistas,
die die Antiglobalisierungsbewegung der Nuller Jahre beflügelt hat, kommt
neue Bedeutung zu, denn mehr als Fragen gibt die krisengeschüttelte
Gegenwart nicht her.

Vor diesem Hintergrund könnte der schon vor Corona geführten Verzichtsdebatte
der bedrohliche Impetus genommen und die Reduktion überbordenden Verbrauchs als
Zugewinn erkannt werden. Wo der Druck der permanenten Produktivitätssteigerung
und ihr Zweck, die Rationalisierung und Verdichtung menschlicher Arbeit, das
Zerstörungspotential der industriellen Zurichtung der Reproduktion des Lebens
und der instrumentelle Charakter der Konditionierung aller Wechselverhältnisse
und Kommunikationsprozesse auf informationstechnische Systeme einmal kritisch
reflektiert werden, tritt der inakzeptable Stand herrschender
Vergesellschaftungsformen wie von selbst hervor. Zahlreiche alternative Lebens-
und Arbeitsformen wie die der Commons-Bewegung, der Solidarischen
Landwirtschaft, der Transition Town-Bewegung, autonomer Hausprojekte,
selbstorganisierter Landkollektive und vieles mehr sind aus der Erkenntnis
entstanden, die Entfremdung des Kapitalverhältnisses auf emanzipatorische Weise
zu überwinden.

Was bereits seit Jahrzehnten an den Rändern und in den Nischen der Republik im
Gange ist, könnte sich durchaus als Avantgarde einer Massenbewegung erweisen,
die insbesondere für jüngere Menschen von großem Interesse ist. Sich selbst
kulturell zu betätigen, anstatt auf Unterhaltungsangebote angewiesen zu sein,
kollektiv zu leben und selbstbestimmt zu arbeiten, anstatt in Schule, Uni und
Beruf auf eine gesellschaftlich anerkannte Karriere gedrillt zu werden - die
ungenutzten Möglichkeiten sind zahllos. Sie lassen sich, wenn sie das Gros der
Menschen betreffen sollten, die mit Freude aus dem Hamsterrad aussteigen,
allerdings nur auf veränderter gesellschaftlicher Grundlage erschließen. Die
Herren der Fabriken und Kasernen, der Unternehmen und Technologieschmieden
werden nicht kampflos den Platz räumen, den sie schon so lange unter erheblichem
Vergießen von Blut und Zufügen von Schmerz behaupten.

Aus individueller Schwäche und Verletzlichkeit kollektive Stärke zu gewinnen ist
nicht zufällig ein Merkmal jener Bewegungen, die sich gegen kolonialistische
Ausbeutung und menschenfeindliche Grenzziehungen richten, die die Probleme der
schwächsten, überflüssig gemachten Menschen zu ihren machen und daran
festhalten, auch wenn der Gegenwind immer heftiger bläst. Was an
erstrebenswerten Alternativkulturen und neuen Praktiken sozialer Reproduktion
bereits erkämpft wurde, müßte sich im Verlauf dieser Entwicklung allerdings frei davon
machen, von den Überschüssen in immer größeren Teilen leerlaufender
kapitalistischer Produktion zu leben, die es mit immer neuer Legitimität versorgen.
Bevor diese Produktionsform mit Gegenentwürfen abgelöst wird, die ihr ein
lebensfeindliches Biotop sind, wäre der harte und steinige Teil des
Weges noch zu bewältigen. 

Da die Versorgungsgarantien, mit denen sich die monopolistische Macht
herrschender Produktionsverhältnisse von Widerspruch und Widerstand freigehalten
hat, den düsteren Prognosen gemäß in näherer Zukunft immer dünner und
schließlich auslaufen werden, stehen ohnehin harte Zeiten bevor. Ob es zu einer
postpandemischen Phase kommt oder die Menschen auf Jahre hinaus mit der
endemisch gewordenen Gefahr der Erkrankung durch diesen und andere Erreger leben
müssen, in jedem Fall dürfte der unverhüllt hervortretende Widerspruchscharakter
dieser Produktions- und Reproduktionsform Erschütterungen von epochaler Art
anstoßen.

Die außerparlamentarische Linke könnte es als Chance begreifen, die Arbeit am
Übergang in ein anderes Leben, der so oder so nicht zu umgehen sein wird, auf
solidarische und kämpferische Weise in Angriff zu nehmen. Die Zukunft auf diese
Weise vorwegzunehmen wäre bereits gleichbedeutend mit dem Ende von Verzicht und
Entfremdung. Das Warten auf bessere Gelegenheiten, der Glaube an das kleinere
Übel, das Hoffen auf ein Wunder und der Blick darauf, ob der jeweils andere
vorangeht, um es nicht selbst tun zu müssen, könnten keine Bremskraft mehr entfalten.
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STANDPUNKT/960: Tag der Befreiung - ver.di setzt auf konsequente Politik für Frieden und Abrüstung (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
7. Mai 2020

Tag der Befreiung: ver.di setzt auf konsequente Politik für Frieden
und Abrüstung



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) setzt zum Tag
der Befreiung am 8. Mai auf eine konsequente Politik für Frieden und
Abrüstung. "75 Jahre nach dem Ende des zweiten Weltkrieges ist der
Frieden wieder bedroht, selbst bei uns in Europa ist er brüchig
geworden", sagte der ver.di-Vorsitzende Frank Werneke. Die soziale
Spaltung nehme zu; die Klimakrise und der Kampf um Rohstoffe und
Ernährungsgrundlagen verschärften sich weltweit. "Wir treten ein für
soziale Gerechtigkeit, einen fairen sozialen Ausgleich und die
Respektierung elementarer sozialer Rechte, um so Konflikte zu
entschärfen und Frieden beständiger zu machen."

Autoritäre Politiker nutzten die Corona-Pandemie, die die Ärmsten und
Schwächsten besonders trifft, um ihre Macht auszubauen, so Werneke
weiter. "Nationalisten versuchen, die Unsicherheit für ihre miese
Propaganda zu nutzen." Besonders perfide sei es, wenn ausgerechnet in
Deutschland das Gedenken an den Tag der Befreiung umgedeutet werden
solle, wie dies der AfD-Fraktionschef Alexander Gauland getan habe,
indem er den 8. Mai als "Tag der absoluten Niederlage" und als Tag
des "Verlustes von Gestaltungsmöglichkeit" für Deutschland
bezeichnete. "Das zeigt wieder einmal, wes gefährlichen Geistes Kind
die AfD ist. Diesen rechten und revanchistischen Hetzern werden wir
jetzt und in Zukunft entschlossen entgegentreten."

Weltweit sei längst ein neuer Rüstungswettlauf in vollem Gange, so
Werneke weiter. Die Ausgaben für Rüstung und Militär stiegen weiter
an, neue Atomwaffen würden entwickelt und sollen stationiert werden.
"Die Auffassung, dass Frieden und Sicherheit durch mehr und
überlegenere Waffen gesichert werden könne, ist grundlegend falsch."
Deshalb engagiere sich ver.di in gesellschaftlichen Bündnissen für
Abrüstung wie dem Aufruf "Abrüsten statt Aufrüsten". Die
Notwendigkeit der Abrüstung schließe auch die Abrüstung von
Atomwaffen ein. ver.di begrüße daher die politischen Initiativen, die
das Ziel hätten, die Stationierung von Atomwaffen in Deutschland
zukünftig auszuschließen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 07.05.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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GEWERKSCHAFT/346: Schrittweise Kita-Öffnung - Länder müssen gewachsener Verantwortung gerecht werden (GEW)

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 7. Mai 2020

GEW: "Träger und Teams nicht überfordern und an Planung beteiligen!"

Bildungsgewerkschaft zur schrittweisen Kita-Öffnung: Länder müssen
gewachsener Verantwortung gerecht werden



Frankfurt a.M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) mahnt
an, dass es vor einer weiteren Öffnung der Kitas verbindliche Gespräche
zwischen Trägern, Kitaleitungen und Kommunen geben müsse, wie die nächsten
Schritte vor Ort umgesetzt werden können. "Um sich vorzubereiten, müssen
Kitas wissen, ab wann sie mit wie vielen Kindern rechnen können.
Infektionsschutz und Personalplanung sind nicht in wenigen Tagen aus dem
Ärmel zu schütteln", sagte Björn Köhler, GEW-Vorstandsmitglied für
Jugendhilfe und Sozialarbeit, am Donnerstag mit Blick auf die
Entscheidungen, die Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) und die
Ministerpräsidenten gestern gefällt haben. "Die Länder haben viele
Freiheiten bekommen, jetzt müssen sie der großen Verantwortung gerecht
werden, die sie übernommen haben." Zudem müssten die Kommunen mit jeder
einzelnen Kita klären, wie weit die Situation vor Ort eine Öffnung aktuell
zulasse und für welche Maßnahmen die Kitas Unterstützung brauchten. "Der
Infektionsschutz für Kinder und Beschäftigte ist dabei das zentrale
Kriterium", so Köhler.

"Kurzarbeit für Kitateams ist in der aktuellen Situation kontraproduktiv",
sagte der GEW-Experte. "Gerade jetzt, da Kitas auf Öffnungen vorbereitet
werden, muss das verfügbare Personal eingebunden werden. Es ist nicht
sinnvoll, Beschäftigte in Kurzarbeit zu schicken!" Besonders bei freien
Trägern in Baden-Württemberg, aber auch in Thüringen und anderen östlichen
Bundesländern sei Kurzarbeit in Kitas immer noch ein Thema.

Köhler begrüßte die Forderung der Familienministerin Franziska Giffey
(SPD), dass die Länder ihre Pläne so schnell wie möglich offenlegten. Nur
dann könnten die Träger abschätzen, wie viele Kinder in den nächsten Wochen
wieder betreut werden sollen. Gleichzeitig warnte der GEW-Experte jedoch
davor, voreilige Versprechungen an Eltern zu machen und die Beschäftigten
mit den Problemen einer Öffnung allein zu lassen: "Bereits heute
anzukündigen, wann Kitas wieder vollständig geöffnet werden, ist voreilig",
betonte Köhler. Es fehle noch an gesicherten Erkenntnissen etwa darüber,
welche Rolle Kinder im Infektionsgeschehen spielen. Zudem müsse klar sein,
dass die genannten Daten Ziele definierten, die jedoch je nach Situation in
den Ländern flexibel gehandhabt werden müssen.

Ausdrückliches Lob sprach Köhler für die Ausweitung der Notbetreuung für
besonders belastete Kinder aus: "Es ist ein Zeichen der Solidarität, dass
wir Kinder in schwierigen Situationen in den Blick nehmen - etwa Mädchen
und Jungen, deren Familien in beengten Wohnverhältnissen leben oder die
einen besonderen Unterstützungsbedarf haben." Dies entspreche auch dem
pädagogischen Anspruch vieler Fachkräfte in den Kitas.

"Kitas dürfen nur geöffnet werden, wenn sie einen Hygieneplan haben, der
Beschäftigte und Kinder wirksam vor einer Infektion mit dem Corona-Virus
schützt, unterstrich Köhler. Kommunen und Träger müssten ihre
Fürsorgepflicht gegenüber Kindern, Familien und Beschäftigten wahrnehmen.
Deshalb seien enge Absprachen zwischen den Kommunen und den Kitas
unerlässlich. In den Einrichtungen müssten für die Beschäftigten neue
Gefährdungsbeurteilungen erarbeitet werden, die die aktuelle Situation
berücksichtigen.

"Niemandem hilft es weiter, wenn Kitas nach kurzer Zeit wieder schließen,
weil es Verdachtsfälle gibt oder die Kitas die Zahl der Kinder nicht sicher
handhaben können", sagte der GEW-Experte. Polemik wie "Kinder dürfen in den
Biergarten, aber nicht in die Kita!" sei nicht hilfreich. "Die Öffnung von
Bildungseinrichtungen verlangt viel Verantwortungsbewusstsein und stellt
hohe Anforderungen an alle, nicht zuletzt an die Gesundheitsämter und die
Eltern", hob Köhler hervor.

Info: Die Jugend- und Familienministerkonferenz der Länder (JFMK) hatte
beschlossen, zunächst die Notbetreuung und dann in Schritten mit mindestens
zwei Wochen Abstand den Kitabetrieb weiter bis zum Regelbetrieb auszubauen.

Ministerin Giffey hatte die Länder gestern aufgefordert, konkrete Daten für
die Umsetzung der weiteren Schritte der Kitaöffnung zu nennen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Mai 2020

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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UNTERNEHMEN/2836: 90 Prozent Umsatzrückgang - 55 Prozent der Gastronomen müssen sich privat einschränken (idw)

Universität Osnabrück - 06.05.2020

90 Prozent Umsatzrückgang - 55 Prozent der Gastronomen müssen sich
privat einschränken: Studie an der Uni Osnabrück



Gastronomiebetriebe sind in besonderer Weise von den Auswirkungen der
Corona-Pandemie betroffen. Ein Team des Instituts für Geographie der
Universität Osnabrück hat 448 Gastronominnen und Gastronomen mit einem
Online-Fragebogen befragt, um die Auswirkungen der Corona-Pandemie für die
Gastronomie zu untersuchen. Durchgeführt wurde die Befragung von Prof. Dr.
Martin Franz, Dr. Philip Müller und Dr. Thomas Neise, alle drei
Wirtschaftsgeographen am Institut für Geographie der Universität
Osnabrück. Befragt wurde in der Zeit vom 20. April bis zum 5. Mai.

Aufgrund der seit Mitte März vorgenommenen Einschränkungen für die
Gastronomie haben die Betriebe im Durchschnitt einen Umsatzrückgang von
90,3 Prozent erlitten. "Liefer- und Abholdienste können für die meisten
Betriebe die Umsatzrückgänge nur marginal auffangen. Viele Betriebe sind
dafür auch gar nicht geeignet", erklärt Dr. Thomas Neise dazu. Die
betrieblichen Einschränkungen durch die Corona-Pandemie wirken sich auch
auf die wirtschaftliche Situation der Gastronominnen und Gastronomen sowie
ihrer Familien negativ aus. 54,6 Prozent der Befragten gab an, dass sie
und ihre Familie sich gegenwärtig stark finanziell einschränken müssen.
Gleichzeitig blicken die Gastronominnen und Gastronomen sehr sorgenvoll in
die Zukunft.

Über drei Viertel der Befragten schätzen die Risiken für die Zukunft ihres
Betriebs (77,6 Prozent) und ihre eigene finanzielle Situation (79,0
Prozent) sehr hoch bzw. hoch ein. Über vier Fünftel der Gastronominnen und
Gastronomen erwarten weniger Ertrag bzw. Gewinn (84,8 Prozent) und erhöhte
Hygienevorschriften (81,9 Prozent), rund 70 Prozent fehlendes Kapital für
Investitionen (71,1 Prozent) und weniger Kunden (69,4 Prozent) für die
Zeit, wenn sie wieder vollständig öffnen können. "Die meisten Unternehmen
schauen pessimistisch in die Zukunft. Vielen Gastronomiebetrieben ging es
schon vor der Coronakrise nicht gut. Die aktuellen Einschränkungen werden
zu zahlreichen Betriebsschließungen führen", erläutert Professor Martin
Franz.

In Reaktion auf die finanziellen Probleme hat jeder dritte Betrieb (34,4
Prozent) mit seinen Lieferanten, Verpächtern oder Vermietern
Zahlungsaufschübe vereinbart. Die aufgelegten Sonderfinanzierungsprogramme
vom Bund und den Ländern werden sehr rege von den Betrieben genutzt. Vier
von Fünf der Betriebe (79,7 Prozent) greifen auf das Kurzarbeitergeld der
Bundesagentur für Arbeit zurück, um ihre Personalkosten zu senken. 73,0
Prozent der Betriebe haben Darlehen aus dem Zuschussprogramm des Bundes
beantragt bzw. ausgezahlt bekommen. Neben den externen Finanzierungshilfen
greifen die Gastronominnen und Gastronomen auf ihr Eigenkapital (61,2
Prozent) und Rücklagen aus dem Betriebsgewinn (44,4 Prozent) zurück. Dies
hat zur Folge, dass die knappen finanziellen Rücklagen aufgezehrt werden
und geplante Investitionen (z.B. Renovierung) aufgegeben oder -schoben
werden.

Obgleich die Sonderfinanzierungsprogramme sehr häufig genutzt werden,
haben die Gastronominnen und Gastronomen eine ambivalente Meinung hierzu.
Über die Hälfte (56,3 Prozent) schätzt die Programme als sehr hilfreich
bzw. hilfreich ein, während 43,7 Prozent der Gastronominnen und
Gastronomen keine große Hilfe in den Programmen sehen, um ihre Betriebe zu
erhalten. "Die Gastronominnen und Gastronomen haben Sorge, weil es sich
nur um Darlehen handelt, die sie später zurückzahlen müssen". erklärt dazu
Dr. Philip Müller.

Auch wenn nun erste Ergebnisse aus der Befragung veröffentlicht wurden,
läuft die Befragung weiter. Die Wissenschaftler bitten weiterhin alle
Gastronominnen und Gastronomen, die Befragung auszufüllen:

www.survey.uni-osnabrueck.de/limesurvey/index.php/755971?lang=de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution66

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Osnabrück, 06.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHACH-SPHINX/07263: Friedvolle Aura (SB)

Das Dr.Elekes-Gedenkturnier, das 1980 in Zamárdi, einem kleinen
Städtchen an den Ufern von Ungarns größtem See, dem Plattensee,
stattfand, verlief ziemlich unspektakulär. Offenbar hatte die
friedvolle Stimmung des Erholungsortes derart auf die
Kampfbereitschaft der Teilnehmer eingewirkt, daß am Ende eine sehr
hohe Remisquote zu Tage trat. Selbst der Turnierfavorit Josif Dorfman
aus der Sowjetunion, der schließlich auch zum Sieger des Wettkampfs
avanchierte, konnte zuletzt nicht mehr als vier Siege bei zehn
Unentschieden vorweisen, was dennoch reichte, da seine Mitstreiter
noch zahmer am Brett gefochten hatten. Ungarns Elite enttäuschte sehr.
In der Großmeistergruppe erbrachte der Internationale Meister Székely
mit seinem siebten Platz noch das beste Ergebnis unter seinen
Landsleuten. Ins heutige Rätsel der Sphinx schaffte es so nur die
Begegnung zwischen Dorfman und dem Dänen Kristiansen. Der Nordmann
hatte sich sehr auf das Voranschreiten seines d-Bauern verlassen,
dabei aber außer acht gelassen, daß Dorfmann noch einen Trumpf in der
Hinterhand versteckthielt, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07263: Friedvolle Aura (SB)]



Dorfman - Kristiansen

Zamárdi 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Podzielny ließ sich den sauer verdienten Sieg nicht mehr nehmen und
zerstörte alle etwaigen Remishoffnungen des Ungarn Portisch mit 1.Dh4-
e4! Kg8-g7 2.Ld5xf7 Kg7xf7 3.d7-d8D Lf6xd8 4.Td1-d7+ Schwarz gab
angesichts des unvermeidlichen Matts auf.
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SCHULE/602: Lehrkräfte-Umfrage während der Corona-Krise (idw)

Universität Paderborn - 06.05.2020

Lehrkräfte-Umfrage während der Corona-Krise

Zwei Drittel der deutschen Schulen haben kein Gesamtkonzept für
Fernunterricht



Schulen stehen derzeit vor der Herausforderung, Unterricht fernab des
Klassenraums anzubieten. Nur zwei Drittel der Schulen haben dafür aber ein
Gesamtkonzept. Das zeigt eine aktuelle für Deutschland repräsentative
Lehrkräfte-Umfrage des Instituts für Demoskopie Allensbach im Auftrag der
Vodafone Stiftung Deutschland. Prof. Dr. Birgit Eickelmann und Dr. Kerstin
Drossel von der Universität Paderborn haben die Studie entwickelt und die
Daten analysiert. Sie zeigt, dass Bund und Länder ihre Schulen zukünftig
noch stärker unterstützen müssen.

"Die Studie zeigt, wie wichtig es ist, Schulen und Lehrkräfte in der
Pandemie-Zeit zukünftig noch besser zu unterstützen. Deutschland braucht
ein bundesländerübergreifendes Gesamtkonzept für den schulischen
Bildungsbereich und finanzielle Sofortmaßnahmen, um die Gestaltung von
Schule so zu ermöglichen, dass wirklich alle Kinder und Jugendlichen von
den schulischen Bildungsangeboten profitieren. Größere Anstrengungen sind
in Deutschland vor allem im Bereich des digital gestützten Lernens
notwendig", stellt Eickelmann mit Blick auf zukünftige Entwicklungen fest.

Lehrkräfte befürchten zunehmende soziale Ungleichheit

Bei der Befragung gaben 87 Prozent der Lehrkräfte an, dass ihnen der
Kontakt zu Schülerinnen und Schülern wichtig sei. Dabei gelingt es
allerdings lediglich etwa einem Drittel (35 Prozent) der Lehrkräfte,
Kontakt zu sämtlichen Schülerinnen und Schülern zu halten. Etwa die Hälfte
(52 Prozent) erreicht zumindest den Großteil ihrer Schüler. Lediglich 3
Prozent haben derzeit keinen Kontakt zu ihren Schülerinnen und Schülern.
Das, so Eickelmann, wird sich mit der schrittweisen Öffnung der Schulen
ändern. Es bleibt aber die Frage, ob und wie das schulische Lernangebot,
alle Schülerinnen und Schüler tatsächlich erreicht. Besonders auffällig in
der Studie: Knapp mehr als die Hälfte der Lehrkräfte befürchtet, dass
durch den Unterricht fernab der Schule der Einfluss des Elternhauses auf
die schulischen Leistungen der Schülerinnen und Schüler zugenommen hat. An
Grundschulen sind es sogar fast zwei Drittel der Lehrkräfte, die sich
sorgen, dass auf diese Weise bereits bestehende soziale Ungleichheiten
zunehmen könnten.

Rund ein Viertel der Befragten geben an, bei der Umsetzung von
Unterrichtsinhalten aktuell komplett auf sich allein gestellt zu sein. Mit
einem schulischen Gesamtkonzept arbeiten 32 Prozent der Lehrkräfte,
während 41 Prozent den Unterricht in Kooperation mit anderen Lehrkräften
organisieren. Kritik gibt es auch an den Schulbehörden und zuständigen
Ministerien: 38 Prozent der Lehrkräfte fühlten sich in der momentanen
Situation von ihnen bereits zur Zeit der Schulschließung nicht gut
informiert.

Digitale Vorreiterschulen kommen besser zurecht

Bei der Auswertung der Studie stellen die Paderborner Wissenschaftlerinnen
fest, dass Schulen, die bereits vor der Corona-Krise in der
Digitalisierung weiter fortgeschritten waren, die Schülerinnen und Schüler
verlässlicher erreichen können. Schulen, die in dieser Hinsicht eine
Vorreiterrolle einnehmen, greifen zudem vergleichsweise effektiver auf
entsprechende Methoden zurück (42 Prozent gegenüber 25 Prozent an anderen
Schulen). Ebenso erreichen sie die Schülerschaft häufiger problemlos (83
Prozent gegenüber 70 Prozent). An den schon fortgeschritten
digitalisierten Schulen sind es mit 36 Prozent deutlich weniger der
Lehrkräfte, die befürchten, dass durch den Unterricht zuhause der Einfluss
des Elternhauses auf die schulischen Leistungen zugenommen haben könnte.

Die Ergebnisse der Studie machen deutlich, dass die Universität Paderborn
mit den Entwicklungen, digitale Kompetenzen schon in der Lehrerausbildung
zu verankern, auf dem richtigen Weg ist. Jetzt allerdings, so Eickelmann,
steht zunächst der Schulbereich vor der großen Aufgabe, zunächst die Zeit
bis zu den Sommerferien möglichst gut zu organisieren und schon Pläne,
auch unter Einbezug von Bildungsexpertinnen und -experten, für die Zeit
nach den Sommerferien zu entwerfen, damit es dann reibungslos für alle
Schulen weitergehen kann.


Zur Studie:

upb.de/eickelmann

Weitere Informationen unter:

http://www.upb.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution98
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Paderborn, 06.05.2020
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MELDUNG/579: Erwerbstätige fühlen sich trotz Unsicherheit zufrieden in der Krise (idw)

Universität Zürich - 06.05.2020

Erwerbstätige fühlen sich trotz Unsicherheit zufrieden in der Krise



Erwerbstätige in der Schweiz und in Deutschland kommen mit der
Covid-19-Krise und den damit verbundenen gesellschaftlichen Umwälzungen
insgesamt gut zurecht. Viele fühlen sich zufriedener, können besser
entspannen, bringen Arbeits- und Privatleben einfacher unter einen Hut und
sind bei der Arbeit engagierter als noch im letzten Jahr. Dies zeigen
Forschende der Universität Zürich in einer Umfrage mit 600
Teilnehmenden.

Von Erwerbstätigen wird derzeit viel Flexibilität gefordert: Sie müssen
auf neue Arbeitsbedingungen und veränderte Auftragslagen reagieren, je
nach familiärer Situation zusätzliche Betreuungsaufgaben übernehmen und
sehen sich mit einer ungewissen Zukunft konfrontiert. Wie sich diese
Herausforderungen auf Wohlbefinden und Gesundheit auswirken, haben
Arbeitswissenschaftlerinnen und Arbeitswissenschaftler am Institut für
Epidemiologie, Biostatistik und Prävention der Universität Zürich
untersucht.

Situation vor und nach Beginn der Pandemie im Vergleich

Dazu befragten sie im April 2020 knapp 600 Erwerbstätige, die bereits im
Juni 2019 Auskunft über ihre Arbeitsbedingungen, ihr Wohlbefinden sowie
ihre Strategien zur Verbesserung von Arbeitssituation und Freizeit gegeben
hatten. Dies ermöglichte den Forschenden, die Situation der Befragten vor
und nach Beginn der Covid-19-Krise zu vergleichen. «Wir erwarteten
eigentlich, dass sich Erwerbstätige jetzt in der Krise eher gestresster
fühlen als zuvor», sagt Studienleiterin Rebecca Brauchli. Gezeigt hat sich
überraschenderweise die gegenteilige Tendenz, «was einmal mehr deutlich
macht, wie faszinierend anpassungsfähig wir Menschen sind.»

Nach einer ganz generellen Einschätzung gefragt, gaben zwar gegen 29
Prozent der Befragten an, dass sich ihr Arbeitsleben nach Beginn der
Covid-19-Krise verschlechtert habe, während nur 11 Prozent eine
Verbesserung konstatierten - Zahlen, die sich in vergleichbarer Weise auch
in der Beurteilung des Privatlebens spiegelten. Diese retrospektive
Grundeinschätzung deckte sich aber nicht mit den Ergebnissen, die der
Vergleich der konkreten einzelnen Antworten vor und nach Eintreten der
Pandemie zeigte.

Work-Life-Balance gelingt gut

Dort wird deutlich, dass die Zufriedenheit mit Arbeits- und Privatleben
höher ist als ein Jahr zuvor und beide Lebensbereiche als
ressourcenreicher wahrgenommen werden: So berichten die Erwerbstätigen,
dass sie ihre beruflichen Fähigkeiten weiterentwickeln und Neues lernen
können, sich von Kolleginnen und Kollegen, aber auch im privaten Umfeld
besser unterstützt fühlen und vor allem besser kontrollieren können, wie
und wann sie arbeiten. Diese Autonomie bei der Arbeitseinteilung ist wohl
auch mit ein Grund dafür, dass es den Befragten aktuell besser gelingt
Arbeit- und Privatleben unter einen Hut zu bringen. «Die Konflikte
zwischen Arbeit und Privatleben haben sich entschärft», sagt Brauchli.
«Bei Erwerbstätigen, die im Homeoffice arbeiten, sogar signifikant.» Sie
gestalten ihre Freizeit und Work-Life-Balance dann auch aktiver als vor
einem Jahr. Das gilt auch für Arbeitnehmende, die von Kurzarbeit betroffen
sind.

Mehr Engagement, mehr Entspannung, weniger Optimismus

Generell gaben die befragten Personen an, sich besser erholen zu können.
Die Arbeitsbelastung hat in der Tendenz leicht abgenommen, die 
Burnout-Werte gingen ebenfalls leicht zurück. «Dies heisst aber nicht, 
dass ihr beruflicher Einsatz geringer war», betont Brauchli. Im 
Gegenteil: Das Arbeitsengagement hat über sämtliche Gruppen hinweg 
signifikant zugenommen.

Eine leichte Verschlechterung zeigt sich bei den Einschätzungen zur
eigenen psychischen und physischen Gesundheit. Hier lohnt sich laut
Brauchli ein Blick auf die konkreten Fragestellungen. Der eigene
Optimismus etwa und das Gefühl, anderen Menschen nahe zu sein, wurden klar
geringer bewertet als vor einem Jahr. Auch die körperliche Aktivität hat
etwas abgenommen, in der Häufigkeit und vor allem in der Intensität.
Gleichzeitig fühlten sich die Befragten entspannter und gaben an, klarer
denken zu können.

Erwerbstätige mit Betreuungsaufgaben sind besonders gefordert

Innerhalb der grundsätzlich positiven Entwicklungen für Arbeits- und
Privatleben der Erwerbstätigen stiessen die Forschenden in Untergruppen
aber auch auf Ausnahmen, insbesondere bei Erwerbstätigen, die zugleich
kleine Kinder betreuen. Bei ihnen haben sich Belastungen zu Hause im
Gegensatz zu den übrigen Gruppen leicht erhöht. Auch von geringeren
Arbeitsbelastungen und Erholungseffekten, die die übrigen Befragten
feststellen, profitieren sie nicht und sie fühlen sich von Kolleginnen und
-kollegen tendenziell etwas weniger gut unterstützt als ein Jahr zuvor.
Letzteres zeichnet sich in etwas anderer Ausprägung auch für Arbeitstätige
im Homeoffice ab: Sie fühlen sich inhaltlich etwas häufiger überfordert,
«wahrscheinlich weil ihnen bei Problemen die Unterstützung durch
Vorgesetzte und Kolleginnen fehlt», vermutet Rebecca Brauchli.

Flexibilität und Autonomie wirken sich positiv aus

Die Erwerbstätigen fühlen sich zwar verunsichert und überrollt von den
Ereignissen, was laut Brauchli möglicherweise ein Grund für ihre eher
pessimistische retrospektive Gesamteinschätzung ist: «Angesichts der aus
den Fugen geratenen Welt trauen sie den eigenen positiven Gefühlen wohl
nicht so ganz über den Weg.» Der Vergleich ihrer Antworten auf konkrete
Einzelfragen vor einem Jahr und jetzt zeigt aber, dass viele mit ihrem
Arbeits- und Privatleben zufriedener sind und von der Entschleunigung und
Ruhe mehrheitlich profitieren. «Vor allem der Zuwachs an Flexibilität und
Autonomie scheint sich positiv auf ihr Wohlbefinden auszuwirken», so
Brauchli. «Dies kann auch ein Learning für die zukünftige Arbeitswelt
sein.»


Zusammensetzung der Stichprobe

Befragt wurden 597 Erwerbstätige aus der Schweiz und Deutschland, 54%
Männer und 46% Frauen mit einem Durchschnittsalter von 49 Jahren. 4% der
Befragten sind in der Unternehmensleitung tätig, 24% haben
Führungsposition inne. 29% leben alleine, 68% mit ihrem Partner oder ihrer
Familie und 3% in einer WG. 44% müssen weder Kinder noch andere Personen
betreuen, knapp 25 % haben mindestens ein Kind unter 20 Jahren. Rund ein
Viertel der Befragten ist von Kurzarbeit betroffen. Bei 11% hat sich die
Arbeitszeit seit der Krise erhöht, bei 34% hat sie sich reduziert. Während
vor der Krise 24% mindestens teilweise im Homeoffice arbeiteten, waren es
während der Krise 45%. Bei 17% hat sich der Betreuungsaufwand in der Krise
erhöht.


Weitere Informationen unter:

https://www.media.uzh.ch/de/medienmitteilungen/2020/Covid19-Arbeit.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution94

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Zürich, 06.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHAUSPIEL/1367: Theater Kiel - Streaming von »Tanz des Lebens«, 8.5.2020

Theater Kiel

Streaming von »Tanz des Lebens«



Am Freitag, 8. Mai jährt sich das Ende des 2. Weltkrieges und damit
die Befreiung vom Nationalsozialismus zum 75. Mal. Anlässlich dieses
Gedenktages hat sich das Junge Theater im Werftpark dazu entschieden,
den Soloabend »Tanz des Lebens« über den jüdischen Widerstandskämpfer
Sylvin Rubinstein aufzuzeichen und als Stream zur Verfügung zu
stellen. Wir zeigen den 2017 als so genannte »Drehscheibe« (so heißen
im Werftpark die Solo-Stücke der Ensemblemitglieder) zur Premiere
gekommenen Abend am Freitag um 19.30 Uhr auf unserem YouTube-Kanal.
Ein paar inhaltliche Zeilen lesen Sie weiter unten.

Außerdem gibt es Neuigkeiten zum Streaming des Küstenkidskonzerts
»KRABBEN« am Sonntag, 10. Mai 2020 um 11.00 Uhr. Dieses ca. 40-
minütige Konzert für die ganze Familie steht ab der Ur-Sendung bis zum
24. Mai auf unserem YouTube-Kanal zur Verfügung und animiert zum
Mitmachen und Malen. Wir freuen uns im Nachgang über gestaltete
Einsendungen zu dieser (beinahe) echten Rittergeschichte per Mail oder
Post an presse@theater-kiel.de oder Theater Kiel, Pressestelle,
Rathausplatz 4, 24103 Kiel.

Unseren Streaming-Spielplan erweitern wir laufend, es lohnt sich also,
wenn Sie ab und an auf unserer Website vorbeischauen.

Die Streamings zeigen wir auf unserem YouTube-Kanal
(https://www.youtube.com/c/dastheaterkiel). Sie sind auf der
jeweiligen Stückseite zum Sendetermin auch eingebettet.


»Tanz des Lebens«

Ensemblemitglied Sebastian Kreuzer präsentiert einen
Drehscheiben-Abend über den Widerstandskämpfer Sylvin Rubinstein. Vor
dem Zweiten Weltkrieg trat Rubinstein mit seiner Zwillingsschwester
europaweit als Flamencopaar auf. Im Holocaust wurde seine jüdische
Familie ermordet und Rubinstein verschrieb sich dem Kampf gegen den
Nationalsozialismus. Er versteckte jüdische Kinder und übte Attentate
auf Nationalsozialisten aus - geschminkt und in Frauenkleidern. Die
Premiere von »Tanz des Lebens« feierten wir bereits am 29. März 2017
im Jungen Theater im Werftpark.

Szenische Einrichtung und Dramaturgie: Annika Rohde

Der Stream ist für 24 Stunden online.

»Tanz des Lebens« | Fr | 08.05. | 19.30 Uhr | YouTube


Spenden an das Theater Kiel 


Spenden an das Theater Kiel

Ihnen gefällt unser Streaming-Angebot und Sie möchten das Theater Kiel
in der Corona-bedingt vorstellungsfreien Zeit unterstützen? Dann
können Sie gerne an uns spenden. Jeder Betrag ist willkommen!

Unser Spendenkonto:

Theater Kiel AöR

IBAN: DE21 2105 0170 0092 0366 80

BIC: NOLADE21KIE

Förde Sparkasse

Stichwort: »Spende Corona«

Eine Spende ist auch direkt online über unseren Webshop möglich. Sie
haben dort die Wahl zwischen Optimist (3,- €), Jolle (25,-
€), Katamaran (50,- €) oder Yacht (500,- €).

 * 

Quelle:

Theater Kiel

Rathausplatz 4, 24103 Kiel

Telefon: 0431 / 90 19 01

Fax: 0431 / 90 16 28 74

Internet: www.theater-kiel.de
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SCHAUSPIEL/1366: Staatstheater Wiesbaden - Online Video- und Toninstallation zum 75. Jahrestags des Kriegsendes, 8.5.2020

HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Online Video- und Toninstallation zum 75. Jahrestags des
Kriegsendes



Am 8. Mai 2020 jährt sich das Ende des Zweiten Weltkriegs zum 75. Mal.
Zugleich wird an diesem Datum der 71. Jahrestag der Annahme des
Grundgesetzes durch den Parlamentarischen Rat begangen. Das Hessische
Staatstheater Wiesbaden nimmt dieses doppelte Gedenken zum Anlass, um
mit einem künstlerischen Beitrag diesen besonderen Tag der deutschen
Geschichte zu würdigen.

Am 8. Mai werden wir daher ab 19 Uhr online eine Video- und
Toninstallation auf unserer Homepage für 24 Stunden zur Verfügung
stellen, die ursprünglich parallel dazu auf unseren Haupteingang an
den Kolonnaden projiziert werden sollte. Dieses ist durch die momentan
gültige Verfügung des Landes Hessens zur Eingrenzung der Pandemie
COVID-19 nicht erlaubt.

Anbei der Link zur online Video- und Toninstallation (Link ab 19 Uhr
einsehbar):

https://www.staatstheater-wiesbaden.de/extraseiten/8-mai-2020

Wir glauben, dass Kunst auch in diesen Zeiten im öffentlichen Raum
stattfinden sollte.

Deswegen holen wir diese Aktion, projiziert auf unseren Haupteingang,
sobald dieses möglich ist nach.

Wir danken dem hessischen Ministerpräsidenten Volker Bouffier und dem
Oberbürgermeister unserer Landeshauptstadt Wiesbaden Gert-Uwe Mende,
dass sie virtuell an diesem Projekt teilnehmen. Ebenfalls virtuell
beteiligt sind der Schriftsteller Ulf Erdmann Ziegler, der Historiker
René Schlott, der Video-Künstler Gérard Naziri sowie Schauspielerinnen
und Schauspieler des Hessischen Staatstheaters Wiesbaden. Zudem
erklingt das im Rahmen der Internationalen Maifestspiele ursprünglich
für diesen Tag vorgesehene »War Requiem« von Benjamin Britten.


Theaterkasse

Kasse im Großen Haus

Christian-Zais-Str. 3, 65189 Wiesbaden

Telefon: 0611.132 325

Fax: 0611.132 367

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Die Theaterkasse, das Abo-Büro und das Gruppenbüro sind nur
telefonisch und per E-Mail erreichbar.

Theaterkasse:

Telefonisch Mo - Fr 10 - 17 Uhr unter der 0611-132-325

Per E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Aktuell keine persönliche Beratung vor Ort

Abonnement-Büro:

Telefonisch Mo - Fr 10 - 17 Uhr unter der 0611-132-340

Per E-Mail: abonnement@staatstheater-wiesbaden.de

Gruppenbüro:

Telefonisch Mo - Do 10 - 16 Uhr sowie Fr 10-15 Uhr unter der 0611-132-
300

Per E-Mail: gruppenticket@staatstheater-wiesbaden.de

Zum aktuellen Spielplan: www.staatstheater-wiesbaden.de/programm/

 * 

Quelle:

HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Tel.: +49 (0)611.132 1

Fax: 0611.132 367

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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AMPHIBIEN/148: Bilanz der Amphibienwanderung 2020 - NABU-Aktive retten über 10.000 Tiere in Hamburg (NABU HH)

NABU Landesverband Hamburg - 7. Mai 2020

Viel los auf den Straßen während des Lockdowns 

NABU-Ehrenamtliche retten über 10.000 Kröten, Frösche und Molche

NABU fordert dauerhafte Leitsysteme zum Schutz von Amphibien



Im Frühjahr wandert die Mehrzahl unserer heimischen Amphibien zu ihren
Laichgewässern. Die Wanderung beginnt, sobald die Witterung nachts
feucht und mild ist. Meistens müssen die Molche, Kröten und Frösche
dabei Straßen überqueren und verenden leider unter Auto- oder
Fahrradreifen. Seit Jahrzehnten werden deshalb ehrenamtlich zur
Wanderzeit mobile Zäune errichtet und jeder Lurch einzeln über die
Straße getragen. So betreuten auch in diesem Jahr wieder zahlreiche
Ehrenamtliche des NABU Hamburg an 14 Straßenabschnitten in Hamburg und
Umland Amphibienzäune und retteten damit über 10.000 Tieren das Leben.




[image: Foto: © NABU/H. May]

Gerettete Erdkröten

Foto: © NABU/H. May



Die Wandersaison war in diesem Jahr in vielfacher Hinsicht besonders:
Bereits Anfang Februar regten sich die ersten Kröten und Molche, so
früh wie selten zuvor. Die Ehrenamtlichen mussten also schon früh im
Jahr die Zäune für die Amphibien errichten. Abwechselnd mildes und
kaltes Wetter führten zu einer sehr langen Wanderperiode der
Amphibien. So waren die Zäune bis zu 64 Tage lang aufgestellt, ein
sehr zeitaufwendiger ehrenamtlicher Einsatz mit täglichen
Eimerkontrollen, morgens und abends. Die meisten Tiere wanderten
Anfang bis Mitte März. Gleichzeitig begannen die Beschränkungen im
Zuge der Corona-Ausbreitung und es war einige Zeit unklar, wie unter
der Kontaktsperre die ehrenamtliche Arbeit durchgeführt werden kann.
Lediglich drei der 14 Amphibienzäune wurden als Vorsichtsmaßnahme
frühzeitig abgebaut. Alle anderen konnten bis zum Ende der Wanderung
kurz nach Ostern trotzdem weiter betreut werden.




[image: Bilanz der Amphibienwanderung 2020]

Grasfrosch

Foto: © NABU/N. Schiworra



Bilanz der Amphibienwanderung 2020

Seit 2019 gibt der NABU Hamburg eine Bilanz zur Amphibienwanderung
heraus. Gegenüber dem Vorjahr ist die Gesamtzahl der geretteten
Amphibien mit 10.043 Individuen ähnlich hoch (2019: 10.156). Die
Bilanz für 2020 sieht im Detail wie folgt aus:


	8765 Erdkröten (2019: 9302)

	1084 Frösche (2019: 684)

	194 Molche (2019: 170)



Damit hat sich der Anteil der Erdkröten verringert (87% gegenüber 92%
in 2019) und gleichzeitig der Anteil der Frösche (hauptsächlich
Grasfrösche) erhöht (11% gegenüber 7% in 2019).




[image: Foto: © NABU-Hamburg]

Molch

Foto: © NABU-Hamburg



"Das ist natürlich nur eine Momentaufnahme, dennoch stimmt uns diese
Tendenz nachdenklich", erklärt Anne Ostwald Artenschutzreferentin beim
NABU Hamburg. "Die Anzahl der Zäune und Zaunmeter variiert von Jahr zu
Jahr leicht. In dieser Saison konnten wir zwar mehr Zäune auswerten,
dennoch zeigt die Bilanz keine größere Anzahl an Amphibien. Viele NABU-
Aktive berichten darüber hinaus von deutlichen Rückgängen an den
betreuten Zäunen in den letzten Jahren. Wo ehemals Tausende Kröten
wanderten, sind es wie z.B. in Norderstedt nur noch Hunderte."

Die Ursachen für einen Bestandsrückgang, nicht nur bei der Erdkröte,
sind vielfältig: Nitratbelastung, Pestizideinsatz, Überbauung,
Zerstörung und Fragmentierung von Lebensräumen und das Trockenfallen
der Laichgewässer. "Dass sogar die relativ anspruchslose Erdkröte
einen abnehmenden Trend zeigt, stimmt sehr nachdenklich. Bereits in
den letzten zwei Jahren (2018/2019) war es in Hamburg viel zu trocken,
so dass schon im Frühling und Frühsommer viele Kleingewässer
ausgetrocknet waren." erklärt Ostwald. Fatal für alle Wasserorganismen
und damit auch für die heranwachsende nächste Amphibiengeneration.
Auch dieser April war von extremer Trockenheit geprägt, ein
Alarmsignal im Zuge des Klimawandels. Es ist davon auszugehen, dass
die negativen Einflüsse auf Molche, Frösche und Kröten zukünftig
zunehmen werden.

Deshalb fordert der NABU Hamburg von den Bezirken mehr Maßnahmen zum
Schutz der Amphibienpopulationen. Es braucht dauerhafte Lösungen an
den Straßen der Hauptwanderrouten. Denn, was kaum jemand weiß: Im
Sommer beginnt die Rückwanderung der kleinen Amphibien zu ihren Sommer-
 und Winterlebensräumen in Wäldern und Wiesen. Im Gegensatz zur
Frühjahrswanderung hüpfen und kriechen die Tiere einzeln zurück, oft
über einen mehrmonatigen Zeitraum. Zu den erwachsenen Tieren gesellen
sich dann auch die Jungtiere, die aus den Laichgebieten in die
normalen Lebensräume wandern. Die Anzahl der gefährdeten Tiere ist bei
der Sommer- und Herbstwanderung also ungleich höher.

Es ist jedoch über ehrenamtliche Arbeit nicht zu leisten, die
Wanderungen der Amphibien über einen so langen Zeitraum zu begleiten.
Der NABU Hamburg fordert deshalb mehr feste Amphibienleitsysteme an
den Wanderstrecken zu bauen, z.B. in Form von Tunneln unter den
betroffenen Straßen. So können ganzjährig Kröten, Fröschen und Molchen
vor dem sinnlosen Überfahren durch den Verkehr gerettet werden.

Hintergrund: Alle in Deutschland wildlebenden Amphibienarten gehören
zu den besonders geschützten Arten. In Hamburg kommen 14
Amphibienarten vor, von denen 10 zusätzlich dem Schutzregime der
sogenannten Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie der Europäischen Union
unterliegen. Das bedeutet, dass es eine Verpflichtung für die Stadt
Hamburg gibt, diese Arten in einen sogenannten "günstigen
Erhaltungszustand" zu bringen. Dennoch ist in Hamburg derzeit außer
dem Kammmolch keine Art in einem günstigen Zustand. Besorgniserregend
ist, das ehemals häufige Arten, wie die Erdkröte und der Grasfrosch
mittlerweile in Hamburg in der Roten Liste für gefährdete Arten
geführt werden (Erdkröte "Vorwarnliste" und Grasfrosch "Gefährdet").

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 07.05.2020

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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VÖGEL/1149: Der Sommervogel ist da! - Mauersegler bei der "Stunde der Gartenvögel" erfassen (NABU RP)

NABU Landesverband Rheinland-Pfalz - 7. Mai 2020

Der Sommervogel ist da!

NABU: Mauersegler bei der "Stunde der Gartenvögel" erfassen



Mainz - Die ersten kamen bereits in der letzten Aprilwoche und jetzt
werden es immer mehr: Mauersegler. "Nachdem bereits Anfang April Rauch-
 und Mehlschwalben zurückkehrten, können wir nun endlich auch die
Mauersegler begrüßen.", freut sich Fiona Brurein,
Öffentlichkeitsreferentin des NABU Rheinland-Pfalz. Die
Langstreckenzieher haben es noch rechtzeitig zur diesjährigen
NABU-Vogelzählaktion geschafft und können glücklicherweise mitgezählt
werden. Am Muttertagswochenende vom 08. bis 10. Mai lädt der NABU zur
bundesweiten "Stunde der Gartenvögel" ein.

"Um den 1. Mai kommen die Mauersegler zu uns zurück und im September
verlassen sie uns wieder und ziehen in ihre weit entfernten
westafrikanischen Überwinterungsgebiete. Manchmal verzögern sich diese
Daten, je nach Wetterlage. Das derzeitige recht stabile Wetter hat
wohl zur zeitigen Ankunft beigetragen, wie auch bei den Schwalben vor
einigen Wochen.", vermutet Brurein.

Mauersegler leben in der Nähe der Menschen, weil sie ihre kunstvollen
Nester gern unter die Dächer und in Nischen von Häusern und Schuppen
bauen. Die einstigen Felsnischenbrüter brüten auch gerne hinter
Dachziegeln, unter denen sie einschlüpfen können, hinter schadhaften
Verschalungen und in anderen Nischen. "Diese werden jedoch durch
Renovierungen und Isolierung immer weniger, und Neubauten sind oft
hermetisch abgeriegelt, sodass die Mauersegler darin keine Brutplätze
mehr finden können", berichtet Brurein. "Zum Glück kann man Ihnen aber
mit besonderen Nistkästen einen Brutplatz zur Verfügung stellen."

Mit über 40 Zentimetern Flügelspannweite sind Mauersegler deutlich
größer als Schwalben, mit denen sie nicht verwechselt werden sollten.
Verwandt sind die Meister der Lüfte mit den exotischen Kolibris.
Mauersegler verbringen fast ihr gesamtes Leben rastlos in der Luft,
sogar geruht und geschlafen wird während des Fliegens. Als
Langstreckenzieher überwintern sie südlich der Sahara und fliegen
jedes Jahr rekordverdächtige Strecken. Sie sind aber sehr ortstreue
Weltenbummler und kehren immer wieder in die Gegend ihres Brutplatzes
zurück. Sie bessern die noch vorhandenen Nester einer Kolonie aus oder
bauen neue, um dann bis September ein- oder zweimal zu brüten. Ihre
Hauptnahrung besteht aus im Flug erbeuteten Insekten, nicht zuletzt
Stechmücken. "Ihre akrobatischen Flugkünste, wenn sie auf Insektenjagd
gehen und ihre schrillen Schreie gehören für viele zum Sommer dazu wie
Eiscreme", glaubt die NABU Mitarbeiterin.

Am Muttertagswochenende vom 08. bis 10. Mai lädt der NABU zur
bundesweiten "Stunde der Gartenvögel" ein. Alle Naturfreund*innen sind
aufgerufen, eine Stunde lang Vögel zu beobachten und dem NABU zu
melden. Unter den Teilnehmenden werden viele Preise verlost.

Weitere Informationen zur Aktion unter

www.stunde-der-gartenvoegel.de



Informationen über Mauerseglernistkästen unter: 

https://www.nabu.de/tiere-und-pflanzen/voegel/helfen/nistkaesten/01103.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 14/20, 07.05.2020

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Rheinland-Pfalz e.V.

Frauenlobstr. 15-19, 55118 Mainz

Tel. 06131/140 39-24, Fax: 06131/140 39-28

Internet: www.NABU-RLP.de
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GARTEN/409: So werden Garten und Balkon zum Vogelparadies - Mitmachen bei der "Stunde der Gartenvögel" (NABU HH)

NABU Landesverband Hamburg - 7. Mai 2020

NABU-Naturtipp: So werden Garten und Balkon zum Vogelparadies

Mit einfachen Tipps gefiederte Gäste ins grüne Wohnzimmer locken /
Mitmachen bei "Stunde der Gartenvögel" vom 8.-10.5.2020



Vögel haben es zunehmend schwer ungestörte Brutplätze und genügend
Nahrung zu finden, da ihr Lebensraum schwindet. Umso wichtiger ist es,
Garten oder auf dem Balkon in ein Zuhause für Vögel zu verwandeln. Wie
das funktioniert, zeigt der NABU Hamburg.

Jeder kann man jeden Garten oder Balkon in ein grünes Paradies für
Vögel verwandeln und ihnen damit helfen. "Die intensive Landwirtschaft
versetzt unsere heimischen Vögel in eine zunehmende Notlage. Sie
finden immer weniger Nahrung und kaum Platz für ihre Brut. Daher
weichen sie immer mehr auf den Siedlungsraum aus und kommen zu uns in
die Gärten. Wer sie dort mit einem Nistkasten oder passenden Pflanzen
empfängt, wird zum Vogelschützer", sagt Marco Sommerfeld, Referent für
Vogelschutz beim NABU Hamburg.

Wer Vögeln zum Beispiel eine natürliche Snackbar bieten will, der
sollte einheimische Gehölze pflanzen, wie Weißdorn, Vogelbeere, Wilder
Wein, Birnbaum, Kornelkirsche, Schwarzer Holunder, Schlehe oder
heimische Rosen. Ihre Samen und Früchte dienen Vögeln als
Futterquelle. Auch samentragende Stauden, wie Karden und Mädesüß sind
wichtige Nahrungsspender. Sie gedeihen auch gut in Pflanzgefäßen auf
dem Balkon. "Da auch Insekten auf dem Speiseplan stehen, sollten
Hobbygärtner sie ebenfalls fördern und keinesfalls mit Pestiziden
bekämpfen", so Sommerfeld. "Die Vögel übernehmen diesen Job gern." Ein
Tipp für den Herbst: Lassen Sie heruntergefallenen Blätter ruhig
liegen. Im Laubstreu befinden sich viele Insekten, die gern von Amseln
oder Rotkehlchen aufgelesen werden. Bei fruchtragenden Bäumen können
Sie das Obst auch liegen und nicht gefallene Früchte am Baum hängen
lassen. Sie sind wichtige Nahrung für Vögel im Winter und die ersten
fliegenden Insekten im Frühjahr.

Wer gern dauerhafter Gastgeber für Vögel sein möchte, der kann Vögeln
im Garten einen Brutplatz schaffen. Der Optimalfall sind natürliche
Nistgelegenheiten wie eine Fassadenbegrünung, immergrüne Gehölze und
hohle Bäume. Besonders wertvoll sind Hecken: Sie bieten nicht nur
Brutmöglichkeiten, sondern mit ihren Früchten auch Nahrung. Außerdem
sind ihre Dornen und Stacheln ein natürlicher Schutz vor Fressfeinden.
Am besten eignen sich dabei heimische Arten wie Weißdorn. In Zeiten
fehlender natürlicher Brutmöglichkeiten sind viele Tiere aber auf
künstliche Nisthilfen angewiesen. Auch hier gibt es einiges zu
beachten: Welcher Vogel benötigt welchen Nistkasten, welcher Vogel
brütet lieber allein und welcher braucht Gesellschaft? Hier sollte man
sich vorher schlau machen - im Internet unter
www.NABU-Hamburg.de/gartentipps.

Im Sommer hilft man seinen gefiederten Gästen, indem man eine
Vogeltränke aufstellt, denn wo viel gesungen wird, muss auch die Kehle
befeuchtet werden. Nebenbei dient das Wasser auch der Körperhygiene
und als erfrischendes Nass bei heißen Temperaturen. Wer den Vögeln
dieses Wellnesspaket bieten möchte, füllt einfach eine flache Schüssel
mit Wasser und bringt sie gut ansteuerbar im Garten oder auf dem
Balkon unter. Wichtig: Das Gefäß sollte etwas erhöht stehen, damit
Katzen hier nicht leichte Beute haben, und es sollte regelmäßig
gereinigt werden, um zu vermeiden, dass sich Infektionen ausbreiten
können.

Tolle Mitmachaktion des NABU: Stunde der Gartenvögel an diesem
Wochenende

Vogelfreunde können an diesem Wochenende noch mehr tun: Vom 8. bis 10.
Mai 2020 findet deutschlandweit die 16. Stunde der Gartenvögel statt.
Der NABU ruft gemeinsam mit der NAJU dazu auf, eine Stunde lang Vögel
zu beobachten, zu zählen und zu melden. "Unsere Stunde der Gartenvögel
hatte in den vergangenen Jahren starke Teilnehmerzuwächse zu
verzeichnen. Über das große Interesse an der heimischen Natur freuen
wir uns sehr", so Marco Sommerfeld, Referent für Vogelschutz beim NABU
Hamburg. "Je mehr Menschen teilnehmen, desto aussagekräftiger sind die
gewonnenen Ergebnisse." Teilnehmen kann jede*r - besonders in Zeiten
von Corona eine tolle Möglichkeit, die Natur zu entdecken!

Und so funktioniert es: Von einem ruhigen Plätzchen im Garten, auf dem
Balkon oder vom Zimmerfenster aus wird von jeder Vogelart die höchste
Anzahl notiert, die im Laufe einer Stunde gleichzeitig beobachtet
werden konnte. Die Beobachtungen können am besten online unter
www.stundedergartenvoegel.de gemeldet werden, aber auch per Post oder
Telefon - kostenlose Rufnummer am 9. Mai von 10 bis 18 Uhr:
0800-1157115. Gemeldet werden kann auch mit der kostenlosen NABU-App
Vogelwelt, erhältlich unter www.NABU.de/vogelwelt. Meldeschluss ist
der 18. Mai.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 07.05.2020

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.
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MASSNAHMEN/274: BUND fordert zum Vorhabenkatalog Flächenrecycling, Kommunen in die Pflicht nehmen! (BUND SH)

BUND Landesverband Schleswig-Holstein e.V. - Kiel, 7. Mai 2020

BUND fordert zum Vorhabenkatalog Flächenrecycling der Landesregierung:
Kommunen in die Pflicht nehmen!



Kiel. Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland, Landesverband
Schleswig-Holstein (BUND) begrüßt den seitens der Landesregierung
beschlossenen Maßnahmenkatalog für eine Einschränkung der zunehmenden
Flächenversiegelung.

Hierdurch sollen zum Beispiel Bundeswehrflächen und belastete
Industrieflächen einfacher überplant werden können. In
Schleswig-Holstein werden täglich Flächen im Ausmaß von fast fünf
Fußballfeldern in Siedlungs- oder Verkehrsfläche umgewandelt. Die
Bundesregierung strebt bis 2050 das Flächenverbrauchsziel Netto-Null
(Flächenkreislaufwirtschaft) an, womit sie eine Zielsetzung der
Europäischen Kommission aufgegriffen hat. Schleswig-Holstein will den
Verbrauch bis 2030 um 60% auf 1,3 Hektar täglich verringern. Den
größten Einfluss auf den Flächenverbrauch hat aktuell das Versiegeln
von noch unbebauten Flächen mit Einfamilienhäusern und
Gewerbegebieten. Der BUND fordert die Landesregierung auf, ihr
Flächenverbrauchsziel mithilfe positiver Anreize und politischer
Vorgaben zu unterstreichen. Die Landesregierung muss nun am Ball
bleiben, die angekündigten Maßnahmen konsequent umsetzen und
Entsiegelungen mutiger angehen.

"Es ist ein positives Signal, dass die Landesregierung endlich
Maßnahmen zur Reduzierung der Versiegelung auf den Weg bringt.", sagt
Merlin Michaelis, Leiter des von BINGO! - die Umweltlotterie
geförderten BUND-Projekts "Versiegelung stoppen!". "Bisher hat sich
die Landesregierung beim Thema Flächenverbrauch nicht mit Ruhm
bekleckert. Vor allem bei der Fortschreibung des
Landesentwicklungsplanes hat sie bisher kein Wille gezeigt, den
Flächenfraß nachhaltig zu reduzieren. Viel mehr noch: Kommunen, die
bisher über die Stränge geschlagen haben, wurden durch die Regelungen
noch begünstigt." Der Landesentwicklungsplan bildet die Grundlage für
die räumliche Entwicklung in Schleswig-Holstein. Hier können
übergeordnete Maßnahmen festgelegt werden, um z.B. den
Flächenverbrauch zu reduzieren. Die Landesregierung hat sich jedoch
2018 dazu entschlossen, die ehemals regulierte wohnbauliche
Entwicklung in den Kommunen quasi freizugeben.

"Was wirklich angegangen werden muss - und das kann beim aktuellen
Bau-Wahn nur durch gesetzliche Regelungen erfolgen - ist die
Reduzierung des Bauens auf der grünen Wiese.", so Michaelis weiter.
"Mit der Revitalisierung von Brachflächen allein kann dem
zerstörerischen Trend nicht begegnet werden. So viele Militärflächen
gibt es in Schleswig-Holstein gar nicht."

BUND-Forderungen:


	Schnelle und konsequente Umsetzung der angekündigten Flächenrecyclingmaßnahmen

	Mittelfristige Strategie für einen Netto-Null-Flächenverbrauch mit regelmäßiger Überprüfung:

	Boden ist nicht vermehrbar: Deshalb braucht es gesetzliche Vorgaben damit Bauplanungen nur noch bei gleichwertigen Entsiegelungsmaßnahmen genehmigungsfähig werden



 * 

Quelle:

Presseinformation, 07.05.2020

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Schleswig-Holstein

Lorentzendamm Nr. 16, 24103 Kiel

Tel.: 0431/66060-0, Fax: 0431/66060-33
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Internet: www.bund-sh.de
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STADT/524: NABU wertet Baumfällsaison 2019-2020 aus - Hamburg verliert 950 Straßenbäume (NABU HH)

NABU Landesverband Hamburg - 6. Mai 2020

Baumfällsaison 2019/2020: Hamburg verliert 950 Straßenbäume

NABU Hamburg befürchtet negative Auswirkungen auf das Stadtklima, wenn
die Verluste nicht gestoppt werden



Am 29. Februar 2020 endete die Baumfällsaison. Der NABU Hamburg hat
auch in diesem Jahr die zur Baumpflege veröffentlichten
Fällstatistiken aller Bezirke bilanziert. Durch die Auswirkungen der
Corona-Pandemie konnte die Auswertung nun erst etwa zwei Monate später
fertiggestellt werden. Das Fazit: Hamburg hat zwischen Anfang Oktober
2019 und Ende Februar 2020 wieder 950 Straßenbäume verloren. In dieser
Größenordnung verschwinden Jahr für Jahr Bäume aus dem Straßenbild.




[image: Befahrene Straße mit Häusern und einigen Bäumen - Foto: © Thomas Dröse/NABU-Hamburg]

Bäume erfüllen gerade an viel befahrenen Straßen wichtige Funktionen
für Menschen und Tiere.

Foto: © Thomas Dröse/NABU-Hamburg



In der Bilanz der Fällstatistik werden insgesamt 674 geplante
Nachpflanzungen angegeben. Die Bäume werden aber in der Regel nicht
zeitgleich zur Fällung gepflanzt. Zudem kann ein nachgepflanzter
junger Baum einen alten Baum mit großer Blätterkrone in seinen
ökologischen Funktionen nicht vollwertig ersetzen. In den folgenden
drei Bezirken wurden die meisten Stämme abgesägt: Wandsbek (269)
Altona (143) und Mitte (138) (Auswertung aller sieben Bezirke am Ende
der Meldung).




[image: Stumpf eines abgeholzten Baums, dahinter Autos - Foto: © Thomas Dröse/NABU-Hamburg]

Gerade der Verlust von altem Baumbestand wiegt schwer. Bis
Nachpflanzungen für vollwertigen Ersatz sorgen, vergehen meist viele
Jahre.

Foto: © Thomas Dröse/NABU-Hamburg



"Noch vor der Bürgerschaftswahl im Februar sprachen sich die Parteien
in ihren Wahlprogrammen mit großer Mehrheit für den Erhalt von
Straßenbäumen nach Anzahl und Volumen auf dem jetzigen Niveau aus",
erinnert Mascha Kurenbach, Referentin für Stadtnatur beim NABU
Hamburg. "Wir fordern dringend, dass für die kommende Baumfällsaison
Lösungen gefunden werden, wie dieses Versprechen auch umgesetzt werden
kann. Wir können es uns einfach nicht leisten, durchschnittlich
jährlich an die 1.000 wertvolle Straßenbäume zu verlieren. Ein Trend,
der sich auch negativ auf das Stadtklima auswirkt. Schon jetzt hatten
wir einen sehr trockenen Frühling. Die Extremsommer der letzten zwei
Jahre zeigen, dass gerade in Großstädten Bäume und freie Grünflächen
unverzichtbar sind", so Kurenbach.

Stadtbäume wirken sich positiv auf die Gesundheit aus. Neben
Luftreinigung und Sauerstoffproduktion können Laubbäume bis zu 500
Liter Wasser pro Tag verdunsten und das Stadtklima abkühlen, vor allem
in den heißen Wochen des Jahres. Dies schwächt den typischen
Wärmeinseleffekt ab. Zusätzlich übernehmen Stadtbäume eine wichtige
Funktion als Lebensraum für Tiere und tragen zum Erhalt der urbanen
Artenvielfalt bei.

Die Angaben zu den Nachpflanzungen entsprechen einem Anteil von rund
71 Prozent aller Straßenbaumfällungen bezogen auf diese Saison. "Das
Thema Nachpflanzungen ist essentiell, vor allem, weil unsere
Straßenbäume mittlerweile auch durch den Trockenstress der letzten
Jahre geschwächt sind. Das Augenmerk sollte darauf liegen, die Gründe
für einen Abwärtstrend bei den Straßenbäumen aufzulösen", gibt Mascha
Kurenbach zu Bedenken.

Auswertungen Fällstatistiken 2019/2020 aller Bezirke

(Fällungen / geplante Nachpflanzungen):

Bezirk Altona 143/141

Bezirk Bergedorf 136/121

Bezirk Eimsbüttel 81/46

Bezirk Harburg 79/30

Bezirk Mitte 138/112

Bezirk Nord 104/104

Bezirk Wandsbek 269/120.

(Quelle: HamburgService - Online-Dienste der sieben

Bezirksversammlungen, Fälllisten der Bezirke,

Stand 30.04.2020

Quelle Nachpflanzungen Altona: Drucksache 21-0606

Baumbilanz 2019/20 - öffentliche Bäume).

Fazit: 
Das Ergebnis der Baumfällsaion 2019/2020: Hamburg verliert weitere 950
Straßenbäume. Für nur 674 Bäume sind bisher Nachpflanzungen geplant.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 06.05.2020
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WALD/205: Trockenheit der vergangenen Sommer erlaubt Ausblick auf die Zukunft des Waldes (idw)

Universität Greifswald - 06.05.2020

Trockenheit der vergangenen Sommer erlaubt Ausblick auf die Zukunft
des Waldes



Welchen Einfluss hatten die beiden Trockenjahre 2018 und 2019 auf das
Wachstum der regionalen Wälder? Dieser Frage gingen Wissenschaftler
der Arbeitsgruppe Landschaftsökologie und Ökosystemdynamik am Institut
für Botanik und Landschaftsökologie der Universität Greifswald nach.
Grundlage ihrer Untersuchung bildeten dabei Daten des Dickenwachstums
verschiedener typischer Laubbaumarten des Norddeutschen Tieflandes wie
Buche, Eiche, Ahorn und Hainbuche.

Die Studie mit dem Titel "Tree growth at the end of the 21st century -
the extreme years 2018/19 as template for future growth conditions"
ist nun im Wissenschaftsjournal "Environmental Research Letters"
erschienen (DOI: 10.1088/1748-9326/ab865d).

Die Daten für die Studie
(https://iopscience.iop.org/article/10.1088/1748-9326/ab865d/pdf)
wurden auf Dauerbeobachtungsflächen im Universitätswald in Eldena bei
Greifswald und auf der Insel Vilm in Mecklenburg-Vorpommern erhoben.
An diesen beiden Standorten betreibt die Arbeitsgruppe
Landschaftsökologie und Ökosystemdynamik (https://botanik.uni-greifswald.de/en/landscape-ecology-and-ecosystem-dynamics/employees/tobias-scharnweber/) seit 2013 ein intensives
Monitoring. Für die Analyse kommen Messinstrumente zum Einsatz,
sogenannte Dendrometer, die in hoher zeitlicher Auflösung von wenigen
Minuten präzise alle Änderungen des Stammumfanges von Bäumen, also
auch das tägliche Schrumpfen und Quellen des Stammes, erfassen.




[image: Foto: © Tobias Scharnweber]

Dendrometer an den Bäumen, hier an einer Hainbuche. Sie messen im
Mikrometerbereich jede Umfangsänderung des Stammes und erlauben
hochaufgelöste Analysen von Klima-Wachstumsbeziehungen. 

Foto: © Tobias Scharnweber



Die Sommer 2018 und 2019 waren extrem warm und trocken, und doch
unterscheidet sich das Baumwachstum in beiden Jahren signifikant. 2018
konnten alle Baumarten von den sehr feuchten Winterbedingungen
profitieren und zeigten in Norddeutschland trotz Rekordtemperaturen
und Trockenheit im Sommer ein überdurchschnittliches Wachstum. Ganz
anders 2019. Hier waren schon im Frühjahr die Bodenwasserspeicher
leer, Buche und Hainbuche reagierten mit Wachstumseinbrüchen von bis
zu 70 Prozent. Bergahorn und Eiche waren zwar nicht so stark
betroffen, doch auch hier lag das Wachstum deutlich unter dem
Durchschnittswert der vorhergehenden Jahre.

Im Vergleich mit den Klimadaten der vergangenen 100 Jahre waren die
Sommer 2018 und 2019 extrem. Laut den Klimaprognosen werden solche
Sommer zum Ende des 21. Jahrhunderts jedoch eher die Normalität sein.
Die beobachteten Wachstumseinbrüche können daher einen Eindruck von
zukünftigen Wuchstrends geben. Die Wissenschaftler weisen auf den
wichtigen Einfluss der Winterbedingungen: "Feuchtere Bedingungen im
Winter können den Einfluss trockener und heißer Sommer auf das
Baumwachstum mildern", sagt Dr. Tobias Scharnweber, Hauptautor der
Studie
(https://botanik.uni-greifswald.de/en/landscape-ecology-and-ecosystem-dynamics/employees/tobias-scharnweber/). "Wir beobachten,
dass bei Buchen besonders die Bäume mit großen Kronen von der
Trockenheit betroffen sind. Hinzu kommt, dass 2019 ein sogenanntes
Mastjahr war, also ein Jahr mit massiver Samenproduktion. Die Bäume
stecken ihre Ressourcen dann in die Bucheckern und nicht ins Wachstum,
dies ist ein zusätzlicher Grund für das geringe Wachstum."




Weitere Informationen

Hier finden Sie detaillierte Karten zur Dürrentwicklung und der
Wasserverfügbarkeit für Pflanzen für Deutschland und
Einzelregionen.

https://www.ufz.de/index.php?de=37937

Link zur Originalstudie

https://iopscience.iop.org/article/10.1088/1748-9326/ab865d/pdf

Twitter-Account des Instituts für Botanik und Landschaftsökologie


https://twitter.com/Leed_Greifswald

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news746918

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution65

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Greifswald - 06.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERBAND/428: In Farm-to-Fork- und Biodiversitätsstrategie Ernährungssicherheit stärker gewichten (DBV)

Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 7. Mai 2020

"Ernährungssicherheit stärker gewichten"

Rukwied zur geplanten Farm-to-Fork- und Biodiversitätsstrategie



Aufgrund der großen Herausforderungen, die durch die Corona-Pandemie
auch für die Landwirtschaft entstehen, setzt sich der Präsident des
Deutschen Bauernverbandes (DBV) und des Europäischen Bauernverbandes
(COPA), Joachim Rukwied, für eine Neujustierung der Agrarpolitik der
Europäischen Kommission in der geplanten Farm-to-Fork-Strategie und
der Biodiversitätsstrategie ein. In einem Schreiben an den
Vizekommissionspräsidenten Frans Timmermans und Umweltkommissar
Virginijus Sinkevicius mahnt Rukwied eine bessere Balance zwischen der
Ökonomie der landwirtschaftlichen Betriebe und Umweltanforderungen an
und betont einmal mehr die Bedeutung einer unabhängigen Europäischen
Lebensmittelproduktion: "Ernährungssicherheit wird oft als
selbstverständlich angesehen, aber sie muss zusammen mit einer gut
funktionierenden Lebensmittelversorgungskette innerhalb des
EU-Binnenmarktes als ein Thema von höchster Priorität betrachtet
werden."

Der deutsche und europäische Bauernpräsident macht darüber hinaus
deutlich, dass Nachhaltigkeit, Bekämpfung des Klimawandels und der
Schutz der Artenvielfalt im Eigeninteresse der Landwirte und
inzwischen in die Betriebsabläufe integriert seien. Mit Bezug auf die
bereits bekannt gewordenen Maßnahmen und geplanten Einschnitte
innerhalb der Farm-to-Fork- und Biodiversitätsstrategie appelliert
Rukwied: "In diesen unsicheren Zeiten müssen neue Maßnahmen behutsam
ausgewählt werden, um die landwirtschaftlichen Betriebe und
Genossenschaften nicht zu überfordern und somit zukunftsfähig zu
halten." Insbesondere ein verpflichtendes Reduktionsziel für
Betriebsmittel wie Pflanzenschutz- und Düngemittel sei weder
realistisch noch zielführend im Hinblick auf die Qualität der
Lebensmittel und die zur Versorgung der Bevölkerung notwendige Menge.
Rukwied: "Die Lehren aus der Corona-Krise müssen in die politischen
Strategien der EU einfließen. Deswegen sollten die
Farm-to-Fork-Strategie und die Biodiversitätsstrategie frühestens zum
Ende des Jahres vorgestellt werden."

Als Präsident des europäischen Bauernverbandes COPA vertritt Joachim
Rukwied rund 60 europäische Bauernverbände und damit mehr als 10
Millionen landwirtschaftliche Betriebe in der Europäischen Union.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Mai 2020

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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WASSER/234: Weiße Elster - Flusslandschaft des Jahres 2020 (DER RABE RALF)

DER RABE RALF

Nr. 214 - Februar / März 2020

Die Berliner Umweltzeitung

Aus der Eilenden wurde die Elster

Der Lauf der Weißen Elster ist die neue Flusslandschaft des Jahres

von Jörg Parsiegla



Obwohl die Weiße Elster nach der Elbe als zweitwichtigster Fluss
Mitteldeutschlands gilt, ist sie außerhalb der Region eher unbekannt.
Dabei durchfließt sie bedeutende Großstädte - insgesamt leben im
Einzugsgebiet mehr als 1,5 Millionen Menschen. Gleichzeitig ist der
Fluss eines der am stärksten belasteten Fließgewässer Deutschlands.
Vom verbindlichen Ziel der europäischen Wasserrahmenrichtlinie, bis
spätestens 2027 einen "guten ökologischen Zustand" zu erreichen, ist
er weit entfernt. Weil die genannten Fakten hohe Anforderungen an das
Flussmanagement-System stellen und um die Weiße Elster bekannter zu
machen, haben der Deutsche Angelfischerverband und die Naturfreunde
Deutschlands den Wasserlauf nun zur "Flusslandschaft des Jahres
2020/21" gewählt.

Die Weiße Elster ist ein 257 Kilometer langer rechter Nebenfluss der
Saale, der im äußersten Westen Tschechiens bei As (Asch) entspringt
und im sachsen-anhaltischen Halle in seinen Hauptfluss mündet. Ihr
Einzugsgebiet umfasst rund 5.300 Quadratkilometer und erstreckt sich,
ausgehend vom Elstergebirge im südlichen Vogtland, über drei
Naturraumeinheiten: das sächsisch-thüringische Schiefergebirge, das
sächsisch-thüringische Hügelland und die Leipziger Tieflandsbucht.

Der Name Elster hat übrigens nichts mit dem schwarz-weißen Rabenvogel
zu tun. Aus dem slawischen "alstrawa" (die Eilende) wurde nicht nur
der tschechische Flussname Halstrov, sondern auch "Elster". Nach der
Weißen Elster wurde auch die Elster-Kaltzeit benannt, die am längsten
zurückliegende Kaltzeit des letzten Eiszeitalters, bei der es zu einer
großräumigen Vergletscherung Norddeutschlands kam.

Ober- und Mittellauf

Schon etwa zehn Kilometer nach ihrem Quellpunkt auf 724 Metern Höhe
überquert die Weiße Elster zwischen Doubrava in Tschechien und Bad
Elster die Grenze ins sächsische Vogtland. Hinter Oelsnitz wird sie
durch die Talsperre Pirk aufgestaut und erreicht anschließend die
Stadt Plauen. Danach fließt sie durch die Täler der "Vogtländischen
Schweiz" und gräbt sich dabei tief in die Ausläufer des Thüringer
Schiefergebirges. Zum landschaftlichen Reiz dieses Flussabschnitts
gesellen sich architektonische Sehenswürdigkeiten, darunter die
bereits 1851 in Betrieb genommene Elstertalbrücke, die als Teil der
Bahnstrecke Leipzig-Hof eine der größten Ziegelsteinbrücken der Welt
darstellt. Unter der 68 Meter hohen Brücke hindurch führt die
Elstertalbahn.

In Thüringen werden die Städte Greiz und Gera durchflossen, wobei der
Fluss kurz vor Gera aus dem Mittelgebirge heraustritt. Beim
sachsen-anhaltischen Zeitz erreicht die Weiße Elster Lößhügelland und
damit die Norddeutsche Tiefebene.

Unterlauf

In der Leipziger Tieflandsbucht verbreitert sich das Flusstal
erheblich - auf durchschnittlich etwa zwei Kilometer. Aufgrund des von
nun an geringen Gefälles und der Sedimentfracht aus dem Gebirge
wechselte die Weiße Elster hier häufig ihr Bett, teilte sich in
mehrere Flussläufe auf und schuf zahlreiche Flussinseln und Altarme.
Mit zunehmender Siedlungsdichte infolge der Industrialisierung und
steigenden Anforderungen an den Hochwasserschutz wurde sie jedoch in
den zurückliegenden 200 Jahren stark begradigt, vertieft, kanalisiert
und eingedeicht. Ein letzter unverbauter Abschnitt existiert nördlich
von Zeitz zwischen den Orten Elsteraue und Beersdorf, wo sich der
Fluss in vielen Mäandern windet.

Kurz vor Leipzig umfließt die Weiße Elster im Betonbett
("Betonelster") den ehemaligen Tagebau Zwenkau und bildet anschließend
zusammen mit den Zuflüssen der Pleiße und der Parthe den Leipziger
Gewässerknoten. Zu den wasserbautechnischen Anlagen dieses Knotens
gehören auch das als Nebenarm zur Weißen Elster angelegte kanalisierte
Elsterflutbett und das zweieinhalb Kilometer lange und 155 Meter
breite Elsterbecken im Auenwald westlich des Stadtzentrums.

Das Elsterbecken verlassen zwei Hauptarme: die sich wieder naturnah
schlängelnde Elster und die kanalisierte Neue Luppe. Kurz vor dem
letztmaligen Wechsel auf anhaltisches Gebiet kommen beide jedoch
wieder zusammen und setzen ihren Weg kanalisiert fort. Ab dem Wehr bei
Döllnitz, auf ihren letzten zehn Kilometern Flusslauf bis zur Mündung
in die Saale (auf 80 Metern Höhe), darf es sich die Weiße Elster noch
einmal gemütlich machen und durch Auenlandschaft fließen.

Naturschutz

So vielfältig wie die Landschaftsräume, durch die die Weiße Elster
fließt, sind auch die Habitate und deren pflanzliche und tierische
Bewohner an ihrem Lauf. Die Naturfreunde listen insgesamt acht
verschiedene Fauna-Flora-Habitat-(FFH-)Schutzgebiete auf. Das
FFH-Gebiet "Saale-, Elster-, Luppe-Aue" zwischen Merseburg und Halle
ist beispielsweise durch Trocken- und Steppenrasen geprägt. Hier
kommen verschiedene schützenswerte Orchideenarten vor, und in den
Uferzonen tummeln sich Rotbauchunke und Nördlicher Kammmolch. Außerdem
trifft man auf Biber, Fischotter und einige Fledermausarten. Das
FFH-Gebiet "Leipziger Auensystem" weist vor allem feuchte
Hochstaudenfluren, magere Flachland-Mähwiesen und Weichholzauenwälder
auf. Hier kommt auch der Bitterling, ein heute in der Region eher
seltener Karpfenfisch, vor.

Außerdem hat die Flusslandschaft der Weißen Elster Bedeutung für
einige bedrohte Vogelarten, darunter Eisvogel, Heidelerche und Kiebitz
sowie große Greifvögel. Flussaufwärts ist es vor allem ehrenamtlichen
Naturschützern zu verdanken, dass einzelne Exemplare der
Flussperlmuschel in den Nebenbächen der Weißen Elster überlebt haben.
Zahlreiche Perlen der sächsischen Könige stammen vom Oberlauf der
Weißen Elster. Es gibt erste Projekte zur Wiederansiedlung der
seltenen Art.

Trotz seiner Belastung gilt der Fluss wieder als fischreich. Für einen
Gewässerabschnitt bei Gera zum Beispiel werden fast alle wichtigen
mitteleuropäischen Fischarten wie Aal, Bachforelle, Barsch, Elritze,
Hecht, Karpfen, Quappe, Regenbogenforelle und Wels aufgeführt. In
allen größeren Städten können Gastangler Angelkarten erwerben.

Naherholung

Die Flusslandschaft der Weißen Elster hat unbestritten ihre Reize. Die
geschwungenen Hügel, bunten Felder, beschaulichen Vogtland-Dörfer und
dunklen Wälder ziehen immer mehr Menschen an. Vor allem der
Radtourismus stellt im gesamten Flusslauf einen wichtigen
Nutzungsfaktor dar. Mit dem 2004 eröffneten, rund 250 Kilometer langen
Elsterradweg und dem angeschlossenen Flussperlmuschelwanderweg am
Oberlauf ist die Region wie durch ein "blaues Band" erschlossen. Am
Unterlauf führen mehrere thematische Rad- und Wanderrouten durch die
Flusslandschaft.

Vielerorts entlang der Weißen Elster erfreut sich außerdem
Wassertourismus großer Beliebtheit. Hauptsächlich werden Kanu-, Kajak-
und Schlauchboottouren angeboten, am Oberlauf ist sogar
Wildwassersport möglich. Am Teilungswehr zur Ableitung des
Elsterflutbetts auf Leipziger Stadtgebiet hat sich der Kanuclub der
Messestadt als Bundesstützpunkt für Kanu-Slalom etabliert. Im August
2015 war das Elsterflutbett erstmals Austragungsort der
Ruder-Bundesliga.


Weitere Informationen: www.blaues-band.de/elster
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KLIMA/753: Arabisches Meer - Überlebenskampf und Klimanot ... (SB)



Die Klimaforschung arbeitet seit Jahrzehnten daran, die
physikalischen Veränderungen der Natursysteme unter dem Einfluß der
globalen Erwärmung in Computersimulationen nachzustellen. Auf dieser
Grundlage werden Trends möglicher Klimaentwicklungen aufgezeigt. Eine
solche Modellierung gilt als zuverlässig bzw. "robust", wenn damit
zurückliegende Ereignisse und Prozesse treffgenau nachgestellt werden
können.

Diese Methode hat zwar ihre Grenzen, beispielsweise wenn nicht alle
denkbaren Parameter in das Modell einberechnet wurden oder wenn
unvorhergesehene, da vielleicht erdgeschichtlich seltene oder
erstmalige Ereignisse eintreten, aber die Computersimulation zählt
zum klimawissenschaftlichen Standard. Das abstrahierende Verfahren
ergänzt die Feld- und Laborarbeit, ebenso wie umgekehrt diese die
Daten für die Berechnungen liefert.

Vor kurzem hat eine internationale Forschungsgruppe um Joaquim I.
Goes vom Lamont-Doherty Earth Observatory der Columbia University in
New York eine Studie in "Nature Scientific Reports" [1] vorgestellt,
bei der ein großräumiger Teilaspekt der Klimaentwicklung näher
beleuchtet wurde.

Die Nahrungskette im Arabischen Meer wurde in Folge von Veränderungen
an weit entfernten Orten durchbrochen. Vom Gebirgskomplex tibetisches
Hochland-Himalaya, von dem sich die Gletscher und Schneefelder
aufgrund der globalen Erwärmung nach und nach zurückziehen, wehen im
Winter zunehmend wärmere Winde herab auf die tropischen
Meeresgebiete. Diese werden nicht mehr so stark aufgewirbelt und
durchmischt wie früher, als die Winde noch kälter waren. Durch sie
waren in der Vergangenheit zuverlässig Nährstoffe von tieferen in die
oberen Schichten des Indischen Ozeans und seiner Randmeere wie dem
Arabischen Meer eingebracht worden.

Der heutzutage geringere Temperaturunterschied zwischen dem tropisch
warmen Wasser und den im Winter tendenziell wärmeren Winden aus dem
Hochgebirge hat zur Folge, daß das Meer nicht mehr so stark
aufgewühlt wird. Die daraufhin nährstoffarm bleibenden oberen
Meeresschichten werden inzwischen alljährlich bis ins Arabische Meer
hinein von einer einzigen Planktonart, Noctiluca scintillans
(Meeresleuchttierchen), dominiert. Diese Einzeller kommen mit wenigen
Nährstoffen gut zurecht und dienen ihrerseits nur wenigen Tierarten
als Nahrung.

Das Meeresleuchttierchen, das pflanzliche und tierische Eigenschaften
in sich vereint, setzt größere Mengen Ammonium frei, das Fischen
gefährlich werden kann. Phytoplankton dagegen, das traditionell die
Basis der Nahrungskette in dem Meeresgebiet war, wurde nicht nur
verdrängt, sondern wird von Noctiluca sogar absorbiert. Das hat zur
Folge, daß den Fischen nicht mehr die gewohnte Nahrungsmenge zur
Verfügung steht und sie daraufhin weniger Nachkommen zeugen. Darüber
hinaus wird beim Zerfall von verstorbenen Einzellern der
Meeresumgebung Sauerstoff entzogen. Auch deshalb sind die Algenblüten
eine Plage, denn sie erzeugen sauerstoffarme Zonen, in denen die
Fische sterben.

In Folge dieses Rückgangs ist der Fischfang eingebrochen, von dem 150
Millionen Menschen ökonomisch abhängig sind, und die Fischer müssen
sich andere Berufsfelder erschließen. Da sie über Boote verfügen,
bietet sich manchem von ihnen offenbar eine Alternative besonders gut
an, die Piraterie. Auch in anderen Gewässern bereitet Noctiluca
scintillans Probleme, beispielsweise in den Küstengewässern von
Indien, Indonesien, Thailand, Vietnam und den Seychellen.

Ende der 1990er Jahre war im Arabischen Meer zum ersten Mal das
Auftreten von Noctiluca beobachtet worden. Seitdem herrschen dort
mehrere Monate im Jahr jene nachtleuchtenden Algenblüten. Und das
Phänomen weitet sich drastisch aus, wie anhand von
Satellitenaufnahmen der US-Weltraumagentur NASA gezeigt werden kann.

Zu den wenigen Tierarten, die sich von Noctiluca ernähren, gehören
Salpen und Quallen. Die werden von den Algenblüten angezogen und
vermehren sich dank der üppigen Nahrungsgrundlage ebenfalls kräftig.
Beide zusammen, Quallen und Noctiluca, bilden dann vor allem in
Küstennähe riesige Teppiche aus schleimigen Massen, die regelmäßig
den Betrieb von am Meer gelegenen Installationen wie Ölraffinerien,
Aquakulturen und Meerwasserentsalzungsanlagen behindern. Touristen
sind ebenfalls nicht sonderlich erbaut, wenn sie zum kühnem Sprung
ins Meer ansetzen, aber in einer Art Schleimsuppe landen.

Ein Malheur, das allerdings noch leicht zu verschmerzen sein dürfte
verglichen mit den anderen ökologischen und sozioökonomischen Folgen
der globalen Erwärmung im Arabischen Meer. Die Studie veranschaulicht
die Komplexität der Atmosphäre-Meer-Wechselwirkungen, die der
Klimawandel bereits jetzt mit sich gebracht hat und in Zukunft noch
verstärkt mit sich bringen dürfte. Die Existenz des Klimawandels zu
leugnen heißt, seine unübersehbaren Begleiterscheinungen zu leugnen.


Fußnote:

[1] https://www.nature.com/articles/s41598-020-64360-2.pdf

7. Mai 2020
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